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44.  Sitzung 

Bonn, den 18. Juni 1973 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 11.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen fol-
gende amtliche Mitteilungen zu machen. 

Der Ältestenrat empfiehlt, für die Einreichung 
von Fragen während der Sommerpause abwei-
chend von der Geschäftsordnung folgende Regelung 
zu treffen: 

Jedes Mitglied des Hauses ist berechtigt, in den 
Monaten Juli und August 1973 je vier Fragen ein-
zureichen. Die Fragen für den Monat Juli müssen 
spätestens bis Dienstag, den 31. Juli, 11 Uhr, die 
Fragen für August bis Freitag, den 31. August, 
11 Uhr, im Parlamentssekretariat eingehen. Fra-
gen, die in den Monaten Juli und August einge-
reicht werden, werden von der Bundesregierung 
schriftlich beantwortet. Die Fragen, die im Septem-
ber gestellt werden, werden gemäß den Richtlinien 
für die Fragestunde beantwortet. Sperrfrist für die 
Einreichung von Fragen für die Fragestunden der 
ersten Plenarsitzungen nach der Sommerpause ist 
gemäß Nr. 9 der Richtlinien für die Fragestunde Frei-
tag, der 7. September, 11 Uhr. 

Ich frage, ob das Haus mit dieser Regelung ein-
verstanden ist. — Ich höre keinen Widerspruch; 
dann ist so beschlossen. 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat 
mit Schreiben vom 15. Juni 1973 darum gebeten, 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung beam-
tenrechtlicher Vorschriften in der Fassung der Be-
schlüsse des Innenausschusses — Drucksache 
7/719 — dem Ausschuß nachträglich auch nach § 96 
der Geschäftsordnung zu überweisen. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre 
keinen Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat am 14. Juni 1973 
für den Abgeordneten Dr. Carstens (Fehmarn), der 
seinen Sitz als Stellvertreter in der Beratenden 
Versammlung des Europarates aufgibt, den Abge-
ordneten Dr. Barzel benannt. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß der Abge-
ordnete Dr. Barzel als Stellvertreter in die Bera-
tende Versammlung des Europarates gewählt wird? 

— Ich höre keinen Widerspruch; dann ist so be-
schlossen. 
Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 

ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 15. Juni 1973 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Steueränderungsgesetz 1973 

Gesetz zur Reform des Grundsteuerrechts 

Fünfzehntes Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 135 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 23. Juni 1971 über Schutz und Er-
leichterungen für Arbeitnehmervertreter im Betrieb 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 129 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 25. Juni 1969 über die Arbeitsauf-
sicht in der Landwirtschaft 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 115 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 22. Juni 1960 über den Schutz der 
Arbeitnehmer vor ionisierenden Strahlen 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Finanzstatistik 

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den zivilen 
Ersatzdienst 

Gesetz über die Mindestanforderungen an Unterkünfte für 
Arbeitnehmer 

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Ein-
richtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminal-
amtes) 

Geflügelfleischhygienegesetz (GFlHG) 

Gesetz zur Änderung des Fleischbeschaugesetzes 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über forstwirtschaftliche 
Zusammenschlüsse 

Gesetz zur Änderung des Eichgesetzes 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Einheiten im Meß-
wesen 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 136 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 23. Juni 1971 über den Schutz vor 
den durch Benzol verursachten Vergiftungsgefahren 

Der Bundesrat hat in der gleichen Sitzung beschlossen, hin-
sichtlich der folgenden Gesetze zu verlangen, daß der Ver-
mittlungsausschuß einberufen wird: 

Zweites Gesetz über die Erhöhung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Bund und Ländern (Zweites Bundesbesol-
dungserhöhungsgesetz) 

Gesetz über das Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts 

Seine Schreiben werden als Drucksachen 7/801, 7/802 verteilt. 

In der gleichen Sitzung hat der Bundesrat beschlossen, dem 
Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 und des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol gemäß Artikel 105 Abs. 3 
GG nicht zuzustimmen; er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/803 
verteilt. 

Ich rufe Punkt II der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 1973 (Haushalts-
gesetz 1973) 
— Drucksachen 7/250, 7/599 — 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Anträge und Berichte des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) 

Ich rufe zuerst auf: 

Einzelplan 01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 
— Drucksache 7/721 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Simon 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Wird 
das Wort in der Debatte gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Dann lasse ich abstimmen. Wer dem Einzelplan 
des Bundespräsidenten und des Bundespräsidial-
amts zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. —
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Ent-
haltungen; der Einzelplan 01 ist einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe nun vereinbarungsgemäß auf: 

Einzelplan 03 

Bundesrat 
— Drucksache 7/723 —
Berichterstatter: 
Abgeordneter Schmitz (Baesweiler) 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das ist 
nicht der Fall. Wird in der Debatte das Wort ge-
wünscht? — Das ist auch nicht der Fall. 

Wer dem Einzelplan des Bundesrates zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe.   Keine Gegenstim-
men. Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 04 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 
— Drucksache 7/724 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Esters 
Abgeordneter Baier 

Der Berichterstatter Abgeordneter Esters hat das 
Wort. 

Esters (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Beratung über den Einzelplan 04 in 
zweiter Lesung kann in diesem Jahre sicherlich 
unter wesentlich günstigeren Umständen für die 
Koalition vonstatten gehen als im Jahre 1972. Des-
halb kann in diesem Jahr der Berichterstatter mit 
der gebotenen Sachlichkeit auch einige Erläuterun-
gen zu dem vorliegenden Antrag des Haushalts-
ausschusses auf Drucksache 7/724 geben. Ich habe in 
dieser Eigenschaft darzustellen, welche Verände-
rungen dieser Einzelplan im Laufe der Detailbera-
tungen im Haushaltsausschuß gegenüber der Regie-
rungsvorlage erfahren hat, welche Probleme ange-
sprochen wurden und bei welchen Kapiteln und 
Positionen Kontroversen zwischen der Koalition 
und der Opposition nicht auszuschließen waren. 

Die Kap. 01 und 02 sind insgesamt um den Be-
trag von 3 184 700 DM gekürzt worden, so daß sich 
für diese beiden Kapitel ein neuer Ansatz von 
27 585 600 DM ergibt. Von diesen Kürzungen ent-
fallen 3 Millionen DM auf den Ansatz für den Neu-
bau des Bundeskanzleramts und 184 700 DM auf die 
Verwaltungsausgaben. 

Koalition und Opposition konnten im Ausschuß 
in der Frage des Neubaubeginns für das Bundes-
kanzleramt kein Einvernehmen herstellen. Wäh-
rend die Opposition aus — wie sie sagte — stabili-
tätspolitischen Gründen für eine erneute Verschie-
bung des Baubeginns plädierte und damit den in 
der Regierungsvorlage ausgebrachten Ansatz in 
Höhe von 7 Millionen DM insgesamt streichen 
wollte, ging die Koalition davon aus, daß nach, 
wie sie meinte, überzeugender Darstellung durch 
das Bundeskanzleramt ein Ansatz von 4 Millionen 
DM für 1973 erforderlich sei. 

Gestatten Sie mir einige Bemerkungen zu dem 
Gesamtkomplex. 

Der Komplex „Neubau Bundeskanzleramt" hat 
im Haushaltsausschuß in den letzten Jahren schon 
oft zur Beratung angestanden. Die Notwendigkeit 
eines Neubaus für das Bundeskanzleramt sollte in 
diesem Hause nicht umstritten sein. Nicht erst un-
ter dieser Bundesregierung hat sich nämlich her-
ausgestellt, daß der Gebäudekomplex des Palais 
Schaumburg den räumlichen und organisatorischen 
Anforderungen, die an eine Regierungszentrale zu 
stellen sind, seit langem nicht mehr genügt. Als 
die sozialliberale Koalition im Jahre 1969 die Re-
gierung übernahm, lagen bereits Planskizzen und 
Studien für eine Erweiterung des Bundeskanzler-
amts vor. Diese waren im Auftrage des damaligen 
Chefs des Bundeskanzleramts, Herrn Professor Dr. 
Carstens, erarbeitet worden. 

Mit Rücksicht auf die bevorstehenden Bundes-
tagswahlen wurden diese Pläne jedoch im Kabinett 
nicht mehr beraten. Das sollte erst nach der Wahl 
geschehen. Dazu ist es dann, wie Sie wissen, 
nicht mehr gekommen. Die sozialliberale Bundes-
regierung fand bei ihrem Amtsantritt diese Pläne 
vor. Sie hat sie eingehend geprüft, jedoch in der 
damals vorliegenden Form nicht weiterverfolgt. Sie 
war zu der Erkenntnis gekommen, daß die vorge-
sehenen An- und Erweiterungsbauten die alte Ge-
bäudestruktur nicht ändern, sondern den bisherigen 
Unzulänglichkeiten nur weitere hinzufügen würden. 
Nicht zuletzt aus Kostengründen entschloß sich die 
Bundesregierung, einen Neubau zu errichten, und 
wählte als Standort die Görreswiese — einmal we-
gen der Nähe zum Parlament, zum anderen, weil 
dieser Standort es dem Bundeskanzler ermöglicht, 
die mit dem Palais Schaumburg als Sitz des Regie-
rungschefs gewachsene Tradition fortzusetzen und 
das Palais weiterhin für Repräsentationszwecke zu 
nutzen. 

In keiner Phase ist die Planung des neuen Ge-
bäudes vom Bundeskanzleramt als eine „geheime 
Kommandosache" behandelt worden. Sie ist viel-
mehr in aller Öffentlichkeit und unter intensiver 
Beteiligung aller interessierten Stellen erfolgt. Den 
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Esters 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages, insbeson-
dere denen des Haushaltsausschusses, wurde wie-
derholt Gelegenheit gegeben, sich über den Stand 
der Neubauplanungen zu unterrichten. Die Kolle-
gen wurden darüber hinaus über ihre Fraktionsvor-
sitzenden im Mai 1971 eingeladen, die preisgekrön-
ten Entwürfe des Architektenwettbewerbs im Pla-
nungspavillon im Bundeskanzleramt zu besichtigen. 

Der Haushaltsausschuß hat sich seit 1969 in zahl-
reichen Sitzungen mit dem Neubauvorhaben befaßt. 
Ich möchte noch einmal deutlich herausstellen, daß 
die Notwendigkeit des Neubaus zu keiner Zeit in 
Frage gestellt wurde. In seiner Sitzung am 27. Ja-
nuar 1972 hat der Haushaltsausschuß die Finanzvor-
lage „Bau" zur Kenntnis genommen und für 1972 be-
reits einen Ansatz von 4 Millionen DM und eine Ver-
pflichtungsermächtigung für 1973 von 18 Millionen 
DM ausgebracht. Der für den Herbst 1972 vorge-
sehene Baubeginn mußte verschoben werden, weil 
der Haushalt 1972 aus den Ihnen bekannten Grün-
den nicht rechtzeitig verabschiedet werden konnte. 

Anfang des Jahres 1973 wurden die Planungs-
arbeiten wieder aufgenommen. Sie sind inzwischen 
so weit zum Abschluß gekommen, daß die Rohbau-
arbeiten noch im Laufe dieses Sommers ausge-
schrieben werden können. Mit der Bauausführung 
soll dann im Spätherbst begonnen werden. 

Für die Bauarbeiten, die noch in diesem Jahr 
durchgeführt werden sollen, sind nach der vom 
Haushaltsausschuß gebilligten Vorlage Haushalts-
mittel in Höhe von rund 4 Millionen DM erforder-
lich. Die Ausführungsplanung, insbesondere die 
Kostenschätzung, ist von der Bundesbaudirektion 
nach Abstimmung mit den Bundesressorts und nach 
Überprüfung durch das Bundesfinanzministerium 
erstellt worden. Der Haushaltsausschuß hat deshalb 
beschlossen, diese Mittel einschließlich der erfor-
derlichen Verpflichtungsermächtigung bereitzustel-
len, damit der Neubau des Bundeskanzleramtes 
nach einjähriger Verzögerung noch in diesem Jahre 
endlich in Angriff genommen werden kann. 

Bei Kap. 04 01 hat der Haushaltsausschuß eine 
generelle Regelung für die Büros ehemaliger Bun-
deskanzler getroffen. Wir glauben, dem Parlament 
eine faire und adäquate Regelung vorschlagen zu 
können. Den ehemaligen Bundeskanzlern sollen für 
die Zeit ihrer Zugehörigkeit zum Deutschen Bun-
destag ein persönlicher Referent nach A 16/B 3, eine 
Sekretärin und ein Kraftfahrer zur Verfügung 
stehen. Diese Regelung jedoch, so wurde im Haus-
haltsausschuß deutlich, soll nicht für Extremfälle 
gelten. Die in diesem Falle hierfür vorgesehenen 
Planstellen finden Sie im Kap. 04 01. 

(Abg. von Alten-Nordheim und Abg. 
Franke [Osnabrück]: Was heißt „Extrem

-

fälle"?) 

Der Planungsabteilung im Bundeskanzleramt 
kommt nach Auffassung der Koalition eine nicht zu 
unterschätzende Bedeutung zu. Es trifft sicherlich 
zu, daß der Tit. 42712 in der Vergangenheit zu 
einer indirekten Personalverstärkung durch die Ein-
stellung von Honorarkräften führte, was auf Anre-
gung des Bundesrechnungshofs schon einmal dazu 

führte, daß das Parlament wegen erworbener 
Rechte ehemaliger Honorarkräfte neue Stellen in 
der Planungsabteilung ausbringen mußte. 

Um dem vorzubeugen, hat der Haushaltsaus-
schuß die Zweckbestimmung für diesen Titel geän-
dert. Das Bundeskanzleramt hat zugesagt, in Zu-
kunft nicht den über einen längeren Zeitraum hin-
weg eingestellten Honorarkräften, sondern der zeit-
weiligen Beratung durch wissenschaftliche Sachver-
ständige den Vorrang zu geben. 

Die Planungsabteilung des Bundeskanzleramtes 
hat in hohem Maße ressortübergreifende Koordinie-
rungsaufgaben wahrzunehmen. Diese Aufgaben 
sind nach Auffassung der Koalition kostengünstiger 
zu erfüllen, indem man sich den wissenschaftlichen 
Sachverstand außerhalb der Bundesverwaltung auf 
Zeit dienstbar macht als durch die Schaffung neuer 
Stellen. Aus diesen Gründen werden Kürzungsan-
träge der Opposition, die in zweiter Lesung hier 
wiederkehren, abgelehnt. 

Ähnliches gilt für den Tit. 526 14 — Kosten für 
Gutachten und Forschungsaufträge —. 

Das Kap. 04 03 — Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung   ist im Haushaltsausschuß 
gegenüber der Regierungsvorlage um 1 029 000 DM 
erhöht worden, so daß der neue Ansatz 149 330 700 
DM beträgt. Verständlicherweise hat die Koalition 
hier einem Antrag der Opposition, den Titel 
„Öffentlichkeitsarbeit Inland" empfindlich zu kür-
zen, nicht folgen können. Man darf aber, glaube ich, 
doch wohl sagen, daß sich dieser Titel mit einem 
Ansatz von 11,6 Millionen DM sehr bescheiden aus-
nimmt. 

Die Kollegen der Opposition werden sicherlich 
auch Verständnis dafür aufbringen können — im 
Haushaltsausschuß war es jedenfalls so , daß wir 
ihrem im Haushaltsausschuß gestellten und hier wie-
derholten Antrag, den Titel zur Verfügung des Bun-
deskanzlers zur Förderung des Informationswesens 
fast zu halbieren, beim besten Willen nicht zu folgen 
in der Lage waren. 

(Abg. Baier: Warum?) 

Dieser Titel, Reptilienfonds genannt, wies in frühe-
ren Jahren einmal erheblich höhere Ansätze aus, und 
zwar ohne Kontrolle durch den Präsidenten des Bun-
desrechnungshofes. 

(Abg. Dr. Althammer: Wird aber nur 
verlagert!) 

Auf Vorschlag des zuständigen Unterausschusses 
ist Kap. 04 04 — Bundesnachrichtendienst — um 
5 Millionen DM gekürzt worden. Der neue Ansatz 
beträgt nun 94,5 Millionen DM. 

Nach Verabschiedung des Grundvertrages mit der 
DDR hat der Haushaltsausschuß Kap. 04 05 — Stän-
dige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in 
der DDR -- auf Vorschlag des Berichterstatters und 
auf Empfehlung der Bundesregierung neu ausge-
bracht. Mit Ausnahme der Stelle für den Leiter nach 
B 11 sind jedoch alle anderen Planstellen und die 
stellenabhängigen Ansätze qualifiziert gesperrt wor-
den. Ein Antrag der Koalitionsfraktionen auf Um- 
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wandlung der qualifizierten in eine einfache Sperre 
liegt Ihnen vor. Wir werden darauf zurückkommen 
müssen. 

In Art. 8 des Grundvertrages haben die Bundes-. 
republik Deutschland und die DDR vereinbart, am 
Sitz der jeweiligen Regierung eine Ständige Vertre-
tung zu errichten. Nachdem die beiden Staaten in 
Deutschland jahrelang nebeneinanderhergelebt ha-
ben, praktisch ohne Kontakte zueinander zu haben, 
sind jetzt Voraussetzungen dafür geschaffen worden, 
daß die für eine Zusammenarbeit notwendigen stän-
digen Verbindungen aufgenommen und belebt wer-
den können. Die Bundesregierung ist nicht mehr wie 
in den vergangenen Jahren darauf angewiesen, daß 
von Fall zu Fall das Zusammentreffen von Delega-
tionen vereinbart werden muß. Es wird möglich sein, 
an Ort und Stelle über die Ständigen Vertretungen 
in allen Fragen jederzeit in Verbindung zu treten. 
Art. 8 des Grundvertrages spricht bewußt von Stän-
digen Vertretungen. Damit wird deutlich gemacht, 
daß es sich bei diesen Vertretungen nicht um diplo-
matische Missionen handelt, wie sie in ausländischen 
Staaten unterhalten werden. Die Beziehungen der 
Bundesrepublik zur DDR unterscheiden sich von den 
Beziehungen zu auswärtigen Staaten und haben 
einen besonderen Charakter. 

Die Größe der Ständigen Vertretung der Bundes-
republik Deutschland in Ost-Berlin wird durch ihre 
Aufgaben bestimmt. Da es sich um die Beziehungen 
zwischen den beiden deutschen Staaten handelt, hat 
die Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutsch-
land besonders vielfältige und vielschichtige Aufga-
ben zu erfüllen. Es liegt auf der Hand, daß die Auf-
gaben angesichts des in den vergangenen Jahren 
verhärteten Verhältnisses besonders schwierig sein 
werden. Das auf die Ständige Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland und das Bundeskanzleramt 
zukommende Maß an Arbeit und Verantwortung er-
fordert die in der Drucksache 7/724, dem Antrag zu 
Einzelplan 04, vorgesehene Personalausstattung. Das 
bedeutet, daß die Ständige Vertretung mit 62 Beam-
ten, 15 Angestellten und 13 Arbeitern ausgestattet 
sein soll. Das Bundeskanzleramt selbst als Betreu-
ungsstelle soll zusätzlich 13 Beamten- und 2 Ange-
stelltenstellen erhalten. Da der Grundvertrag selbst 
nichts darüber sagt, wann die Ständigen Vertretun-
gen eingerichtet werden sollen, ist bei den Beratun-
gen im Haushaltsausschuß vorgesehen worden, die 
hierfür erforderlichen Stellen und Ausgaben vorerst 
qualifiziert zu sperren, also die Inanspruchnahme der 
Stellen und Ausgaben an die Einwilligungen des 
Ausschusses zu binden. Die Gesamtausgaben für die-
ses im Ausschuß neu ausgebrachte Kap. 04 05 belau-
fen sich nach dem Antrag auf 2 953 200 DM. 

Ich bitte die Kollegen, dem Einzelplan 04 in der 
vom Haushaltsausschuß vorgelegten Fassung zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Wünscht sonst jemand das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann, meine Damen 
und Herren, eröffne ich die Aussprache. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Dr. Carstens. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Einem alten parla-
mentarischen Brauch folgend benutze ich die Gele-
genheit der Behandlung des Etats des Bundeskanz-
lers zu einigen kritischen Bemerkungen über die 
Teile der Gesamtpolitik dieser Regierung, die mir 
einer solchen kritischen Betrachtung bedürftig er-
scheinen. 

Bevor ich das aber tue, möchte ich mit allem Nach-
druck zum Ausdruck bringen, wie sehr meine Frak-
tion es bedauert, daß diese Haushaltsberatung unter 
einem so starken Zeitdruck durchgeführt werden 
muß. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Weder in den Ausschüssen noch im Plenum hat ge-
nügend Zeit zur Verfügung gestanden, um die Sach-
fragen, die mit der Haushaltsdebatte, mit der Haus-
haltsplanung verbunden sind, ausreichend diskutie-
ren zu können. Das ist um so bedauerlicher, als das 
Haushaltsrecht nach wie vor eines der wichtigsten 
Rechte, wenn nicht das wichtigste Recht des Parla-
ments überhaupt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben die Frau Präsidentin gebeten, im Hin-
blick auf diesen nach unserer Auffassung bedauer-
lichen Zustand bereit zu sein, den Empfang, den sie 
morgen abend geben wird, um zwei Stunden zu ver-
schieben. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Zu unserer Freude hat sich die Frau Präsidentin da-
mit einverstanden erklärt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

so daß wir wenigstens zwei Stunden zusätzlicher Zeit 
für die Debatte gewinnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Mertes? 

Mertes (Stuttgart) (FDP) : Herr Kollege Carstens, 
ist Ihnen bekannt, daß die Koalitionsfraktionen im 
Ältestenrat ausdrücklich erklärt haben, daß für die 
Haushaltsberatungen der Opposition jede Zeit zur 
Verfügung gestellt wird, die sie nur haben möchte? 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Mertes, meine Kritik bezieht sich nicht nur 
darauf, daß die Plenardebatte zeitlich begrenzt ist, 
sondern sie bezieht sich insbesondere darauf, daß 
die Beratungen in den Ausschüssen und vor allem 
im Haushaltsausschuß unter einem außerordentlichen 
Zeitdruck durchgeführt werden mußten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Danken und Herren! Die Bundesregierung 
ist mit dem Anspruch angetreten, mehr soziale Ge-
rechtigkeit zu verwirklichen, eine Politik zugunsten 
der Arbeitnehmer und der sozial Schwachen zu be-
treiben. Der Bundeskanzler hat es in der Regierungs-
erklärung noch für diese Legislaturperiode als die 
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drängendste Aufgabe bezeichnet, mehr Preisstabili-
tät zu gewinnen. Statt dessen erleben wir immer 
stärkere Preissteigerungen; und dafür trägt diese 
Regierung die Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Inflation, meine Damen und Herren, ist die 
brutalste und unsozialste Besteuerung des kleinen 
Mannes, die es überhaupt gibt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie begünstigt den Sachbesitzer. Am stärksten ge-
winnt, wer Sachbesitz mit Schulden erwerben oder 
vergrößern kann. Verlierer ist der kleine Sparer. 
Seine Zinsen sind niedriger als die Preissteigerun-
gen; sie gleichen nicht entfernt den Kaufkraftverlust 
seiner Sparguthaben aus. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Der Bundeskanzler versucht, diese Folgen mit der 
Bemerkung zu verharmlosen, allen gehe es besser. 
Tatsächlich aber müssen in diesem Jahr viele Arbeit-
nehmer mit Reallohneinbußen rechnen, da selbst 
Bruttolohnerhöhungen von 8, 9 oder sogar 10 % nicht 
ausreichen, den Kaufkraftverlust auszugleichen. 

(Abg. Katzer: Leider wahr!) 

Denn die Lohnerhöhungen werden nicht nur durch 
Preissteigerungen — wie wir wissen —, sondern 
auch durch höhere Beiträge zur Renten- und Kran-
kenversicherung und durch höhere Steuern aufge-
zehrt. 

In der Regierungserklärung von 1969 versprach 
der Bundeskanzler Steuersenkungen. Statt dessen, 
meine Damen und Herren, hat seine Regierung seit-
dem bereits dreimal die Steuern kräftig durch Ge-
setze erhöht. Dazu kommen die heimlichen Steuer-
erhöhungen, die allein 1973 bei den Arbeitnehmern 
in der Lohnsteuer 4,5 Milliarden DM betragen wer-
den. 

Die Bundesregierung sah bereits 1969 eine Not-
wendigkeit, die Lohnsteuerpflichtigen zu entlasten. 
Aber das ist nicht geschehen. Statt dessen ist die 
Steuerbelastung der Gehälter, Löhne und Pensionen 
seit 1969 im Durchschnitt um 35 % gestiegen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Entspricht es den Vorstellungen des Bundeskanzlers 
— so möchte ich fragen — von mehr sozialer Ge-
rechtigkeit, wenn die Beiträge zur sozialen Renten-
versicherung ab 1. Januar 1973 erhöht werden, näm-
lich von i 7 auf 18 %, und wenn diese Beitragserhö-
hung zum größten Teil dazu dient, die gesetzlichen 
Staatszuschüsse an die Rentenversicherung zu kür-
zen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Faktisch und praktisch finanzieren also die Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber mit diesen erhöhten Bei-
trägen nicht verbesserte Rentenleistungen, sondern 
die Ausgaben des Bundes. 

Der Bürger wird in diesem Inflationsprozeß vier-
fach zur Kasse gebeten: durch die Inflationsverluste, 
die er erleidet, durch gesetzliche Steuererhöhungen, 
durch heimliche Steuererhöhungen und durch stei-
gende Sozialversicherungsbeiträge. Die Inflation 

führt zu einer akuten Bedrohung unserer marktwirt-
schaftlichen und unserer gesamten politischen Ord-
nung. 

Eine Volkswirtschaft und eine Gesellschaft, die 
jährlich 8 % oder womöglich sogar mehr Inflation 
hinnehmen müssen, können nicht mehr nach densel-
ben Prinzipien funktionieren wie eine Wirtschaft mit 
stabilem Geldwert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die ersten Rufe nach Preisstopp und Lohnstopp wer-
den daher laut. Das alles ist die Folge einer ver-
heerenden, von der Bundesregierung durch ihre Un-
tätigkeit mitverursachten Inflation. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Bundeskanzler hat Vollbeschäftigung garan-
tiert, als Überbeschäftigung herrschte. Er und die 
Mitglieder seiner Regierung haben die falsche Alter-
native Arbeitslosigkeit oder Inflation aufgestellt. 
Sie haben damit den Anschein erweckt, als ob Infla-
tion notwendig sei, um die Vollbeschäftigung zu er-
halten. Sie haben unsere Warnungen, daß Inflation 
auf Dauer auch bei uns nicht nur zu unsozialen Ver-
teuerungen, zum Verfall' des Wertes unserer Erspar-
nisse, sondern auch zu Arbeitslosigkeit führen 
könne, als Panikmache verketzert. 

Jetzt sagt der Bundeswirtschaftsminister, daß 
Risiken für die Vollbeschäftigung nicht mehr auszu-
schließen seien, im Klartext: daß Arbeitslosigkeit 
eine ernst zu nehmende Gefahr ist, wenn es mit der 
Inflation so weitergeht. Der Bundeskanzler selbst 
hat sich dazu noch nicht geäußert. Wird er jetzt auch 
seinen Wirtschaftsminister wegen der Übernahme 
der Warnungen der CDU/CSU der Panikmache be-
zichtigen, oder wird er endlich zugeben, daß seine 
Alternative Arbeitslosigkeit oder Inflation der Ver-
such einer Irreführung der deutschen Bevölkerung 
war? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Wischnewski? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Wischnewski (SPD) : Herr Professor Carstens, 
ist Ihnen bekannt, daß die von Ihnen kritisierte Er-
höhung der Versicherungsbeiträge im Jahre 1969 in 
der Zeit der Großen Koalition beschlossen worden 
ist, als Sie Chef des Bundeskanzleramts waren? 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Lachen und Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Wischnewski, ich habe kritisiert — und ich wäre 
Ihnen doch sehr dankbar, wenn Sie meiner Argumen-
tation zu folgen versuchen würden —, 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 
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daß diese erhöhte Beitragsleistung im Effekt zu einer 
Entlastung des Bundeshaushalts benutzt wurde und 
nicht den Rentenempfängern zugute kam. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, für die Betroffenen ist 
es auch kein Trost, daß im Ausland die Preise stei-
gen. Die früheren Versuche der Bundesregierung, 
nur dem Ausland die Verantwortung für die Infla-
tion im Inland zuzuschieben, haben sich als falsch 
erwiesen. Mit ihrem eigenen Stabilitätsprogramm 
vom Mai dieses Jahres hat die Bundesregierung ja 
selbst zu erkennen gegeben, daß es innenpolitischer 
Maßnahmen bedarf und schon vorher bedurft hätte, 
um  diese Inflation unter Kontrolle zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die CDU/CSU hat in 20jähriger Regierungszeit be-
wiesen, daß trotz erheblicher ausländischer Preis-
steigerungen eine relative Preisstabilität in der Bun-
desrepublik Deutschland erreichbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

— Warten Sie nur ab, Herr Kollege Mattick, freuen 
Sie sich nicht zu früh. Ich beschränke mich nicht 
darauf, die vergangenen 20 Jahre zu zitieren, son-
dern ich werde Ihnen jetzt eine Meldung von heute 
vorlesen; 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

denn heute veröffentlicht dpa ein Interview des Prä-
sidenten der Deutschen Bundesbank, Herrn Klasen, 
in dem es heißt: 

Der Bundesbankpräsident wandte sich gegen 
das vielfach gebrauchte Argument, daß sich die 
Bundesrepublik in einem internationalen Gleich-
schritt der Geldentwertung befinde, aus dem sie 
sich nicht aus eigener Kraft lösen könne. Zwar 
gebe es gegenwärtig einen gewissen Gleich-
klang der Inflation, aber starke Teuerungsraten 
im Ausland sind nach Klasens Ansicht keine 
Entschuldigung für die eigene Preisentwicklung. 

(Hört! Hört! und Sehr wahr! bei der 
CDU/CSU.) 

Im Gegenteil, 

— so sagt Klasen —

wenn wir die Dinge bei uns wieder in Ordnung 
bringen, bekommen wir Einfluß auf die Außen-
welt, um dann in gemeinsamen Aktionen etwas 
gegen die Inflation zu unternehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und das, meine Damen und Herren, hätte die Politik 
dieser Regierung vor drei Jahren sein müssen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung fordert in ihrem Stabilitäts-
programm: Alle müssen den Gürtel enger schnallen. 
Das ist ein gutes Wort, und sicher werden ihm viele 
gern zustimmen. Aber diese Forderung richtet die 
Bundesregierung mehr an andere als an sich selbst. 

(Beifall hei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung hat erklärt, 1 Milliarde DM 
von den im Februar geplanten Gesamtausgaben des 
Bundes streichen zu wollen. Sie hat aber den Antrag 
der Opposition abgelehnt, diese Kürzung im Haus-
haltsplan selbst zu verankern, verbindlich festzule-
gen. 

Die Bundesregierung hat erklärt, sie werde aus 
Stabilitätsgründen im Jahre 1973 keine neuen Be-
amtenstellen beantragen; eine Ausnahme sollte der 
Sektor der inneren Sicherheit bilden. Darüber hin-
aus wollte die Bundesregierung 2000 Beamtenstel-
len streichen. Tatsächlich aber hat die Bundesregie-
rung selbst seit dem Monat Januar schon die Bewil-
ligung von 1200 neuen Beamtenstellen beim Haus-
haltsausschuß beantragt, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

unter denen keine für den ausgenommenen Bereich 
innere Sicherheit bestimmt war. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Einige dieser Stellen, das will ich gern zugeben, wa-
ren unabweisbar, so die Stellen, die hier vorhin er-
wähnt wurden, für die Vertretung in Ost-Berlin und 
auch für die Botschaft in Peking. Aber die hierfür 
bewilligten unabweisbaren Stellen machen noch 
nicht ein Zehntel der bisherigen Gesamtstellenforde-
rung von fast 1200 Stellen aus. 

(Abg. Kirst: Da können Sie aber schlecht 
rechnen!) 

Auch der Repräsentationsfonds des Bundeskanz-
lers -- das sei am Rande vermerkt — wurde kräftig 
erhöht. Er ist heute um 70 % höher als 1969. Das ist 
eine Tatsache, die ich rechnerisch belegen kann, 
meine verehrten Herren, wenn Sie das wünschen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Nun hat der Kollege Esters vorhin auf den Bau-
etat des Bundeskanzleramts hingewiesen und die 
Freundlichkeit gehabt, mich zu zitieren — wie ich 
überhaupt feststelle, daß, wenn die Regierung in 
besonderer Verlegenheit ist, sie mich als den frühe-
ren Chef des Bundeskanzleramts zitiert —. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es trifft zu, Herr Kollege Esters, daß in der Zeit, als 
ich diese Funktion innehatte, Pläne für eine Erwei-
terung des Bundeskanzleramtes entworfen worden 
sind. Nach meiner Schätzung -- ich habe die ge-
nauen Zahlen nicht im Kopf, aber wir werden das 
ja gemeinsam nachprüfen können — betrug der 
Aufwand nach den damaligen Plänen etwa ein Zehn-
tel des Aufwandes, den Sie jetzt betreiben wollen. 

(Hört! Hört! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das allerdings — wenn Sie mir eine kleine Ab-
schweifung gestatten — hängt nicht nur mit der grö-
ßeren Sparsamkeit zusammen, die die CDU/CSU- 
Opposition zweifellos vor der Regierungskoalition 
auszeichnet, sondern das hängt vor allem auch mit 
dem Verständnis des damaligen Bundeskanzlers 
über die Funktion und Arbeitsweise des Bundes-
kanzleramts zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 44. Sitzung. Bonn, Montag, den 18. Juni 1973 	2459 

Dr. Carstens (Fehmarn) 

Der damalige Bundeskanzler war nämlich der Mei-
nung — ich glaube das war eine zutreffende Mei-
nung —, daß das Bundeskanzleramt nicht eine Art 
Superministerium über der gesamten Regierung 
sein sollte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ehmke!) 

sondern daß das Kollegialitätsprinzip in unserer 
Bundesregierung einen guten Sinn hat und daß man 
aus dem Grunde die Zuständigkeiten der Ressorts 
für die großen gesellschafts- und staatspolitischen 
Aufgaben nicht beschneiden sollte, indem man 
ihnen ein überdimensional großes Bundeskanzler

-

amt gegenüberstellt oder — wenn Sie so wollen — 
draufstülpt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Groß? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Groß (FDP) : Herr Professor Carstens, ist Ihnen 
erinnerlich, da Sie von Sparsamkeit auf dem Per-
sonalsektor sprechen, daß Ihre Fraktion im Innen-
ausschuß Anträge gestellt hat, die, wenn die Koali-
tion sie angenommen hätte, Mehrausgaben von 
mindestens 1,3 Milliarden DM im Jahr erfordert 
hätten? 

Dr. Carstens Fehmarn) (CDU/CSU): Aber Herr 
Kollege, ich komme in meinen späteren Ausführun-
gen auf diesen Punkt zurück. 

(Aha-Rufe und Lachen bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wir sprechen jetzt von Stellenanforderungen. Ich 
denke, wir müssen die Dinge doch in einer gewissen 
Logik abwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mer

-

tes [Gerolstein] : Alles zu seiner Zeit!) 

Ich habe ja durchaus Verständnis dafür, daß Sie 
das Bedürfnis haben, andere Themen zu diskutieren. 
Aber im Augenblick sprechen wir über Stellen-
anforderungen. 

(Lachen bei der SPD. — Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung hat ausdrücklich verspro-
chen, eine solide Finanzpolitik zu betreiben. Tat-
sächlich aber werden von Jahr zu Jahr mehr Aus-
gaben am Bundeshaushalt vorbei geleistet und 
durch Schattenhaushalte finanziert. Der von der 
Bundesregierung selbst eingesetzte Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung, der als ein Gremium angesehe-
ner Persönlichkeiten der Wissenschaft seine Worte 
zu wägen pflegt, hat die Finanzplanung der Bundes-
regierung kürzlich als Skandal bezeichnet. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich muß Ihnen sagen, daß ist eine Kritik, die vor 
Ihnen noch keiner Bundesregierung widerfahren ist. 

(Abg. Dr. Luda: Sehr richtig!) 

Ich möchte glauben, daß es in der gesamten west

-

lichen freien Welt — von den anderen Staaten will 
ich in diesem Zusammenhang gar nicht sprechen —
keinen Parallelfall dafür gibt, daß das von der Re-
gierung selbst eingesetzte Gremium zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung die 
Maßnahmen der Regierung als Skandal bezeichnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Dr. Carstens, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Dr. Sperling?  

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Bitte 
schön! 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Kollege Carstens, kön-
nen Sie sich erinnern, daß Ihr früherer Chef im Bun-
deskanzleramt das Fehlen einer Finanzplanung noch 
viel härter kritisiert hat? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Ich kann 
mich daran nicht erinnern, Herr Kollege Sperling. 

(Lachen bei der SPD.) 

Aber selbst wenn ich mich daran erinnern könnte, 
würde das die Behauptung, die ich soeben aufge-
stellt habe, in gar keiner Weise entkräften. 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Carstens, gestatten Sie noch eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Spitzmüller? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Ich würde 
gern, Herr Kollege; ich bin ja zu jeder Art von Ko-
operation bereit. Aber Sie werden verstehen, daß 
ich von Zeit zu Zeit einige Sätze aus meiner Rede 
weiter vortragen möchte. 

Von einer langfristigen Planung, meine verehrten 
Damen und Herren, vor allen Dingen von einer 
langfristigen Setzung von Prioritäten in der Finanz-
politik kann nach unserer Auffassung ohnehin keine 
Rede sein. Ich möchte das an einem — wie mir aller-
dings scheint: sehr eindrucksvollen — Beispiel 
etwas erläutern, nämlich am Beispiel des Straßen-
baues. Noch vor einem Jahr erklärte die Bundes-
regierung, das vorhandene Geld  reiche nicht aus, 
um das Straßennetz so, wie es notwendig sei, aus-
zubauen, und dies wurde im vergangenen Jahr zur 
Begründung für die Erhöhung der Steuern auf Ben-
zin und Dieselkraftstoff angeführt. In diesem Jahr 
nun hören und sehen wir zu unserem Erstaunen, 
daß die im Haushalt festgelegten Mittel für den 
Bundesfernstraßenbau gekürzt sind. Meine Damen 
und Herren, man kann das eine tun, man kann das 
andere tun, aber man kann schwerlich innerhalb 
eines Jahres beides gleichzeitig tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Die Bundesregierung hat umfassende innere Re-
formen versprochen. Sie hat schon vor vier  Jahren 
erklärt, daß an der Spitze der Reformen Bildung, 
Ausbildung, Wissenschaft und Forschung stehen 
sollten — sicherlich gute, begrüßenswerte, unter-
stützungswerte Ziele. Aber die versprochenen Re-
formen müßten sich doch vor allem in vermehrten 
öffentlichen Investitionen niederschlagen. 

(Abg. Damm: Richtig!) 

Es sind die Investitionen für Schulen, Krankenhäu-
ser, Sportstätten, reinere Luft und sauberes Wasser, 
in denen unsere Reformpolitik letztlich ihren Nie-
derschlag finden muß. 

Aber entgegen diesen Versprechungen, die auch 
noch mit der These von der Beseitigung der öffent-
lichen Armut und von der Verbesserung der Le-
bensqualität ständig wiederholt werden, sinkt der 
Anteil der Investitionen am Gesamthaushalt von 
Jahr zu Jahr. Statt mehr neue Schulen werden 
weniger neue Schulen, Straßen usw. gebaut — und 
das, obwohl die Ansätze des Bundeshaushalts stän-
dig weiter steigen. Dies ist eine weitere Folge der 
verheerenden Inflation, unter der unser Land leidet. 

Diese Bundesregierung — man kommt um diese 
Feststellung nicht herum — führt keine solide 
Politik, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

keine solide Finanz- und Währungspolitik und keine 
solide Außenpolitik. Was auf außenpolitischem Ge-
biet dem deutschen Volk während der letzten drei 
Jahre an falschen Informationen vorgesetzt wurde, 
spottet jeder Beschreibung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Als der damalige Staatssekretär Bahr Anfang 1970 
in Moskau verhandelte, wurde erklärt, er führe 
„unverbindliche Sondierungsgespräche". Als ge-
rüchteweise bekannt wurde, daß zwischen der deut-
schen und sowjetischen Delegation ein Papier aus-
getauscht worden sei, wurde dies zunächst bestrit-
ten. Als das Papier im Mai 1970 veröffentlicht 
wurde, ließ die Bundesregierung erklären, es sei 
ein „unverbindliches Papier";  die eigentlichen Ver-
handlungen würden erst später beginnen. Als aber 
die eigentlichen Verhandlungen begannen, stellte 
sich heraus, daß die sowjetische Seite das Mai-
Papier als verbindliche Festlegung ansah und auf 
seiner wörtlichen Übernahme in den Text des Mos-
kauer Vertrages bestand. 

Übrigens: Wenn man die Erklärungen der Bun-
desregierung über die damalige Moskau-Reise von 
Herrn Bahr mit den Erklärungen der SPD-Fraktion 
zum Fall Wienand vergleicht, dann fällt einem eine 
außerordentliche Parallelität auf. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch im Falle des Kollegen Wienand begann es 
damit, daß gesagt wurde, Herr Wienand habe mit 
so vielen Menschen gesprochen, daß es möglich sei, 
daß er auch einmal mit Herrn Steiner gesprochen 
habe. Als dann präzise Nachrichten über Zeitpunkt 
und Ort der Gespräche bekannt wurden, hieß es, 
daß sich die beiden Herren in der Tat dreimal 

unterhalten hätten, aber von Geld sei keine Rede 
gewesen. Dann folgten, wie wir wissen, die präzi-
sen Behauptungen der Herrn Steiner und Baeuchle, 
die sagten, von Geld sei in der Tat die Rede 
gewesen, 

(Zurufe von der SPD) 

und zwar sei von Geld sogar in einer sehr massi-
ven Form die Rede gewesen; denn Geld sei von 
einer Hand in die andere gegangen und gezahlt 
worden. 

(Weitere Zurufe von der SPD.) 

So, meine Damen und Herren, stehen wir heute 
vor der konkreten und, wie ich glaube, ernsten 
Frage, ob der Bundeskanzler die Fortexistenz sei-
ner Regierung im April 1972 ausländischen Nach-
richtendiensten und Bestechungsoperationen enger 
politischer Vertrauter verdankt. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen hier 
einige Beispiele von Manipulierung von Aussagen 
und von Manipulierung der Wahrheitspflicht vor-
getragen, die sehr besorgt stimmen müssen. Hier 
wird nach dem Motto verfahren: Nie mehr zugeben, 
als man unbedingt zugeben muß, und alles andere 
rücksichtslos bestreiten! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, diese Art von unwahr-
haftigen Aussagen geht an den Nerv der Demo-
kratie, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn sie zerstört das Vertrauen, auf dem letztlich 
jede zwischenmenschliche Ordnung beruht. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, Sie machen hier Zu-
rufe. Lassen Sie mich das eine sagen: In jedem 
Land wird es Skandale geben, und jedes Land muß 
auf seine Weise mit seinen Skandalen fertig wer-
den. Aber das mindeste, was man in einer Demo-
kratie verlangen muß, ist, daß, wenn dringender 
Verdacht für einen Skandal besteht, alles, aber auch 
alles geschieht, um den Sachverhalt aufzudecken. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Haehser: Herr Hupka hat gar nicht 

mitgeklatscht!) 

Meine Damen und Herren, ich könnte Beispiele 
für unklare und zweideutige Äußerungen — — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

— Meine verehrten Damen und Herren, wenn Sie 
alle gleichzeitig sprechen, kann ich keinen von 
Ihnen verstehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Carstens, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Engelhard? 

Engelhard (FDP) : Herr Professor Carstens, bin 
ich richtig orientiert, daß Sie noch nicht zum Be- 
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richterstatter des Untersuchungsausschusses bestellt 
worden sind? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Engelhard, ich habe nichts gesagt, was das Er-
gebnis des Untersuchungsausschusses vorwegneh-
men würde, 

(Widerspruch bei den Regierungsparteien. 
— Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern ich habe mir erlaubt, die Erklärungen, die 
der Kollege Wienand oder/und die SPD-Fraktion 
nacheinander abgegeben haben, eine nach der an-
deren vorzutragen. Ich habe daraus allerdings den 
Schluß gezogen — und ich wiederhole diesen 
Schluß —: Alles bestreiten, bis man es zugeben muß! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Es ist, ganz allgemein 
gesagt, die Unklarheit und Zweideutigkeit in den 
Aussagen der Regierung, die an dieser Stelle — an-
läßlich der Beratung des Etats des Bundeskanzlers — 
nach unserer Auffassung einmal ganz deutlich ange-
sprochen werden muß. Ich möchte an einige Debatten 
aus dem außenpolitischen Bereich erinnern, die in 
den letzten Monaten vor diesem Hohen Hause statt-
gefunden haben: 

Um den Vorwurf zu entkräften, daß sie — die Bun-
desregierung — die Interessen Berlins nicht ausrei-
chend gewahrt habe, griff die Bundesregierung zu 
der abenteuerlichen Ausflucht, sie habe kein Recht 
gehabt, mit der Sowjetunion über Berlin zu verhan-
deln, obwohl die Bundesregierung natürlich weiß, 
daß sie seit 1954 nicht nur berechtigt, sondern ver-
pflichtet ist, Berlin in alle Verträge einzubeziehen, 
soweit nicht die drei Westmächte im Einzelfall wider-
sprechen. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben es nicht ge

-

schafft!) 

Bei einer Diskussion über den Grundvertrag mußte 
sich dieses Haus anhören, wie der zuständige Bun-
desminister erklärte, daß das Viermächteabkommen 
von 1971 auf diesen Grundvertrag nicht anwendbar 
sei; denn es betreffe nur die Beziehungen zum Aus-
land, und die DDR sei für uns kein Ausland. Im 
nächsten Atemzug aber mußte der gleiche Bundes-
minister zugeben, daß das Abkommen von 1971 die 
Einbeziehung aller völkerrechtlichen Vereinbarun-
gen der Bundesrepublik und die Erstreckung dieser 
Vereinbarungen auf Berlin vorsieht und daß zu den 
völkerrechtlichen Vereinbarungen auch die Verträge 
zwischen der Bundesrepublik und der DDR gehören. 

Nun darf ich in den Kreis meiner Betrachtungen 
auch die letzten Äußerungen zum Thema Grundver-
trag einbeziehen, die auf der anderen Seite — in 
Ost-Berlin — mit unserem künftigen Vertragspart-
ner gefallen sind. Von unserem künftigen Vertrags-
partner spreche ich; denn er wird unser Vertrags-
partner sein, sobald der Grundvertag in Kraft ge-
treten ist. — Die Bundesregierung hat uns hier ge-
sagt, der Grundvertrag sei ein Modus vivendi, der 
nichts endgültig regele; Herr Honecker hat erklärt, 
der Vertrag schaffe endgültige Zustände. Die Bun

-

desregierung sagt, eine Änderung der Grenzen sei 
im gegenseitigen Einverständnis möglich; Herr Ho-
necker und Herr Winzer erklären, gerade diese Mög-
lichkeit schließe der Grundvertrag aus. Die Bundes-
regierung erklärt, die DDR sei für uns kein Ausland; 
Herr Honecker bezeichnet dies als eine Pflichtübung 
irreführender Behauptungen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Unbeirrt durch dieses 
groteske Spiel und ohne Rücksicht auf das in Karls-
ruhe anhängige Verfahren verspielt die Bundes-
regierung auch noch die letzte Chance für eine Klar-
stellung der strittigen Punkte und setzt den Grund-
vertrag in Kraft. 

Aber, meine Damen und Herren, Zweideutigkeit 
ist nicht nur für große Bereiche unserer Außen- und 
Deutschlandpolitik kennzeichnend; sie bestimmt 
auch wichtige Teile unserer Innenpolitik. Verbal 
läßt es die Bundesregierung nicht an Beteuerungen 
fehlen, daß sie für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung unseres Staates eintrete. Aber da, 
wo es darauf ankommt, in der tagespolitischen Aus-
einandersetzung klar Stellung zu beziehen, vermis-
sen wir eindeutige Aussagen des Bundeskanzlers. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gegen die hessischen Rahmenrichtlinien für das 
Unterrichtsfach Gesellschaftskunde — das ist hier 
schon mehrfach angeklungen — — 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ich kann mir vorstellen daß es Ihnen unange-
nehm ist, wenn ich das sage; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

aber die Richlinien sind nun einmal erlassen, und 
wir wissen, daß schwere politische und verfassungs-
rechtliche Bedenken gegen sie bestehen. Tausende 
hessischer Eltern müssen zusehen, wie ihre Kinder 
in den Schulen gegen ihre eigenen Eltern beeinflußt 
werden, wie Klassenkampf- und Klassenhaßgefühle 
in den Kindern geweckt werden 

(Widerspruch bei der SPD) 

und wie ihr Denken systematisch im Sinne einer 
kommunistisch-soziologischen Ideologie verformt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Lachen bei 
der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich verstehe ja, daß 
man lacht. Mir ist auch manchmal zum Lachen zu-
mute. Ich muß Ihnen aber sagen: Sie sehen die 
Dinge nicht ganz richtig. Sie erkennen nicht mit 
der genügenden Deutlichkeit 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie!) 

— und wenn Sie es erkennen, sprechen Sie es zu-
mindest nicht aus —, daß hier der Versuch gemacht 
wird, die Axt an die Grundlagen unserer freiheit-
lichen Existenz zu legen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
bei der SPD.) 

Ein anderes Beispiel. Verantwortliche Politiker 
aller demokratischen Parteien in unserem Lande ha- 
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ben erkannt, daß unserer freiheitlichen Ordnung 
durch eine Unterwanderung ihrer Institutionen Ge-
fahr droht. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Warten Sie ab, ich komme gleich zu konkreten 
Beispielen. 

Der Bundeskanzler und die Ministerpräsidenten 
der Länder haben Übereinstimmung darüber erzielt, 
daß Männer und Frauen, die sich die Beseitigung 
dieser freiheitlichen Ordnung zum Ziel gesetzt ha-
ben und dies durch ihre Zugehörigkeit zu Organi-
sationen zu erkennen geben, die eben dieses Ziel 
verfolgen, nicht zum öffentlichen Dienst, nicht zum 
Staatsdienst zugelassen werden sollen. Alsbald 
wurde von linken Gruppen in unserem Land gegen 
diese Vereinbarung Sturm gelaufen, und zwar mit 
der dialektisch verblüffenden Begründung, dadurch 
würden ihre Grundrechte und Grundfreiheiten ver-
letzt. Wir erleben in unserem Lande also das Schau-
spiel — übrigens nicht zum erstenmal —, daß die-
jenigen, die die freiheitliche Ordnung beseitigen 
wollen, sich zunächst einmal auf die freiheitlichen 
Grundsätze berufen. Aber dies ist nicht der Sinn un-
seres Grundgesetzes. Durch die Erfahrungen des 
Weimarer Staates belehrt, haben die Väter unserer 
Verfassung ausdrücklich vorgesehen, daß gegen-
über den Feinden unserer Ordnung Grundrechte 
eingeschränkt werden können. 

Ich zitiere einen Satz aus der Rede des designier-
ten Rektors einer der norddeutschen Universitäten; 
er hat vor einigen Monaten erklärt: 

Die Universität lebt heute unter einer Wolke 
der Furcht, hinter der man die Sonne der Frei-
heit nicht mehr sehen kann. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Dies sind die ernsten Tatbestände, vor denen wir 
stehen. Herr Bundeskanzler, ich fordere Sie auf, in 
dieser Auseinandersetzung klar, eindeutig und ent-
schieden Stellung zu beziehen, und zwar hier vor 
diesem Hohen Hause. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe ja gar nichts dagegen, wenn wir die 
These aufstellen, daß wir diese Gruppen mit poli-
tischen Mitteln bekämpfen müssen. Dazu bin ich 
bereit. Dazu sind wir alle bereit. Aber wir müssen 
die politischen Mittel, die uns zur Verfügung ste-
hen, dann auch einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das tun wir jedoch nicht, wenn wir die Frage, ob 
Angehörige der extremen freiheitsfeindlichen Orga-
nisationen in den Staatsdienst kommen können, 
offenlassen. Sie muß im Interesse unseres Landes, 
im Interesse unserer freiheitlichen Ordnung mit 
aller Entschiedenheit beantwortet und verneint wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine verehrten Damen und Herren, ich kann 
diese Rede heute am 18. Juni 1973 nicht abschließen, 
ohne mit einem Wort der Tatsache zu gedenken, 
daß gestern, am  17. Juni, die 20jährige Wiederkehr 
des Volksaufstandes in Ost-Berlin und in anderen 

Städten von vielen in unserem Lande feierlich be

-

gangen und daß ihrer gedacht wurde. Ich habe mir 
aus diesem Anlaß das Protokoll der Debatte vor die-
sem Hohen Hause noch einmal angesehen, die am 
1. Juli 1953, unmittelbar nach dem Ereignis, statt-
fand. Ich habe die Rede des Herrn Kollegen Wehner 
noch einmal gelesen, in der er die Einbringung eines 
Gesetzentwurfes durch die SPD-Fraktion ankün-
digte, dessen § 1 lautete: „Der 17. Juni ist der deut-
sche Nationalfeiertag." Mit diesem ,Vorschlag ging 
die SPD über den Antrag der damaligen Bundes-
regierung hinaus, durch den der 17. Juni zum natio-
nalen Gedenktag und zum gesetzlichen Feiertag er-
hoben wurde. Heute hört man, daß die Bundesregie-
rung und auch die Koalitionsfraktionen erwägen, 
den 17. Juni als gesetzlichen Feiertag wieder abzu-
schaffen. Da wird gesagt, die Verhältnisse hätten 
sich geändert, die Wiedervereinigung sei hoffnungs-
los geworden; der eine oder andere möchte auch 
auf Empfindlichkeiten in der DDR und bei der dor-
tigen Regierung Rücksicht nehmen. 

Aber meine verehrten Damen und Herren — Herr 
Bundeskanzler, ich wende mich an Sie, ich wende 
mich an alle Mitglieder Ihrer Regierung, und ich 
wende mich an alle Damen und Herren, an alle Kol-
legen dieses Hohen Hauses —, ich möchte Sie doch 
herzlich und ernst bitten zu überlegen, ob Sie die-
sen Schritt tun wollen, und ich möchte Sie fragen, 
ob wir nicht Veranlassung haben, den 17. Juni als 
einen kostbaren Schatz unserer Geschichte zu be-
wahren, nicht im Sinne einer permanenten Anklage, 
auch nicht im Sinne einer sich jährlich wiederholen-
den Totenklage, sondern weil dieser 17. Juni nach 
unserem damaligen allseitigen Verständnis und, wie 
ich glauben möchte, nach unserem heute auch noch 
weitgehend übereinstimmenden Verständnis etwas 
symbolisiert, was in unserer neueren Geschichte 
höchst selten geschehen ist. 

Unter der schwarzrotgoldenen Fahne sind Taus-
sende von Menschen, darunter die meisten Arbeiter, 
für die Einheit unseres Landes, für Recht und Ge-
rechtigkeit und für Freiheit ausgezogen, und meh-
rere hundert von ihnen haben dieses ihr Bekenntnis 
mit dem Tode besiegelt. 

Meine Damen und Herren, kein Volk verträgt es, 
wenn seine Geschichte alle 20 Jahre neu geschrieben 
wird. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Wir haben 1949 nach den entsetzlichen Erfahrungen 
des Krieges und des mit ihm verbundenen Elends 
und der Gewaltherrschaft einen neuen Anfang ge-
macht. Wir alle, die wir im Laufe der Jahre den Eid 
auf das Grundgesetz in der einen oder anderen 
Funktion geschworen haben, haben uns damit ver-
pflichtet, für Einheit, für Recht und für Freiheit mit 
unserer ganzen Kraft zu kämpfen. In diesem uns 
alle einenden Sinne haben wir den 17. Juni vor 
20 Jahren zum nationalen Gedenktag und zum ge-
setzlichen Feiertag erhoben. Lassen Sie uns daran 
nicht rütteln! Lassen Sie uns die Dinge, in denen 
wir miteinander in der Sache, so glaube ich, nach 
wie vor übereinstimmen, auch in der äußeren Form 
erhalten, damit wir den nach uns folgenden Gene- 
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rationen Zeichen setzen, Ziele setzen, vor denen sie 
und wir bestehen können! 

(Lang anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die kritische Betrachtung meines ver-
ehrten Vorredners verdient es, unverzüglich be-
antwortet zu werden, bzw. sie verdient es, daß mit 
ihrer Beantwortung begonnen wird. 

Was Herr Kollege Carstens zu dem Bedauern sei-
ner Fraktion über die Tatsache gesagt hat, daß diese 
Haushaltsberatungen unter einem so starken Zeit-
druck haben geführt werden müssen, werden, nehme 
ich an, die Kollegen aller Fraktionen im Haushalts-
ausschuß auf ihre Weise empfunden haben. Sie wer-
den dabei dennoch nicht vergessen haben, daß erst 
am 19. November der Bundestag neu gewählt, dann 
— in gehöriger Folge — die Regierung gebildet und 
dann der Haushaltsplan eingebracht wurde. Hinsicht-
lich dessen, was dann zu folgen hat, scheiden sich 
offenbar, verehrter Herr Kollege, die Gleise des 
Verständnisses. Uns lag daran, eine Situation zu 
schaffen, in der vor der Sommerpause der Haushalt 
verabschiedet werden kann. Sie selbst haben dem 
nicht so erwidert, daß Sie heute mit Fug und Recht 
sagen könnten, das hätte man lieber erst im Herbst 
machen sollen. So sind die Tatsachen. Ich nehme an, 
daß die Kollegen aus dem Haushaltsausschuß — und 
wahrscheinlich nicht nur die der SPD angehörigen — 
Ihnen dazu noch einiges Sachdienliches sagen wer-
den. 

Nun haben Sie die Regierung angenommen und 
gesagt, sie sei angetreten, eine Politik zugunsten 
der sozial Schwachen führen zu wollen. Ich wäre 
sehr dafür, daß die Bundesregierung, wenn wir nach 
der Sommerpause hier wieder zusammentreten, 
einen übersichtlichen Tätigkeitsbericht über das, 
was bisher gemacht worden ist, vorlegt, der in einer 
Ausgabe des Bulletins oder in anderer Weise zu 
veröffentlichen, d. h. zur öffentlichen Kenntnis zu 
bringen wäre, einen Bericht über die getroffenen 
Entscheidungen, die z. B. mit dem von Ihnen hier 
angezogenen Grundlagenvertrag und Verhandlun-
gen anderer Art über Beziehungen zu anderen Staa-
ten zusammenhängen, sowie über verabschiedete 
Gesetzentwürfe mit den entsprechenden Erläuterun-
gen, über bereits eingebrachte Entwürfe, die sich 
in der Ausschußberatung befinden, und schließlich 
über Entwürfe, von denen versichert werden kann, 
daß sie in absehbarer Zeit vorgelegt werden kön-
nen. Dann werden Sie finden — auch Sie, verehrter 
Herr Kollege —, daß da sehr viel drinsteckt, was 
dem sozial Schwachen zugute kommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Beim entsprechenden Einzelplan 11 werden wir 
wahrscheinlich nicht erleben, daß Sie bestreiten 
werden, daß dort etwas für die sozial Schwachen 
getan worden ist — und nicht nur für die unmittel-
bar sozial Schwachen. 

Dann haben Sie allerdings — das ist Ihnen un-
benommen; das ist nicht völlig neu — gesagt, statt 
mehr Preisstabilität herbeizuführen, sei durch Preis-
steigerung die brutalste und unsozialste Besteue-
rung des „kleinen Mannes" verursacht worden. 

(Sehr richtig! Stimmt! bei der CDU/CSU.) 

Wir haben uns hier schon oft über Inflation ausge-
sprochen. Sowohl die Ausgangspositionen als auch 
die Begriffsbestimmungen sind dabei sehr verschie-
den gewesen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Franke? 

Wehner (SPD) : Ja. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wehner, soll diese Übersicht auch diejenigen Punkte 
enthalten, bei denen seit dem November des letzten 
Jahres nachweislich eine soziale Demontage statt-
gefunden hat? 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?!) 

— Z. J3. beim Vierten Rentenänderungsgesetz! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
den Regierungsparteien.) 

Wehner (SPD) : Ich nehme nicht an, sehr verehr-
ter Herr Kollege, daß es unsere Regierung nötig 
hat, Ihre polemischen Begriffe zu übernehmen, wenn 
es sich um die Darlegung ihrer Tätigkeit und der 
Tätigkeit der Mehrheit in diesem Hause handelt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Wollen Sie bestreiten, daß die 
Streichung der Rentensicherungsklausel so

-

ziale Demontage ist?!) 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der Opposition, möchte ich ein paar Bemerkun-
gen zur Preisstabilität und jener brutalsten und 
unsozialsten Besteuerung des „kleinen Mannes" 
machen. Sie haben noch gar nicht die letzte Stufe 
der Leiter der Polemik erklommen. Die konnte man 
in einer ganz ideologisch gegossenen Arbeit in 
einem Organ, dem Sie sicher viel verdanken 

(Zuruf des Abg. Stücklen) 

— es erscheint in dem Verlag, in dem auch die 
„Volksausgaben" erscheinen; in diesem Fall war es 
aber die „Welt" —, finden, wo gesagt wurde, das 
sei von  uns  sogar geplant, das sei die kalte So-
zialisierung, indem wir vorher alle diejenigen, die 
etwas hätten, und auch diejenigen, die nicht viel 
hätten, enteigneten. Sie müssen einmal mit Ihren 
eigenen Begriffen und denen, die Ihnen zugesteckt 
werden, zurechtkommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber, meine Damen und Herren: Sie waren doch 
mit uns zusammen daran beteiligt, daß wir hier im 
Februar jene Stabilitätsmaßnahmen beraten und be- 
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schlossen haben. Sie wissen noch, daß schließlich 
erweiterte Stabilitätsmaßnahmen, die nun endlich 
nach Überwindung vieler Hürden am 1. Juli in Kraft 
treten können, d. h. beginnen können zu wirken, von 
Ihnen nicht besonders gefördert, sondern — leider — 
eher aufgehalten worden sind. 

Auch sind sie durch Sie nicht zweckdienlich ergänzt 
worden; das ist nicht zu bestreiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun sagen Sie, daß sich am Beispiel der Renten-
versicherung deutlich zeige, hier würden Mittel der 
Sozialversicherung für Ausgaben des Bundes und 
ihre Finanzierung verwendet. Eine klare Rechnung 
widerlegt das. Ich bin überzeugt, daß das im Zu-
sammenhang mit dem entsprechenden Einzelplan 
geschehen wird. Ich will im einzelnen jetzt nicht 
darauf eingehen. 

Ich möchte aber hier — Sie haben das schon durch 
eine Zwischenfrage meines Kollegen Hans-Jürgen 
Wischnewski gehört — darauf hinweisen, daß der 
Beschluß zur Beitragserhöhung ein Beschluß war, 
den Sie und wir zusammen in jener Periode gefaßt 
haben, als Herr Kurt Georg Kiesinger Bundeskanz-
ler und Herr Katzer Arbeits- und Sozialminister war. 

(Abg. Rawe: Aber das stand nicht zur Dis

-kussion! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Damals wurde uns graphisch dargestellt, daß vor 
uns ein riesiger Rentenberg stehe. Das könnte man 
alles wiederholen; das könnte man, da man heute 
inzwischen sehr mit Hilfe des Fernsehens und ähn-
lichen Medien Fragen zu erläutern versucht, einmal 
wiedergeben. 

(Abg. Carstens [Emstek] : Sie sind schwach 
heute! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— Ja, sicher. Ich werde Ihnen am Schluß verraten, 
warum. Und dann werden Sie sagen: Es war auch 
wieder Taktik. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich kann der ersten Etat-Rede des neu gewählten 
Vorsitzenden der CDU /CSU — mit allem Respekt — 
nicht anders die Ehre erweisen, 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU) 

als ihr zu folgen und zu ihr meine Bemerkungen zu 
machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Franke? 

Wehner (SPD) : Ja. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wehner, ist Ihnen entgangen, daß Herr Professor 
Carstens die Kürzung der Bundeszuschüsse an die 
Rentenversicherungsträger gemeint hat und im Zu-

sammenhang damit die Erhöhung der 18 % und nicht 
die Tatsache der 18 % als solche? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wehner (SPD) : Es ist wunderbar, daß Sie Ihren 
Vorsitzenden auf diese Weise erläutern helfen, der 
das natürlich im Detail nicht so genau erläutern kann 
wie Sie. Ich bin froh, daß Sie jetzt eine solche Solida-
rität haben. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

— Natürlich war das die Verbindung. Der Herr Kol-
lege Carstens hat ja bei dieser seiner ersten Attacke, 
als es sich — — 

(Zuruf des Abg. Franke [Osnabrück].) 

— Ich bitte Sie, Sie haben schon zweimal Zwischen-
fragen gestellt. Sie können noch ein halbes Dutzend 
weiterer Zwischenfragen stellen. Nur versuchen Sie 
nicht, mich in eine Situation zu bringen, von der dann 
Ihre Leute sagen: Der Franke hat erzielt, daß der 
Wehner weniger schwach war als in der Zeit, als er 
sich mit dem Herrn Carstens auseinandergesetzt hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Nein, Herr Carstens hat ja eine ganze Liste, und die 
ist ihm unbenommen. 

(Abg. Rawe: Es wäre noch schöner, wenn 
Sie die Zwischenfragen verstehen würden!) 

Er behauptet z. B., es würden nun die ersten Rufe 
nach dem Preisstopp laut. Das ist wahr, nur sind es 
nicht die ersten Rufe. Sie dürfen doch wohl nicht, 
sehr verehrter Herr Kollege, daran vorbeigehen, daß 
sowohl der Bundesminister der Finanzen als auch 
der Bundesminister für Wirtschaft eine ganz klare 
Absage an dieses Mittel gegeben haben, weil sie 
wissen und weil wir wissen und weil alle wissen: 
dies ist ein Pseudomittel. Niemand hat das deutlicher 
gesagt als die Herren der Regierung. 

Sie haben behauptet, der Bundeskanzler und seine 
Regierung hätten eine falsche Alternative — Ar-
beitslosigkeit oder Inflation — aufgestellt. Wir hat-
ten eine Rezession, von der nicht wir, sondern Her-
ren aus Ihren Reihen und sogar Herren aus der 
Spitze zu reden begannen, daß es eine gewollte Re-
zession gewesen sei. Die war 1966. 

(Oh-Rufe und weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

— Ja, sicher, da kommt vielleicht noch mehr von 
1966. — Dann werden wir doch wohl Grund gehabt 
haben, das zu tun, was wir 1966 getan haben, als wir 
in eine Regierung mit einer zweifellos ungeliebten 
Partnerin, der CDU/CSU, gegangen sind, weil wir 
nicht wollten, daß aus der ersten wirklich ernsthaf-
ten Rezession, die sich in Windeseile ausbreitete, 
eine veritable Wirtschaftskrise mit Massenarbeits-
losigkeit würde. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Sie sagen, von der Regierung sei der Versuch 
der Irreführung der deutschen Bevölkerung ge- 
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macht worden. Verehrter Kollege Carstens, ich gebe 
Ihnen das mit Ihrer Behauptung zurück, die Sie auf 
die Frage des Kollegen Wischnewski zur Finanzie-
rung des Bundeshaushalts aufgestellt haben. Sie 
werden dann nachlesen: das war eine schwache, das 
war eine ausweichende, aber das war zugleich eine 
— und da liegt offenbar die Besonderheit in Ihrer 
Aufgabe — für die Sozialdemokraten verletzende 
Behauptung. Das ist das Kunststück. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten von Bismarck? 

Wehner (SPD) : Ja. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Herr Kollege 
Wehner, ist Ihnen nicht bekannt, daß Sie eben mit 
der erneuten Wiederholung der Ente von der gewoll-
ten Rezession einem früheren Mitglied dieses Hau-
ses erneut entgegen mehrfacher Richtigstellung 
schweres Unrecht zugefügt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wehner (SPD) : Ich habe kein Mitglied dieses 
Hauses genannt. Ich habe von Persönlichkeiten aus 
Ihrer Spitze gesprochen, und es betrifft nicht nur 
ein Mitglied dieses Hauses, sondern einige. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU, so 
wurde gesagt, habe bewiesen, daß sie trotz aus-
ländischer Preisteigerungen hier Stabilität gehalten 
habe. Ich hoffe, sehr verehrter Herr Kollege Car-
stens und auch meine anderen Kollegen, daß Sie 
nicht vielleicht auch noch die Statistik als einen 
Versuch der Irreführung unseres Volkes bezeich-
nen werden, wenn diese Statistik einmal zeigt, daß 
Sie da ein wenig an den Tatsachen herumpoliert 
haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

In diesem Herbst steht z. B. eine bittere Notwen-
digkeit bevor. Es ist die Notwendigkeit der Über-
prüfung der Agrarpreispolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Da nimmt heute gerne 
jeder bei den Preissteigerungen, die dort im System 
liegen — und das ist ein System, das wir alle 
zusammen zu tragen und auch zu verbessern haben, 
wie sich im Herbst zeigen wird —, die Zahlen, die 
ihm passen. Nur dürfen Sie und werden Sie doch 
wohl nicht bestreiten, daß wir unsere Stabilitäts-
politik nicht völlig autark machen können, genauso-
wenig wie wir unsere Sicherheitspolitik, Verteidi-
gung, völlig autark machen können. Oder soll das 
auch in Frage gestellt werden? Hier gibt es ja ge-
wisse Beziehungen. 

Da Sie nicht gerne aus dem Jahre 1966 etwas 
hören: Der Herr Kollege Kiesinger wird dieses 
etwas vergilbte Exemplar wiedererkennen, es ist 
die Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966, 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

in der es damals hieß: 

Unsere nächstliegende Sorge ist, den Haushalt 
1967 auszugleichen. Dies muß rasch geschehen. 
Das Finanzplanungsgesetz, das Steuerände-
rungsgesetz 1966 und das Ergänzungshaushalts-
gesetz 1967 reichen nicht aus, um die Deckungs-
lücken des Haushalts voll zu beseitigen. Trotz 
der drei Gesetze müssen wir 1967 mit einer 
Deckungslücke von rund 3,3 Milliarden DM 
rechnen. Die Regierung wird in dieser Höhe 
alsbald neue Ausgleichsvorschläge vorlegen. 

In den kommenden Jahren bietet die Finanz-
lage des Bundes ein noch düstereres Bild. Im 
Jahresdurchschnitt drohen Deckungslücken, die 
etwa so groß sind wie das gesamte Haushalts-
volumen eines der finanzstärksten Länder der 
Bundesrepublik, und dies trotz der vom Hohen 
Hause inzwischen verabschiedeten drei Ge-
setze. 

Das, meine Damen und Herren, war die Aus-
gangsbilanz eines von der CDU/CSU zusammen mit 
uns gewählten Bundeskanzlers, der einen von der 
CDU/CSU vorher gestellten Bundeskanzler abzu

-

lösen hatte. — 

Wie kam es zu dieser Entwicklung? 

— So hieß es in dieser Erklärung, und da gab es 
eine Begründung: — 

Es fehlte an der mittelfristigen Vorausschau. 
Hätten wir schon rechtzeitig die schlichten 
Finanzprognosen, wie wir sie heute aufstellen, 
erarbeitet, so wäre diese Entwicklung vermie-
den worden. 

Aber die in der Hochkonjunktur anschwellen-
den Staatseinnahmen, eine überalterte Haus-
haltspraxis, die verwirrende Vielfalt der öffent-
lichen Aufgaben, aber auch zu große Nach-
giebigkeit gegenüber Interessengruppen und 
Überschätzung unserer Möglichkeiten haben da-
zu verführt, Jahr für Jahr neue fortlaufende 
Ausgaben und fortwirkende Einnahmevermin-
derungen zu beschließen, ohne ihre Folgen für 
die Zukunft genügend zu bedenken. 

(Unruhe bei der CDU/CSU.) 

— Ich weiß, daß das nicht gerade angenehm ist 
und daß der Kurztext, nämlich den Sozialdemokra-
ten anzuhängen, daß die CDU/CSU immer Stabilität 
gehalten hätte, natürlich besser in die Schlagzeilen 
paßt als mein Klartext. Aber es ist ein Klartext, 
den die CDU/CSU — jedenfalls die, die damals mit 
uns, den Sozialdemokraten, in der Regierung war — 
wahrscheinlich heute noch verantwortet und ver-
antworten wird. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Es trifft aber nicht 
nur die CDU!) 

Weiter heißt es in der Regierungserklärung von 
1966: 

Noch 1965 wurden die Bundeshaushalte durch 
Einnahmeverzichte und Ausgabeerhöhungen zu-
sätzlich mit insgesamt 7,2 Milliarden DM bela-
stet. Die beiden Steueränderungsgesetze führ-
ten für Bund und Länder zu Einnahmeverlusten 
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in Höhe von 3,1 Milliarden DM; zusätzliche 
Ausgaben in Höhe von 6 Milliarden DM wur-
den beschlossen. Hinzu kommt, daß sich 1965 
erstmals die 1964 beschlossene Übernahme des 
Kindergeldes auf den Bundeshaushalt mit einem 
vollen Jahresbetrag von rund 2,8 Milliarden DM 
auswirkte. Die Unzulänglichkeit des Art. 113 
des Grundgesetzes und auch die unbegründete 
Furcht vor der Ungunst der Wähler haben eine 
Korrektur dieser Entscheidungen vor den Bun-
destagswahlen verhindert. Auch nach den 
Wahlen gelang es nicht, — — 

Das alles sind Begründungen für eine Lage, die 
vorgefunden worden ist, nachdem nur CDU/CSU- 
Bundeskanzler regiert hatten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Nun haben Sie sich, Herr Kollege Carstens, auf 
ein Gebiet begeben, auf dem Sie sicher noch einiges 
erfahren und nicht so einfach davonkommen wer-
den, wie Sie es in der Antwort auf eine Zwischen-
frage versucht haben, weil Sie nämlich konkret ge-
fragt worden sind, ob Ihnen bekannt sei, wie die 
Vertreter Ihrer Fraktion Stellenforderungen ge-
stellt hätten. Da sind Sie elegant, wie Sie auch sein 
können, ausgewichen; aber es wird Ihnen ja beant-
wortet werden. 

Wenn Sie hier schon behaupten, es sind Stellen 
bewilligt worden, die nicht zum Bereich der inne-
ren Sicherheit gehören, werden die Gründe — Sie 
haben ja selber einige genannt, z. B. für die Stän-
dige Vertretung und für das, was damit zusammen-
hängt --- eben noch einmal aufgeführt werden. 

Sie haben behauptet, es gäbe im ganzen west-
lichen Teil der Welt keinen Parallelfall, insofern 
nämlich, daß von einem Gremium, das von der Re-
gierung selbst berufen worden sei -- Sie meinten 
den Sachverständigenrat —, die Maßnahmen der 
Regierung als ein Skandal bezeichnet worden sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im 
Zusammenhang mit den Stabilitätsmaßnahmen hat 
man hier in demselben Haus auch die Antwort auf 
das, was in dem Sachverständigengutachten und 
dem, was dazu erklärt worden ist, behauptet oder 
gewertet wurde, gegeben. Ich will das weder wie-
derholen noch will ich hier einer Diskussion vor-
greifen, die man ja wohl bei den Einzelplänen, von 
denen Sie gesagt haben, Sie wollten sie am Diens-
tag, nachdem alle anderen erledigt sind, noch be-
sonders aufnehmen, führen wird. Sie können dann 
auch diese Rosine, die Sie vorweg schon heraus-
gepickt haben, wieder mit hinzufügen. 

Sie haben dann als Beispiel den Straßenbau ge-
nannt, von dem noch vor einem Jahr gesagt worden 
sei, daß das Geld nicht ausreiche, um genügend 
Straßen zu bauen, und hinzugefügt, daß anderer-
seits in diesem Jahr die Mittel gekürzt worden 
seien. Wir haben hier gehört — das ist natürlich 
streitig —, daß Nahverkehrsnotwendigkeiten be-
gründet worden sind. Wir werden das beim Einzel-
plan 12, den Sie ja auch als einen der Einzelpläne 
ausgesucht haben, über die noch besonders zu reden 
sein werde, sachverständig miteinander austragen 
und ausstreiten. 

Sie haben dann aber allgemein erklärt, diese 
Bundesregierung führe keine solide Politik, weder 
eine solide Finanzpolitik 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

noch eine solide Währungspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

— Sie haben das schon einmal viel kräftiger be-
klatscht, nämlich als es Ihr eigener Vorsitzender 
sagte. Ich wollte es nur noch einmal in Erinnerung 
bringen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Er wird sich freuen, daß er noch einen Nachtusch 
bekommen hat. 

(Abg. Rawe: Wenn Sie das auch für richtig 
halten, Herr Wehner, ist das doch gut!) 

Später sieht das dann alles anders aus. So vergeht 
der Ruhm der Welt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen und demonstrativer Beifall bei der 

CDU/CSU.) 

Sie haben dann über die Außenpolitik gespro-
chen. Wissen Sie, was Sie zur Währungs- und 
Finanzpolitik gesagt haben — das waren jene 
Punkte, auf die ich jetzt hingewiesen habe —, war 
wenig überzeugend. Ich bin der Meinung, es wird 
so dünn gewesen sein, daß es nicht trägt, daß es 
auch Ihre eigene Fraktion nicht trägt, wenn sie 
diese Etatdebatte wirklich mit der Bravour, die einer 
parlamentarischen Opposition zusteht, durchstehen 
will. 

Sie haben zur Außenpolitik gesagt, sehr verehrter 
Herr, das spotte jeder Beschreibung. 

(Abg. Rawe: So ist es!) 

Das klingt etwas zu salopp, als daß ich es Ihnen 
als ernstgemeint abnehmen möchte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was Sie dazu gesagt haben, verehrter Herr Kollege, 
war ein dünner Aufguß. Sie haben — das war 
Mode, das wird wieder Mode und ist immer wieder 
mal Mode; man schneidert es ein wenig um — mit 
Herrn Bahr begonnen. Das scheint Gründe zu ha-
ben. Sie haben damals — ich zitiere Sie nicht als 
Chef des Bundeskanzleramts —, als Sie nicht als 
Abgeordneter zu fungieren hatten, schon manchmal 
einiges getan, das, wenn man es nun in einer Kette 
sieht, zu der Annahme verleiten könnte, als ob Sie 
etwas Besonderes gegen den Herrn hätten. Dann 
sollten Sie das aber austragen oder einen Unter-
suchungsausschuß darüber einsetzen lassen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Oder wollen Sie noch einmal die Situation des vor-
jährigen Frühjahrs mit den Ostverträgen haben, die 
ja für Sie nicht besonders rühmlich abschloß, nach-
dem hier gesagt worden war: Wenn Sie am 10. Mai 
oder überhaupt diese Woche abstimmen lassen, 
dann wird die CDU/CSU geschlossen mit Nein stim- 
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men? Dann kam der 17. Mai, und hier wissen Sie ja, 
wie Sie abgestimmt haben. 

(Abg. Rawe: Aber Sie haben doch am 
10. Mai nicht abstimmen lassen! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Erklärungen, die von der Regierungsseite zu 
den Ostverträgen im Laufe der Zeit abgegeben wor-
den sind, haben Sie mit Erklärungen verglichen, die 
mein Fraktionskollege Karl Wienand abgegeben 
habe. Sie finden darin eine außerordentliche Paral-
lelität. Sehr verehrter Herr Kollege Carstens, wollen 
Sie einen Untersuchungsausschuß über Außenpoli-
tik, oder möchten Sie dem in der vorigen Woche 
eingesetzten Untersuchungsausschuß soviel wie 
möglich vorwegnehmen, bevor dieser Untersu-
chungsausschuß zu Beweisergebnissen kommen 
kann? 

(Beifall bei der SPD. 	 Abg. Wohlrabe: 
Das hat keiner gesagt! — Abg. Rawe: 
Das haben Sie doch mit Ihrem Beschluß ver

-

sucht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Sie haben heute die Frage an den Bundeskanzler 
gerichtet, ob die Fortexistenz seiner Bundesregie-
rung im April 1972 ausländischen Nachrichtendien-
sten und/oder Bestechungsaktionen Vertrauter zu 
verdanken sei. 

(Abg. Wohlrabe: Das stimmt doch!) 

Ich stelle Ihnen die Gegenfrage, ob die Wählerin-
nen und Wähler vorn 19. November 1972 durch aus-
ländische Dienste oder durch Bestechung zu ihrer 
Stimmenabgabe für die Mehrheit von Sozialdemo-
kraten und von Freien Demokraten gedrängt wor-
den sind. 

(Starker Beifall bei der SPD. — Lachen bei 
der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, Sie müssen es sich selbst 
überlegen, wie weit Sie gehen wollen, ohne in Kon-
flikt mit allem zu geraten, 

(Abg. Wohlrabe: Das hat damit nichts zu 
tun!) 

was in einer parlamentarischen Demokratie zu den 
Grundlagen des Miteinander-Streitens gehört. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rawe: Der 
Bundeskanzler hat doch behauptet, es sei 

Korruption im Spiel gewesen!) 

Sie haben dann hier erklärt, nachdem Sie sozusa-
gen einige Spitzen in dieser Weise haben erkennen 
lassen — nicht gerade sehr elegant —, das minde-
ste was man verlangen müsse, sei, es müsse alles 
geschehen, um aufzuklären. Mein sehr verehrter 
Herr Kollege Carstens, was Sie tun, macht mir den 
Eindruck, daß Sie vorwegnehmen wollen, was Sie 
möglicherweise nicht halten können. Das ist die 
Situation. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rawe: Haben 
Sie deswegen den  Vertrauensbeschluß für 

Herrn Wienand herbeigeführt?) 

Wenn Sie gesagt haben, Sie hätten sich erlaubt. Er

-

klärungen Karl Wienands oder der Sozialdemokra

-

tischen Partei Deutschlands zu vergleichen mit dem, 
worüber eben geredet worden ist, nämlich alles zu 
bestreiten, bis etwas zugegeben werden muß. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch 
richtig!) 

— Ich weiß, das haben Sie ja schon in sämtlichen 
Tonarten und bei sämtlichen Medien gespielt. 

(Zuruf des Abg. Wohlrabe.) 

— Wir haben seit Freitag einen Untersuchungsaus-
schuß. Herr Wohlrabe, wenn Sie dort etwas zu sa-
gen haben, werden Sie dort gewiß zu der Geltung 
kommen, die Ihnen gebührt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun zu der sachlichen Seite des außenpolitischen 
oder deutschlandpolitischen Teils der Ausführun-
gen des Herrn Kollegen Carstens und seiner Fest-
stellung, es sei eine abenteuerliche Ausflucht der 
Bundesregierung, sie habe kein Recht gehabt, mit 
der Sowjetunion über Berlin zu verhandeln. Sie 
haben dann so getan, als hätte sie dieses Recht seit 
den 50er Jahren gehabt. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : So ist es!) 

Ich habe ja auch die Dinge begleitet, und ich muß 
Ihnen sagen, als am 12. Juni des Jahres 1964 ein 
Vertrag zwischen den Regierungen von Moskau und 
Berlin (Ost) abgeschlossen worden war, durch den 
alle — buchstäblich alle Zugangs- und Ausgangs-
rechte, Berlin (West) angehend, in der unmittelba-
ren Gewalt der DDR zu liegen schienen, da waren 
nicht Sie es, die sich geäußert haben, da war es 
nicht die damalige Bundesregierung, sondern da 
haben Sie Gründe angeführt — Sie müssen sich mit 
diesen Gründen auseinandersetzen, müssen in die-
ser Richtung dann denselben Vorwurf machen, den 
Sie  uns  jetzt glauben andrehen zu können —, und 
da haben Sie gesagt, das sei eine Sache der Alliier-
ten. Hier sitzen ja noch Kollegen wie der Herr 
Schröder, der sich noch erinnern wird an Zeiten, in 
denen gesagt wurde, wenn die das und das zur Be-
hinderung und zur Erschwerung machen, ja wenn 
sie auch nur Visa verlangen, dann wird geschossen, 
und zwar von den Alliierten. Und darüber haben 
wir viele Jahre reden müssen, weil ich das für einen 
Irrtum hielt in der Auslegung der Verbindlichkei-
ten, der westlichen Verpflichtungen. 

Ich muß Ihnen sagen, selbst bei Erschwerungen im 
Verkehr mit Berlin (West) hat man gesagt, die 
Alliierten allein sollen sich äußern und Maßnahmen 
ergreifen. Ich habe als Mitglied des Kabinetts da-
mals einmal eine Unterstützung in dieser Frage — 
auch sonst -- beim damaligen Bundeskanzler ge-
funden, als ich dafür eintrat daß in einer Frage von 
Verkehrsbehinderungen w i r uns äußern, während 
die Zuständigen erklärt haben, das dürften wir 
nicht, das müßten wir den Alliierten überlassen. 

Gehen Sie auch einmal ein wenig in sich, meine 
Damen und Herren. Es handelt sich ja um eine 
Politik, die Sie nicht völlig allein getragen haben, 
von der wir ein gutes Stück — auch wenn wir 
Opposition waren mit getragen haben und mit 
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verantworten, jedenfalls die, die verantwortlich 
denken und handeln. 

Dann kommen Sie zu Honecker- und Winzer

-

Interpretationen und machen der Bundesregierung 
den Vorwurf, sie verscherze die Chance der Klar-
stellung durch das Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe und setze einfach in Kraft. Lassen Sie 
uns erst einmal abwarten, wie das in Karlsruhe 
geht. Ich nehme an, Sie können Karlsruhe ebenso-
wenig vorgreifen wie manchen anderen Entschei-
dungen. 

Nur, hier hat niemand je bestritten, daß die 
Definitionen und die Interpretationen, die die von 
Ihnen genannten Sprecher der anderen Seite im 
anderen Teil Deutschlands dem Vertrag und der 
deutschen Frage geben, von uns nicht angenommen 
werden. Wenn das so ist — das sind nicht un-
sere! , dann warne ich Sie auch noch einmal, den 
Brief zur deutschen Einheit auf die Weise, wie Sie 
das tun, zu etwas zu zertreten, das am Ende nichts 
mehr wert sein könnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Hier geht es um gegensätzliche Ziele in der 
Deutschlandpolitik. Wir haben, was in unserer Ver-
fassung darüber steht: daß das ganze deutsche Volk 
aufgefordert bleibe, Einheit und Freiheit zu voll-
enden. Die anderen haben in ihrer Verfassung: eine 
mögliche staatliche Einheit Deutschlands nur unter 
der Voraussetzung, daß das, was sie sozialistisch 
nennen, dieses erfüllt. Das sind nicht zusammen-
passende, gegensätzliche Auffassungen. Aber hier 
auf der Erde müssen wir versuchen, die Dinge aus-
zuhandeln, in denen es dennoch ein übereinstim-
mendes Interesse geben kann, um zum Wohle der 
Menschen im getrennten Deutschland sehr lang-
wierig, häufig auch langfristig, Verbesserungen 
zustande zu bringen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Jäger (Wangen)? 

Wehner (SPD) : Ja. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Weh-
ner, ist Ihnen noch erinnerlich, daß Sie es waren 
— der uns heute den Vorwurf macht, den Brief zur 
deutschen Einheit in seinem Wert herabzumin-
dern —, der die gemeinsame Entschließung zum 
Moskauer Vertrag vom Mai vergangenen Jahres 
durch seine eigenen Äußerungen stark entwertet 
und herabgemindert hat? 

Wehner (SPD) : Schönen Dank für die Frage. Sie 
gibt mir Gelegenheit, Sie zu bitten, noch einmal 
nachzulesen, was ich damals gesagt habe. Dann hät-
ten Sie die Frage etwas anders gestellt, als Sie sie 
jetzt gestellt haben. 

(Abg. Rawe: Es wäre besser, wenn Sie eine 
Antwort gäben, Herr Wehner!) 

Sie haben erklärt, Herr Dr. Carstens, Sie vermiß-
ten in vielen Fällen eine klare Aussage, und haben 

dann plötzlich die hessischen Rahmenrichtlinien 
genommen. Sie haben dabei deftig in diese Quetsch-
kommode mit „kommunistisch, sozialistisch" gegrif-
fen. Wissen Sie, das wird Ihnen nicht gelingen; 
jedenfalls nicht besser als einem Meister dieser 
Musik, etwa 1953 — da war eine andere Zeit — mit 
dem Fall Schroth/Scharley. Studieren Sie, wie der 
Fall damals gemacht worden ist! 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich verstehe gut, daß Sie zu zeigen haben, daß 
Sie — auch wenn der Herr Strauß nicht anwesend 
ist — das tun, was sonst er tun würde, und ich ver-
stehe auch gut — natürlich nach dem, was ich über 
Ihres neuen Parteivorsitzenden Kohl Rede in Berlin 
gelesen habe —, daß das nun eben rascheln muß. 
Nur sage ich Ihnen: So ist das nicht mehr, und die 
50er Jahre können Sie nicht wieder zurückzaubern. 
Das wäre seltsam. 

Wenn Sie über öffentlichen Dienst und den Erlaß 
der Ministerpräsidenten reden, dann müßten Sie 
sich auch die Frage stellen lassen, ob Sie die Mini-
sterpräsidenten der CDU/CSU-regierten Länder 
rügen wollten. Ich nehme an, auch hier schwebt 
etwas. Zwischen den Ministerpräsidenten und dem 
Bundeskanzler war ja verabredet, daß von jedem 
Land durch den Innenminister ein Erfahrungsbericht 
gegeben werde, geprüft werde. Ich bin dafür, diesen 
Erfahrungsbericht wirklich gründlich zu prüfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist mit 
Hannover?) 

— Die unkorrigierten Protokolle von Hannover 
stelle ich Ihnen gern zur Verfügung. Ich war der 
Vorsitzende der Antragskommission, ich stelle 
Ihnen auch gern diese Sachen zur Verfügung. Sie 
werden sie eine Weile zu lesen haben und werden 
finden, daß sich das lohnt, nicht weil Sie meine 
Überzeugung annehmen, sondern weil Sie dann 
sagen: Wenn wir dem ans Leder wollen, müssen 
wir schon andere Sachen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie, Herr Kollege Carstens, waren so liebenswür-
dig, an meine Rede zu erinnern, die ich sehr kurz 
nach jenem 17. Juni 1953 im Bundestag gehalten 
habe. Falls Sie wirklich nicht nur die Auszüge ge-
lesen haben — aber ich nehme an, Sie haben das 
ganze Protokoll gelesen, um ganz im Bilde zu sein; 
ich habe es auch in meiner Tasche; keine Angst, 
ich zitiere nicht daraus —, werden Sie sogar ge-
merkt haben, daß ich damals — was nicht immer 
ganz ohne zu fragen: Na, was wollte der damit? 
entgegenzunehmen war — eine gewisse Anerken-
nung des damaligen Bundeskanzlers Adenauer dafür 
bekam, als er sagte, in meiner Rede hätte er bei 
allen Gegensätzen doch mindestens ein Mitfühlen 
mit den Menschen, die dort auf die Straßen gegan-
gen waren, usw. usw. erlebt. 

Damals sei die SPD, so sagen Sie, über das hin-
ausgegangen, was die damalige Bundesregierung 
wollte. Ich weiß nicht genau, was die damalige 
Bundesregierung wirklich wollte. Aber ich habe an 
den Ausschußberatungen teilgenommen, und ich 
habe unseren Antrag damals hier vertreten. Ich 
habe von der Begründung und auch von der Rede 
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nichts zurückzunehmen. Nur: Kürzlich habe ich mir 
erlaubt, in einer schriftlichen Arbeit zu bemerken, 
daß hei allem Streit über die Lage und über die 
deutschland- und außenpolitische Entwicklung Sie 
und wir in einem Punkt, was den 17. Juni betrifft, 
20 Jahre danach, doch noch etwas gemeinsam ha-
ben, nämlich das ehrende Gedenken an die Opfer 
des Standrechts. Das habe ich geschrieben. 

Nun sagten Sie, die Bundesregierung erwäge 
heute völlig anderes. Gucken Sie doch bitte mal 
nach, wie das damals war. Ich habe im Kabinett 
1967, als gerade noch Zeit war, Feiertagsdinge des 
laufenden Jahres anzubringen, erklärt, daß ich zu-
sammen mit dem damaligen Herrn Bundestagspräsi-
denten Dr. Gerstenmaier und einigen Damen und 
Herren, die das mit ihm und mir zusammen auf sich 
nehmen wollten, einiges an der Art, wie der 
17. Juni inzwischen begangen wurde, ändern möchte. 

Der damalige Bundeskanzler hat erklärt, das 
wolle er selbst tun. Ich habe gesagt: Ist in Ordnung, 
ich habe mich dem mit Respekt zu beugen. Der da-
malige Bundeskanzler hat es nicht geschafft. Wir 
haben am 17. Juni des ersten Jahres der Regierung 
Kiesinger/Brandt eine Rede von ihm hören können, 
die sich heute noch lesen läßt. Er ist mir manchmal 
ein wenig gram, daß ich so oft gewisse Stellen aus 
ihr zitiere, und er denkt: Was will der eigentlich 
damit? Ich war der letzte Minister, der, noch 
„Minister für gesamtdeutsche Fragen" hieß, und 
ich hatte damals in den Ausschüssen die Kabinetts-
vorlage zu vertreten. Ich bin damit baden gegan-
gen, weil keine Seite dies damals unterstützen 
wollte: weder diejenigen, die im Kabinett ihre 
Leute hatten, noch die Opposition, die zwar einen 
eigenen Entwurf eingebracht hatte, die aber zugleich 
genießen wollte, daß die Regierung eins auf den 
Latz bekam. Das war so, und so ist das häufig. Die 
wollten beides zugleich haben. 

Wenn Sie, Herr Carstens, diese Sache dramatisch 
qualifizieren wollen, indem Sie sagen, daß damit 
ein kostbarer Schatz der deutschen Geschichte sozu-
sagen verschleudert werde, statt ihn zu bewahren, 
dann lassen Sie uns anfangen bei Herrn Gersten-
maier, bei Herrn Kiesinger, bei mir und bei vielen 
anderen, die sich Gedanken darüber gemacht haben, 
wie sich an diesem Gedenktag, der er bleiben wird, 
weil sich weder die Geschichte noch der Kalender 
ändern lassen, hinsichtlich des besonderen Charak-
ters einiges verbessern ließe. 

(Zuruf des Abg. Stücklen.) 

— Das ist das wahre Thema, Herr Stücklen; in 
diesem Punkt hatten wir keine Differenz. Sie wird 
jetzt gesucht. Man hat nicht genügend andere sach-
liche Differenzen, und so suchen Sie diese. 

In einer gemeinsamen Sitzung am 16. Juni mit 
dem Präsidium des Kuratoriums Unteilbares 
Deutschland, zu der Sie leider nicht erscheinen 
konnten, Herr Kollege Carstens, während die an-
deren Fraktionsvorsitzenden anwesend waren — 
von Ihrer Fraktion waren sehr respektable Herren 
dabei, aber Sie konnten nicht da sein —, haben wir 
über diese Seite der Sache gesprochen und uns vor-
genommen, weiter zu sprechen. Herr von Hassel  

hat an den Rittersturz 1958 und daran erinnert, wie 
er, der damalige Ministerpräsident von  Schleswig

-

Holstein,  CDU — wohl unbestreitbar, sonst würden 
wir ihm zu nahe treten —, und der damalige Re-
gierende Bürgermeister von Berlin Brandt, SPD 
auch unbestreitbar —, in dieser Frage schon damals 
einer Meinung gewesen seien. Aber tragen Sie das 
bitte unter sich aus; das können Sie dort viel kame-
radschaftlicher, als wenn Sie mit uns etwas aus-
tragen wollen und müssen, von dem Sie meinen: 
Das muß denen angehängt werden! Natürlich ver-
trägt es kein Volk, wenn seine Geschichte fortge-
setzt neu geschrieben wird. Nur, so allein ließe ich 
den Satz, Herr Carstens, nicht gern stehen. Ich will 
ihn nicht ergänzen; nur wird mancher fragen, wann 
Sie denn bestimmte Daten unserer Geschichte an-
ders werten wollten als in den 20 Jahren zuvor 
usw., und das würden Sie, wenn es zur Kreide 
käme, wahrscheinlich kaum bestreiten wollen. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Ich habe 
1948 angefangen!) 

Das sage ich, nachdem Sie mit diesem Erinnerungstag 
geschlossen haben, nur, damit Sie wissen, wozu auch 
die Vertreter Ihrer Fraktion im Kuratorium Unteil-
bares Deutschland zusammen mit uns eine Erklärung 
abgegeben haben. Sie lautet: 

Der 17. Juni jährt sich zum zwanzigsten Mal. Er 
ist ein ebenso unübersehbares wie tragisches 
Ereignis der deutschen Geschichte. Die Welt war 
durch ihn zutiefst beeindruckt. Der 17. Juni ist 
zu einem Tag geworden, an dem Menschen sich 
Rechenschaft ablegen müssen über das, was 
Freiheit bedeutet. Deutsche erhoben sich waffen-
los gegen Macht und Gewalt. Friedlich bestan-
den sie auf Menschenwürde, auf Selbstbestim-
mung und Einheit. Dennoch wurde die Spaltung 
Deutschlands ständig verschärft. Mauer und 
Minenstreifen kamen schließlich hinzu. 

Die Teilung Deutschlands ist gegen den Willen 
der Deutschen, aber nicht ohne deutsche Schuld 
zustande gekommen. Das System der Mächte, 
das sich als Antwort auf den unmenschlichen 
Nationalsozialismus schließlich ergeben hat, 
wird die Grundstruktur des europäischen Kon-
tinents für eine überschaubare Zukunft bleiben. 
Gegenwärtig leben wir Deutsche in zwei völlig 
gegensätzlichen gesellschaftlichen und politi-
schen Ordnungen. Gerade deshalb müssen wir 
auf die Sicherung des Friedens und den Abbau 
der Spannungen hinarbeiten. 

Es ist Aufgabe der vor uns liegenden Zeit, das 
Bewußtsein der Einheit der Nation zu erhalten. 
Gemeinsame Geschichte, Sprache und Kultur 
sind unauslöschliche Bestandteile dieser Einheit 
der Nation. Die durch jahrelange Trennung ver-
schütteten menschlichen Beziehungen gilt es 
Schritt für Schritt neu zu beleben. 

Bis in diese Tage ist um die Politik der Ver-
träge und um die Verträge selbst leidenschaft-
lich gerungen worden. Nachdem die Verträge 
gültig geworden sind, gelten sie für die Befür-
worter wie für die Kritiker. Alle Parteien sind 
sich darüber einig. Auf dieser Basis muß nun- 
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mehr versucht werden, das Beste für alle Deut-
schen aus der neuen Situation zu machen. Nie-
mand sollte sich Illusionen hingeben. Jedoch 
darf sich auch niemand von der Schwere der 
Aufgabe zu Resignation verleiten lassen. Eine 
Sprache und Politik der bloßen Gegensätze 
würde nicht weiterführen. Es ist Aufgabe der 
kommenden Monate und Jahre, Annäherung für 
die Menschen in beiden Richtungen Stück für 
Stück in die Wege zu bringen. Die Bundesrepu-
blik muß weiterhin bereit und bemüht sein, 
menschliche Begegnung und sachliche Zusam-
menarbeit im Verhältnis zur DDR so einfach 
und normal werden zu lassen wie nur irgend 
möglich. Die DDR bleibt aufgefordert, dasselbe 
zu tun und Selbstisolierung abzubauen. 

Das Bemühen um eine Zusammenführung der 
Deutschen wird um so glaubwürdiger und er-
folgreicher sein, je entschiedener die Deutschen 
selbst politisch und persönlich am Abbau von 
Spannungen in Deutschland, in Europa und in 
der Welt mitarbeiten. Alle politisch Verantwort-
lichen, alle politisch handelnden Kräfte in der 
Bundesrepublik sollten sich diesen Aufgaben in 
Gemeinsamkeit des Willens und der konkreten 
Arbeit zuwenden. Die deutsche Wirklichkeit ist 
so kompliziert, daß Meinungsverschiedenheiten 
unvermeidlich sind darüber, was jeweils am 
besten zu tun sei. Aber in der Art, wie sie aus-
getragen und wie gemeinsame Aussagen und 
Bemühungen versucht werden, kann der deut-
sche Wille überzeugender zum Ausdruck kom-
men als durch wohlklingende Formeln. 

Einheit der Nation und Freiheit, Bewußtsein 
menschlicher Zusammengehörigkeit, Verwirk-
lichung der gemeinsamen Kultur, Festhalten an 
der Selbstbestimmung, dies ist eine bleibende 
Herausforderung an uns alle insbesondere 
auch als ein Vermächtnis des 17. Juni. Das 
Schicksal der deutschen Demokratie ist mit der 
nationalen Bewährung verbunden. 

Ich danke auch an dieser Stelle noch einmal den 
drei Kollegen aus den drei Fraktionen, die sich der 
Mühe unterzogen haben, inmitten allen Streitens zu 
einer solchen Erklärung zu kommen, die dann auch 
die Billigung aller anderen gefunden hat. Es waren 
Herr Bundesminister Franke, Herr Dr. Gradl und 
Herr Flach. Ich danke ihnen. Weil Sie zum 17. Juni 
diese Töne gegriffen haben, habe ich mir erlaubt, 
das, was das Kuratorium Unteilbares Deutschland 
mit seinem Präsidium und dem Bundeskanzler am 
16. Juni erörtert hat, wenigstens in Gestalt dieser 
Erklärung am Schluß meiner Rede als auch meine 
Auffassung darzutun. Ich danke Ihnen allen für Ihre 
Geduld. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kiesinger. 

Dr. h. C. Kiesinger (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Wehner, Sie 
haben mich einige Male zitiert, vor allem lange und 
ausführlich aus meiner damaligen Regierungserklä

-

rung. Es vergeht zwar, wie Sie sagten, der Welt 
Ruhm, aber gewisse historische Fakten sollten wir 
doch bestehen lassen. Die historischen Fakten sind 
die: Ich war damals Bundeskanzler der größten 
Koalition, die wir in diesem Hause gebildet hatten. 
Sie umfaßte die übergroße Mehrheit dieses Hauses, 
und was ich in jener Regierungserklärung sagte, 
war nicht etwa eine Kritik an meinem Vorgänger 
oder meinen Vorgängern, sondern das war eine 
Kritik — — 

(Lachen bei der SPD.) 

Ja, lesen Sie nach, dann werden Sie es finden. Da 
hinten sitzen einige, die mit ihrem Studium der 
neuesten Geschichte unseres Parlaments offenbar 
noch nicht so weit gekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Auf der anderen Seite sind auch welche!) 

Das war ein Appell des Kanzlers der Großen Koali-
tion — der übergroßen Mehrheit dieses Hauses — 
an  uns alle, in dem ich Ihnen in Erinnerung rief, daß 
wir alle zusammen in der Vergangenheit Fehler be-
gangen hatten, die wir nun gemeinsam nicht wie-
derholen sollten. So war damals die Lage. 

Das festzustellen ist wichtig, weil immer wieder 
— auch im Zusammenhang mit der langen, schwe-
lenden Krise — der Eindruck erweckt wird, als 
habe der neue Bundeskanzler, der der CDU ange-
hörte, mit dieser Krise nicht eine lange, schwelende 
Krise unserer parlamentarischen Demokratie, son-
dern etwa seiner eigenen Partei gemeint. Auch das 
ist ganz klar zum Ausdruck gekommen. Erlauben 
Sie mir, das einmal zu sagen. Ich habe lange genug 
dazu geschwiegen. 

Da Sie auch unsere Auseinandersetzungen und 
unsere Übereinstimmungen in der Frage des 17. Juni 
damals erwähnt haben, Herr Kollege Wehner, darf 
ich Ihnen folgendes sagen: Mir war an diesem 
17. Juni nur eines unerträglich, daß nämlich dieser 
nationale Trauertag — es war doch so, daß das 
Gefühl der Trauer an diesem Tage überwog — zu 
einer Art Frühlings- und Sommerfest mit Ausflügen 
und Picknicks draußen im Grünen geworden war, 
statt dem Zweck zu dienen, dem er dienen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich wollte damals eine Lösung herbeiführen, die 
diesen unerträglichen Zustand beseitigte; aber Sie 
wissen genau, daß es eine ganze Reihe Schwierig-
keiten gab, die wir nicht überwinden konnten. Zum 
Beispiel hatten sich die Gewerkschaften auf den 
Standpunkt gestellt, daß dieser nationale Feiertag 
inzwischen zu einem Besitzstand der Werktätigen 
geworden sei und daß man den Tag deswegen nicht 
mehr zu einem Arbeitstag machen könne. Das ist 
einer der Hauptgründe, an denen damals der Ver-
such scheiterte, dem Tag einen anderen Charakter 
zu geben. 

Wogegen ich mich heute wehre, meine Damen 
und Herren, das ist das Argument, daß nach der 
neuen Ostpolitik dieser Regierung und nach dem 
Grundvertrag für einen solchen nationalen Gedenk-
tag nun etwa kein Platz mehr sei. Das ist eine ganz 
falsche Argumentation. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Dr. h. c. Kiesinger 
Daß wir an einem solchen Tag nicht Haß und 
Feindschaft predigen, ist ganz selbstverständlich; 
aber mit diesem Tag sollen und wollen wir uns auch 
in Zukunft an das Wichtigste, das wir hoffentlich 
alle noch gemeinsam erstreben, nämlich die Einheit 
der deutschen Nation, die einmal auch wieder eine 
staatliche Einheit werden soll, soweit es in unseren 
Kräften liegt, erinnern. Das war auch der Inhalt 
meiner damaligen Rede zum 17. Juni, zu der ich 
auch heute noch — Herr Kollege Wehner Satz 
um Satz stehe. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Respekt!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Die Fortsetzung der Diskussion bis 13 Uhr 
hat keinen Sinn mehr. Ich schlage Ihnen vor, daß 
wir gleich in die Fragestunde eintreten. 

Fragestunde 
— Drucksachen 7/769, 7/800 — 

Wir kommen zunächst zu den Dringlichkeitsfra-
gen aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Ich rufe 
die Frage 1 des Abgeordneten von Alten-Nordheim 
auf: 

Wie will die Bundesregierung erreichen, daß der Kreditbedarf 
für die Erntefinanzierung angesichts der besonderen Kredit-
marktlage gedeckt wird? 

Bitte, Herr Bundesminister Ertl! 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege, die Bundesregie-
rung hat — ergänzend zu ihrer Beantwortung der 
Fragen des Kollegen Eigen — Ihnen nicht mehr zu 
berichten, als daß sich die Bundesregierung mit der 
Bundesbank zusammen bemüht, eine Lösung zu 
finden, daß aber die Bundesbank in dieser Frage 
autonom zu entscheiden hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten von Alten-Nordheim. 

von Alten -Nordheim (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister, können Sie mir auf Grund der in der 
Vergangenheit gemachten Erfahrungen wenigstens 
angeben, welches Kreditvolumen — Bundesbank, 
freier Kreditmarkt — erforderlich ist, um die Ernte-
finanzierung sicherzustellen? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Nein, ich kann Ihnen nur die 
Zahlen angeben, die wir im letzten Jahr zur Verfü-
gung hatten. Aber ich kann Ihnen nicht sagen, wel-
ches Volumen unbedingt notwendig ist, weil das 
Kreditvolumen von zwei Faktoren abhängig ist, die 
ich im Augenblick nicht beurteilen und bewerten 
kann. Ich kann das Erntevolumen nicht quantifizie-
ren; ich kann es nur schätzen. Ich kann nicht quanti-
fizieren, wieviel auf den Markt kommt. Darüber 
hinaus ist, wie Sie wissen, der Staat verpflichtet, 
nicht verwertbare Produktion gegebenenfalls zum 
Interventionspreis zu übernehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

von Alten -Nordheim (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister, ist es richtig, daß das Kreditvolumen 
der Einfuhr- und Vorratsstelle überwiegend durch 
die Buttereinlagerung in Anspruch genommen wird 
und daß unter Umständen die Gefahr besteht, daß 
dadurch die Einfuhr- und Vorratsstelle für die Ge-
treidefinanzierung zahlungsunfähig wird? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich kann diese Frage im Augen-
blick nicht beantworten. Das müßte ich prüfen lassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
zweiten Dringlichkeitsfrage des Abgeordneten von 
Alten-Nordheim: 

Welche Maßnahmen will sie ergreifen, um zu verhindern, daß 
weitere Wettbewerbsbenachteiligungen für die deutsche Land-
wirtschaft entstehen und infolge erhöhter Erntefinanzierungs-
kosten der Preisauftrieb auch in die Grundnahrungsmittel getra-
gen wird? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Verehrter Herr Kollege, es ist 
eine sehr problematische Frage, inwieweit Wett-
bewerbsunterschiede auftauchen. Ich betone noch 
einmal: Durch die Regelungen der EWG-Agrar-
marktordnungen ist die EWG verpflichtet, jede 
Menge zum Interventionspreis anzunehmen. Diese 
Finanzierung sichert der Ausgleichsfonds, d. h. es 
gibt eine Teilgarantie im Rahmen der EWG. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Kollege von Alten-Nordheim. 

von Alten -Nordheim (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister, können Sie darüber Auskunft geben, ob 
vorgesehen ist, die Intervention B in der Form, wie 
sie der Raiffeisen-Verband vorgeschlagen hat, wie-
der einzuführen? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Das ist zugegebenermaßen ein 
Vorschlag, den man prüfen kann. Daß er aber sinn-
voll ist, kann man, so glaube ich, im Augenblick 
nicht unbedingt sagen. Ich weiß, daß die Wirtschaft 
diesen Vorschlag für den Fall macht, daß das Kre-
ditvolumen nicht erhöht wird. Es ist ja auch nicht 
so, daß die Bundesbank keinen Kredit gibt, sondern 
sie hat im Augenblick ein sehr beschränktes Kredit-
volumen zur Verfügung gestellt, so daß zumindest 
für den Anfang der Ernte eine Kreditvolumen vor-
handen sein wird. Über den Vorschlag wird in mei-
nem Hause verhandelt. Außerdem kann die Bundes-
regierung diese Intervention B von sich aus gar 
nicht beschließen. Sie müßte einen Beschluß des 
Ministerrats herbeiführen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 
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von Alten-Nordheim (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, 
daß der Preisauftrieb durch eine verstärkte Über-
nahme der Ernte durch die EVSt auch auf die Grund-
nahrungsmittel ausgeweitet wird, weil die EVSt 
gehalten ist, anderthalb Rechnungseinheiten auf den 
Grundbetrag bei Auslagerung wieder zuzuschlagen? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Das werden wir bei allen Über-
legungen, die in meinem Hause angestellt werden, 
und auch in den Gesprächen mit der Bundesbank 
sehr wohl verwerten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Bundesminister, finden 
Sie es nicht eigenartig, daß Sie hier Herrn von 
Alten-Nordheim die Auskunft geben, daß die Aus-
sagen des Staatssekretärs Logemann zu meinen 
Anfragen in der vorigen Woche mit den Ihren über-
einstimmen, wenn Herr Logemann in der vorigen 
Woche gesagt hat, daß die Bundesregierung in die-
ser Woche bekanntgeben könne, welche zusätzlichen 
Maßnahmen sie für die Erntefinanzierung durch-
führen werde? 

Zum zweiten stimmt Ihre Aussage in bezug auf 
den Interventionspreis nicht mit den Aussagen von 
Staatssekretär Logemann überein, der in der vori-
gen Woche sagte, daß es das Ziel der Agrarpolitik 
der Bundesregierung sei, den Richtpreis und nicht 
den Interventionspreis für die Landwirte zu er-
langen. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Eigen, ich finde 
Ihre Frage nicht eigenartig. Meine Antwort wird 
klar sein. Ich glaube, ich habe sehr deutlich gesagt, 
daß wir mit der Bundesbank darüber sprechen. Zum 
Beispiel hat ein hoher Beamter meines Hauses am 
Freitag ein Gespräch mit Vertretern der Bundes-
bank gehabt, und ich finde es merkwürdig, daß Sie 
am Montag um 13 Uhr fragen, welche Entscheidung 
wir getroffen haben. Ich habe Ihnen schon einmal 
gesagt: in dieser Frage entscheidet die Bundesbank 
vollkommen autonom. Herr Kollege Eigen, ich habe 
fast das Gefühl, als wenn Sie sagen wollten: Der 
Staat muß in der Wirtschaft ununterbrochen befeh-
len. Ich bin der Meinung, daß unsere Grundprin-
zipien eigentlich anderer Art sind. Wir sind der 
Meinung, daß der Staat auf diesem wichtigen Sektor 
im Interesse von Verbrauchern und Erzeugern eine 
subsidiäre Funktion wahrnimmt. Deshalb garan-
tiert er den Interventionspreis. Der Richtpreis, der 
sehr wünschenswert ist — hier stimme ich wieder-
um mit meinem Kollegen Logemann sehr wohl über-
ein —, ist durch die Marktpartner zu erreichen oder 
anzustreben. Das ist jedoch nicht immer der Fall, 
sondern das hängt z. B. davon ab, ob es Obstüber-
schüsse gibt oder nicht. Da sind die Marktpartner 
vom Produzenten bis zur verarbeitenden Hand alle 
gemeinsam gefordert, und der Staat ist erst in 
zweiter bzw. in dritter Linie gefordert. Der Staat 

kann nur die Versorgung übernehmen und verhin

-

dern, daß  es  zu einem Prei s sturz kommt.  Mehr kann 
der Staat nicht tun. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist es 
nicht etwas sehr einfach, die ganze Verantwortung 
für die Erntefinanzierung der Deutschen Bundesbank 
zu überlassen? Hat hier nicht der Bundesernährungs-
minister auch eine gewisse Verpflichtung, damit die 
Ernteaufnahme finanziert werden kann? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Niegel, ich -muß 
Ihnen leider sagen: dann kennen Sie den Sachver-
halt nicht. Ich muß Sie hier aufklärenderweise be-
richtigen. Die Erntefinanzierung ist eine Frage des 
Kreditvolumens. Das ist ein Bestandteil der auto-
nomen Politik der Bundesbank, wobei ich mit der 
Bundesbank verhandle und ihr die Schwierig-
keiten an diesem Markt darlegen kann. Mehr aber 
kann ich nicht und will ich auch gar nicht, weil 
ich glaube, die Opposition würde dann sagen, ,daß 
nun die Bundesregierung auch der Bundesbank be-
reits befehlen will. Dann würden Sie sagen: Das 
ist aber eine schöne staatsdirigistische Politik. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Frau Funcke.) 

Herr Kollege Niegel, zum zweiten Punkt. Ihnen 
ist der Tatbestand wohl unbekannt; aber ich wieder-
hole es gern zu Ihrer Information, daß die Bundes-
regierung nur im Bereich der EWG-Agrarmarktord-
nung für Getreide in der Lage ist, die volle Inter-
vention zu übernehmen und damit den Interven-
tionspreis zu sichern, und zwar aus Mitteln der 
EWG zu dem beschlossenen Interventionspreis. 

Ich darf ein weiteres sagen. Die Läger sind leer. 
Das ist also kein Problem der vollen Läger, sondern 
es gibt ein Problem ,der leeren Läger, und ich meine, 
wenn die Marktpartner mit spuren, könnte man so-
gar versuchen, eine Lösung zu finden. Trotz allem 
gebe ich zu, daß das bisherige Angebot der Bundes-
bank auch nach meiner Auffassung zu gering ist. 
Deshalb verhandeln wird mit ihr; aber wir befeh-
len nicht, Herr Kollege Niegel, sondern wir ver-
handeln, wie es die rechtsstaatlichen Normen not-
wendig machen und ermöglichen. 

Wir wollen auch die Stabilitätspolitik nicht außer 
acht lassen. Gerade hat Ihr Herr Vorsitzender ein 
so großes Plädoyer für die Stabilitätspolitik gege-
ben. Zu der Stabilitätspolitik gehört auch die re-
striktive Kreditpolitik der Bundesbank. Deshalb 
kann ich an die Bundesbank erst herantreten, wenn 
die Ernte so nahegekommen ist, daß ich mit gutem 
Grund sagen kann, es könnte zu Schwierigkeiten 
kommen. Deshalb werden die Gespräche im Augen-
blick geführt. Ich glaube, daraus sehen Sie, daß wir 
uns im Dialog befinden. 

Vizepräsident 'Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Ritz. 
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Dr. Ritz (CDU/CSU): Herr Minister, da sich diese 
Dringlichen Fragen nicht zuletzt aus der Antwort 
Ihres Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
von der vorigen Woche ergeben haben und da dies 
die letzte Parlamentswoche ist, darf ich Sie fragen, 
ob Sie dann wenigstens bereit sind, 'die Ergebnisse 
der Beratungen und Verhandlungen mit der Bun-
desbank nach Eintritt der parlamentarischen Som-
merpause den interessierten Kollegen mitzuteilen. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Wir werden das nicht nur Ihnen 
mitteilen — das ist sogar unsere Pflicht, Herr Kol-
lege, und ich würde mich einem solchen Wunsch 
nie entziehen , sondern wir werden es  der  deut-
schen Öffentlichkeit mitteilen. Ich nehme an, die 
betroffenen Kreise werden das mit Interesse zur 
Kenntnis nehmen, so oder so. Es ist doch selbstver-
ständlich, daß wir das veröffentlichen. Aber ich sage 
noch einmal: Die Gespräche laufen, und welches 
Ergebnis sie zuwege bringen, werden wir unter Ab-
wägung aller Gesichtspunkte sehen müssen wie 
der Notwendigkeit, möglicherweise doch ein größe-
res Kontingent zu finden, der Notwendigkeiten der 
Versorgung der Wirtschaft und auch der Notwen-
digkeit, in unseren Verhandlungen die Stabilitäts-
politik der Bundesregierung und der Bundesbank 
ein klein wenig zu berücksichtigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Gallus. 

Gallus (FDP) : Herr Minister, können Sie mir be-
stätigen, daß die Bundesregierung bisher alles un-
ternommen hat und auch in Zukunft unternehmen 
wird, um die Erntefinanzierung zu sichern, daß man 
aber in der öffentlichen Diskussion andererseits 
schon seit Wochen zu der Auffassung kommen 
mußte, interessierte Kreise außerhalb der Landwirt-
schaft wollten diese Kredite am liebsten schon An-
fang Mai haben? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Das ist ein Problem, das für das 
Verhalten der Bundesbank aus der Kenntnis gewis-
ser Vorgänge sicherlich eine Rolle spielt. Mehr habe 
ich dazu nicht zu sagen. Auf jeden Fall kann ich über 
die Erntefinanzierung nur dann glaubwürdig ver-
handeln, wenn ich sagen kann: in zehn Tagen geht 
es los. Hätte ich im Mai darüber verhandelt, hätte 
die Bundesbank gesagt: Herr Minister, bitte gedul-
den Sie sich ein klein wenig, denn noch haben wir 
ja keine Ernte. Ich meine auch, man sollte nicht un-
bedingt alles dramatisieren zu einem Zeitpunkt, zu 
dem dazu noch kein Anlaß besteht. 

Aber ich verstehe auch Ihre Sorge. Das war die 
letzte Fragestunde, und die Opposition muß sich 
hier rühren. Ich habe dafür volles Verständnis. Ich 
war selber lange genug in der Opposition. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Damit sind die Dringlichkeitsfragen beantwortet. 
Ich danke Ihnen, Herr Bundesminister. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen. Zur 
Beantwortung ist Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Herold anwesend. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Wohlrabe auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet, ebenfalls die 
Frage 2. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. — Ich danke Ihnen, Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Herms-
dorf zur Verfügung. 

Die Frage 13 wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 14 des Abgeordneten Peiter 
auf: 

Wieviel Bankinstitute gibt es in der Bundesrepublik Deutsch

-

land, die nicht einem Garantieverband angeschlossen sind? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Kollege Peiter, die 
Kreditinstitute, bei denen das breite Sparerpubli-
kum seine Konten unterhält, namentlich die Spar-
kassen, Volksbanken und Raiffeisenbanken, gehö-
ren alle einem Einlagensicherungsfonds an. Dasselbe 
gilt für die ganz überwiegende Zahl der anderen 
Banken. 

Abseits stehen diejenigen Kreditinstitute, die 
keine Spareinlagen entgegennehmen, sowie recht-
lich unselbständige Zweigstellen ausländischer Ban-
ken, die in der Regel keine Geschäftsbeziehungen 
zum breiten Publikum unterhalten. 

Läßt man diese beiden Gruppen außer Betracht, so 
gibt es nach den Unterlagen des Bundesaufsichts-
amtes für das Kreditwesen 50 meist kleinere Ge-
schäfts- und Teilzahlungsbanken, die noch keiner 
Einlagensicherungseinrichtung angehören. Das ist 
etwas über ein halbes Prozent der rund 7170 Kredit-
institute, die Ende 1972 in der Bundesrepublik tätig 
waren. Größtenteils handelt es sich dabei um Son-
derfälle mit besonderer Geschäftsstruktur und einem 
geschlossenen Kundenkreis. 

24 dieser 50 Institute gehören dem Genossen-
schaftssektor an. Auf Grund ihrer besonderen Mit-
gliederstruktur und auf Grund ihrer Anlagepolitik 
ist ein Risiko hier weitgehend ausgeschlossen. Vier 
von ihnen haben deshalb den Anschluß an die Siche-
rungseinrichtungen der Genossenschaftsverbände 
grundsätzlich abgelehnt; sie sind jedoch Mitglieder 
der Verbände und deren Prüfungsverbände. Bei den 
übrigen 20 Instituten sollen Aufnahmeverhandlun-
gen wiederaufgenommen werden. Sie werden vor-
aussichtlich Ende dieses Jahres abgeschlossen sein. 

Auch die verbliebenen 26 Außenseiter unter den 
Privat- und Teilzahlungsbanken sind bis auf zwei 
durchweg keine besonders problematischen Fälle. 
Fast alle diese Außenseiter nehmen nur in geringem 
Umfang Einlagen auf Spar-, Lohn- und Gehalts-
oder Rentenkonten entgegen. Gleichwohl bleibt das 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen bemüht, die 
Institute für den Anschluß an einen Sicherungsfonds 
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Parl. Staatssekretär Hermsdorf 

zu gewinnen. In den beiden genannten problema-
tischen Fällen ist die A ufnahm e  bei einem Siche-
rungsfonds beantragt worden, so daß hier eine bal-
dige Lösung zu erwarten ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Die Frage 15 des Abgeordneten Höcherl wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 16 des Herrn Abgeordneten 
Milz auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die stabilitäts-
politische Entscheidung, wonach unter anderem für Fertighäuser, 
die vor dem 9. Mai 1973 durch Kaufvertrag erworben wurden 
und für die der Antrag auf Baugenehmigung aber zu einem 
späteren Zeitpunkt gestellt wird, die Steuervergünstigungen 
nach § 7 b EStG in Anspruch genommen werden können, eine 
Benachteiligung aller Bauwilligen darstellt, die vor dem 9. Mai 
1973 mit der Planung begonnen haben bzw. einen Architekten-
vertrag abgeschlossen haben und eine Baugenehmigung aus den 
verschiedensten Gründen nicht beantragen konnten, und wenn 
ja, ist die Bundesregierung bereit, dies zu ändern, zumal den 
erwähnten Bauwilligen teilweise sehr hohe finanzielle Nachteile 
entstehen würden? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Abgeordneter, di e 

 Bundesregierung sieht in der in § 1 Abs. 3 der 
Dritten Verordnung über steuerliche Konjunktur-
maßnahmen vorgesehenen Regelung, daß für den 
Ausschluß der erhöhten Absetzungen nach § 7 b des 
Einkommensteuergesetzes beim herkömmlichen Bau 
die Antragstellung auf Baugenehmigung, beim Fer-
tighausbau 'der Abschluß des Kaufvertrages maß

-

gebend ist, keine unvertretbare Benachteiligung des 
herkömmlichen Baus. 

Durch die Sonderregelung für Fertighäuser soll 
der Tatsache Rechnung getragen werden, daß beim 
Fertighausbau in aller Regel schon erhebliche Zeit 
vor Beantragung der Baugenehmigung durch Ab-
schluß des Kaufvertrages für Käufer und Verkäufer 
rechtsverbindliche Verpflichtungen geschaffen wer-
den, aus denen sich der Käufer nicht ohne erhebliche 
Nachteile lösen kann. 

Es ist zwar richtig, daß dem Bauherrn auch beim 
herkömmlichen Bau vor Beantragung der Bauge-
nehmigung Kosten entstehen können, z. B. für die 
Ausarbeitung der Baupläne. Die mit 'diesen Kosten 
finanzierten Leistungen behalten jedoch im allge-
meinen auch bei einer zeitlichen Verschiebung des 
Bauvorhabens für den Bauherrn ihren Wert, so daß 
sich die in diesen Fällen eintretenden finanziellen 
Nachteile in  der  Regel in erträglichen Grenzen 
halten. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher nicht, 
eine generelle Maßnahme zur Beseitigung solcher 
Nachteile vorzuschlagen, zumal jede Ausnahme-
regelung die konjunkturelle Wirkung der Dritten 
Verordnung über steuerliche Konjunkturmaßnah-
men abschwächen und damit die Bemühungen um 
die Wiederherstellung der Stabilität beeinträchtigen 
wird. 

In echten Härtefällen sind die Landesfinanzbe-
hörden unter der Voraussetzung des § 131 der Ab-
gabenordnung zu Billigkeitsmaßnahmen befugt. 

Abschließend möchte ich noch einmal in Erinne-
rung rufen, daß Bundestag und Bundesrat der Drit-
ten Verordnung über steuerliche Konjunkturmaß-
nahmen einstimmig zugestimmt haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Milz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung also bereit, diesen eindeutigen 
Nachteil für einen großen Teil der Bevölkerung, 
der sich nicht des Fertigbaus bedient, hinzunehmen 
und ihn geradezu in ihre Politik aufzunehmen? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Ich habe hier auf den Härte

-

Paragraphen verwiesen. Ansonsten hält die Bun-
desregierung an ihrer Auffassung fest. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Milz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, beinhaltet 
diese Feststellung gleichzeitig, daß neben der Be-
nachteiligung eines Teiles der Bevölkerung auch 
eine Benachteiligung der Bauwirtschaft, die sich 
nicht mit dem Fertigbau befaßt, gegeben ist, und 
nimmt die Bundesregierung auch dies in Kauf? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Nein, dies beinhaltet meine 
Erklärung nicht. Sie beinhaltet nur, daß man Sta-
bilitätspolitik nicht nach dem Grundsatz machen 
kann: Wasch mir den Pelz, mach mich nicht naß! 

(Abg. Damm: Sehr gut!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Hermsdorf. Wir kommen nun zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Grüner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 17 des Herrn Abgeordneten 
Schedl auf. Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Klein (Stolberg) auf: 

Trifft es zu, daß durch die Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Konjunkturdämpfung — einseitige Belastung der privaten 
Investitionen insbesondere durch die 11%ige Investitionssteuer 
und die 25%ige Kürzung der Investitionszulagen für wirtschafts-
schwache Regionen — der Abstand zwischen den wirtschafts-
schwachen und den wirtschaftsstarken Räumen, z. B. zwischen 
dem Aktionsraum „Nordeifel-Grenzraum Aachen" und der Rhein-
schiene, noch vergrößert wird, und wie will die Bundesregierung 
insbesondere für die Zukunft vermeiden, daß die notwendiger-
weise auf Dauer angelegten Strukturmaßnahmen kurzfristigen 
konjunkturellen Überlegungen zum Opfer fallen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Wie ich bereits in der Frage-
stunde des Bundestages am 7. Juni 1973 in Beantwor-
tung mehrerer Fragen ausgeführt habe, erfordert die 
Bekämpfung des Preisauftriebs einschneidende und 
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schnell wirksame Maßnahmen zur Reduzierung der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Dabei ist auch ein 
Beitrag der Regionalpolitik unerläßlich. 
Um das stabilitätspolitische Ziel einer Tendenz-

wende in der Preisentwicklung zu erreichen, dürfen 
die globalen Steuerungsmaßnahmen nicht durch re-
gionale oder sektorale Ausnahmeregelungen kom-
pliziert, geschwächt oder verzögert werden. Die Ge-
samtentwicklung der Fördergebiete, auch die des 
Aktionsraums Nordeifel—Grenzraum Aachen, wird 
aber nach Ansicht der Bundesregierung durch das 
Stabilitätsprogramm insgesamt nicht über Gebühr 
strapaziert. 
Die Bundesregierung wird ihre regionale Struktur-

politik zusammen mit den Ländern auch weiterhin 
intensiv und gezielt fortsetzen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatz-
frage? — Bitte schön, Herr Kollege! 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, geben Sie zu, daß durch die von Ihnen an-
geführten Maßnahmen eine Doppelbelastung gerade 
der wirtschaftlich schwachen Räume erfolgt, einmal 
insofern, als diese Räume ihrer Struktur nach 
schwach sind, benachteiligt sind, und zum zweiten 
zusätzlich durch die von Ihnen angeführten Konjunk-
turmaßnahmen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: In dieser Allgemeinheit kann 
man die Frage, die Sie stellen, Herr Kollege, nicht 
bejahen. Es muß berücksichtigt werden, daß etwa 
die regionale Strukturpolitik, die die Bundesregie-
rung gemeinsam mit den Landesregierungen be-
treibt, nicht etwa eingestellt, sondern fortgesetzt 
wird und daß die Erschwerungen, die im Augen-
blick zu verzeichnen sind, lediglich in einer Strek-
kung der Mittel bestehen und nicht etwa einer ge-
nerellen Aussetzung. Auch das bisher bestehende 
Präferenzgefälle der strukturschwachen Gebiete zu 
den konjunkturell begünstigteren Ballungsgebieten 
bleibt erhalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Noch eine Zu-
satzfrage? — Bitte schön, Herr Abgeordneter Milz. 

Milz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, für das Aktionsprogramm 
Nordeifel-Grenzraum Aachen die Beträge einzu-
setzen, die im Aktionsprogramm Eifel—Hunsrück 
schon seit Zeiten der Großen Koalition selbstver-
ständlich sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Kollege, die Bundesregie-
rung ist nicht in der Lage, in Einzelprogramme ein-
zugreifen. Sie ist darauf verpflichtet, solche Maß-
nahmen gemeinsam und in Abstimmung mit den 
Landesregierungen zu treffen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Klein (Stolberg) auf: 

Wieso zieht die Bundesregierung aus ihrer eigenen Fest- (C  

Stellung, das Aktionsprogramm ,,Nordeifel-Grenzraum Aachen" 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" habe bisher nicht zu einer nach-
haltigen Stärkung und Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in 
diesem Aktionsraum geführt (Drucksache 7/401, Seite 37), nicht 
die notwendige Konsequenz, neben der — ohnehin nur minimalen 
— direkten Förderung zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze 
verstärkt Mittel zum Ausbau der kommunalen Infrastruktur, zur 
Verbesserung der Verkehrssituation und zur Erschließung von 
Industriegelände zur Verfügung zu stellen, um so verstärkt 
Anreize zur Ansiedlung größerer Betriebe zu schaffen, und müßte 
dies nicht insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt der euro-
päischen Bedeutung des Aktionsraumes ,,Nordeifel-Grenzraum 
Aachen" geschehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Der von Ihnen zitierte zweite 
Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" für den 
Zeitraum von 1973 bis 1976 begründet, warum im 
regionalen Aktionsprogramm Nordeifel-Grenzraum 
Aachen auch weiterhin regionale Wirtschaftsförde-
rung notwendig ist, und sieht entsprechende Förde-
rungsmaßnahmen zur Schaffung neuer Dauerarbeits-
plätze vor. Darüber hinaus werden Infrastruktur-
maßnahmen durch Landesmittel gefördert. So sollen 
im Zeitraum von 1973 bis 1976 rund 10 000 Dauer-
arbeitsplätze entstehen und weitere 6 200 vorhan-
dene Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe 
gesichert werden. Bis zum 31. Dezember 1972 konn-
ten 3 384 Arbeitsplätze gefördert werden, wobei 
weitere nicht geförderte Arbeitsplätze hinzukom-
men. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatz-
frage, Herr Kollege. 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sehen Sie eine Chance bzw. für wann 
sehen Sie eine Chance, daß die in der Gemein-
schaftsaufgabe zu fördernden Investitionen in den 
Punkten Industrielanderschließung und Ausbau der 
kommunalen Infrastruktur ergänzt werden, Punkten, 
die in dem jetzt vorgelegten Programm mit dem 
Ansatz 0,0 DM stehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Kollege, ich kann keine 
zeitlichen Voraussagen machen, aber die Bun-
desregierung hat mehrfach betont, daß sie gerade 
den Infrastrukturmaßnahmen eine besondere Be-
deutung zumißt und daß die vergebenen Forschungs-
gutachten auch gewisse Aufschlüsse für eine zweck-
mäßigere und ständig den neuen Erfordernissen an-
gepaßte Aufteilung der regionalen Förderungsmittel 
geben werden. Auch hier kommt es natürlich dar-
auf an, daß die Förderungsmaßnahmen im Sinne die-
ser Gemeinschaftsaufgabe gemeinsam mit den Lan-
desregierungen beschlossen und in die Tat umge-
setzt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU) : Sieht die 
Bundesregierung eine Chance, den Mangel zu be-
heben, den beispielsweise die Industrie- und Han-
delskammer Aachen noch unlängst festgestellt hat, 
daß der genannte Raum zwar mit Mittel- und Klein-
betrieben bestückt ist, daß aber eine Unterbeset- 
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zung im Bereich der Großbetriebe und größeren Mit-
telbetriebe der Fall ist? Sehen Sie die Möglichkeit, 
in den nächsten Jahren zur Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur in einem solchen Raum 
wie dem Aachener Raum ebenfalls die Ansiedlung 
von größeren Betrieben und Mittelbetrieben zu för-
dern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Kollege, die Mittel des 
Bundes im Rahmen der regionalen Wirtschaftsförde-
rung werden entsprechend den einzelnen Länder-
quoten den Ländern global zugewiesen. Das jewei-
lige Land bestimmt die Aufteilung dieser Mittel auf 
die entsprechenden Programme und Maßnahmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Milz. 

Milz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, entschei-
dend für die Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur ist ohne Zweifel die Förderungsprä-
ferenz. Ich darf Sie deshalb fragen: Ist die Bundes-
regierung bereit, sich dafür einzusetzen, daß im Ak-
tionsprogramm Nordeifel—Grenzraum Aachen nicht 
nur die Stadt Alsdorf mit 20 % Förderungspräferenz 
versehen wird, sondern auch in dem echt schwächer 
strukturierten Gebiet der Eifel als Zentralisierungs-, 
als Kristallisierungspunkt ein Ort oder ein Gebiet 
mit 20 %  Förderungspräferenz ausgestattet wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Kollege, ich kann Ihnen 
eine solche Zusage nicht machen und betone noch 
einmal, daß es sich hier um eine Gemeinschaftsauf-
gabe handelt. Sie werden verstehen., daß bei der 
Beurteilung solcher Fragen das Gewicht des Landes 
von besonders großer Bedeutung ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Immer. 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, werden die 
Ergebnisse, die sich im Eifel-Hunsrück-Programm 
zum Teil ergeben haben und negative Auswirkun-
gen auf die Wanderungsbilanz zeigen, bei den zu-
künftigen Maßnahmen der Förderung in der Über-
prüfung und weiteren Planung Berücksichtigung 
finden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Es ist ganz selbstverständlich, 
Herr Kollege, daß eine ständige Überprüfung der 
Auswirkungen dieser Förderungsprogramme das 
Ziel unserer Zusammenarbeit mit den Ländern ist. 
Es werden daraus auch entsprechende Schlußfolge-
rungen gezogen werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Höcherl 
auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Grüner. 

Ich rufe nun die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten auf, zunächst die Frage 21 des Abge-
ordneten Geldner: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meldung in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung vom 26. Mai 1973, wonach die deut-
schen Molkereien an der Trinkmilch mehr verdienen als an 
anderen Milchprodukten, und wie ist diese Tatsache im Zusam-
menhang mit der Preiserhöhung der letzten Tage zu werten? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Geldner, ich darf 
Ihre Frage wie folgt beantworten. Die in der Mel-
dung der FAZ vom 26. Mai dieses Jahres enthalte-
nen Angaben über die Höhe und Entwicklung des 
Vorrats der Trinkmilch beruhen auf Berechnungen, 
die mir nicht vorliegen. Ich kann daher dazu keine 
Stellungnahme abgeben. 

Zu Ihrer Frage, Herr Kollege Geldner, möchte ich 
jedoch folgendes bemerken: Aus der Verwertung 
der Milch zu Trinkmilch, Milchfrischprodukten und 
Käse werden in der Regel höhere Milcherzeuger

-

erlöse erwirtschaftet als durch die Verwertung zu 
den Interventionsprodukten Butter und Magermilch-
pulver. 

Die Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Verwertungsarten resultieren einerseits aus den 
Unterschieden in der Qualität und in den Preisen 
des Rohstoffes, der Kosten, der Marktrisiken und 
der Marktleistung, andererseits aus der Marktposi-
tion der einzelnen Produkte. 

Bei den meisten Milcherzeugern herrscht erheb-
licher Wettbewerb. Bei Trinkmilch ist durch die 
Eigenart des Produkts die Wettbewerbsmöglich-
keit eingeschränkt. Hier spielt vor allem die leichte 
Verderblichkeit, die witterungsbedingt stark 
schwankende Nachfrage und die daraus resultie-
rende Notwendigkeit der täglich eventuell mehr-
fachen Zustellung, die sich auch kostenmäßig be-
merkbar macht, eine große Rolle. 

Die Wettbewerbssituation auf den Trinkmilch

-

märkten habe ich schon 1971 mit dem Bundesmini-
ster für Wirtschaft und den für die Wettbewerbs-
fragen zuständigen Kartellämtern geprüft. Die Kar-
tellämter haben bisher eine mißbräuchliche Ausnut-
zung eventuell vorhandener Marktmacht nicht ahn-
den müssen. 

Von meinem Haus wird über eine Förderung der 
H-Milch und eine Verbesserung der Qualität der 
Trinkmilch versucht, den Wettbewerb auch bei die-
sen Produkten zu verstärken. 

Die derzeitigen Erhöhungen der Preise für Trink-
milch beruhen in einem Umfang von 1,8 Pfennig je 
Liter auf den Preisbeschlüssen von Luxemburg. Die 
Molkereiwirtschaft hat bei dieser Gelegenheit wei-
tere Erhöhungen, die mit Kostensteigerungen be-
gründet wurden, vorgenommen. Dabei hat sie ins-
besondere auf die Tarifsituation, auf neu abge-
schlossene oder neu abzuschließende Tarifverträge 
hingewiesen, auf die gestiegenen Kosten — bei der 
Milch entstehen erhebliche Kosten für Verpackung 
—, und sie hat darauf hingewiesen, daß auch insbe- 
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sondere die kommunalen Abgaben erheblich gestie-
gen sind. 

Ich habe insbesondere auch wegen der Wettbe-
werbssituation bei Trinkmilch über entsprechende 
Presseerklärungen und direkte Einflußnahme auf 
die Molkereiwirtschaft eingewirkt, bei der Preis-
gestaltung die übergeordneten Gesichtspunkte der 
Stabilitätspolitik zu berücksichtigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage! 

Geldner (FDP) : Herr Minister, muß ich aus Ihrer 
Antwort schließen, daß beim Verkauf von Trink-
milch nicht eine überdurchschnittliche Gewinnmarge 
der Molkereien gegeben ist? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Es ist sehr schwierig, hierauf 
eine präzise Antwort zu geben, weil es sich bei Milch 
um ein Produkt handelt, das in verschiedenartiger 
Form abgegeben wird. Die Frage ist, ob es dabei um 
Frischmilch, die unverpackt abgegeben wird — ihr 
Anteil geht permanent zurück —, um H-Milch oder 
um irgendein anderes Milchprodukt geht. Aber ich 
kann nur noch einmal feststellen: auch Prüfungen 
der Kartellämter haben ergeben, daß bis jetzt keine 
Verstöße vorliegen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage? Die Frage 22 des Abgeordneten Geldner 
ist zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten 
Immer auf: 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung treffen, damit 
der bedrohlichen Zunahme an Brachflächen und einer einseitigen 
Aufforstung (Verfichtung) wirksam begegnet werden kann? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Frau Präsidentin, Herr Kollege, 
dürfte ich die beiden Fragen zusammen beantworten, 
weil sie in einem engen Zusammenhang stehen? 

Vizepräsident Frau Funcke: Gut, dann rufe 
ich auch noch die Frage 24 auf: 

Welche struktur- und wirtschaftspolitischen sowie bodenrecht-
lichen Maßnahmen wird die Bundesregierung in Angriff nehmen, 
um din Offenhaltung der Kulturlandschaft zu gewährleisten? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege, beide Fragen sind 
dem großen Problemkreis der Landschaftspflege zu-
zuordnen. Damit ist eindeutig die Kompetenz der 
Bundesländer angesprochen, denn der Bund hat bis-
her auf diesem Sektor nur die Rahmenkompetenz. 
Solange der Bundesregierung die angestrebte kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz auf dem Ge-
biet Naturschutz und Landschaftspflege versagt 
bleibt, sind die Einwirkungsmöglichkeiten der Bun-
desregierung aus diesem Tatbestand heraus be-
grenzt. 

Zu den in den Fragen angeschnittenen Teilproble-
men ist folgendes zu sagen. Die Zunahme des Brach-
flächenanteils in der Vergangenheit kann insgesamt 
nicht als bedrohlich bezeichnet werden. Dabei ist 

nicht zu verkennen, daß regional differenziert, aber 
lokal begrenzt, der Umfang der Brachflächen For-
men angenommen hat, die ein Gegensteuern auf 
regionaler Ebene in bestimmten Fallen erfordern. 
Ich darf in diesem Zusammenhang hinzufügen, daß 
sich dieses Problem insbesondere im Realteilungs-
gebiet stellt. Das ist eben eine Frage der Erbord-
nung, und es ist nur sehr schwer möglich, hier über-
haupt eine Lösung zu finden. Dennoch müssen wir, 
glaube ich, gegensteuern, und wir sollten etwas un-
ternehmen. Dies wird auch im Hinblick auf die 
sicherlich zu erwartende Ausweitung der Brachflä-
chen notwendig sein. Davon muß man wohl aus-
gehen. Die Schätzungen hierüber gehen allerdings 
weit auseinander und können kaum als gesicherte 
Prognosen angesehen werden. 

In diesem Zusammenhang muß die beabsichtigte 
Richtlinie der Kommission über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und anderen benachteiligten Gebie-
ten gesehen werden. Im Rahmen dieser Richtlinie 
werden Bund und Länder Maßnahmen zum Gegen-
steuern ergreifen. 

Eine einseitige Aufforstung der Brachflächen ist 
nicht gegeben. Nach dem Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" für den Zeitraum 1973 bis 
1976 kommt eine Aufforstung der Brachflächen nur 
in Betracht, wenn dies insbesondere aus agrarstruk-
turellen Gründen zweckmäßig sowie landeskulturell 
zumindest unbedenklich ist. Das müssen die zustän-
digen Behörden festlegen. Einer Verfichtung der 
Landschaft wird dadurch begegnet, daß nach dem 
oben genannten Rahmenplan bei der Aufforstung 
von Brachflächen Laubholzkulturen mehr als dop-
pelt so hoch gefördert werden wie Fichten-Reinkul-
turen. Da ich zufällig in der letzten Woche an einer 
Tagung des Deutschen Forstwirtschaftsrates teilge-
nommen habe, ist mir noch in Erinnerung, daß der 
Präsident des Deutschen Forstwirtschaftsrates, Herr 
Professor Mantel, festgestellt hat — ich kann es 
jetzt nicht exakt wiedergeben; aber es dürfte sich 
ungefähr um einen Zeitraum von 50 Jahren han-
deln —, daß der Laubholzanteil auf dem Gebiet der 
heutigen Bundesrepublik Deutschland vor 50 Jahren 
30 % betragen hat; jetzt beträgt er 29 %. Ich glaube 
deshalb nicht, daß man der Forstwirtschaft generell 
den Vorwurf machen kann, sie habe nur noch eine 
Forstwirtschaft im Sinne von Monokulturen betrie-
ben. Das ist übrigens — das darf ich in diesem Zu-
sammenhang sagen — auch als Bestandteil der 
Forstbetriebslehre längst passé. Es gibt keine mo-
derne Forstbetriebslehre, die der Monokultur, die 
am Ausgang des letzten Jahrhunderts sicherlich Be-
standteil der klassischen Forstwirtschaft war, noch 
heute das Wort redete. 

Der Offenhaltung der Kulturlandschaft dienen 
auch die mit Wirkung vom 20. April 1973 in Kraft 
getretenen Maßnahmen nach den Grundsätzen für 
die Förderung von einzelbetrieblichen Investitio-
nen in der Landwirtschaft und für die Förderung der 
ländlichen Siedlung. Im Rahmen der Siedlungsför-
derung werden unter anderem die Entwicklung 
ländlicher Betriebe zu Auffangbetrieben zum Zwecke 
des Landauffangs sowie die flächenmäßige Verbes-
serung landwirtschaftlicher Betriebe Anlieger- 
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siedlung — von Bund und Ländern finanziell unter-
stützt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Immer (SPD) : Herr Minister, Sie sprachen von 
Auffangbetrieben. Ist Ihnen die Schwierigkeit be-
wußt, und wie wollen Sie ihr begegenen, daß die 
Auffangbetriebe eigentlich eine Einkommensgaran-
tie erhalten müßten, damit der Betriebsleiter nicht 
nach etwa 10jähriger Nutzung plötzlich aufhört und 
dann dem Staat die Sorge wieder anheimfällt? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Immer, ich bin 
Ihnen sehr dankbar für diese Frage, aber ich bitte 
um Nachsicht. Wir haben das Problem auch durch 
die Errichtung von Auffangbetrieben zu lösen ver-
sucht, stehen aber wie sie wissen, damit noch am 
Anfang; es gibt ja erst ganz wenige. Selbstverstän-
lich werden wir im Verlauf der Entwicklung dieser 
Betriebe zu prüfen haben, was langfristig zu ge-
schehen hat. Ich glaube, in dieser Frage muß man 
erst einmal vier, fünf Jahre abwarten, bis man sagen 
kann, was auf lange Sicht sinnvoll ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Immer (SPD) : Herr Minister, das Problem wird 
doch auch sein, daß man in diesen Gebieten mit 
Brachflächen zu marktneutralen Landnutzungsfor-
men kommt. Sind hierzu Vorstellungen entwickelt 
worden — selbstverständlich zusammen mit den 
Länderministern —, und sind möglicherweise auch 
Modellvorhaben geplant? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Wir versuchen Modellvorhaben 
mit Nebenerwerbslandwirten; das gehört z. B. da 
hinein. Es laufen die Verhandlungen mit den Län-
dern, und ich hoffe, daß das eine oder andere Modell 
in diesem Jahr anläuft. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Immer (SPD) : Herr Minister, sind in Ihrem 
Hause auch Überlegungen angestellt worden, ob 
man nicht gerade angesichts der Schwierigkeiten 
in Realteilungsgebieten zu bodenrechtlichen Mög-
lichkeiten greifen muß, wobei man zwar nicht un-
bedingt Veräußerungen im Auge haben sollte, aber 
doch etwa langfristige Nutzungsverträge, um eben 
die Möglichkeiten gesamter Nutzung zu erweitern 
oder überhaupt erst zu schaffen? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Dieser Komplex ist Gegenstand 
einer Untersuchung meiner Mitarbeiter zusammen 
mit anderen Ressorts, deren Meinung ich in dieser 
Frage ja auch einholen muß, und mit den Ländern. 
Wir versuchen, nicht nur in dieser Form, sondern 
auch mit dem Flurbereinigungsrecht zu flexibleren 

Lösungen zu kommen, wobei natürlich das Eigen

-

turn  des einzelnen in seiner Funktion gesichert blei-
ben muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage mehr. Ich rufe die Frage 25 der Frau Abgeord-
neten Dr. Riedel-Martiny auf: 

Welche Schlüsse und Maßnahmen leitet die Bundesregierung 
aus dem Ende 1972 bekanntgewordenen Gutachten ab, das die 
baden-württembergische Landesregierung bei der Dornier-
System-GmbH in Friedrichshafen in Auftrag gegeben hat und aus 
dem hervorgeht, daß durch Verminderung des Humusbodens, 
durch die Auswirkung chemischer Bekämpfungsmittel, durch 
Waldschäden und Eingriffe in den natürlichen Wasserhaushalt 
die Landwirtschaft erheblich zur Schädigung unserer Umwelt bei-
trägt? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Frau Kollegin, die Bundesregie-
rung hat Kenntnis von dem im Auftrag der Baden-
Württembergischen Landesregierung bei der Dor-
nier-System-GmbH erstellten Gutachten. Die Bun-
desregierung ist der Meinung, daß es für eine ab-
schließende Beurteilung der aufgeworfenen Fragen 
notwendig ist, alle Umwelteinflüsse der einzelnen 
Bereiche der Agrar- und Ernährungswirtschaft auf 
Bundesebene systematisch zu erforschen und zu er-
fassen. Daher hat das Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten eine umfang-
reiche systemanalytische Untersuchung eingeleitet, 
an der Planungsexperten, Wissenschaftler aus den 
Bundesforschungsanstalten und Angehörige meines 
Ministeriums beteiligt sind. Die Untersuchung ist 
noch nicht abgeschlossen. Über Notwendigkeit, Art 
und Umfang eventuell zu ergreifender Maßnahmen 
kann erst nach Beendigung und Auswertung der 
laufenden Untersuchung entschieden werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Frau Dr. Riedel-Martiny (SPD) : Herr Minister, 
gibt es heute bereits Untersuchungen, die die Er-
gebnisse dieser Dornier-Untersuchung widerlegen? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich würde sagen, es gibt wissen-
schaftliche Meinungen, die der Auffassung der Dor-
nier-System-GmbH widersprechen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Frau Dr. Riedel -Martiny (SPD) : Ich möchte 
I gern noch wissen, ob die sozialen Kosten dieser 
Umweltschäden — lassen wir den Verschulder viel-
leicht einmal aus dem Spiel — jemals ermittelt wor-
den sind oder wann dies im Zusammenhang mit 
Ihrer angestrebten Untersuchung etwa geschehen 
könnte. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Es ist sehr schwierig, das glo-
bal zu beantworten, weil sich dies natürlich von 
Problemkreis zu Problemkreis ganz unterschiedlich 
darstellt — Problem Pflanzenernährung, Problem 
Tierernährung und endlich moderne Produktions-
methoden und ähnliches mehr. Insoweit wird man 
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Bundesminister Ertl 
eine Pauschalrechnung nie aufstellen können. Wenn, 
dann wird man höchstens den Versuch machen kön-
nen, für einzelne Bereiche — seien es Landschaften 
oder auch Produkte — Rechnungen aufzustellen und 
daraus den Gesamtschaden als Sozialschaden fest-
zulegen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Damit sind wir am Ende der Fragen aus 
Ihrem Geschäftsbereich, Herr Bundesminister. Ich 
 danke Ihnen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung. Zur Beantwortung steht Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Rohde zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 26 des Herrn Abgeordneten 
Hölscher auf: 

Trifft es zu, daß fast ein Drittel aller Zivildienstplätze im 
sozialen Bereich unbesetzt sind und daß in letzter Zeit die Zahl 
der nicht entschiedenen oder abgelehnten Anträge sozialer Ein-
richtungen auf Anerkennung als Einsatzstellen gestiegen ist? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Mit Einverständnis 
des Herrn Kollegen würde ich gerne die beiden 
Fragen 26 und 27 des Herrn Kollegen Hölscher zu-
sammen beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich 
auch die Frage 27 des Herrn Abgeordneten Hölscher 
auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um alle Einsatz-
möglichkeiten im sozialen Bereich voll auszuschöpfen? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, am 
1. Juni 1973 gab es 12 400 Dienstplätze des Zivil-
dienstes. Am selben Tag befanden sich fast 9 900 
anerkannte Wehrdienstverweigerer im Zivildienst. 
Demnach waren rund 2 500 Plätze unbesetzt. 

Die Gründe für die Nichtbesetzung aller vorhan-
denen Plätze sind unterschiedlich. So stehen z. B. 
viele Dienstplätze nicht uneingeschränkt zur Verfü-
gung. Zahlreiche Beschäftigungsstellen machen die 
Beschäftigung von sachlichen oder persönlichen Vor-
aussetzungen abhängig. Sie stellen z. B. dem Dienst-
leistenden keine Unterkunft zur Verfügung, so daß 
nur Dienstleistende beschäftigt werden können, die 
im Ort eine eigene Wohnung haben. Das bereitet 
insbesondere in solchen Gebieten Schwierigkeiten, 
in denen es mehr Dienstplätze gibt, als Zivildienst-
pflichtige zur Einberufung heranstehen. Andere Ein-
richtungen verlangen die vorherige Vorstellung des 
Dienstpflichtigen oder besondere Qualifikationen, 
insbesondere beruflicher, aber auch weltanschau-
licher Art. 

Schwierigkeiten mit der Besetzung von Stellen 
sind auch dadurch entstanden — das will ich offen 
hinzufügen —, daß sich die Verabschiedung des 
Dritten Änderungsgesetzes zum Gesetz über den 
zivilen Ersatzdienst verzögert hat. Die Bundesregie-
rung ging bei ihren Planungen von einer Verab-
schiedung dieses Gesetzes im Herbst 1972 aus. Nach 
Inkrafttreten des Gesetzes bestehen nunmehr weit-
aus günstigere Voraussetzungen, vor allem auch für 

die verwaltungsmäßige Durchführung des zivilen 
Ersatzdienstes. Die Bundesregierung wird bemüht 
sein, in Ausführung der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom Mai 1973 nach Inkrafttreten des 
Gesetzes alle Beschäftigungsmöglichkeiten im so-
zialen Bereich zu erschließen. 

Daß die Zahl der abgelehnten Anträge von Ein-
richtungen des sozialen Bereichs in letzter Zeit an-
gestiegen ist, hat mehrere Gründe. So sind in zuneh-
mendem Maße Anträge von solchen Einrichtungen 
gestellt worden, die zumeist nicht gemeinnützig sind. 
Es wäre problematisch, Einrichtungen als Beschäfti-
gungsstellen anzuerkennen, die in Privateigentum 
stehen und deren Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist. 
Hinzu kamen Anträge, die sich auf die Beschäftigung 
im Bereich der Drogenberatung und auf den allge-
meinen pädagogischen Bereich bezogen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Hölscher (FDP) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß bisher über 200 Anträge auf Anerkennung von 
Trägern im sozialen Bereich nicht entschieden wur-
den, und kann nicht vor Schaffung des Bundesamtes, 
das ja erst vier Monate nach Inkrafttreten des neuen 
Zivildienstgesetzes seine Arbeit beginnen kann, 
wenigstens im sozialen Bereich die Anerkennung 
erfolgen. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, ich 
kann die Zahl in der von Ihnen genannten Größen-
ordnung nicht bestätigen. Aber es trifft zu, wie mir 
mitgeteilt worden ist, daß bis zum Inkrafttreten 
des neuen Gesetzes die Anerkennung von Anträgen 
zunächst zurückgestellt worden ist. Wir befanden 
und befinden uns in diesen Wochen in einer Über-
gangsphase. 

Bei dem Petitum der Bewilligung und Anerken-
nung der neuen Anträge soll schon den verbesser-
ten Kriterien des neuen Gesetzes Rechnung getragen 
werden, um eine Auslegung in die Zukunft — nach 
den neuen Rechtsvorschriften — zu erreichen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Hölscher (FDP) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, nach Inkrafttreten des Zivil-
dienstgesetzes § 6 Abs. 2, also die Möglichkeit, den 
Kostenbeitrag zu erlassen, zunächst ausschließlich 
auf Träger sozialer Einrichtungen anzuwenden? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, ich 
hielte eine solche Linie für sachlich geboten. Zum 
anderen wird auch hinzukommen, daß durch die 
Verwaltungsregelungen, die das neue Gesetz vor-
sieht, die Möglichkeit geschaffen worden ist, den 
Trägern Verwaltungsaufgaben zu übertragen. In 
welchem — Umfange das geschieht — ich persönlich 
hoffe, daß das in nennenswertem Umfange geschieht 
—, ist Gegenstand von Verhandlungen. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Engholm. 

Engholm (SPD) : Trifft es zu, Herr Staatssekre-
tär, daß die Anerkennung von sozialen Einrichtun-
gen für die Ableistung des Zivildienstes von der 
Zustimmung des für diese Einrichtungen zuständi-
gen Landesministers abhängig gemacht wird? Ha-
ben Sie in ,der Vergangenheit die Erfahrung ge-
macht, daß bei der Zustimmung von Landesministe-
rien sehr unterschiedliche politische Motive für die 
Ablehnung gesprochen haben können? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, hier 
gibt es, soweit ich weiß, ein Konsultationsverfah-
ren. Wie weit und wie tief das gestaffelt ist, kann 
ich im Augenblick nicht übersehen. Ich werde das 
nachprüfen und Ihnen mitteilen lassen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine' Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Damm. 

Damm (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie Gründe dafür nennen, warum Sie unter Iden 
Schwierigkeiten, die offenbar bestehen, um Zivil-
dienstpflichtige in die vorhandenen Stellen zu brin-
gen bzw. weitere Stellen zu schaffen, um die Zahl 
der unterzubringenden Zivildienstpflichtigen zu er-
höhen, nicht auch die Schwierigkeiten aufgeführt 
haben, welche die Bundesregierung in den Ausschüs-
sen bei der Beratung des hier mehrfach genannten 
Gesetzes ganz offen genannt hat, nämlich die Schwie-
rigkeiten, nicht genügend Personal im Bundesver-
waltungsamt zu haben? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, auf der 
Grundlage des neuen Gesetzes — darauf habe ich 
hingewiesen — werden wir die verwaltungsmäßi-
gen Voraussetzungen verbessern können. Es ist 
eben um der Sache willen zu beklagen, daß dieses 
Gesetz nicht schon im vergangenen Herbst im Deut-
schen Bundestag verabschiedet worden ist. 

Ich darf zum Beispiel darauf hinweisen, daß 
1. die Verwaltungskapazität erhöht wird, daß 2. 
nach dem neuen Gesetz — denn vorher ging das 
nicht — den Trägern Verwaltungsaufgaben über-
tragen werden können, daß es 3. — ich hoffe: bis 
Ende dieses Jahres — möglich sein wird, mit Hilfe 
der elektronischen Datenverarbeitung in der betref-
fenden Dienststelle eine ganze Reihe von Routine-
aufgaben zu bewältigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe dann die Fragen 28 und 29 des Herrn Ab-
geordneten von Schoeler auf. — Der Herr Abgeord-
nete ist nicht im Saal. Die Fragen werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Wir kommen dann zu Frage 30 des Herrn Ab-
geordneten Schreiber: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die dauernde Einhaltung der „Richtlinien für die Unterkünfte 
ausländischer Arbeitnehmer in der BRD" vorn  1.  April l971 
sicherzustellen? 

Bitte schön. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Schrei-
ber, der Deutsche Bundestag hat am 18. Mai 1973 
den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Mindestanforderungen an 
Unterkünfte für Arbeitnehmer verabschiedet. Das 
Gesetz ermächtigt den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, die an Arbeitnehmerunter-
künfte zu stellenden Mindestanforderungen durch 
Rechtsverordnung verbindlich festzusetzen, und es 
ermächtigt die zuständigen Landesbehörden, die 
Einhaltung der erlassenen Vorschriften zu über-
wachen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird bei der zu erlassenden Rechtsverordnung die 
Richtlinien für die Unterkünfte ausländischer Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland zu-
grunde legen. Die Verordnung soll möglichst bald 

 erlassen werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Rohde. 

Wir kommen nunmehr zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung. Zur Beantwortung steht Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Berkhan zur Verfügung. Ich 
rufe zunächst die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 
Reuschenbach auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung gewerkschaftliche Forderun-
gen, die Einberufung von Betriebsjugendvertetern und jugend-
lichen Betriebsräten für die Dauer ihrer Amtszeit von der Ein-
berufung zum Wehrdienst zurückzustellen, und erwägt sie, eine 
Novellierung des geltenden Rechts in diesen Sinne vorzu-
schlagen? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Präsident! Herr Kollege! 
Eine Zurückstellung ist nach geltendem Recht nur 
dann zulässig, wenn die Heranziehung zum Wehr-
dienst für den Wehrpflichtigen aus persönlichen 
Gründen eine besondere Härte bedeutete. Die Ein-
berufung eines Wehrpflichtigen stellt wegen seiner 
Eigenschaft als Betriebsrat oder Betriebsjugendver-
treter keine persönliche Härte dar, sondern kann 
allenfalls die Arbeit des Betriebsrats oder der Ju-
gendvertretung berühren. Eine Zurückstellung von 
Betriebsräten und Jugendvertretern für die Dauer 
ihrer Amtszeit ist daher nicht möglich. 

Die Bundesregierung beabsichtigt auch nicht, dem 
Deutschen Bundestag eine entsprechende Änderung 
des Wehrpflichtgesetzes vorzuschlagen. Die Zurück-
stellung von Betriebsräten und Jugendvertretern 
wäre eine einseitige Bevorzugung einer bestimmten 
Gruppe von Wehrpflichtigen und deshalb mit dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung nicht vereinbar. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Ich rufe nunmehr die Frage 32 des Herrn Ab-
geordneten Dr. Marx auf: 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 44. Sitzung. Bonn, Montag, den 18. Juni 1973 	2481 

Vizepräsident Frau Funcke 
Hat sich die Aufklärung der DDR-Soldaten über die Bundes-

wehr in Inhalt und Tonart positiv oder negativ im letzten Jahr 
verändert? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Präsident! Meine Her-
ren Kollegen! Es besteht ein Zusammenhang zwi-
schen den Fragen 32 bis 35. Ich wäre dankbar, wenn 
diese Fragen im Zusammenhang beantwortet wer-
den können. 

(Abg. Dr. Marx: Einverstanden!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordne-
ter Dr. Klepsch hat bezüglich seiner Frage 33 um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe dann die Frage 34 des Herrn Abgeord-
neten Damm und die Frage 35 des Herrn Abgeord-
neten Sauer auf: 

Welche Erfahrungen ergeben sich für die Bundesregierung aus 
den Studien der Dienstvorschriften der NVA und der einschlä-
gigen Militärliteratur der DDR über die Erziehung zum Halt 

 gegenüber der Bundeswehr? 

Wie wird heute den Angehörigen der DDR-Streitkräfte — auch 
in Reden führender SED-Funktionäre — das „Feindbild" erklärt? 

Sind die Betroffenen damit einverstanden? 

(Abg. Damm: Jawohl!) 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Präsident! Meine Her-
ren Kollegen! Ich möchte ein paar Vorbemerkungen 
machen. Es fehlen, seit unsere Entspannungsbemü-
hungen eingesetzt haben, noch gesicherte Erfah-
rungswerte für verbindliche Antworten auf Fragen 
nach wesentlichen Veränderungen der politisch-
ideologischen Propaganda in der Deutschen Demo-
kratischen Republik. Dies gilt auch für politisch-
ideologische Indoktrination in der Nationalen 
Volksarmee. Der Versuch gegenseitiger Beeinflus-
sung ist eingestellt. Einerseits gibt es keine „Bal-
lonaktionen" mehr, andererseits sind die Radio-
sendungen, die auf die Beeinflussung der Bundes-
wehr zielten, eingestellt worden. Ich hatte auf diese 
Tatsache bereits in meiner Antwort vom 4. August 
1972 auf eine entsprechende Anfrage des Kollegen 
Gierenstein hingewiesen. 

Gesagt werden kann heute, daß sich bislang im 
wesentlichen nichts geändert hat, daß aber auf 
Hetze oder Haß abgestimmte Äußerungen von 
Spitzenfunktionären der SED seltener geworden 
sind und an Schärfe verloren haben. 

Zum Schluß meiner Vorbemerkungen lassen Sie 
mich darauf hinweisen, daß der Grundvertrag noch 
gar nicht in Kraft getreten ist. 

Nun, Herr Kollege Dr. Marx, zu Ihrer Frage. Der 
Politunterricht der DDR-Soldaten hat sich, soweit 
für uns erkennbar, nicht verändert. 

Herr Kollege Dr. Klepsch bekommt eine schrift-
liche Antwort. 

Herr Kollege Damm, zu Ihrer Frage kann ich fol-
gendes bemerken. Die Erziehung zum Haß ist in der 
NVA ein wesentliches Element der politisch-ideolo-
gischen Schulung. Diese Aufgabe obliegt den Stell-
vertretern des Bataillonskommandeurs und des 

Kompaniechefs für politische Arbeit. Das Ziel dieser 
Arbeit wird in einer Direktive des Ministers für 
nationale Verteidigung der DDR für das Ausbil-
dungsjahr 1972/73 festgelegt. Dort heißt es, es gehe 
darum — wörtlich zitiert —, „das Feindbild weiter 
auszuprägen, die Armeeangehörigen zum unerbitt-
lichen Haß gegen die menschenfeindliche Herr-
schaft des Imperialismus zu erziehen und alle Ein-
flüsse der imperialistischen Ideologie entschieden 
zu bekämpfen". 

Herr Kollege Sauer, Ihnen darf ich folgendes 
antworten. Maßgebend für Äußerungen führender 
SED-Funktionäre sind u. a. Beschlüsse des Polit-
büros. Der Text solcher Beschlüsse wird häufig 
wortwörtlich von den Funktionären übernommen 
oder nur unwesentlich verändert wiedergegeben. 
Das Politbüro des ZK der SED faßte am 7. Novem-
ber 1972 einen Beschluß über die „Aufgaben der 
Agitation und Propaganda", abgedruckt im „Neuen 
Deutschland" vom 11. November 1972. Darin wird 
prinzipiell festgestellt: 

Unter den heutigen Bedingungen tobt der 
Kampf zwischen Sozialismus und Imperialismus 
besonders scharf und erbittert an der ideologi-
schen Front. Hier gibt es keine Koexistenz, hier 
kann es sie nicht geben. Sozialistische und bür-
gerliche Ideologie sind unversöhnlich. Gerade 
an diesem Abschnitt des Kampfes gibt es keine 
Waffenruhe. 

An anderer Stelle heißt es: 
Wie ein roter Faden muß sich durch unsere 
gesamte Agitation und Propaganda die Ausein-
andersetzung mit dem Imperialismus und allen 
Erscheinungsformen seiner Ideologie ziehen. 
Ständig gilt es, sein reaktionäres und menschen-
feindliches Wesen zu enthüllen. 

In der offiziösen DDR-Zeitschrift „Militärwesen" 
Nr. 1/73 werden NATO-Soldaten als „menschen-
verachtende Söldner" und als „willfährige Befehls-
vollstrecker der imperialistischen Militärführung" 
bezeichnet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, glau-
ben Sie, daß diese für unsere Ohren jetzt immer 
merkwürdigere ideologische Form der Beurteilung 
auch im Zusammenhang mit den bisherigen Anmer-
kungen zu sehen ist — Sie sagten ja auf meine 
Frage, da habe sich eigentlich nicht viel geän-
dert —, wonach nämlich die Bundeswehr sozusagen 
die militärische Speerspitze eines aggressiven west-
deutschen Imperialismus sei? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Marx, ich will 
es ganz richtig festhalten: Es hat sich nichts „We-
sentliches" geändert. Insofern können Sie natürlich 
aus den vielen Druckerzeugnissen auch Zitate her-
ausfinden, die Ihre Aussage bestätigen. 

Nichtsdestoweniger sollten Sie sich einmal die 
Mühe machen, die Zeitschrift „Militärwesen" 
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Parl. Staatssekretär Berkhan 
Nr. 1/73 vorzunehmen und dort die Aufsätze zu ver-
gleichen, die Major G. Döbel, Diplomjournalist, und 
andererseits Armeegeneral H. Hoffmann, Minister 
für nationale Verteidigung, geschrieben haben. In 
dem Artikel des DDR-Ministers für nationale Ver-
teidigung kommt immerhin folgender bemerkens-
werter Satz vor, der mir vorher bei meiner Lektüre 
solcher Schriften nicht aufgefallen ist: 

Dem politischen, ökonomischen und militäri-
schen Gewicht und der Geschlossenheit der 
sozialistischen Staaten mit der Sowjetunion als 
ihrem Kraftzentrum ist es zu danken, daß ein-
flußreiche Kreise des Imperialismus schritt-
weise zu einer gewissen Einsicht in die Reali-
täten gezwungen wurden. 

Dann heißt es: 

Man nimmt hier Abstand von dem Rollback. 

— Sie lächeln, Herr Kollege Dr. Marx; aber ich 
zitiere nur. Sie dürfen mich nicht mit dem identifi-
zieren, was ich zitiere. 

(Abg. Dr. Marx: Keineswegs!) 

Sie und ich aber wissen genau, daß die Zurück-
nahme der Theorie des Rollback seit nahezu zehn 
Jahren erfolgt ist. Ich möchte das nicht so absolut 
behaupten; aber ganz sicher bin ich, daß es die 
Theorie des Rollback vor acht Jahren nicht gegeben 
hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordne-
ter Dr. Marx hat das Wort zu einer zweiten Zusatz-
frage. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Um etwas klarzustellen, 
gestatten Sie die Frage, Herr Staatssekretär: Sind 
Sie bereit, davon auszugehen, daß ich nicht ge-
lächelt habe, weil ich Sie in irgendeine Nähe dazu 
bringen wollte, sondern nur über den Teilsatz, das 
gewisse Teile der „imperialistischen Kreise" begon-
nen hätten, sich etwas realistischer zu verhalten? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Da Sie den Aufsatz offenbar 
kennen, Herr Kollege Dr. Marx — ich gehe jeden-
falls davon aus —, wissen Sie natürlich auch, daß 
auch unfreundlichere Dinge darin stehen. Die Frage-
stunde ist aber nicht dazu angetan, mit Argumenten 
aus solch einem Aufsatz Differenzen zwischen den 
in diesem Parlament agierenden Parteien aufzuzei-
gen. Ich bin aber gern bereit, Ihnen den Aufsatz zur 
Verfügung zu stellen. 

(Abg. Dr. Marx: Ich stimme völlig über

-

ein! Den Aufsatz habe ich!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage hat Herr Abgeordneter Damm das Wort. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, um zu 
vermeiden, daß etwa über Aussagen der kommuni-
stischen Funktionäre drüben Differenzen zwischen 
Demokraten in diesem Lande ausgetragen werden, 

 möchte ich Sie fragen, ob Sie dafür Sorge tragen, 
daß — neben vielen anderen Notwendigkeiten des 
Gemeinschaftskundeunterrichts oder des politischen 

Unterrichts in den Streitkräften — unseren Bundes-
wehrsoldaten auch die von Ihnen zitierten Befehle, 
zum Haß zu erziehen, bekanntgegeben werden, damit 
sie wissen, wie sich die Erziehung, die sie selbst in 
der Bundeswehr genießen, wohltuend von der Er-
ziehung abhebt, die ihre Altersgenossen drüben 
leider Gottes erfahren müssen. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege, ich bin ver-
sucht, mit Ihnen in eine Diskussion über Methoden 
der Pädagogik, insbesondere der Didaktik, einzu-
treten. Ich glaube nicht, daß es gut ist, exemplarisch 
aus einer Armee schlechte Beispiele herauszusuchen, 
um zu sagen: Wie gut habt ihr es hier! Unsere Er-
ziehung in der Bundeswehr muß darauf ausgerichtet 
sein, daß der Soldat den freiheitlichen Rechtsstaat 
im militärischen Alltag erlebt. Das ist viel wichtiger, 
als daß man ihn mit diesen ideologischen Phrasen 
konfrontiert, weil dann die Gefahr besteht, daß vor 
lauter Diskussion und Verwirrung niemand mehr 
klar sieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer zweiten 
Frage hat Herr Abgeordneter Damm das Wort. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär! Hier 
könnte der Eindruck entstehen, als ob wir beide ver-
schiedener Meinung über die Notwendigkeit wären, 
den freiheitlichen Rechtsstaat auch als Soldat er-
leben zu können, und es könnte deshalb unter Um-
ständen eine Kontroverse angenommen werden, die 
es gar nicht gibt. Ich möchte Sie fragen, ob Sie in 
Ihrer Antwort unausgesprochen die Meinung vertre-
ten, daß etwa dieser Auftrag, zum Haß zu erziehen, 
nur einzeln erteilt und nur selten ausgeführt wird, 
oder ob er nicht vielmehr für die gesamten Streit-
kräfte der NVA und alle Einheiten gilt und auch 
überall durchgeführt wird. Ich frage Sie, ob, wenn 
das so ist, und es eben doch nicht nur Ausrutscher 
sind, die sich drüben ereignen, dies nicht den Alters-
genossen, die hier in der Bundeswehr Dienst tun, 
zur Kenntnis gebracht werden sollte. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Damm, wir wer-
den vielleicht einmal Gelegenheit haben, dar-
über im Verteidigungsausschuß oder in einem an-
deren Gremium des Parlaments zu reden. Nur müs-
sen Sie mich völlig falsch verstanden haben oder 
falsch interpretieren. Ich habe den „Leitfaden für das 
Studium in der gesellschaftlichen Weiterbildung der 
Offiziere und Berufsunteroffiziere im Ausbildungs-
jahr 1972/73" zitiert; aber die Fragestunde würde 
nicht ausreichen, wenn ich Ihnen aufzeigen sollte, 
was die dort alles lesen und lernen müssen. Ich 
könnte seitenweise vorlesen. Das aber kann ich 
nicht, weil die Frau Präsidentin mir dann das Wort 
entziehen würde. Wenn man aber etwas aus dem 
Kontext herausreißt, dann gehen die Stellen, die 
auf eine gewisse Möglichkeit der Veränderung hin-
deuten, verloren. Ich wäre deshalb schon daran 
interessiert, das allen zur Kenntnis zu bringen, die 
interessiert sind; aber ich gehe davon aus, daß inter- 
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essierte Soldaten von sich aus Zeitungen und auch 
Aufsätze und Bücher lesen, und ich gehe davon aus, 
daß beispielsweise das Buch „Soldat und Krieg 
Probleme der moralischen, politischen und psycholo-
gischen Vorbereitung in der Sowjetarmee", über-
setzt ins Deutsche, auch in der Bundeswehr gelesen 
wird. Dort gibt es einen Absatz „Erziehung zum 
Haß". Ich möchte nicht, daß jeder Wehrpflichtige 
diesen Absatz, aus dem Kontext herausgerissen, 
liest und dann vielleicht zu ganz falschen Schluß-
folgerungen kommt. Aber unterstellen Sie jetzt 
bitte nicht, Herr Kollege Damm, daß ich dies darum 
nicht will, weil hier insbesondere zu einem kom-
promißlosen Kampf gegen Sozialdemokratismus auf-
gefordert wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär! 

Wir kommen dann zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit. Zur Beantwortung steht Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Westphal zur Ver-
fügung. Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Hirsch auf: 

Sind der Bundesregierung Zeitungsberichte bekannt, daß in 
England im Trinkwasser zunehmend empfängnisverhütende Hor-
mone festgestellt wurden, die von den üblichen Abwasserreini-
gungsverfahren nicht berührt werden, und gibt es in der Bun-
desrepublik Deutschland entsprechende Feststellungen? 

Westphal, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Präsidentin, Herr Kollege Dr. Hirsch, ich wäre dank-
bar, wenn ich die Fragen 36 und 37 zusammen be-
antworten könnte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Gut, dann rufe 
ich auch noch die Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, wenn die festge-
stellten Mengen für die menschliche Gesundheit relevant werden? 

Westphal, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Die 
Bundesregierung verfolgt schon seit längerer Zeit 
vereinzelte, aber meist recht sensationell aufge-
machte Meldungen über das Erscheinen kontrazep-
tiver Hormone im Trinkwasser. Das Bundesgesund-
heitsamt hat deshalb in seinem Institut für Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene schon 1970 begonnen, das 
Verhalten dieser Hormone bei der Abwasseraufberei-
tung zu untersuchen. Ergebnisse und Abschätzungen 
lassen bislang keine für die menschliche Gesundheit 
relevanten Mengen erkennen. An Hand statistischer 
Unterlagen hat das Bundesgesundheitsamt errechnet, 
daß die maximal zu erwartende Menge an Östroge-
nen z. B. im Berliner Abwasser 400 g pro Tag be-
trägt. Davon stammt aber nur wenig mehr als 1 % 
aus den täglich eingenommenen empfängnisverhü-
tenden Mitteln. Vielmehr wird fast die Hälfte der 
Menge von den geschlechtsreifen Frauen ausge-
schieden. Knapp 40 % gehen auf die erhöhte Aus-
scheidung durch schwangere Frauen zurück. In bei-
den Fällen handelt es sich also um natürliche Quel-
len. 

Von diesen Mengen gelangt durch Abwasserreini-
gung, Bodenfiltration, Abbau in Oberflächen- und 
Grundwasser und schließlich Trinkwasseraufberei-
tung nur ein um mehrere Zehnerpotenzen niedrige-
rer Anteil — wenn überhaupt — ins Trinkwasser. 
Dieser Anteil wird noch abnehmen, da die Hormon-
konzentration in diesen Mitteln im Laufe der Jahre 
herabgesetzt wurde und weitere Verminderungen 
angestrebt werden. 

Die Bundesregierung sieht vorerst keinen Anlaß, 
wegen dieses geringen Anteils Erwägungen anzu-
stellen. Die Untersuchungen des Bundesgesundheits-
amtes werden selbstverständlich fortgesetzt, insbe-
sondere im Rahmen eines internationalen For-
schungsprogramms über organische Mikroverunrei-
nigungen von Oberflächen- und Trinkwasser. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage? — 

Bitte schön! 

Dr. Hirsch (FDP) : Ich muß Ihrer Antwort entneh-
men,  daß die Bundesregierung keine weiteren An-
reicherungen des Trinkwassers mit diesen Hormo-
nen erwartet. Entspricht das den Erfahrungen, die 
man in anderen Ländern gemacht hat? 

Westphal, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Wir 
sind von eigenen Untersuchungen ausgegangen, die 
von einem Bundesinstitut angestellt worden sind. 
Einen Vergleich mit anderen Ländern habe ich nicht 
vorliegen. Da aber auch dort die kontrazeptiven 
Mittel in der Richtung weiterentwickelt werden, 
die Hormonstärke schwächer anzusetzen, ist anzu-
nehmen, daß die Verhältnisse ähnlich sind. Bei 
einem enormen Bevölkerungsaufschwung, auf 
Grund dessen weit mehr Frauen als bisher diese 
Hormone auf natürliche Weise ausschieden, könnte 
sich die Situation etwas verändern. Aber selbst dann 
würden sicher keine Größenordnungen erreicht wer-
den, die für die Menschen problematisch werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 38 des Herrn Abgeordneten 
Rollmann auf: 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die nach § 14 des Gesetzes über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder" zu zahlenden Renten zu 
dynamisieren? 

Westphal, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Kollege Rollmann, die Frage der Dynamisierung 
der Renten in Contergan-Schadensfällen hat sich 
bereits während der parlamentarischen Beratun-
gen ,des Gesetzes über die Errichtung einer Stif-
tung „Hilfswerk für behinderte Kinder" in Verbin-
dung mit der Überlegung gestellt, ob das finanzielle 
Engagement des Bundes zugunsten der Contergan-
geschädigten Kinder in Höhe von 50 Millionen DM 
eine Bevorzugung dieser Kinder gegenüber allen 
anderen behinderten Kindern darstellt und gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz der Verfassung 
verstößt. Der Gesetzgeber hat dies zwar verneint, 
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sah sich jedoch bei der — im übrigen einstimmigen 
Annahme des  Gesetzes aus den genannten Grün-

den nicht in  der  Lage, Leistungen vorzusehen, die 
weitere Zuschüsse des Bundes erforderlich gemacht 
hätten. Entscheidender Maßstab für die Beurteilung 
der im Gesetz vorgesehenen Leistungen ist, daß die 
Kinder durch die gesetzliche Regelung besserge-
stellt werden sollen als bei einer Abwicklung des 
Vertrages mit  der  Firma Chemie Grünenthal. Dies 
ist der Fall. 

In Übereinstimmung mit dem Bundesminister der 
Justiz bin ich allerdings der Auffassung, daß eine 
angemessene Erhöhung der Leistungen oder eine 
Dynamisierung der Renten dann in Betracht zu zie-
hen wäre, wenn festgestellt werden sollte, daß die 
vorgesehenen Leistungen dem Ziel des Gesetzes, 
den Kindern eine wirksame und dauerhafte Hilfe zu 
geben, nicht mehr entsprechen. Den Treuhändern 
und führenden Vertretern der Elternverbände ist 
dies von Vertretern der Bundesregierung und von 
Abgeordneten aller drei Bundestagsfraktionen wie-
derholt bei gemeinsamen Gesprächen erklärt wor-
den. Diese Voraussetzungen liegen im gegenwär-
tigen Zeitpunkt aber nicht vor. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung die Absicht, hier besondere 
Feststellungen zu treffen, ob das Ziel des Gesetzes 
angesichts der fortschreitenden Inflation, die wir 
haben, überhaupt noch erreicht wird? 

Westphal, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Kollege Rollmann, zunächst geht es darum, die Ren-
tengrößenordnungen festzulegen dies ist der ge-
genwärtig laufende Prozeß im Stiftungsrat und in 
den entsprechenden Gremien der Stiftung —, um 
dann zur Auszahlung von Renten zu kommen. Da-
bei ist, wie Sie sicher wissen, ein Drang vieler 
Eltern auf eine Ausnutzung der Möglichkeit des 
Kapitalisierens dieser Rente spürbar. Eine Erklä-
rung darüber, ob durch diese Renten der Zweck des 
Gesetzes noch erfülllt wird, habe ich bereits durch 
meine Antwort gegeben. Es kommt darauf an, eine 
wirkliche Hilfe zu leisten, die besser ist als eine 
Abwicklung des Vertrages mit der Firma Grünen-
thal. Das wird nach wie vor erreicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. Wir werden heute nicht alle Fragen 
aus Ihrem Geschäftsbereich behandeln können, denn 
wir sind am Ende der heutigen Fragestunde. 

Wir kehren zur Etatberatung zurück und setzen 
die zweite Lesung des Einzelplans 04 fort. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Kirst. 

Kirst (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist offenbar gleichermaßen 
undankbar, vor leeren oder vor gesättigten Mägen 
reden zu müssen, die dann doch beide nicht da sind. 

Dessen ungeachtet sind wir uns wohl darin einig, 
daß die Entscheidung über den Bundeskanzlerhaus-
halt die Entscheidung des Parlaments über sein 
Vertrauen in die Politik der Regierung, in diesem 
Fall in die Politik der sozialliberalen Regierung, 
der Regierung Brandt/Scheel, ist. Wie in den ver-
gangenen Jahren hat die Opposition diese Debatte 
zum Einzelplan 04 zu einem Generalangriff auf die 
Politik der Regierung benutzt, und — ich sage das 
wertfrei, Herr Kollege Carstens — Ihre Rede hat 
uns den Kollegen Strauß nicht so sehr vermissen 
lassen, obwohl er bei der Haushaltsdebatte sicher 
fehlt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Haushalt ist das finanzpolitische Fundament 
der Regierungspolitik, und deshalb ist es mein Auf-
trag, an dieser Stelle einige haushaltspolitische Aus-
führungen zum Ergebnis der Beratungen des Haus-
haltsausschusses zu machen. Ich muß zunächst ganz 
entschieden den Vorwurf zurückweisen, den Sie, 
Herr Kollege Carstens, hier eingangs Ihrer Aus-
führungen gebracht und wohl aus einer Pressekon-
ferenz des Kollegen Leicht aufgenommen haben, 
nämlich den Vorwurf des Zeitdrucks. 

(Zuruf des Abg. Schröder [Lüneburg].) 

— Herr Kollege Schröder, ich behaupte — wir ken
- nen uns lange genug —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das besagt 
nichts!) 

daß die Opposition überhaupt nicht, bei der Bera-
tung des Haushalts im Haushaltsausschuß nicht um 
ein Jota, nicht um einen Deut in ihrer Entfaltungs-
möglichkeit beeinträchtigt gewesen ist. Dem Fleiß 
wären keine Grenzen gesetzt gewesen. Die Mitglie-
der der Koalitionsparteien im Haushaltsausschuß 
hätten auch gern noch einige Stunden oder noch 
mehr Beratungszeit aufgewendet, wenn dies seitens 
der Opposition für erforderlich gehalten worden 
wäre. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schröder? 

Kirst (FDP) : Aber sicher, gern. 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Kirst, ist Ihnen nicht mehr in Erinnerung, daß selbst 
der Sprecher der SPD-Gruppe im Haushaltsausschuß 
zum Ausdruck gebracht hatte, daß die diesjährigen 
Beratungen unter einem außergewöhnlichen Zeit-
druck gestanden hätten, und daß er sich ausdrücklich 
bei den Abgeordneten der Opposition dafür bedankt 
hat, daß sie dem Rechnung getragen hätten? 

Kirst (FDP) : Herr Kollege Dr. Schröder, darin 
liegt überhaupt kein Widerspruch. Worauf es hier po-
litisch ankommt, ist, ob durch die Zeitbegrenzung ir-
gendwie die Entfaltungsmöglichkeit der parlamenta-
rischen Kontrolle, die in erster Linie die Opposition, 
darüber hinaus aber auch die Koalitionsparteien aus-
üben — ich komme darauf noch zurück —, be- 
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einträchtigt worden ist. Das ist nicht der Fall. Aller-
dings sage ich das Folgende betont — da könnten 
wir uns vielleicht einigen, Herr Kollege Schröder 
und die Kollegen aus der SPD —: Der Haushalts-
ausschuß war nicht in der Lage, „Dienst nach Vor-
schrift" zu leisten. Wir haben an Plenartagen wie 
üblich gearbeitet; das ist ja gar kein Vorzug, denn 
es entgeht einem hier vieles. Wir haben insbeson-
dere — das muß anerkannt werden — die gesamte 
Osterpause und die eine sitzungsfreie Woche dazu 
verwendet, die nötigen Unterausschußsitzungen und 
Berichterstatterbesprechungen durchzuführen. Das 
sollte hier noch einmal gemeinsam festgestellt wer-
den. 

Nun wird sicherlich die Opposition aus dem Haus-
haltsausschuß bestätigen müssen, daß sich die Koali-
tionsfraktionen im Haushaltsausschuß nicht einfach 
als Notar der Regierung oder der Verwaltung emp-
funden haben. Ich glaube, wir dürfen für uns in An-
spruch nehmen, daß nach unserem Verständnis des 
Parlamentarismus die Doppelrolle der Regierungs-
parteien, selbstverständlich — wenn man so will — 
Schutztruppe der eigenen Regierung zu sein, aber 
zugleich auch Teil des gemeinsamen, der Regierung 
gegenüberstehenden und insbesondere die Verwal-
tung — hier muß man nämlich noch einmal unter-
scheiden zwischen Regierung und Verwaltung — 
kontrollierenden Parlaments zu sein, für uns nicht 
nur ein Lippenbekenntnis, sondern praktizierte Po-
litik ist. Ich meine, manche Ministerien haben dies 
in den vergangenen Wochen und Monaten schmerz-
lich erfahren. 

Gewiß haben wir nicht die Absicht, den Sitzungs-
saal des Haushaltsausschusses drüben im Zimmer 
2501 sozusagen zum Vorhof der Hölle zu machen. 
Aber jeder, der dort etwas von uns will, muß wissen, 
daß er für das, was er erreichen will, bestens ge-
rüstet sein muß. Ich will hier gar keine Namen nen-
nen. Aber wer z. B. mehr Stellen will, der muß wis-
sen, ob die Stellen, die er hat, zur Zeit besetzt sind 
oder nicht. Sonst sollte er das Fahrgeld — ganz 
gleich, ob für öffentliche Verkehrsmittel oder die 
Ausgaben für Benzin — zum Hochhaus sparen. 

(Abg. Dr. Marx: Völlig richtig!) 

Insoweit herrscht hier im Haushaltsausschuß sicher 
Übereinstimmung, auch aus der Verantwortung 
gegenüber dem Steuerzahler, dessen Geld wir hier 
ja treuhänderisch für ihn zu verwalten und umzu-
setzen haben. 

Da es in einer Haushaltsdebatte irgendwann ein-
mal üblich ist, lassen Sie mich an dieser Stelle 
Dank an den Steuerzahler aussprechen, der uns in 
die Lage versetzt, diese Ausgaben zu beschließen. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Meine Damen und Herren, wenn ich jetzt abstrakt 
sage, daß der Haushalt das Fundament der Politik 
jeder Regierung ist, so ist konkret der Haushalt 
1973 — daran können auch die Ausführungen des 
Kollegen Carstens nichts ändern — ein solides Fun-
dament einer soliden Politik einer soliden Regie-
rung. Man muß doch einmal in diesem Zusammen-
hang an die Opposition die Frage richten dürfen: 
Wo ist das vom soeben von mir schon vermißten 

Kollegen Strauß — und von anderen, aber von ihm 
insbesondere — 

(Abg. Stücklen: Er hat mir versprochen, 
alles nachzulesen!) 

— sehr schön, Herr Kollege Stücklen — so beharr-
lich herbeigeredete Finanzchaos? 

(Abg. Dr. Carstens: Inflation!) 

Wo ist das? Man kann diese Frage nur stellen; be-
antworten kann man sie nicht. 

(Abg. Dr. Marx: Er sieht vor lauter Bäumen 
den Wald nicht mehr! Die Kartoffeln sind 

um 93 % teurer geworden!) 

Ich möchte jetzt in einer sehr gewagten Parallele 
einmal sagen, daß diese Opposition wahrscheinlich 
auf das von ihr prophezeite Finanzchaos dieser Re-
gierung so lange warten muß, wie die Kommunisten 
auf den von ihnen seit Jahrzehnten prophezeiten 
Zusammenbruch unseres Wirtschaftssystems. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich diese 
allgemeine politische Bemerkung hier einfügen: 
Das ist ja nur ein Teilaspekt dessen, was uns die 
Opposition und ihr nahestehende Kreise im ver-
gangenen Jahr als mögliche Folgen eines Wahl-
erfolgs dieser Koalition vorhergesagt haben. Denn 
ich glaube, die Hauptaufgabe der Opposition wird 
es gar nicht sein, 1976 neue Persönlichkeiten vor-
zuführen, sondern nachzuweisen, was denn aus 
ihren Prophezeiungen des vergangenen Jahresge-
worden ist, die doch in Variationen auf einen   ich 
drücke es einmal überspitz aus — „Untergang des 
Abendlandes" für den Fall hinausliefen, daß die 
Wähler am 19. November so entscheiden würden, 
wie sie entschieden haben. Wir alle wissen, daß 
das, was Sie uns hier prophezeit haben, nicht ein-
tritt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx.) 

Da liegt, glaube ich, eine ganz besondere Aufgabe 
für Sie, Ihre Glaubwürdigkeit wiederherzustellen. 

(Zuruf von der SPD: Das schaffen sie auch 
nicht!) 

Das soll jedoch nicht unsere Sorge sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zurück, meine Damen und Herren, zum Haushalt! 
Wer die Zahlen nüchtern betrachtet, wird feststel-
len, daß es sich hier, wie soeben schon ausgedrückt, 
um einen absolut solide finanzierten Haushalt 
handelt. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen].) 

Er ist solide finanziert, weil er praktisch ohne 
Steuererhöhungen finanziert wird. Denn auch die 
Erhöhung der Mineralölsteuer dient, wenn man die 
Zahlen genau betrachtet, nicht der Haushaltsfinan-
zierung. Die stillzulegenden 700 Millionen DM —  
Geld ist immer eine vertretbare Ware — kommen 
zwar nicht an den Tankstellen ein, entsprechen aber 
der in dieser Größenordnung erwarteten Mehrein-
nahme aus der Erhöhung um 5 Pf. 
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Herr Kollege Carstens hat vorhin von drei Steuer-

erhöhungen gesprochen, die seit 1969 durchgeführt 
worden sind — ich darf ihn nur daran erinnern —: 
mit der einen meinte er sicherlich die Mineralöl-
steuererhöhung, bei den anderen zweien hatte er 
wohl die Steuererhöhungen im Auge, die wir im 
vergangenen Jahr durchführen mußten, um den 
Ländern ab 1. Januar 1972 — ich habe es wieder-
holt gesagt, aber man muß es immer wiederholen — 
einen höheren Anteil an der Mehrwertsteuer zu-
gestehen zu können. 

(Abg. Stücklen: Den Rest haben Sie aber 
ganz schön eingesteckt!) 

Für die Solidität dieser Haushaltspolitik und 
damit der gesamten Politik spricht auch die mehr 
als bescheidene — anders kann ich es nicht formu-
lieren — Kreditaufnahme, die dieser Haushalt vor-
sieht. Ich will meine grundsätzlichen Ausführun-
gen zur Kreditpolitik aus früheren Debatten bei der 
zweiten Lesung hier nicht wiederholen. Nur so 
viel: Es müßte übereinstimmende Meinung sein, 
daß der finanzpolitische Kreditspielraum durch die-
sen Haushalt in keiner Weise ausgenutzt wird. 
Wenn man sieht, daß bei einem Volumen von 
120 Milliarden DM 2 Milliarden Kredite auf-
genommen werden, daß bei einem Volumen von 
120 Milliarden DM etwa 4 Milliarden DM für den 
Schuldendienst nötig sind, dann ist das, glaube ich, 
ein finanzpolitischer Status, um den uns manche, die 
Haushalte aufzustellen haben, beneiden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Daran ändern auch die sogenannten Schattenhaus-
halte, die, glaube ich, vorhin schon erwähnt wor-
den sind, überhaupt nichts. 

Lassen Sie mich zum Thema Schattenhaushalte 
noch folgendes sagen. Es ist konjunkturpolitisch 
natürlich so und so irrelevant, wie man etwas ver-
bucht. Entscheidend ist die Größenordnung der 
Nachfrage nach Gütern oder nach Kapital. Daran 
ändert sich durch das Problem der Schattenhaus-
halte nichts. 

Wenn man den Vorstellungen der Opposition ge-
folgt wäre und all das, was Schattenhaushalt ist oder 
sein soll, eingerechnet hätte — es ist einmal durch-
gerechnet worden —, dann hätten wir für den 
Haushalt 1973 — verglichen mit dem Haushalt 
1972 — eine um 0,5 % geringere Steigerungsrate; 
das muß man einmal dabei berücksichtigen. Wenn 
ich die Rechnung der Opposition nachvollziehe, 
dann komme ich statt auf 120,2 Milliarden DM auf 
125,5 Milliarden DM Volumen. Davon macht, wenn 
ich alles rechne — selbst da, wo es vielleicht un-
wahrscheinlich ist, daß es realisiert wird, wie bei 
der Bildungsanleihe —, der Kreditanteil nur einen 
Betrag von 7 Milliarden DM aus. Aber auch das 
sind noch weniger als 6 % und das ist finanzpoli-
tisch absolut noch vertretbar. Wir sind aber nach 
wie vor bereit, dieses Problem zu lösen. Das ist im 
Haushaltsausschuß gesagt worden. Es setzt aller-
dings voraus, daß dann eine entsprechende Ver-
sachlichung der Debatte über die Zuwachsraten 
erfolgt. 

Nun muß ich zunächst einmal ein paar Worte 
zur Abgrenzung zur Stabilitätspolitik sagen, und 
dann kann ich es dem Kollegen Carstens nicht 
ersparen, in diesem Zusammenhang auf einige sei-
ner Bemerkungen einzugehen. Ich meine, es ist er-
forderlich, die Abgrenzung zur Stabilitätspolitik 
insbesondere deshalb vorzunehmen, weil der zeit-
liche Zusammenhang gegeben ist: Fast zur gleichen 
Zeit, da dieser Haushalt in zweiter und dritter Le-
sung beschlossen und schließlich, nachdem er noch 
den Bundesrat passiert hat, in Kraft treten wird, 
werden die Belastungen aus dem Stabilitätspro-
gramm der Bundesregierung vom Mai oder Februar 
dieses Jahres für den Bürger sichtbar. Der Bürger 
muß wissen, daß die Opfer, die ihm dort sicherlich 
abverlangt werden, Opfer für Stabilität sind — ich 
werde das auch gleich noch etwas erläutern — und 
daß sie mit dem Haushalt absolut nichts zu tun 

 haben. Das muß man einmal ganz deutlich abgren-
zen und klarmachen, daß dies alles für den Haus-
halt überhaupt nicht erforderlich wäre. Deshalb ist 
es auch z. B. haushaltsrechtlich und politisch rich-
tig, daß wir entgegen den Vorstellungen der Oppo-
sition — das wird uns im Laufe der Tage wieder 
begegnen — die Stabilitätsanleihe, die Investitions-
steuer und die Stabilitätsabgabe als Leertitel, als 
durchlaufende Posten betrachten. 

Der Kollege Carstens hat in diesem Zusammen-
hang einige Bemerkungen gemacht — ich will 
sonst auf seine Ausführungen nicht weiter einge-
hen —, zu denen ich unabhängig davon, daß sicher 
im Laufe des Tages oder morgen von allen Seiten 
noch vertiefte stabilitätspolitische Betrachtungen er-
folgen werden, doch unmittelbar etwas sagen 
möchte. Er hat sich unterschiedlich geäußert, wenn 
ich dem richtig gefolgt bin. Er hat seine anfängliche 
Formulierung, die als eine alleinige Haftbarma-
chung, wenn ich es einmal so formulieren darf, der 
Regierung für die Verschlechterung des Geldwertes 
ausgelegt werden konnte, in einer späteren Phase 
seiner Ausführungen, etwa fünf bis zehn Minuten 
später, in eine Mitverantwortung abgeschwächt. Das 
sollten wir zunächst einmal festhalten; hier ist eine 
unterschiedliche Aussage von Ihnen erfolgt. Zwar 
können wir uns auch auf der Basis der zweiten Aus-
führung nicht treffen; sie entspricht aber doch 
jedenfalls weit eher den Realitäten als die erste. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Ich freue 
mich, daß Sie das sagen, Herr Kollege!) 

— Herr Kollege Carstens, es kommt nur auf die 
Größenordnung der Verantwortung an, und da bin 
ich unverändert der Meinung, daß in den letzten 
dreieinhalb Jahren von Ihnen — nicht von Ihnen 
persönlich; Sie können das erst von jetzt ab tun —, 
von der Opposition, aus kurzsichtigen parteitak-
tischen Überlegungen die wahren Verantwortungs-
verhältnisse, die Verantwortungsgrößen für das 
wirtschaftliche Geschehen in unserer Wirtschafts-
ordnung verzerrt dargestellt worden sind — um es 
einmal sehr vorsichtig zu formulieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben durch diese ständige Überbetonung 
der Rolle und der Möglichkeiten des Staates in dem 
von uns gemeinsam aufgebauten Wirtschaftssystem, 
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das ja jetzt gerade ein rundes Jubiläum feiert, wie 
wir alle wissen und vielleicht hier noch gewahr 
werden, die Rolle des Staates in diesem Wirtschafts-
system absolut überschätzt und mißdeutet. Manches, 
was hier von Ihnen ich meine wiederum nicht Sie 
persönlich —, von Ihrer Seite in den letzten drei-
einhalb Jahren in der bei jeder passenden und oft 
unpassenden Gelegenheit geführten Stabilitätsde-
batte gesagt worden ist, mußte ja in der Konsequenz 
als der Ruf genau nach dem umgedeutet werden, 
was Sie erfreulicherweise heute mit uns gemeinsam, 
wie ich glaube, abgelehnt haben, nämlich Lohn- und 
Preisstopp. Aber das dauernde Rufen nach dem 
Staat mußte so verstanden werden. 

Es ist ja auch nicht so, daß diese Regierung in den 
vergangenen Jahren untätig geblieben ist. Ich will 
Ihnen gar nicht alle Stationen der verschiedenen 
Programme und Maßnahmen der Bundesregierung in 
der vergangenen Legislaturperiode aufzählen. Aber 
eines werden Sie nicht abstreiten: daß, was immer 
die Regierung an stabilitätspolitischen Maßnahmen 
hier eingebracht hat, mindestens bis zum Ende dieser 
vergangenen Legislaturperiode das höchste Maß der 
Äußerung der Opposition eine Enthaltung gewesen 
ist, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

wie damals beim Konjunkturzuschlag, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

so daß ich wiederholt hier die Rolle der Opposition 
etwas scherzhaft als „stabilitätspolitischer Suppen-
kasper" abgestempelt habe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Althammer? 

Kirst (FDP) : Aber herzlich gern! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, 
ich frage Sie: Ist Ihnen entgangen, daß heute vor-
mittag Herr Kollege Wehner ausdrücklich auf die 
Zustimmung der Opposition zu den Stabilitätsmaß-
nahmen hingewiesen und sie wiederum für sich in 
Anspruch genommen hat? 

Kirst (FDP) : Herr Kollege Althammer, ich kann 
nur fragen: Ist Ihnen entgangen, daß ich ausdrücklich 
formuliert hatte „bis Ende der vergangenen Legisla-
turperiode" ? Wir sind uns also völlig einig. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Jenninger: Wir treiben doch keine 
Vergangenheitsbewältigung, Herr Kirst!) 

— Doch, das haben Sie hier auch getan. 

(Abg. Dr. Jenninger: Das hat Herr Wehner 
gemacht.) 

Nun haben Sie in diesem Zusammenhang, wenn 
ich es hart formulieren darf, Herr Professor Carstens, 
einen Beweis für die Art unwahrhaftiger Zitate er-
bracht. Sie haben den Sachverständigenrat zitiert 
und durch dieses Zitat hier den Eindruck erwecken 
wollen — das läßt sich ja sicher aus dem Steno

-

gramm nachlesen —, daß der Sachverständigenrat 
die Finanzpolitik der Bundesregierung als „Skandal" 
bezeichnet hat. 

Was hat denn der Sachverständigenrat nun wirk-
lich gesagt? Ich kann es Ihnen nicht ersparen — es 
sind etwa zwölf Zeilen —, das einmal hier vorzu-
lesen. Dann klingt das doch ganz anders als das, 
was Sie hier gesagt haben. 

(Abg. Rawe: Nehmen Sie die richtige Stelle, 
Herr Kirst!) 

Es heißt nämlich — ich zitiere jetzt mit Genehmi

-

gung wörtlich aus dem Sondergutachten des Sach

-

verständigenrates vom 9. Mai, Drucksache 7/530 — 

(Abg. Dr. Althammer: Aber die richtige 
Stelle!) 

— ja natürlich, das Wort „Skandal" ist auch hier 
rot unterstrichen, Herr Althammer —: 

(Abg. Dr. Marx: Wer hat das unterstrichen?) 

Betreibt der Finanzplanungsrat eine ernst zu 
nehmende Koordinierungsarbeit, wie es seine 
gesetzliche Aufgabe ist, war also seine Empfeh-
lung vom September 1972 fundiert, dann müßte 
ein erheblicher Teil des erwähnten Betrages 
von fast 9 Mrd. DM finanzpolitisch disponibel 
gewesen sein oder ist es noch. Verhält es sich 
nicht so, war also die genannte Empfehlung von 
vornherein unrealistisch und ebenso die ent-
sprechende Aufforderung des Bundes an die 
Länder im Jahreswirtschaftsbericht, dann be-
ruhte die öffentlich erklärte Stabilitätspolitik 
hinsichtlich des öffentlichen Finanzgebahrens 
monatelang auf einer Illusion, und man müßte 
wohl hinnehmen, daß die Öffentlichkeit den 
Stand der Finanzplanung in diesem Lande, ins-
besondere deren Koordinationsformen, als einen 
Skandal betrachtet. 

Herr Carstens, es geht also nicht um die Politik 
des Bundes, es geht um die Politik aller Gebiets-
körperschaften, und es ist wiederholt nachgewiesen 
worden, daß, wenn überhaupt, die größeren Sünder 
in den letzten Jahren unentwegt in den Reihen der 
Länder und der Gemeinden und nicht beim Bund 
gewesen sind. Darauf kommt es nämlich an. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Marx: In den Dörfern und Städten 
sagen Sie etwas völlig anderes, Herr Kirst; 

da reden Sie nicht darüber!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Jenninger? 

(Abg. Dr. Marx: Sie sagen in den Städten 
und Gemeinden etwas ganz anderes!) 

Herr Kollege Dr. Marx, Herr Jenninger hat um eine 
Zwischenfrage gebeten. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, 
würden Sie zur Kenntnis nehmen, daß der Frak-
tionsvorsitzende, Professor Carstens, der heute wört-
lich gesagt hat: ... hat die Finanzplanung Ihrer 
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Regierung als Skandal bezeichnet." Dies hat er 
wörtlich gesagt. 

Kirst (FDP) : Herr Kollege Jenninger, ich bin 
Ihnen dankbar, daß Sie das wiederholen. Der Bun-
deskanzler oder die Regierung, die Sie ansprechen 

beinahe hätte ich gesagt: wir —, diese Regierung 
regiert die Bundesrepublik Deutschland, Gott sei 
Dank, aber sie regiert nicht alle Länder und sie 
regiert nicht alle Gemeinden. 

(Abg. Rawe: Gott sei Dank, Herr Kirst!) 

Sicherlich, ich meine, darin sind wir uns einig, daß 
nicht immer die Regierung, die hier regiert, überall 
in allen Ländern und Gemeinden regiert. Das ist, 
glaube ich, eine gemeinsame Erfahrung, die wir 
aus schmerzlicher Vergangenheit gewonnen haben 
und die wir gemeinsam behalten wollten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Jenninger, Herr Kollege? 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, 
wollen Sie ernsthaft eine gewisse Führungsfunk-
tion und auch nach der Verfassung eine ge-
wisse Verantwortung des Bundes für die finan-
zielle Gesamtplanung von Bund, Ländern und Ge-
meinden bestreiten? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Car

-

stens [Fehmarn): Sehr gut!) 

Kirst (FDP) : Ich würde hier weniger von einer 
Führungsfunktion als von der Notwendigkeit von 
Seelenmassage reden; denn zwingen können wir 
niemanden. 

(Abg. Dr. Jenninger: Seelenmassage ist 
doch keine Politik!) 

— Es ist sicherlich nur ein Hilfsmittel. Aber Sie 
müssen einmal die verfassungsmäßigen Verhält-
nisse sehen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Ja, natürlich! Lesen 
Sie mal nach, was im Gesetz steht!) 

Herr Professor Carstens, Sie haben einen alten 
Hut aus der Wahlkampagne der Opposition wieder 
hervorgezaubert, nämlich die Behauptung — es ist 
nicht mehr als eine Behauptung , daß die D-Mark 
in den Jahren, in denen die CDU die Regierungs-
chefs stellte, immer die stabilste Währung in der 
Welt gewesen sei. Dem ist leider nicht so. Richtig 
ist natürlich, daß weltweit die Geldentwertungs-
raten in den ersten 20, 25 Jahren nach dem zweiten 
Weltkrieg in den vergleichbaren Ländern, um die es 
ging und immer noch geht, niedriger waren als jetzt. 
Darüber kann kein Zweifel bestehen. Es gab ein-
mal eine sehr gute Statistik; ich habe sie im Augen-
blick zwar nicht zur Hand; aber Sie werden mir 
wohl glauben, was ich sage. Man kann nur Ver-
gleichbares miteinander vergleichen. Wir können 
die Bundesrepublik in dieser Frage nicht mit süd-
amerikanischen Republiken vergleichen. Wir kön-
nen sie auch nicht mit Entwicklungsländern oder mit 
sozialistischen Ländern, sondern nur mit vergleich

-

baren Ländern vergleichen. Dazu gehören die Part-
ner in der EWG und darüber hinaus, dazu gehören 
ferner die USA und Japan. Es handelt sich um etwa 
20 Länder. 

Wenn Sie deren Entwicklung von 1951 bis 1969 
einmal nachlesen, werden Sie feststellen, daß die 
Bundesrepublik nur ein einziges Mal in diesen 
20 Jahren das war in den Jahren 1966/67 — die 
niedrigste Geldentwertungsrate zu verzeichnen 
hatte, daß sie unter diesen 20 Ländern auch in den 
sicherlich goldenen Zeiten der Geldwertstabilität 
weltweit oder relativ bis auf den 13. Rang herab-
gesunken ist und daß sie in dieser Statistik in den 
Jahren 1970/71 — wie Sie wissen, fand der Regie-
rungswechsel 1969 statt — in bezug auf die Erhal-
tung des Geldwertes sogar wieder nach vorn bzw. 
nach oben gerückt ist. Ich will nicht verschweigen, 
daß sie 1972 wieder etwas zurückgefallen ist. Ich 
will damit nur sagen: man sollte hier nicht falsche 
Behauptungen aufstellen, die nicht zu beweisen 
sind. Man sollte auch nicht die Augen vor den 
internationalen Verflechtungen verschließen, von 
denen wir uns nicht lösen können. Ich will mich 
aber nicht weiter in das Handwerk der Stabilitäts-
politiker, die sicherlich noch in genügender Zahl das 
Wort ergreifen werden, einmischen. 

Nur noch eine letzte Bemerkung, Herr Kollege 
Carstens, zu den Stellen. Das, was Sie dazu gesagt 
haben, war auch nicht richtig. Sie bahen von 1 200 
Stellen gesprochen und gesagt, 10 % davon seien 
für Peking und Ost-Berlin bestimmt. Dafür sind 
aber zusammen 180 Stellen vorgesehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Deshalb mein Zwischenruf! Ich gehe aber etwas 
weiter. Es gibt darunter noch andere, die ebenfalls 
unabweisbar sind, z. B. etwa 100 für die Bundeswehr-
hochschule. Wenn diese ab 1. Oktober ihren Be-
trieb aufnehmen soll, muß man auch diese Stellen 
bewilligen. 

Ich will damit aber jetzt keine Debatte provo-
zieren oder einer Debatte darüber vorgreifen. Ich 
möchte jedoch im Anschluß an das, was ich vorhin 
gesagt habe, in der Generaldebatte noch eine Fest-
stellung in diesem Zusammenhang treffen, weil mir 
dies erforderlich erscheint. Stabilität, worüber wir 
hier so viel reden, ist mehr als Geldwertstabilität. 
Geldwertstabilität ist viel, aber sie ist nicht alles, 
und sie ist kein isolierter Wert. Das müssen wir 
einmal sehr deutlich sehen. Denn zum Begriff der 
Stabilität gehört die politische, die soziale und die 
wirtschaftliche Stabilität. Die Geldwertstabilität ist, 
wie gesagt, eines der vier Ziele. Es kann doch kein 
Zweifel darüber bestehen, daß dieses Land mit der 
einen Ausnahme der Geldwertstabilität in allen 
Bereichen, die ich soeben kurz umrissen habe, eine 
sicherlich beneidenswerte und uns auch von ande-
ren geneidete Stabilität besitzt. Das sollten wir bei 
allen berechtigten Debatten über den Mangel an 
Geldwertstabilität nicht vergessen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im übrigen — das war ein Mangel der vergangenen 
Legislaturperiode, das lassen Sie mich nun als Ge- 
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nugtuung hinzufügen — haben wir ja dank des Vo-
tums der Wähler vorn 19. November 1972 auch 
stabile Mehrheitsverhältnisse hier in diesem Hause 
für diese Regierung, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

was der Entscheidung über diesen Einzelplan des 
Bundeskanzlers die Dramatik oder den Nervenkit-
zel nimmt, den wir in den letzten Jahren immer 
dabei empfinden mußten. 

Ein Wort noch zum Ergebnis der Ausschußbera-
tungen. Der Saldo von 154 Millionen DM weniger 
— das ist ein gutes Promille des Haushaltsvolumens 
- mag für den, der die Dinge oberflächlich sehen 

muß, sehr enttäuschend sein. Ich sage das ganz be-
tont, weil wiederholter Bestandteil aller Meldungen 
von gestern und heute in der Presse und im Rund-
funk über die Haushaltsberatungen eben dieses so 
mager anmutende Ergebnis einer Kürzung von nur 
rund 100 Millionen DM gewesen ist. Aber man muß 
zunächst einmal sehen, daß dies ja nur der Saldo 
unserer vielmonatigen Bemühungen im Ausschuß 
gewesen ist, wenn Sie so wollen, die Spitze des 
Eisbergs der sehr vielfältigen Änderungen im Aus-
schuß. Aber daran müssen auch noch drei Bemer-
kungen geknüpft werden. 

Erstens. Bereits die Bundesregierung hatte im 
Prinzip strengste Maßstäbe bei der Aufstellung des 
Haushalts angelegt, und das beschränkte insofern 
die Möglichkeiten des Haushaltsausschusses. Zwei-
tens. Die von der Verabschiedung des Haushalts im 
Kabinett bis jetzt etatreif gewordenen Risiken 
konnten bereits im Rahmen dieser Haushaltsaus-
schußberatung abgedeckt werden. Ich darf ein Bei-
spiel nennen: rund 200 Millionen DM für Kokskohle. 
Sicher wäre das Ergebnis stolzer gewesen, wenn 
wir gesagt hätten, das lassen wir einmal eben noch 
weg, wir tun so, als wüßten wir es nicht. Dann hät-
ten wir heute nicht dauernd gehört, wir haben nur 
100 Millionen DM gekürzt, dann hätten wir 300 Mil-
lionen DM gekürzt, aber das wäre nicht im Sinne 
der Haushaltswahrheit gewesen; deshalb haben wir 
dies also sozusagen gleich mit verarztet. 

Wir haben, glaube ich, bei diesen Beratungen 
auch wiederum die Grenzen der Beeinflußbarkeit 
des Haushalts überhaupt gesehen bzw. das Ausmaß 
der Zementierung. Es wird insbesondere deutlich 
und sichtbar, wenn man sich noch einmal die Zahlen 
für die drei Riesen unter den einzelnen Etats vor 
Augen stellt: 26,4 Milliarden DM für die Verteidi-
gung. Wir wissen alle, daß daran nichts zu ändern 
ist, und wir wollen daran auch nichts ändern. Das 
werden die Verteidigungspolitiker besser, als wir 
es hier im Augenblick können, uns auch noch dar-
legen, aber man sollte es auch aus dieser Sicht ein-
mal betonen. 22,6 Milliarden DM für Arbeit und 
Sozialordnung, insbesondere die gesetzlichen Ver-
pflichtungen, und 16,5 Milliarden DM für Verkehr. 

Diese drei Etats zusammen geben mit 65,5 Mil-
liarden DM schon fast 55 % des gesamten Haus-
haltsvolumens wieder. Unter dem, was dann kommt, 
ist, wenn ich vorn Einzelplan 60 absehe, kein Haus-
halt, der alleine größer wäre als 5 Milliarden DM. 
Hier und anderswo ist die Zementierung weit

-

gehend — auch das sollten wir sehen — das Werk 
aller politischen Kräfte in der unterschiedlichen 
Wirkung, in ihrem unterschiedlichen Beitrag in den 
letzten 20, 25 Jahren ihrer Politik in diesem Haus 
und in diesem Lande. 

Diese Einengung des Spielraums wird natürlich 
auch immer gerne gesehen als die Einengung des 
Spielraums finanzwirksamer Reformen, aber, meine 
Damen und Herren, um es noch einmal zu betonen: 
das bedeutet nicht die Einengung der Reformpolitik 
überhaupt. Ich glaube, die These, die ich hier seit 
nunmehr drei Jahren vertreten habe, die sich gegen 
die fatale Gleichung wendet: Geldausgeben gleich 
Reform und Reform gleich Geldausgeben, hat sich 
gerade in der Praxis der letzten Wochen und Monate 
bestätigt. Wir haben drüben im Haushaltsausschuß 
finanzpolitische Beratungen durchgeführt, während 
hier in diesem Hause sehr viel an praktischer 
Reformarbeit -- sei es in zweiter und dritter Lesung 
vorige Woche im Kartellbereich, sei es in erster 
Lesung in anderen Bereichen — geschehen ist. 

Meine Damen und Herren, alle diese Feststellun-
gen sollen nicht — auch uns selbst nicht — darüber 
hinwegtäuschen, daß es noch viele ungelöste Auf-
gaben für uns im Bereich der Politik zunächst für den 
Rest dieser Legislaturperiode und darüber hinaus 
gibt. Wir sind uns dabei als Freie Demokraten auch 
bewußt, daß in einigen wichtigen Fragen hier noch 
ein gewisses Maß an Übereinstimmung mit unserem 
Partner zu erzielen ist. Ich meine aber, daß diese 
mehr transitorische Betrachtung vielleicht besser bei 
der Dritten Lesung, die dann zum nächsten Haushalt 
überleitet, angestellt werden kann. Ich werde nach 
Möglichkeit auf diese Probleme dann dort zurück-
kommen. 

lch darf abschließend zu diesem Etat erklären, daß 
die Fraktion der FDP dem Haushalt des Bundeskanz-
lers zustimmt und diese Zustimmung als Ausdruck 
des Vertrauens in eine Politik betrachtet, für die sie 
selbst 1969 entscheidend die Weichen gestellt hat, 
eine Politik, die es ohne die FDP nicht gegeben hätte 
und nicht geben würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Brandt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zu einigen Themen 
Stellung nehmen, auf die sich gegenwärtig viel Inter-
esse konzentriert. Aber zunächst ein paar Worte 
zum Haushalt selbst. 

Niemand — auch der neue Vorsitzende der Frak-
tion der CDU/CSU nicht — wird heute noch ernsthaft 
bestreiten wollen, daß der Bundeshaushalt solide 
finanziert ist. Da mag man behaupten, was man will! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Stoltenberg im Norden und Herr Strauß im 
Süden — gegenwärtig noch ein bißchen weiter süd-
lich als sonst 

(Zuruf von der SPD: Schwarzafrika!) 
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müßten sich eigentlich mit uns bei allem, was uns 
sonst trennt, darüber freuen, daß die von ihnen vor-
ausgesagte Finanzkrise — sogar von Finanzchaos 
war die Rede — nicht eingetreten ist, und das ist 
gut, nicht nur für die Regierung, sondern für dieses 
Land, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eines sollten wir hier alle miteinander wissen, 
und wir sollten es auch sagen: Herr Kollege Car-
stens, konstruktive Kritik kann beim Haushalt nicht 
darin bestehen, daß man einerseits das zu hohe Vo-
lumen beklagt und zum andern darüber jammert, 
daß die Ausgaben auf diesem oder jenem oder einem 
dritten Gebiet zu gering angesetzt seien. Heute hör-
ten wir wieder, für Investitionen werde zuwenig 
ausgegeben. Wo sonst wollen Sie denn streichen, 
Herr Carstens? Das müssen Sie hier doch einmal 
sagen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen! — Abg. 
Wohlrabe, Abg. Ravens und andere Abge

-

ordnete der CDU/CSU: Propagandaetat! — 
Zurufe von der CDU/CSU: 100 Millionen! — 
Der  hört doch nicht zu, der Mann! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich will in aller Offenheit hinzufügen: Die öffent-
lichen Haushalte müssen natürlich ihren Beitrag 
zur Konjunkturpolitik leisten, aber man sollte ihnen 
nicht mehr abverlangen, als sie zu geben vermögen, 
sonst würde daraus eine Haushaltspolitik gegen die 
Interessen der Bevölkerung. Darauf können wir uns 
nicht einlassen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Außerdem hat es gar keinen Sinn, von den für den 
Konjunkturablauf entscheidenderen Faktoren abzu-
lenken; ich komme darauf gleich noch zu sprechen. 

Nun zu den aktuellen Themen, auf die sich nicht 
nur viel Interesse, sondern auch viel Polemik kon-
zentriert. In diesen Tagen erreichten mich — und 
sicher nicht nur mich, sondern alle hier in diesem 
Hause — viele Fragen, was es mit den — man muß 
den Plural verwenden — Verfahren auf sich habe, 
die die bayerische Staatsregierung in Karlsruhe an-
gestrengt hat. Das wird von dieser Stelle aus und 
in diesem Augenblick kaum zu beantworten sein. 
Jedenfalls durfte und darf man dem Bundesverfas-
sungsgericht nicht anlasten, was andere zu verant-
worten haben. Im übrigen sind wir nach 15 Uhr et-
was weiter, was unseren Informationsstand zu die-
sem wichtigen Gegenstand angeht. 

Die Bundesregierung hat in Karlsruhe dargelegt, 
daß sie eine Verzögerung des Grundlagenvertrags 
mit der DDR für abwegig und für abträglich hält. 
Dieser Vertrag — das hat übrigens vor wenigen 
Tagen auch die NATO-Konferenz in Kopenhagen 
hervorgehoben — und der Beitritt zu den Vereinten 
Nationen sind logische, konsequente Elemente jener 
Politik, die — so, wie wir es auffassen und immer 
wieder dargelegt haben — dem gesicherten Frieden 
dienen. 

(Abg. Stücklen: Das muß aber mit der Ver

-

fassung übereinstimmen!) 

— Das, was Sie geklärt haben wollen, Herr Kollege 
Stücklen, ist in Karlsruhe gut aufgehoben; das ist gar 
kein Zweifel. 

Niemand bei uns im Regierungslager täuscht sich, 
was die politische Seite der Sache angeht, über die 
Mühsal und über die Langwierigkeit des Prozesses 
der Entkrampfung im Verhältnis zwischen den bei-
den deutschen Staaten. Aber ich sage hier auch mit 
allem Bedacht, meine Damen und Herren: Die Rege-
lung der Beziehungen und damit der Grundlagen-
vertrag war und ist eine deutsche Chance, ob es 
Herrn Winzer in Ost-Berlin paßt oder nicht, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

eine Chance für die Bewahrung der nationalen Exi-
stenz — nein, der nationalen Substanz, muß man 
bescheidener ansetzen —, für die Begegnung der 
Menschen miteinander, für das Überwinden der in 
den 20 Jahren nach dem 17. Juni 1953 — gestern 
haben wir wieder dieses Tages gedacht — ge-
wachsenen Entfremdung, wie wir doch zugeben 
müssen, für eine Ächtung der Friedlosigkeit auch 
und gerade auch auf deutschem Boden und damit 
für einen Zustand ohne die Gewaltsamkeit an der 
Grenze. 

Ich habe mich über das gewundert, was Herr 
Kollege Carstens in diesem Zusammenhang über 
Berlin und die Pflicht zur Mitvertretung Berlins ge-
sagt hat. 

(Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 
sagen!) 

Herr Kollege Carstens, wir müssen uns doch die 
Frage stellen, und diese Frage stellen sich die Men-
schen draußen mit Recht: Steht es heute um den 
Zusammenhang zwischen West-Berlin und uns hier 
im deutschen Westen, steht es um den Zugang dort-
hin, steht es um die Entwicklungschancen der Ber-
liner Industrie, steht es um die Besuchsmöglichkeiten 
von dort aus heute besser oder schlechter als da-
mals, als andere regiert haben? Das ist doch die 
Lage! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Es steht natürlich unvergleichlich viel besser als 
damals. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den Re

-

gierungsparteien. — Zuruf des Abg. Wohl

-

rabe.) 

Mit den Russen über Berlin reden — jawohl. Ich 
habe bei meinem ersten Besuch in Moskau mit Herrn 
Kossygin gesprochen und man hat mir gesagt: Ja-
wohl, wenn wir zu einer solchen Art von Regelung 
unserer Beziehungen kommen, werden wir auch 
über Fragen reden können, über die bis dahin nicht 
geredet wurde. Wir konnten auch dann nicht — Herr 
Kollege Carstens, das wissen Sie besser als mancher 
in diesem Hause — über Fragen reden, die sich die 
drei Mächte aus Gründen vorbehalten haben, von 
denen auch Sie im Laufe der Jahre immer gesagt 
haben, es gebe dafür einen guten Grund und es liege 
somit in unserem Interesse. Es ist von anderen 
Bundeskanzlern unter sehr viel schwierigeren Um-
ständen über Berlin gesprochen worden; ich mache 
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ihnen daraus keinen Vorwurf. Ein Bundeskanzler 
hat im August 1961 — ich will jetzt nicht nachträg-
lich Steine auf ihn werfen — mit dem damaligen 
sowjetischen Botschafter gesprochen. Und was 
haben wir darüber gelesen? Er habe darüber gespro-
chen, daß der Bau der Mauer das Verhältnis zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der So-
wjetunion nicht trüben sollte. Mein Vorgänger im 
Amt des Bundeskanzlers hat mühsam reden müssen, 
damit sich nicht aus seinem Parteitag in Berlin 
Ende 1968 und damit nicht aus der Bundesversamm-
lung Anfang 1969 sich schwerwiegende außenpoliti-
sche Komplikationen und solche für Berlin ergeben 
würden. 

(Abg. Müller [Berlin] : Der seinerzeitige 
Außenminister hat damals einige Bemer

-

kungen gemacht! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

— Jetzt reizen Sie mich nicht! Denn sonst müßte 
ich sagen, was in diesen Unterhaltungen zu dem 
„nicht mehr hingehen" gesagt worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Carstens, Sie haben sich aus gege-
benem Anlaß — das muß ich zugestehen — auch 
zum 17. Juni geäußert. Ich habe auch dem hohen 
Pathos mit Respekt gelauscht, 

(Zurufe von der Mitte) 

zu dem Sie dieser Gedenktag angeregt hat. Meine 
Damen und Herren, ich muß auch nach dem, was 
Herr Kollege Kiesinger hier vor der Fragestunde 
gesägt hat, doch noch einmal daran erinnern: Es hat 
sich für mich überhaupt nichts an der Fragestellung 
geändert, ob es richtig ist, den Gedenktag, an dem 
zu rühren ich nicht die Absicht hatte und habe, bei-
zubehalten. Wir haben darüber, worauf Herr Kol-
lege Wehner hingewiesen hat, am Sonnabend im 
Präsidium des Kuratoriums Unteilbares Deutschland 
mit mehreren Ihrer Herren gesprochen. Wir haben 
gesagt: Das Gespräch wird weiter geführt, und kei-
ner ist auf etwas festgelegt. Aber man hat doch 
niemand etwas unterstellt, wenn er dort noch ein-
mal die Auffassung vertrat, die wir damals gemein-
sam vertreten haben. Die Vorlage wurde am 
3. April 1968 durch den Kollegen Höcherl unter-
zeichnet, nicht weil es sich etwa um eine Sache 
seines Ressorts gehandelt hätte, sondern weil er 
damals als dienstältester Minister für den Bundes-
kanzler unterzeichnet hat. Es war eine Vorlage zu 
der Frage, ob es nicht richtig sei, den Gedenktag 
bestehen zu lassen, aber den staatlichen Feiertag 
nicht an diesem, sondern möglicherweise an einem 
anderen, noch zu vereinbarenden Tag abzuhalten. 

Gerade wenn darüber früher und noch vor zwei 
Tagen so sachlich und leidenschaftslos gesprochen 
worden ist, dann sollten wir nicht hier im Plenum 
des Bundestages Fronten aufreißen, wo es bei allem, 
was umstritten ist, auch einmal möglich wäre, etwas 
gemeinsam zu erörtern. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Sehr richtig, 
Herr Bundeskanzler! Daran appelliere ich! 

— Gegenruf von ,der SPD.) 

— Aber Sie haben eben leider nicht alles erfahren. 
Die Verbindung vom Sonnabend bis heute hat nicht 
geplappt, Herr Kollege Carstens; sonst hätte dieser 
Teil der Rode nicht so gehalten werden können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich war, wenn Sie diesen Hinweis auch noch er-
lauben, dem Geschehen in Berlin damals noch etwas 
näher als mancher andere. Ich bilde mir darauf gar 
nichts ein. Wir rücken jenen Tag nicht ins Zwielicht 
und erst recht nicht die Opfer jenes Tages. Wir 
sehen es in ,der Tat nicht im Zwielicht eines Pathos, 
das nichts kostet. 

Für uns heißt der Auftrag des 17. Juni: geduldig, 
hartnäckig das Mehr an Menschlichkeit zu schaffen 
und es anderen abzuringen, wo es geht, für das 
damals viele unserer Landsleute mit, wie ich zu-
gebe, größeren Hoffnungen auf die Straße gegangen 
sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich fände, es wäre nicht schlecht, wenn wir uns — 
ich sage es noch einmal — bei allem, was sonst um-
stritten bleibt, auf den Respekt vor jener gemeinsa-
men Erklärung einigen könnten, die Vertreter unse-
rer Parteien zum gestrigen 17. Juni vereinbart und 
herausgegeben haben. Was sind denn solche Texte 
sonst noch wert — will man uns damit hinters Licht 
führen? -- wenn am Tage danach diese ganz an-
dere Sprache geführt wird, wie wir sie dazu gehört 
hatten? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Eine zweite Gruppe von Fragen bezieht sich 
auf jene deprimierenden Gerüchte, Verleumdungen, 
Vermutungen, Anschuldigungen, die man die Affä-
ren aus der vorigen Legislaturperiode nennt. 

(Abg. Seiters: Sagen Sie ruhig „Wienand"!) 

Ich begrüße es sehr, daß ein Untersuchungsausschuß 
dieses Hauses so rasch und so energisch wie mög-
lich die Tatsachen ans Licht bringt, was und wem 
immer sie über das längst Bekannte hinaus betreffen 
sollten. 

(Abg. Seiters: „Hier war Korruption im 
Spiel" !) 

Die Dinge können nicht in dieser Debatte, sondern 
nur im Untersuchungsausschuß erörtert werden. 
Jeder weiß, daß ich erklärt habe, gern dazu beizu-
tragen, was ich beitragen kann. 

(Abg. Seiters: Sie hatten Ihre subjektive 
Überzeugung doch schon im letzten Jahr!) 

Allerdings warne ich davor, daß sich das Gespräch 
zwischen den Fraktionen dieses Hauses und den ver-
antwortlichen demokratischen Kräften dieses Lan-
des in ein böses Knäuel gegenseitiger Verdächti-
gungen verstrickt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Wer hat denn damit 
begonnen? — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU. — Abg. Seiters und Abg. Wohl

-

rabe melden sich zu Zwischenfragen.) 
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-- Nein, ich lasse jetzt keine Zwischenfragen zu, 
sondern wi ll  meine Auffassung im Zusammenhang 
darlegen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den Re

-

gierungsparteien. — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Sie kneifen Herr Bundeskanzler! — 
Sie haben gesagt, Korruption sei im Spiel! 

— Abg. Dr. Marx: Sie verleumden! — Abg. 
Rawe: Dann haben Sie also von den Vor

-

gängen gewußt, als Sie gesagt haben, es sei 
Korruption im Spiel?! — Abg. Seiters: Der 
Kanzler hat doch schon letztes Jahr ver

-

leumdet: „Korruption", Bielefeld, alles zu

-

sammen!) 

— Ach regen Sie sich ab, Herr Kollege! 

(Abg. Seiters: Der Kanzler hat doch schon 
letztes Jahr verleumdet!) 

Wo das Ansehen des Parlaments durch das Ver-
halten einzelner Schaden genommen hat, muß das 
durch volle Aufklärung und durch die geeigneten 
Maßnahmen wieder in Ordnung gebracht werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Auch der demokratische Staat — nein, gerade der 
demokratische Staat  , der Autorität nur mit Zu-
rückhaltung ausübt, braucht den Respekt seiner 
Bürger. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das glaube ich auch! 
— Abg. Niegel: Mit Korruption an der 

Macht geblieben!) 

Nun möchte ich darauf hinweisen, daß dazu aller-
dings gehört, 

(Abg. Seiters: Daß man nicht von Kor-
ruption redet, wenn — — 

nämlich daß die politischen Grundtatbestände, mit 
denen man es in einer bestimmten Situation zu tun 
hat, nicht außer acht gelassen werden. Sie bestanden 
im vergangenen Jahr u. a. und im besonderen darin, 
daß die aus den Wahlen des Jahres 1969 hervor-
gegangene Koalition und Regierung mit Hilfe von 
Fraktionswechslern gestürzt werden sollte. Das war 
der Grundtatbestand. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Niegel: Mit Korruption an der Macht geblie

-

ben! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Vermutungen über die Haltung einzelner bei der 
geheimen Wahl haben schon damals die Phantasie 
in Anspruch genommen. 

(Abg. Seiters: Ihre! — Weitere lebhafte 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Fest steht nur, daß sieben der neun Fraktions-
wechsler dadurch ausgezeichnet worden sind, daß 
sie über Landeslisten der CDU/CSU in diesem Bun-
destag sitzen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Wohlrabe: Das hat die SPD 
auch gemacht! -- Abg. Seiters: Sie sind ein 
Verleumder! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Korruptionskanzler! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU. — Abg. Franke [Osnabrück] 

meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Nein, ich fahre jetzt fort. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte folgendes 
außerdem noch hinzufügen. 

(Abg. Seiters: Das ist eine Verleumdung!) 

Meiner Meinung nach dürfen einer gewissen Art 
von Hinterhofjournalismus nicht quasi staatsanwalt-
schaftliche Funktionen zugestanden werden. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Anhaltende Zurufe von der CDU/ 
CSU. — Abg. Franke [Osnabrück] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Nein, ich antworte jetzt Herrn Kollegen Carstens. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU. — 
Abg. Franke [Osnabrück] : Erinnern Sie sich 
an den Parteiübertritt von Gustav Heine

-

mann!) 

Herr Kollege Carstens, Sie haben den Geschmack 
gehabt, 

(Abg. Dr. Marx: Der redet von Geschmack! 
Nicht zu glauben!) 

davon zu sprechen, daß bei der geheimen Wahl im 
vergangenen Jahr ausländische Nachrichtendienste 
im Spiel gewesen seien. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wienand war 
im Spiel!) 

Nachdem Sie es für richtig gehalten haben, dies in 
die Debatte zu bringen, möchte ich dazu zweierlei 
feststellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Fachmann 
spricht!) 

Erstens. Wenn es so sein sollte, daß das Mitglied 
des vorigen Bundestages, an das Sie denken, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Wienand!) 

im Dienst einer fremden Macht gestanden hat, 

(Abg. Haase [Kassel] : Der Wienand steht 
in Ihrem Dienst!) 

— das ist übrigens etwas, was anderen in diesem 
Hause auch schon passiert ist —, so ändert das trotz-
dem nichts daran, daß dieser Mann nicht durch uns, 
sondern durch die CDU in den vorigen Bundestag 
gebracht worden ist. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Dr. Marx: Wer hat denn 
den Frenzel hineingebracht? — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Zweitens. Wenn Ihre Vermutungen über den 
Mann und das, was er sagt, zutreffen, wieso neh-
men Sie ihn dann als Wahrheitszeugen für sich in 
Anspruch? 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Fortgesetzte Zurufe von der CDU/ 
CSU. 	Abg. Haase [Kassel] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage. — Lachen bei der 

SPD.) 

Meine Damen und Herren, alle anderen Themen 
werden jedoch 	 dies ist meine dritte Bemerkung 
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zu diesem Komplex — von den Sorgen um die Preis-
entwicklung in den Schatten gestellt. Dies ist unsere 
bitterste Sorge. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich habe hier dem Führer der Opposition geant-
wortet und lasse mich von meiner systematischen 
Antwort nicht abbringen. Ich denke nicht daran, 
mich davon abbringen zu lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU: Scheißautoritär!-
Abg. Seiters: Systematische Verleumdung! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dies ist — ich wiederhole es — auch die bitterste 
Sorge der Bundesregierung. Lassen Sie mich mit 
gleichem Nachdruck hinzufügen: Wir haben eine 
große Anstrengung unternommen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Korruption!) 

um in den vor uns liegenden Monaten — vielleicht 
bis zum Jahresende, bis zur Jahreswende — eine 
Wende der Tendenz zu erzwingen. Die — wenn 
auch leider etwas verspätete — Verabschiedung des 
Stabilitätsprogramms läßt keinen Zweifel mehr dar-
an zu, daß Bundesregierung und Bundestag einen 
scharfen Gegenkurs steuern. Ich gehen davon aus, 
daß wir diesen Kurs halten werden. Wenn die 
Opposition schon im Februar mitgezogen hätte, 
hätte sie sich noch verdienter gemacht, als es jetzt 
festgestellt werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Daß der größere Teil des Stabilitätsprogramms erst 
im Mai nachgeschoben werden konnte, ergibt sich 
für jeden Kundigen aus der Notwendigkeit, in der 
Zeit zwischen Februar und Mai wichtige währungs-
politische Vereinbarungen zu treffen, ohne die die 
Maßnahmen vom Mai ins Leere gegangen wären. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Anders der 
Bundesbankpräsident, Herr Bundeskanzler!) 

Über die Schwierigkeiten sollte sich niemand täu-
schen. Es ist für mich auch kein Trost, daß wir uns 
im Sog eines weltweiten Stromes befinden, der 
z. B. die Vereinigten Staaten von Amerika brutaler 
trifft als uns in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Vorsitz: Vizepräsident von Hassel.) 

Die Zusammenhänge sind allen deutlich. Sie wis-
sen auch, daß wir uns von diesen Zusammenhän-
gen nicht zu lösen vermögen. Dennoch ist es unsere 
Pflicht, die nationalen Möglichkeiten — da gibt es 
für mich keinen Gegensatz — der Konjunktur-
steuerung ganz zu nutzen, und genau das tun wir 
mit dem Stabilitätsprogramm, nachdem die wäh-
rungspolitische Absicherung geschaffen wurde. Die 
Beschlüsse sind gefaßt; sie werden ihre Wirkungen 
zeigen. Sie haben allerdings einen gefährlichen 
Feind. Damit meine ich den Appell an die Angst; 
durch diesen Appell dürfen wir uns nicht beirren 
lassen. 

Unsere Bürger haben sich auch von gelegentlichen 
Wellen der Hysterie nicht anstecken lassen. Auf die 

Konjunkturlage komme ich gleich mit ein paar 
Sätzen zurück; aber ich möchte sehr darum bitten, 
daß es bei dieser im ganzen ruhigen und sachlichen 
Beurteilung der Lage durch unsere Mitbürger bleibt. 
Berechtigte Sorgen darf man nicht bagatellisieren; 
aber steriler Aufgeregtheit darf man auch nicht 
nachgeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wohlrabe: Was ist „sterile Aufgeregtheit"? 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Pathos!) 

Nun möchte ich darauf hinweisen dürfen, daß ich 
auf den Tag genau vor fünf Monaten hier die Re-
gierungserklärung nach der Neuwahl vorgelegt 
habe. Ein knappes halbes Jahr bietet kaum die 
Zäsur, an der man eine erste Bilanz aufmachen 
könnte; aber die Beratung des Haushalts ist doch 
der natürliche Anlaß, eine kurze Übersicht zu ver-
suchen. Sie wird dann durch den schriftlichen Re-
chenschaftsbericht zu ergänzen sein, für den Herr 
Kollege Wehner angeregt hat, ihn im Herbst vor-
zulegen. Ich greife diese Anregung gern auf. Wenn 
man aber eine erste Zwischenübersicht gibt, dann 
kann nicht allein die Opposition die Themen dieser 
Zwischenübersicht bestimmen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

sondern dann muß die Mehrheit auch die Themen 
bestimmen können, und das will ich durch ein paar 
Beispiele tun. 

Schon jetzt läßt sich absehen, daß diese Legis-
laturperiode in starkem Maße durch solche Vor-
haben geprägt sein wird, die darauf abzielen, das 
tägliche Leben unserer Bürger nicht zuletzt im Be-
reich des Berufslebens menschlicher zu machen. 
Hier geht es unmittelbarer, als es manchem bewußt 
ist, um mehr Qualität des Lebens. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In Ihren Zeitun

-

gen! — Abg. Maucher: Um die Preise!) 

Die Vorlage für das Gesetz über Betriebsärzte und 
Sicherheits-Ingenieure — um ein Beispiel zu nen-
nen — hat bei der ersten Lesung im Mai vorigen 
Jahres nicht allzu viele Mitglieder des Hauses in 
den Plenarsaal gelockt. Durch den Unfallverhütungs-
bericht, der im Mai dieses Jahres vorgelegt wurde 
und der zur Zeit zur Diskussion steht, gewinnt das 
soeben erwähnte Gesetz reale Bezüge, die jede 
Gleichgültigkeit verscheuchen sollten. Man rechnet 
mit etwa 2,5 Millionen Arbeitsunfällen pro Jahr, die 
etwa 7 000 Todesopfer fordern. Das ist eine schok-
kierende Zahl, denn sie hat katastrophenähnliche 
Dimensionen. Das gilt ebenso für die mehr als 
19 000 Opfer von Verkehrsunfällen — eine bittere 
Zahl, die durch das verschärfte Verbot von Alkohol 
am Steuer hoffentlich drastisch gesenkt werden 
kann. 

Die materiellen Schäden der Arbeitsunfälle be-
liefen sich im vorletzten Jahr auf 5 Milliarden DM. 
Wir müssen aus menschlichen und materiellen 
Gründen große Anstrengungen unternehmen, um 
unsere Arbeitswelt sicherer werden zu lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 
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— Ich habe soeben einen Zuruf gehört, auf den ich 
hier gern eingehen will,  nämlich worüber hier ge-
redet werde. Hier wird geredet über das Leben der 
Menschen in diesem Lande. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Für diejenigen, die es interessieren sollte, kann 
ich dem Hohen Hause auch Mitteilung davon ma-
chen, daß das Bundesverfassungsgericht den 
Bayern-Antrag abgelehnt hat. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den Re

-

gierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich nenne ein anderes 
Beispiel aus dem Alltag der Berufswelt; denn weni-
gen dürfte deutlich gewesen sein, daß noch immer 
viele Tausende von Heimarbeitern unter sozialen 
Bedingungen gelebt haben, die dieser Zeit nicht 
mehr würdig sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Unser Gesetzentwurf zu diesem Problem sichert den 
Heimarbeitern das Recht auf Tarifverträge und das 
Recht auf eine Mindestregelung für den Urlaub. 

Ich sehe von hier hinüber ins Feld der Gesund-
heitssicherung. Der erste Erfahrungsbericht über die 
Früherkennung von Krankheiten wurde dem Bun-
destag Anfang April zugeleitet. Aus ihm geht her-
vor, daß die Gelegenheit für Vorsorgeuntersuchun-
gen zur Früherkennung von Krebs 

(Abg. Franke [Osnabrück] : Auf Antrag 
der CDU!) 

und der Vorsorgeuntersuchung von Kindern längst 
nicht in dem Maße genutzt wird, wie wir dies er-
wartet haben und wie es vernünftig und notwendig 
wäre. Die Scheu vor der Vorsorgeuntersuchung 
zeigt nicht nur einen Mangel an Information an, son-
dern verrät auch, wie sehr man es hier mit verbor-
genen Ängsten zu tun hat. Ich möchte eine ein-
dringliche Mahnung, eine herzliche Bitte an unsere 
Bürger richten: Um ihrer selbst und um ihrer Fa-
milien willen sollten sie wirklich die Lebenschancen 
nutzen, für die ihnen die Gemeinschaft ihre Hilfe 
bietet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im Krankenhauswesen kann das Gesetz zur Ver-
besserung von Leistungen der Versicherung, das 
am 21. Mai von den Fraktionen der SPD und FDP 
eingebracht wurde, viele unserer Bürger von bit-
terer Sorge befreien. In diesen Zusammenhang ge-
hört auch die Ergänzung des Gesetzes zur Kranken-
hausfinanzierung. 

Darüber hinaus erwähne ich unseren Gesetzent-
wurf zur Weiterentwicklung des Schwerbeschädig-
tengesetzes, der am 23. März neu eingebracht wurde. 
Ende des gleichen Monats, also ebenfalls im März, 
hat der Bundesarbeitsminister eine erste Zwischen-
bilanz des Aktionsprogramms zur Förderung der 
Rehabilitation behinderter Bürger vorgelegt. 

Das Gesetz — um dies eben abzurunden — über 
die 16. Rentenanpassung mit seinen Zusätzen ist am 
8. Juni verkündet worden. Die Steigerung der Be-
züge um 11,35 % für die betroffenen 10,5 Millionen 

Rentner — 9,1 % bei den Unfallrenten — ist beson

-

der  zu begrüßen. 

(Abg. Maucher: Und was geschieht mit den 
Kriegsopfern?!) 

— Ich komme darauf. — Eine Konjunkturdämpfung 
ist natürlich von dieser Seite her nicht zu errei-
chen. Ich sage dies, verehrter Kollege, um ohne alle 
Umschweife und ohne die auch hier mögliche Popu-
laritätshascherei darauf hinzuweisen, daß auf weite-
ren Gebieten vorgezogene Verbesserungen leider 
jetzt nicht möglich sind. 

Wir haben dem Bundesrat deshalb am 25. Mai den 
Entwurf eines Fünften Gesetzes über die Anpassung 
der Leistungen aus dem Bundesversorgungsgesetz 
zugeleitet, der eine Anhebung der Renten um etwa 
11,4 % vom 1. Januar an vorsieht. 

(Abg. Geisenhofer: Ein halbes Jahr zu spät!) 

Dieses und anderes sind nicht Leistungen eines ab-
strakten Staates oder gar eines abstrakten Phäno-
mens, das man Staat nennt. 

Es ist notwendig, uns immer wieder daran zu er-
innern — und die Bürger mit uns —, was heutzutage 
„Staat machen" heißt: nämlich daß sich die organi-
sierte Gemeinschaft der Bürger für die vielen einzel-
nen in den Dienst nimmt. Mir ist es gleichgültig, 
meine Damen und Herren, ob die Worte vom 
„Dienst" modisch geschätzt werden oder nicht. Es 
braucht außerdem keine preußische Übertreibung, 
um zu begreifen, daß eine Bereitschaft zum Dienst — 
heute würden viele statt dessen lieber Solidarität 
sagen — weithin die Qualität einer Gesellschaft be-
stimmt.  

Wenn ich dies gesagt habe, dann füge ich in aller 
Offenheit hinzu: das, was sich eine kleine Gruppe 
von öffentlich Bediensteten in diesen Tagen und 
Wochen auf unseren Flugplätzen geleistet hat, ist 
das Gegenteil der Haltung, über die ich hier spreche. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich denke nicht daran, hier etwa alle Beteiligten aus 
einer Berufsgruppe in einen Sack zu stecken und sie 
zu verdammen, wo es sich vielmehr um eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit denjenigen handelt, die 
sie in eine meiner Meinung nach unmögliche Situa-
tion hineingeführt haben. Aber ich stimme jenem 
Kommentator zu, der sagt, daß sich der demokra-
tische Staat diese Art von kollektivem Größenwahn 
nicht gefallen lassen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Franke [Osnabrück]:: Wie wollen Sie das 

abschaffen?!) 

Es wäre gut, Herr Kollege Carstens, wenn in sol-
chen Fragen — bei all den Konsequenzen, die sich 
daraus ableiten — die Regierung auch auf die Un-
terstützung der Opposition zählen könnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Althammer: Wir hatten den Fall schon 
einmal! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Um noch ein anderes Gebiet zu erwähnen: Bildung 
und Ausbildung und nicht zuletzt die Förderung der 
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Berufsbildung sind Gemeinschaftsaufgaben ersten 
Ranges. Der Bericht über die Arbeitsförderung, den 
die Bundesregierung am 23. März den gesetzgeben-
den Körperschaften zugeleitet hat, zeigt erste Er-
folge der Förderung, die wir durch den Bund einge-
leitet haben. Dieser Bericht enthält auch alternative 
Modelle für die Finanzierung — kommentarlos, wie 
sie verlangt wurden. 

Am vergangenen Freitag hat nun die Kommission 
des Bundes und der Länder den Bildungsgesamtplan 
und das Bildungsbudget mit einem allseitigen Auf-
atmen, wie ich wohl hinzufügen darf, verabschiedet. 
Dabei ist bei allen Unzulänglichkeiten, die ich nicht 
übersehe, in der Tat ein zentrales Feld der Reform-
arbeit für einen langen Zeitraum, nämlich bis 1985, 
für Bund, Länder und Gemeinden wenigstens um-
rissen. Die Hauptverantwortung tragen die Länder 
in der Sache und finanziell. Es bedurfte hier aber 
einer zusammenfassenden organischen Mitwirkung 
des Bundes, nach der vorhin in anderem Zusammen-
hang gerufen wurde. Ich hoffe, daß Gesamtplan und 
Bildungsbudget bald gemeinsam mit den Regierungs-
chefs der Länder beraten und gebilligt werden. Das 
ist nun keineswegs das Ende der gemeinsamen An-
strengungen, meine Damen und Herren, sondern 
erst ein Anfang. Zugleich geht es — da mache ich 
niemandem etwas vor — um den Befähigungsnach-
weis unseres bundesstaatlichen Systems auf diesem 
entscheidend wichtigen Gebiet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich versage es mir, auf weitere Gebiete einzuge-
hen. Ich hätte gerne etwas darüber gesagt — ich 
spare es mir bis zu einer anderen Gelegenheit auf —, 
was in den fünf Monaten, auch auf das öffentliche 
Interesse bezogen, in bezug auf die Millionen aus-
ländischer Arbeitnehmer in unserer Mitte geschehen 
ist, was sich an neuem Bewußtsein und an sachver-
ständiger Vorbereitung entwickelt, wo es um das 
schwierige Problem unserer Energieversorgung geht. 
Dies sind zwei ganz zentrale Probleme unserer Öko-
nomie und unserer sozialen Struktur, ja, auch der 
außenpolitischen Behauptung. 

Ich will jedoch, wie ich es angekündigt hatte, zum 
Stabilitätsprogramm doch noch einige mir — auch 
nach dem, was heute früh gesagt wurde notwen-
dig erscheinende Bemerkungen machen. Es wurde 
mit einem eindrucksvollen Maß an Nüchternheit 
und gutem Willen aufgenommen. Ich begrüße die 
gute Einsicht, mit der zumal die Führung der Ge-
werkschaften unseren Notwendigkeiten begegnet 
und ihnen entspricht, sowie — ich hebe auch das 
ganz besonders hervor — die klare Zustimmung 
durch den Präsidenten des Bundesverbandes der In-
dustrie, Herrn Präsidenten Sohl. Ich darf Ihnen ver-
sichern, meine Damen und Herren, daß die Bundes-
regierung nicht daran denkt, durch einen Lohn- und 
Preisstopp eine Art Kirchhofsfrieden zu schaffen, 
denn darum würde es sich handeln. Dieses Mittel 
taugt nichts oder wenig, wie wir an den gegebenen 
Beispielen beobachtet haben. Es ist eher eine Flucht 
aus den Realitäten, die uns doch wieder einholen 
würden. Nein, wir folgen hier keinen fragwürdigen 
Experimenten. Lassen Sie mich aber ohne Um-
schweife hinzufügen, wenn wir es jetzt an wirtschaft

-

licher Einsicht mangeln lassen, bezahlen wir unter 
Umständen später auch durch die Bedrohung von 
Arbeitsplätzen. Genau dies hat der Bundeswirt-
schaftsminister gesagt, und genau hierin stimmt die 
Bundesregierung überein. Der Hinweis auf die Ge-
fahren ändert auf der anderen Seite überhaupt 
nichts daran, daß ein Manipulieren etwa mit der 
Sicherheit der Arbeitsplätze nicht zum Instrumenten-
kasten unserer Bundesregierung gehört. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Der arme Zauberlehrling!) 

Es muß nun überhängige Nachfrage reduziert wer-
den. Dieses Wort richtet sich nicht nur an eine 
Adresse, sondern, und zwar über einen längeren 
Zeitraum hinweg, an alle. 

Herr Kollege Kirst hat vor mir zu Recht darauf 
hingewiesen, daß Reformen durchaus nicht nur eine 
Sache von Geldausgeben sind. Das schon zu Beginn 
dieser Legislaturperiode verabschiedete, obgleich 
über frühere Perioden hinweggeschleppte Kartell-
recht, die Novelle zum Kartellgesetz, ist ein gutes 
Beispiel dafür, paßt aber auch zusätzlich in unsere 
stabilitätspolitischen Bemühungen hinein. Wenn ich 
das sage, gilt das natürlich als eine anerkennende 
Würdigung an die Adresses aller, denn die Novelle 
ist ja schließlich einstimmig von diesem Hause ver-
abschiedet worden. Dieses Gesetz muß, kann jeden-
falls zur Verschärfung der Konkurrenz beitragen 
und damit hoffentlich möglichst bald auch für eine 
vernünftige Konjunktursteuerung eingesetzt wer-
den. Die vorbeugende Funktionskontrolle der Groß-
unternehmen wird erst in langen Fristen wirksam, 
doch die verschärfte Mißbrauchsaufsicht kann einen 
unmittelbaren Effekt haben und durch die klarere 
Beschreibung der Kriterien gegen den Mißbrauch 
einer marktbeherrschenden Macht einschreiten. 

Ich will aber auch, weil ich dazu viele besorgte 
Briefe bekommen habe, auf folgendes hinweisen. 
Der schärferen Kontrolle auf den ebengenannten 
Gebieten stehen Erleichterungen für kleine und 
mittlere Unternehmen gegenüber. Das ist nicht nur 
gerecht, sondern dies dient vor allem einer gesun-
den inneren Balance unseres gesamtwirtschaft-
lichen Organismus. Dem Verbraucher sagen wir es 
einfacher: Jedem einzelnen Bürger sollte die Auf-
hebung der Preisbindung zweiter Hand spürbare 
Vorteile verschaffen. Diese Maßnahme kann mehr 
als jede andere einer genaueren Kalkulation 
dienen. 

Die Vorschriften über die Auszeichnung von Prei-
sen wiederum sind ein unmittelbarer Appell an die 
Vernunft beim Einkaufen. Es gilt zu beweisen, daß 
wir auch insofern ein wirtschaftlich vernünftig den-
kendes Volk sind. Das gilt im kleinen, das gilt im 
großen. 

Wirtschaftliche Vernunft rät den Unternehmen, 
ihre Investitionsprogramme sorgsam zu prüfen. Es 
gibt lebhafte Zweifel an der Vernünftigkeit einer 
Entwicklung, die es zuließ, daß in einem perma-
nenten Strom Arbeitskraft einseitig zum Kapital 
transportiert wurde statt auch das Kapital in grö-
ßerem Maße zur Arbeitskraft. 



2496 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 44. Sitzung. Bonn, Montag, den 18. Juni 1973  

Bundeskanzler Brandt  

Der erste Weg, der seine Vorzüge hat, bedeu-
tet die 	 a Verpflanzung  von Menschen, damit oft auch  
ihre Entwurzelung. Er bedeutet eine Belastung der 
Infrastruktur. Er kostet Geld durch den Ausbau von 
Arbeitsplätzen und die Notwendigkeiten der An-
siedlung, Geld, das wiederum Geld unter die Leute 
bringt. 

Der zweite Weg, der des Kapitalexports und der  
Kooperation, sollte verstärkt begangen werden. Un-
sere Lage würde für lange Frist günstiger, wenn 
die Unternehmen sich zu einem sorgsam bedach-
ten Programm der Investitionen im Ausland ent-
schließen würden. 

Konjunktursteuerung ist im übrigen nicht — dar-
auf wurde eben hingewiesen, und ich unterstreiche, 
was Herr Kollege Kirst dazu sagte — durch eine 
einseitige Anstregung des Bundes möglich; sie 
verlangt das Zusammenwirken aller öffentlichen  
Hände.  

Ich will nicht ungerecht sein und verallgemeinern, 
aber es gibt Gemeinden und es gibt auch Länder, 
in denen sich die Grundgedanken eines gemeinsa-
men stabilitätspolitischen Vorgehens erst langsam, 
allzu langsam durchsetzen. Ich weiß es im übrigen 
zu würdigen, daß die Länder im Bundesrat nach 
einigem Hin und Her doch der Verantwortung ge-
recht wurden, die sie mittragen müssen. Auch hier 
geht es natürlich um das Funktionieren des bun-
desstaatlichen Systems. 

Zur auswärtigen Politik brauche ich heute wirk-
lich nur wenige Sätze sagen nach dem, was Herr 
Kollege Carstens dazu angemerkt hat. Wir haben 
das Wort Kontinuität groß geschrieben und uns 
im übrigen genau an das gehalten, was wir in zwei 
Regierungsprogrammen vor a ller Öffentlichkeit dar-
gelegt haben. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Der Bundesaußenminister und ich haben in die-
sen Monaten wichtige Reisen unternommen, und 
wir hatten willkommenen Besuch aus nah und fern. 

Zur Europäischen Gemeinschaft wurde heute nicht 
mehr wie in den vergangenen drei Monaten an-
gemerkt, daß wir Abstinenz betrieben. Wir werden 
noch in dieser Woche den Besuch von Präsident 
Pompidou haben und dabei dasselbe sagen, was wir 
bei unserem jüngsten Gespräch mit Premierminister 
Heath und anderen gesagt haben, nämlich folgendes: 

Erstens. Der Übergang zur zweiten Stufe der Wirt-
schafts- und Währungsunion muß vorbereitet wer-
den, auch wenn diese Phase mehr eine konsolidie-
rende sein müßte, als man es zunächst geplant hatte. 

Zweitens. Die Beschlüsse der Pariser Gipfelkon-
ferenz vom Oktober vergangenen Jahres müssen 
durchgeführt werden. Das gilt nicht zuletzt für 
koordinierte stabilitätspolitische Maßnahmen in den 
Ländern der Gemeinschaft, ein Gebiet, von dem 
keiner bestreiten kann, daß die Deutschen wieder 
einmal anderen vorangegangen sind. Das kann auch 
die Opposition nicht bestreiten.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Drittens. In diesem Zusammenhang soll nirgends 
ein Zweifel bestehen können, daß diese Bundes-
republik und ihre Regierung jeden Tag wie bisher 
bereit sind, nationale Zuständigkeiten in die Hände 
gemeinsamer europäischer Organe übergehen zu 
lassen.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich erwähnte schon: der Kollege Scheel und der 
Kollege Leber haben jeder in seinem Bereich wich-
tige und erfolgreiche Beratungen im Atlantischen 
Bündnis hinter sich. Nun steht die Abzeichnung des 
Vertrages mit der CSSR bevor. Der rumänische 
Staatschef Ceaucescu kommt in der nächsten 
Woche in die Bundesrepublik, um den Besuch Prä-
sident Heinemanns zu erwidern und um mit uns 
über die Weiterentwicklung der trotz unterschied-
licher politischer Ordnungen erfolgreich begonne-
nen Zusammenarbeit zu beraten. 

Inzwischen steht fest, daß die Konferenz der 
Außenminister über Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa in der ersten Juli-Hälfte in Hel-
sinki stattfinden wird. In Wien wird etwas später 
— und gewiß sehr viel länger über die Pro-
bleme möglicher ausgewogener Truppenreduktion 
beraten werden. Im übrigen zeigen die erneuten 
Beratungen zwischen Nixon und Breschnew und 
sich daran anschließend zwischen Breschnew und 
Pompidou, wie gut wir beraten waren, uns nicht in 
ein weltpolitisches Abseits zu begeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Mattick: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir jetzt 
noch einige Bemerkungen zu jenem Israel-Besuch, 

 von dem ich heute vor einer Woche zurückkehrte. 
Ich zögere nicht, hier zu wiederholen, daß ich 
diese Reise zu den entscheidenden Erfahrungen 
meines politischen Lebens zähle. Zur Bewertung 
möchte ich folgendes feststellen. 

Erstens. Die Tatsache, daß Israel den amtierenden 
Bundeskanzler empfangen hat, daß es ihn überdies 
in so freundlicher Weise aufnahm, drückte ein Ver-
trauen in die demokratische Staatlichkeit eines er-
neuerten Deutschland aus, das ich mit Ihnen über 
alle Parteigrenzen hinweg als eine ernste Pflicht be-
trachten möchte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zweitens. Mir wurde durch die Begegnung mit 
der Realität Israels von neuem deutlich, daß un-
sere beiden Völker neben den weiterwirkenden 
Schatten leben müssen. Es wurde freilich mit glei-
cher Klarheit sichtbar, daß uns gerade die Ehrfurcht 
von der Macht der Geschichte erlaubt, einander in 
neuer Freiheit zu begegnen. 

Drittens. Diese Einsicht prägte die Formel von 
den normalen diplomatischen Beziehungen mit 
einem besonderen Charakter, und zwar einem sol-
chen, der sich nicht vom Hintergrund der Ge-
schichte lösen läßt. Diplomatische Beziehungen ha-
ben — wenn ich das so gefühllos sagen darf — 
normal  zu sein. Zugleich läßt sich das Spezifische im 
Verhältnis zwischen — nein: im Verhältnis ,der 
Deutschen zu Israel und den Juden durch keine 
Macht der Welt auslöschen. Wenn die Premier- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 44. Sitzung. Bonn, Montag, den 18. Juni 1973 	2497 

Bundeskanzler Brandt 
ministerin den bewundernswerten Mut hatte, un-
serem deutschen Volk auf diesem Hintergrund die 
Freundschaft Israels anzubieten, so hoffe ich, viele 
Mitglieder dieses Hauses empfinden mit mir, daß 
sich hier ein Ereignis von geistiger und moralischer 
Dramatik vollzogen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Viertens. Zur ausgewogenen Nahostpolitik unse-
rer Regierung gehört die Bereitschaft, zum Frieden 
zwischen Israel und seinen arabischen Nachbarn 
beizutragen. So hat es der Bundesaußenminister 
kürzlich in drei arabischen Hauptstädten dargelegt 
und erörtert. Aber wir können — ich sagte es wie-
der und wieder — nicht die Aufgaben eines Ver-
mittlers übernehmen; denn wir überschätzten da-
mit unsere Kraft. Aber unsere guten Dienste, zum 
Beispiel für die Methodik von Friedensbemühungen, 
zur Verfügung zu stellen, sofern dies gewünscht 
wird, daran braucht es nicht zu fehlen. Dies setzt 
voraus, daß wir zuhören können, daß wir jedes 
Wort ernst nehmen, das zum Frieden hinführen 
kann. Daß Israel den Frieden will und zu Kom-
promissen bereit ist, dies wurde uns mit großer 
Eindringlichkeit gesagt. 

Fünftens. Selbstverständlich gibt es Möglichkei-
ten, die guten Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten, über die ich spreche, auszubauen; dies gilt 
auch für die Europäische Gemeinschaft. Dort wer-
den wir uns für eine gerechte und realistische Mit-
telmeerpolitik zu verwenden haben, weiterhin zu 
verwenden haben für eine Politik, die sich nicht in 
der Wiederholung substanzleerer Formeln er-
schöpft. Es darf nicht der kleinste gemeinsame Nen-
ner sein, mit dem die Gemeinschaft der Friedlosig-
keit in dieser Nachbarregion begegnet. Die Gemein-
schaft muß fähig sein, ihre Interessen zu definieren, 
einen Willen zu bilden und nach ihm zu handeln. 

Schließlich bitte ich um Ihr Verständnis, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, wenn ich die-
sen Augenblick nutze, um vor dem Deutschen Bun-
destag mit der Adresse an die Premierminister 
Golda Meir und ihren Außenminister Abba Eban zu 
sagen, wie dankbar ich für die Tage in Israel bin. 
Nichts von dem, was uns an Freundschaft begeg-
nete, war selbstverständlich. Alles, was wir zu be-
einflussen vermögen, soll die Lehren der Vergan-
genheit beherzigen und dem organisierten, dem ge-
sicherten Frieden zugute kommen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den Re

-

gierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. — Das Wort hat der Abgeordnete 
Schröder (Lüneburg). 

(Zuruf von der SPD: Wo ist denn Carstens?) 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Rede des Herrn Bundeskanzlers veranlaßt mich, 
noch einmal den roten Faden aus den Ausführun-
gen meines Fraktionsvorsitzenden wieder aufzu-
nehmen und weiter zu präzisieren; denn, Herr Kol

-

lege Kirst, wir führen hier eine Haushaltsdebatte 
mit politischer Bilanz, und wir zählen keine Erbsen. 

Wie keine Bundesregierung zuvor, ist die Re-
gierung Brandt mit besonderem moralischem Pathos 
— wir haben es eben wieder erlebt — angetreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Bundeskanzler formulierte das in seiner Re-
gierungserklärung mit den bemerkenswerten Wor-
ten: „Politik ist im Kern immer das Produkt geisti-
ger und moralischer Entscheidungen". 

(Abg. Rawe: Dafür hat er gerade wieder 
ein Beispiel geliefert!) 

Eine angesehene Tageszeitung faßt das in diesen 
Tagen mit den Worten zusammen: 

Viele in unserem Lande glaubten an den end-
gültigen Einzug von Anstand und Redlichkeit 
in die Bonner Politik, wenn die SPD erst einmal 
an der Macht sei. 

Die der Bundesregierung sehr verbundene Zeit-
schrift „Die Zeit" kommentierte diesen moralischen 
Aspekt in der Politik der Bundesregierung mit den 
Sätzen: 

Die sozialliberale Koalition, die bisher auf ho-
hem Kothurn moralischer Rechtschaffenheit 
wandelte, ist ins Stolpern geraten. Auch sie 
erlebt. eine Art Watergate, und das ist für sie 
besonders schmerzhaft und peinlich, weil keine 
Regierung in Bonn bisher mit so hohem An-
spruch aufgetreten ist. 

Und weiter: 

Die SPD zelebrierte ihre Politik mit fast ab-
gründiger Moralität. 

Es gilt, meine Damen und Herren, den morali-
schen Anspruch dieser Bundesregierung und insbe-
sondere ihres Kanzlers einmal unter die Lupe zu 
nehmen. Lassen Sie mich das an einigen Beispielen 
tun. 

Herr Kollege Wehner, ich fange dabei mit dem 
Punkt an, den mein Fraktionsvorsitzender Professor 
Carstens hier heute morgen bereits angesprochen 
hat, denn eines habe ich von Ihnen gelernt, näm-
lich wie man durch häufige Wiederholung Bewußt-
seinsbildung betreibt. Meine Damen und Herren, 
wenn ich es wiederhole, dann deshalb, weil wir es 
hier und in diesen Tagen und Wochen mit dem 
wohl extremsten Beispiel doppelbödiger Moral zu 
tun haben. 

(Beifall bei der CDU /CSU.) 

War es schon merkwürdig genug, von Korruption 
zu sprechen, ohne Namen zu nennen, so wurden 
Hofpresse und Kanzler nicht müde, unterschwellig 
die Opposition zu verdächtigen. 

(Abg. Seiters: Das hat er heute wiederholt!) 

Die Wahrheit, meine Damen und Herren, brauchte 
lange, um das Tageslicht zu erblicken. Und siehe da: 
Nicht die Opposition, kein Abgeordneter, der aus 
freier Gewissensentscheidung in den letzten Wo-
chen der vergangenen Legislaturperiode die Par- 
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teien der Koalition verlassen hat, korrumpierte 
oder wurde korrumpiert. 

(Abg. Mattick: Sie werden sich wundern!) 

Wieder einmal steckt einer der wichtigsten Männer 
der SPD-Fraktion tief in dem Verdacht, Korruption 
begonnen zu haben, und der Herr Bundeskanzler 
spricht als Mitglied der SPD-Fraktion diesem Mann 
ausdrücklich sein Vertrauen aus! 

Herr Bundeskanzler, was soll in diesem Zu-
sammenhang eigentlich der Hinweis auf den Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuß? Was die 
deutsche Offentlichkeit und dieses Haus interessiert, 
ist doch die Frage, ob Sie etwas von diesen Dingen 
gewußt haben oder nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie hätten sich Ihre Ausflüchte hier und heute in 
einer sehr unschönen Form sparen können, 

(Abg. Dr. Marx: „Ausflüchte" ist gut!) 

wenn Sie ganz klar und unmißverständlich erklärt 
hätten: „Meine Damen und Herren, lassen Sie den 
Parlamentarischen Untersuchungsausschuß in Ruhe 
arbeiten, aber ich habe mit der ganzen Sache über-
haupt nichts zu tun!" 

Meine Damen und Herren, was soll in diesem 
Zusammenhang der Hinweis auf Fraktionswechsler? 
Ich habe persönlichen Respekt vor Männern und 
Frauen, die aus Gewissensentscheidung es nicht 
mehr verantworten können, ihren Fraktionen weiter 
anzugehören, und in Offenheit ihre bisherigen Par-
teien verlassen und den Schritt zur parlamenta-
rischen Opposition vollziehen. Ich habe aber, Herr 
Bundeskanzler, Verachtung, wenn es sich heraus-
stellen sollte, daß hinter dem Rücken einer Fraktion 
der Versuch gemacht worden ist, ein charakterlich 
labiles Element aufzukaufen! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Marx: Schmierige Methode!) 

Herr Bundeskanzler, was ist es für eine merk-
würdige doppelbödige Moral, wenn auf der einen 
Seite einem tief in Verdacht Geratenen eine Ver-
trauenskundgebung erbracht wird und auf der ande-
ren Seite einem ehemaligen Mitglied dieses Hau-
ses, das sich bemüht, mit dazu beizutragen, ein 
wenig Licht in diese dunkle Affäre hineinzubringen, 
ein Parteiordnungs- oder Parteiausschlußverfahren 
angekündigt und vorbereitet wird? 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordne-
ter Schröder, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Groß? 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Jawohl! 
(Abg. Rawe: Wir machen das ja anders als 
der Bundeskanzler! Bei uns darf man Zwi

-

schenfragen stellen! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Groß (FDP) : Herr Kollege Schröder, sind Sie be-
reit, dieses Wohlwollen und diese wohlwollende 
Betrachtung bis zum Beweise der Schuld, das Sie im 
Falle der Überwechsler, wie Sie sie nannten, von 

den Koalitionsparteien zur Opposition haben wal-
ten lassen, auch auf die auszudehnen, die in dem 
anderen Falle von Ihnen zitiert werden? 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren! Es wird Ihnen nicht gelingen, hier 
Ungleiches gleich zu machen. Es ist für jedermann 
offensichtlich gewesen, was sich in den letzten 
Monaten der vergangenen Legislaturperiode auf der 
einen Seite mit dem Übertritt von ehemaligen Ange-
hörigen Ihrer Fraktion vollzogen hat, und wir haben 
erst jetzt — erst jetzt! — feststellen können, was 
auf der anderen Seite, wenn es sich als richtig her-
ausstellen sollte, an ruch- und fragwürdigen Metho-
den angewandt wurde, um die Mehrheit in diesem 
Hause zu behalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn sich der Herr Vorsitzende der SPD-Fraktion, 
Herr Kollege Wehner, dann heute morgen hier hin-
stellt und meint, diese ganzen Dinge dadurch ein 
wenig relativieren zu können, indem er auf das 
Votum der Wähler vom 19. November 1972 ver-
weist, kann ich auch hier nur sagen: Welch eine 
Ausflucht! Genauso wie ich Ihnen freimütig die per-
sönliche Fragestellung bekenne: Wie wäre wohl 
beispielsweise das Wahlergebnis in den Vereinig-
ten Staaten im November vergangenen Jahres aus-
gefallen,, wenn Watergate vor diesem Wahltermin 
bekanntgeworden wäre?, genauso frage ich: Wie 
wäre wohl das Wahlergebnis am 19. November 1972 
ausgefallen, wenn die deutschen Wähler gewußt 
hätten, was sich in diesem Hause abgespielt haben 
könnte? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundeskanzler wählte in seiner ersten 
Regierungserklärung die wohlklingenden Sätze: 
„Wir wollen mehr Demokratie wagen." Und er fügte 
hinzu: „Die strikte Beachtung der Formen parlamen-
tarischer Demokratie ist selbstverständlich." Wie 
die Realisierung der wohlklingenden Vorsätze dann 
aussah, machte Herr Bahr in seiner Rede vor diesem 
Hohen Hause am 24. Januar dieses Jahres deutlich, 
indem er die Wahrheit an politischen Mehrheitsver-
hältnissen orientierte und davon sprach, wenn mög-
lich in der Demokratie und in der Politik die Wahr-
heit zu sagen. 

In einem bemerkenswerten Kontrast zu den par-
lamentarischen Spielregeln, von denen der Bundes-
kanzler sprach, stand sodann die berühmt-berüchtigte 
Aussage: Mit der DDR zu reden ist eine Pflicht des 
Grundgesetzes; es ist aber keine Pflicht des Grund-
gesetzes, mit jedem Abgeordneten zu reden. 

In die Kategorie parlamentarischer Spielregeln 
unter hohem moralischem Anspruch gehört auch je-
ner zwielichtige Vorgang, als der seinerzeitige Chef 
des Bundeskanzleramtes, Herr Ehmke, einen höchst 
fragwürdigen Zeugen auf Kosten der Bundesrepublik 
Deutschland nach Bonn einfliegen ließ, um angeb-
liches Belastungsmaterial gegen ein Mitglied dieses 
Hohen Hauses zu sammeln, das man monatelang 
verdächtigt hatte, anderen pflichtwidrig Geheimpro-
tokolle zugespielt zu haben. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Hört! Hört!) 
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Wieweit schön gefärbte Programmsätze und Wirk-

lichkeit auseinanderklaffen, macht ein weiteres Bei-
spiel deutlich. Der Bundeskanzler spricht in seinen 
beiden Regierungserklärungen davon, ein Volk der 
guten Nachbarn sein zu wollen und daß der Wille 
zur guten Nachbarschaft in der Konkurrenz geistiger 
Kräfte und bei allen realen Konflikten spürbar blei-
ben müsse. 

(Abg. Seiters: Wie schön!) 

Dieser Wille ist jedoch bei einigen führenden Poli-
tikern dieser Koalition offensichtlich etwas einseitig 
linkslastig ausgeprägt. Kommt ein Staatschef eines 
Landes, das zum nichtkommunistischen Lager ge-
hört, so gehört es zum guten Stil dieser Regierung, 
Mißstände, die in diesem Lande herrschen, öffentlich 
anzuprangern und den Besucher wissen zu lassen, 
daß sein Besuch nicht gern gesehen sei und daß es 
Besucher gebe, die man lieber gehen als kommen 
sehe. 

Kommt jedoch ein Besucher aus einem östlichen 
Staat, 

(Abg. Rawe: Dann gibt es einen Bruderkuß!) 

der in seinem Lande ebenfalls Hunderttausende von 
politischen Gefangenen eingesperrt hat, so wird alles 
getan, diesem Mann hier einen ungetrübten Aufent-
halt zu bereiten, und der Stellvertreter des Bundes-
kanzlers im Parteivorstand der SPD findet es nicht 
unschicklich, diesen Herrn öffentlich in seine Arme 
zu schließen. Plakate der Jungen Union, die da lau-
ten: „Freiheit für politische Häftlinge", durften nicht 
aufgestellt werden, DKP-Plakate, die da lauten: 
„Willkommen Breschnew", zieren noch heute die 
Bonner Straßen. 

(Abg. Dr. Jenninger: So weit sind wir schon!) 

Die Junge Union in Nürnberg wird daran gehin-
dert, die schändliche Abreißung eines Symbols deut-
scher Geschichte, nämlich der Berliner Mauer, zu 
verhindern; Hausbesetzungen linker Gruppen wer-
den am laufenden Band toleriert. 

(Abg. Seiters: Sozialdemokratur!) 

Ich muß da meinem Parteifreund Lummer schon zu-
stimmen, wenn er in der Bundesrepublik eine be-
merkenswerte Entwicklung verzeichnet, die immer 
mehr die Etablierung einer doppelten Moral erken-
nen läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Einen bemerkenswerten Beitrag für gute Nachbar-
schaft, Frieden und Toleranz im Innern lieferte der 
Bundeskanzler auch anläßlich seines Staatsbesuchs 
in Jugoslawien, wo er einem Teil der CDU/CSU- 
Wähler unterstellte, nicht für eine Politik des Frie-
dens einzutreten. 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie in diesem Zusam-
menhang wieder einmal vom 17. Juni gesprochen 
und sich dabei kritisch mit den Ausführungen mei-
nes Fraktionsvorsitzenden auseinandergesetzt ha-
ben und sie damit abtun zu können meinten, daß Sie 
auf eine gemeinsame Erklärung Bezug nahmen, die 
am Vortag oder am Tage dieses Geschehnisses her-
ausgegeben wurde, dann muß ich auch hier wieder 
darauf hinweisen: Es ist etwas anderes, auf der 

einen Seite eine gemeinsame Würdigung eines ge-
schichtlichen Vorgangs herbeizuführen und sich auf 
der anderen Seite Gedanken darüber zu machen, in 
welcher Weise wir zukünftig diesen gesetzlichen 
Feiertag handhaben wollen und wie wir uns in 
Zukunft zu diesem geschichtlichen Ereignis beken-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, besonders hoher mora-
lischer Anspruch klang auch aus den Worten des 
Kanzlers in der ersten Regierungserklärung, wo es 
hieß: 

Wir haben so wenig Bedarf an blinder Zustim-
mung, wie unser Volk Bedarf hat an gespreizter 
Würde und hoheitsvoller Distanz. Wir suchen 
keine Bewunderer. Wir brauchen Menschen, die 
kritisch mitdenken, mitentscheiden und mitver-
antworten. Das Selbstbewußtsein dieser Regie-
rung wird sich als Toleranz zu erkennen geben. 

Aber was passierte im Umgang mit der Presse 
in den zurückliegenden Jahren dieser Regierung tat-
sächlich? Lassen Sie mich nur drei Stichworte in 
Ihre Erinnerung zurückrufen. Es gibt jenen berühm-
ten Ausspruch des Bundeskanzlers über die Schreib-
tischtäter, zum anderen jene berühmt-berüchtigte 
Nacht-und-Nebel-Aktion gegen die „Quick" und 
schließlich die Einleitung von Ermittlungsverfahren 
gegen unbequeme Journalisten in diesem Lande. 

Von einem merkwürdigen Zwiespalt nach der 
Devise „einerseits und andererseits" sind so manche 
politischen Handlungen dieser Regierung gekenn-
zeichnet. So unterschreibt der Bundeskanzler einer

-

seits — mein Fraktionsvorsitzender hat darauf heute 
morgen schon hingewiesen — gemeinsam mit den 
Ministerpräsidenten der Länder einen Erlaß, der 
darauf hinwirken soll, daß extremistische und ver-
fassungsfeindliche Kräfte keinen Eingang in den 
Staatsdienst finden, stimmt aber andererseits als 
Vorsitzender der SPD einem Beschluß zu, der fak-
tisch auf die Aushöhlung eben dieses gemeinsamen 
Beschlusses mit den Ministerpräsidenten der Länder 
hinausläuft. 

(Beifall bei der CDU /CSU. — Abg. Rawe: 
Hört! Hört!) 

Ebenso zwiespältig ist das Verhalten und Agieren 
dieser Bundesregierung gegenüber den Fluglotsen. 
Einerseits läßt sie den Bundesinnenminister in einer 
Fernsehsendung im Oktober letzten Jahres die Be-
reitschaft erklären, den Fluglotsen eine Erschwernis-
zulage von 250 DM notfalls auch ohne Parlaments-
beschluß zu gewähren, und auf der anderen Seite hat 
sie wochen- und monatelang nichts getan, um das 
Problem zu lösen, und uns in den übelsten Flug-
lotsenstreik seit Jahren hineingetrieben. 

Einerseits spricht diese Regierung ständig von 
sozialer Gerechtigkeit und läßt vor der Bundestags-
wahl ein Reformwerk beschließen, das sie sich selber 
auch noch als eigene Errungenschaft an den politi-
schen Hut steckt, andererseits vergehen nur wenige 
Wochen, bis sie wesentliche Kernstücke dieser Ren-
tenreform wieder zurücknimmt, nämlich die Flexibi-
lität der Altersgrenze und die Rentenniveausiche-
rungsklausel. Damit wurden Millionen von Rentnern 
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von Ihnen, Herr Bundeskanzler, an der Nase herum-
geführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Einerseits spricht die Regierung davon, den alten 
Menschen helfen zu wollen. Andererseits läßt sie es 
zu, daß der Zuwachs der Realeinkommen der Rent-
ner von Jahr zu Jahr sinkt. Betrug im Jahre 1969 
die Steigerung des Realeinkommens der Rentner 
noch 4,7 %, so sank sie im Jahre 1970 bereits auf 
2,5 % und im Jahre 1972 auf 0,3 %. Die Rentner, die 
ihre Altersversorgung auf privaten Ersparnissen auf-
gebaut haben, müssen sogar einen realen Rückgang 
ihrer Einkommen hinnehmen. Die Kaufkraft einer 
solchen Rente, die z. B. 1969 noch 500 DM betragen 
hatte, lag im September 1972 nur noch bei 412,50 DM. 
Da muß ich, Herr Bundeskanzler, meinem Freunde 
und Fraktionskollegen Heinz Franke recht geben, 
wenn er von sozialer Demontage spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Rawe: 
Finsteres Mittelalter!) 

Auch auf dem Gebiet der Stabilitätspolitik ist das 
Verhalten dieser Regierung von eigentümlichen 
Widersprüchlichkeiten. Alle Ihre Versprechungen, 
Herr Bundeskanzler, sind ins Leere gegangen. Einer-
seits haben Sie im April 1970 erklärt, daß es bei 
einer Preissteigerungsrate von 4 % ernst würde. 
Sie haben damals angekündigt vor noch nicht ein-
mal drei Jahren, meine Damen und Herren! —, 
diese Preissteigerungsrate auf 2 % senken zu wol-
len. Und was haben Sie andererseits getan? Allzu-
lange haben Sie und Ihr Finanzminister Helmut 
Schmidt gezögert und die Öffentlichkeit mit Ver-
harmlosungen beschwichtigt. Einmal waren es die 
anderen — unsere guten Nachbarn —, die uns die 
Inflation bescherten, und dagegen konnte man an-
geblich nichts tun. Dann war es wieder nicht so 
schlimm: Im Vergleich zu unseren europäischen 
Nachbarn lagen wir noch in einem guten Mittelfeld. 
Schließlich gipfelte die Unfähigkeit dieser Regierung 
in der Aussage von Herrn Schmidt, daß dieser Regie-
rung 5 % Inflation lieber seien als 5 % Arbeits-
losigkeit. 

(Abg. Dr. Marx: Heute sind es 8 %!) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie im Zusammenhang 
mit der Stabilitätspolitik meinem Fraktionsvorsit-
zenden die Frage vorlegen, wo er denn eigentlich 
streichen wolle, dann kann ich nur sagen: Auch 
hier gehen Sie völlig am Thema vorbei; denn es 
geht nicht um das Streichen, sondern es geht um 
das Strecken, und es geht um die konjunkturge-
rechte Steuerung des Bundeshaushalts. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nein, Herr Bundeskanzler, gerade die Stabilitäts

-

politik ist ein typisches Beispiel für Augenwischerei. 

Ein weiteres Beispiel für politische Aussagen, die 
ich nicht auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen 
vermag, ist die Vermögensbildungspolitik dieser 
Bundesregierung. Einerseits verkündet der Bundes-
kanzler in seiner Regierungserklärung, die Ver-
mögensbildung in breiten Schichten, vor allem in 
Arbeitnehmerhand, sei völlig unzureichend. Sie 
müsse kräftig verstärkt werden. Andererseits be-
schließt der SPD-Parteitag unter dem Stichwort Ver

-

mögensbildung die Schaffung von anonymen Fonds, 
zu denen der einzelne Arbeitnehmer weder einen 
direkten Zugang hat noch aus denen er persönliche 
Erträgnisse ziehen kann. Ich muß meinem Kollegen 
Pieroth zustimmen, wenn er das schlicht als Etiket-
tenschwindel bezeichnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Was ist das für ein Eigentum und für ein Ver-
mögen, über das andere verfügen und dessen Er-
träge für andere Zwecke Verwendung finden und 
nicht dem Eigentümer, dem Vermögensinhaber, 
selbst zufließen? 

(Zuruf des Abg. Haehser.) 

Dies, meine Damen und Herren, ist der kardinale — 
Herr  Kollege Haehser —, der unüberbrückbare 
Gegensatz; denn die CDU/CSU will zur Erweiterung 
des persönlichen Freiheitsraums die individuelle 
Beteiligung aller Unselbständigen am Produktiv-
kapital der Wirtschaft durch Gesetz mit der Freiheit 
der Wahl der Anlagewerte durch den Arbeitnehmer 
und der freien Verfügbarkeit über die Anlagewerte 
nach Ablauf der prämienbegünstigten Sperrfristen. 

Die Politik dieser Bundesregierung, meine Damen 
und Herren, ist nicht nur durch einen hohen mora-
lischen Anspruch und ein häufig entgegengesetztes 
Verhalten gekennzeichnet; sie ist auch nicht nur 
durch Widersprüchlichkeiten des Einerseits und An-
dererseits ausgezeichnet, sondern sie hat auch einen 
politischen Erwartungshorizont geweckt, der durch 
die Wirklichkeit einfach nicht erfüllt werden kann. 

Lassen Sie mich einige Beispiele dafür nennen. 
Herr Professor Carstens hat heute morgen in sei-
nen Ausführungen auf das Beispiel der Bildungs- 
und Wissenschaftspolitik bereits verwiesen, als Sie 
in Ihrer ersten Regierungserklärung jenen hehren 
Ausspruch von der höchsten Priorität gesellschafts-
politischer Reformen geprägt hatten, die es zu ver-
wirklichen gelte. Ich brauche das nicht zu wieder-
holen. 

Ein anderes markantes Beispiel, von dem Sie 
auch sehr viel reden, ist die Entwicklungshilfe. Der 
Bundeskanzler erklärte in seiner Regierungserklä-
rung noch: 

Die Bundesregierung wird sich bemühen, das 
in dem Bericht der Pearson-Kommission vor-
gesehene Ziel für die öffentlichen Leistungen 
an der Entwicklungshilfe durch eine Steige-
rungsrate von durchschnittlich i 1 % im Jahr 
zu erreichen. 

Demgegenüber ist festzustellen, daß die deutsche 
Entwicklungshilfe an einem absoluten Tiefpunkt 
angelangt ist. Die Bundesregierung mag dies ent-
schuldigen und auf mannigfache Weise begründen, 
bestreiten kann sie es nicht. Die öffentliche Hilfe 
der Bundesrepublik ist 1972 mit knapp 2,6 Milliar-
den DM auf 0,3 % des Bruttosozialprodukts gesun-
ken, hat also den niedrigsten Stand seit vielen 
Jahren erreicht. Die „Frankfurter Allgemeine" hat 
dies zu Recht mit den Worten kommentiert: 

Die internationale Enttäuschung über dieses Er

-

gebnis ist um so größer, als gerade die Regie- 
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rung Brandt mit ihren Versprechungen weltweit 
große Erwartungen geweckt hatte. 

Ein weiteres Beispiel für großartige, um nicht zu 
sagen: geradezu gigantische politische Verspre-
chungen ist das in diesen Tagen von Minister Lau-
ritzen vorgelegte Verkehrsprogramm der Bundes-
regierung, das wieder einmal dadurch gekennzeich-
net ist, daß keine Finanzierungs- und Zeitangaben 
mitgeliefert werden. Ich kann hier nur den Worten 
einer großen Tageszeitung zustimmen: 

Sosehr dem Minister in einzelnen Punkten und 
auch in der Prioritätenfolge zuzustimmen ist, 
das Gesamtprogramm umgibt dennoch ein 
Hauch von Unglaubwürdigkeit, denn überall 
dort, wo der Minister Bezug zur finanziellen 
Realität herstellen müßte, verliert sich sein 
Konzept in visionären Fernvorstellungen. 

Herr Bundeskanzler, eine der für mich besorgnis-
erregendsten Widersprüchlichkeiten liegt in Ihrer 
Deutschland- und Ostpolitik. Herr Professor Car-
stens ist heute morgen ausführlich darauf einge-
gangen, aber ich muß diese seine Ausführungen 
doch noch um eine Fragestellung erweitern. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Ich muß hier nämlich schlicht und einfach fragen: 
Macht die Bundesregierung sich selber etwas vor, 
oder hat sie uns etwas vorgemacht, um die Zustim-
mung dieses Hauses und einer breiten Offentlich-
keit zu diesem Vertrag zu erheischen? Hierzu wäre 
eigentlich ein Wort von Ihnen angebracht. Aber 
wir haben uns ja daran gewöhnt, daß der Bundes-
kanzler schweigt, wenn er eigentlich reden müßte, 
und daß er redet, wenn es besser wäre, zu schwei-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, mit dem Hinweis von 
eben, unabhängig davon, ob es Herrn Winzer passe 
oder nicht, würden wir unsere Politik weiterverfol-
gen, ist doch dieses Problem nicht aus der Welt ge-
schafft. Wie wollen Sie denn den deutschen Wagen 
in eine gemeinsame Richtung bekommen, wenn der 
eine Fahrer hü und der andere Fahrer hott sagt? 
Herr Bundeskanzler, an diesem Zwiespalt — das 
müssen Sie doch selber erkennen— kann Ihre ganze 
Politik eines Tages noch scheitern. Sie sprechen im 
übrigen immer wieder davon, was sich in den zu-
rückliegenden Jahren — insbesondere im Hinblick 
auf menschliche Beziehungen alles verbessert 
hat. Wir sind nicht so vermessen, hier zu erklären, 
daß sich nichts verbessert hat. Herr Bundeskanzler, 
Sie verschweigen hier aber doch wiederum, welchen 
hohen politischen Preis Sie für diese Verbesserun-
gen gezahlt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wozu bringe ich diese 
Beispiele? Was will ich damit zum Ausdruck brin-
gen? Ich will der Politik der Bundesregierung 
keineswegs moralische Aspekte absprechen. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört! — Zuruf des 
Abg. Haehser.) 

— Herr Haehser, ich weiß, daß Sie das Debattieren 
in diesem Hause nicht mehr so sehr schätzen, aber 

Sie werden sich daran gewöhnen müssen, daß meine 
Fraktion in Zukunft noch ausführlicher debattiert 
als in der Vergangenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich gehe auch nicht so weit wie die Ihnen sehr 
verbundene „Zeit", die in der letzten Woche schrieb: 

Vom moralischen Hochglanz der deutschen 
Sozialdemokratie ist nicht viel übriggeblieben. 
Der Lack ist ab. 

Meine Damen und Herren, ich wollte mit diesen 
Beispielen nur einmal das exaltierte moralische Ge-
tue, die moralische Selbsterhöhung dieser Regie-
rung und des Bundeskanzlers auf das Maß des Tat-
sächlichen und Erträglichen herabschrauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich wollte einmal deutlich machen, daß es auf die 
Dauer nicht angeht, politische Versprechungen ab-
zugeben und damit Erwartungen zu wecken, die, 
weil die finanziellen Realisierungsmöglichkeiten 
einfach nicht da sind, nicht erfüllt werden können; 
denn beides ist auf die Dauer für das Ansehen und 
die Glaubwürdigkeit unseres parlamentarischen Sy-
stems nicht erträglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Flach. 

Flach (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wer die Art und Weise und 
den Stil betrachtet, mit dem die Opposition ver-
sucht, diese wichtige Haushaltsdebatte hier zu füh-
ren, der könnte schon jetzt von einem Anflug von 
Barzel-Nostalgie befallen werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Wohlrabe: Das haben Sie 
doch schon vorher aufgeschrieben!) 

Wir haben zwar auch am damaligen Oppositions-
führer einiges auszusetzen gehabt, aber er hat doch 
wenigstens den Versuch gemacht, hier das Konzept 
einer Alternative der Opposition zur Regierungs-
politik aufzuzeigen. Dieser Versuch ist nicht immer 
geglückt, aber er hat ihn hier wenigstens unter-
nommen, während wir jetzt davor stehen, daß hier 
einige aphoristische Randbemerkungen und einige 
aktuelle Bemerkungen zu dem einen oder anderen 
Problem gemacht werden und im übrigen nichts 
anderes als viel Vergangenheitsbewältigung, die 
uns alle hier in diesem Hause nicht weiterführt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Der Wienand ist 

sehr aktuell!) 

Ich werde mich hüten, hier auf irgendwelche Ein-
zelheiten einzugehen, die so ausgelegt werden 
könnten, als wollte man in ein schwebendes Unter-
suchungsverfahren eingreifen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben hier alle gemeinsam in diesem Hause 
entsprechende Maßnahmen getroffen, und wir alle 
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zusammen werden froh sein, wenn wir am Ende gut 
aus dieser Geschichte herauskommen. 

(Abg. Rawe: Die Regierungskoalition sicher!) 

Dieses ist kein Thema, um pharisäerhaft aufzu-
blähen und nach der einen oder anderen Seite 
Sebstgerechtigkeit zu üben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Herr Flach, das haben Sie 
sicher an die Adresse des Bundeskanzlers 

gesagt!) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Reddemann? 

Flach (FDP) : Ja. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Kollege Flach, 
darf ich aus Ihren Eingangssätzen entnehmen, daß 
die neue Taktik der Koalition lautet: zurückgetrete-
ner Oppositionsführer gleich guter Oppositions-
führer? 

Flach (FDP) : Herr Kollege Reddemann, Sie haben 
eine solche Palette ehemaliger Vorsitzender in die-
sem Hause, daß allein der Respekt gebietet, sie hier 
ehrenhaft zu erwähnen. 

(Abg. Rawe: Das war sehr schwach, Herr 
Flach! — Zurufe von der CDU/CSU: Wie

-

viel haben Sie denn? — Zählen Sie ein

-

mal Ihre! — Das war flach! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Im übrigen wollen wir uns wenigstens darin üben, 
auch im Umgang mit Vorsitzenden, selbst wenn sie 
anderen Parteien angehören, gewisse christliche 
Umgangsformen zu pflegen. 

Aber davon abgesehen, möchte ich nicht zu die-
sen Einzelheiten Stellung nehmen, die hier immer 
wieder hochgebracht werden. Ich möchte diese gan-
zen Vorgänge nur noch einmal in den politischen 
Zusammenhang der dramatischen Auseinanderset-
zungen des letzten Jahres stellen. Der politische 
Zusammenhang ist doch der, daß hier versucht wor-
den ist, parlamentarische Mehrheitsverhältnisse 
ohne Wählerentscheid zu verändern, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Abg. 
Wohlrabe: Ich dachte, Sie wollen darüber 
nicht sprechen! — weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

und daß alles unternommen werden mußte, um die 
Entscheidung da hinzuspielen, wo sie hingehörte, 
nämlich in die Hände des Volkes und des Wählers. 

(Abg. Wohlrabe: Aber keine Korruption! 
Was heißt „alles"?) 

Der Wähler hat am 19. November entschieden. Aus 
diesem Wählerauftrag ist eine klare Mehrheit her-
vorgegangen, und Sie sollten diese Tatsache nicht 
durch den Versuch einer christlich-demokratischen 
Dolchstoßlegende zu vernebeln versuchen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Herr Flach, früher hieß es, wer 

sich verteidigt, klagt sich an!) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Erhard? 

Flach (FDP) : Ja. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Flach, halten Sie es für möglich, daß man mit 
Propaganda oder auch mit Verschweigen Wähler 
täuschen kann? 

Flach (FDP) : Selbstverständlich halte ich das für 
möglich; denn ich habe in sehr vielen Wahlkämpfen 
gegen Ihre Argumente ankämpfen müssen und diese 
Erfahrung gemacht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Allerdings kann man sie nicht immer erfolgreich 
täuschen, Wir sollten diese Dinge jetzt den Organen 
überlassen, die wir selber damit betraut haben, 

(Abg. Rawe: Dann tun Sie es doch!) 

und sie nicht zum Gegenstand der parteipolitischen 
Kontroversen in diesem Hause machen. 

Das gilt ebenso für ein zweites Thema, nämlich 
für die Frage des 17. Juni. Wir haben hier — das ist 
schon zum Ausdruck gekommen — den Versuch 
unternommen, doch wenigstens die Reste von Ge-
meinsamkeit, die in diesem Hause noch vorhanden 
sind, durch eine gemeinsame Erklärung des Präsi-
diums des Kuratoriums Unteilbares Deutschland zu-
sammenzuhalten. Sie sollten diese Reste von Ge-
meinsamkeit nicht wieder zerstören, indem Sie diese 
Frage zum Gegenstand parteipolitischer Kontrover-
sen in diesem Hause hochspielen. 

(Abg. Dr. Carstens: Man wird in diesem 
Hause doch wohl noch appellieren können, 
auch an Sie, Herr Kollege Flach! Ich appel

-

liere ausdrücklich an Sie!) 

— Selbstverständlich können Sie an mich appellie-
ren. 

(Abg. Wehner: Zwischenrufe müssen Sie 
erst noch lernen! — Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Aber ich darf Sie, wenn Sie diese Fragen hier vor-
bringen, doch bitten, das in Kenntnis der Dinge zu 
tun, die wir gemeinsam vereinbart haben. 

(Abg. Haase [Kassel] : Wer hat denn die 
Gemeinsamkeit revoziert? Das waren doch 
Sie! — Abg. Rawe: Aber doch nicht nach 
dem Muster: Der Kanzler plustert sich auf, 

und wir sollen schweigen!) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Jäger? 

Flach (FDP) : Ja, gern. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Kollege Flach, 
sind Sie nicht auch der Auffassung, daß die Gemein-
samkeit zwischen allen Parteien in dieser Frage vor 
allem dadurch gestört worden ist, daß es die beiden 
Koalitionsparteien in diesem Jahre durchgängig in 
der ganzen Bundesrepublik abgelehnt haben, ge- 
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meinsam mit uns im Kuratorium diesen 17. Juni zu 
begehen und seiner 20. Wiederkehr zu gedenken? 

Flach (FDP) : Herr Kollege Jäger, ich glaube, Sie 
gehören dem Präsidium des Kuratoriums nicht an. So 
ist es nicht gelaufen. Wir haben durchaus den Ver-
such gemacht, Gemeinsamkeit herzustellen. Wir 
haben das ja auch — mindestens auf Bundesebene — 
erreicht, nämlich durch die Sitzung am 16. Juni. Ich 
verstehe nicht, warum Sie jetzt hinterher diese ge-
meinsamen Ergebnisse immer wieder herunterspie-
len oder in Frage stellen wollen. Denn gerade wenn 
Sie das wollen, was Sie hier politisch immer wieder 
zum Ausdruck bringen, eine Interpretation dieser 
Deutschlandpolitik in einem Sinne, der auch vielen 
Grundlagen entspricht, die Sie haben, sollten Sie die 
Reste von Gemeinsamkeit halten und nicht zerstö-
ren. Es hat doch keinen Zweck, diese Frage emotio-
nal hochzuspielen und hier einem Feiertag nachzu-
trauern, der den Ereignissen, aus denen heraus er 
entstanden ist, nicht gerecht geworden ist. 

Ich persönlich habe den 17. Juni 1953 in Berlin mit-
erlebt, auch einige Stunden in Ost-Berlin. Ich sage 
Ihnen ganz ehrlich: ich habe es immer als außer-
ordentlich schmerzlich empfunden, daß ein solcher 
Tag in der Bundesrepublik mit den Jahren nichts 
anderes geworden ist als ein Ausflugsfeiertag und 
am Ende ein Stück sozialer Besitzstand der Gewerk-
schaften. Das ist diesem Tag und den Menschen dort 
nicht gerecht geworden. Aus diesem Grunde wurden 
ja schon frühzeitig Überlegungen in allen Parteien 
angestellt, ob man nicht eine andere Form finden 
kann. Ein entsprechender Gesetzentwurf trägt auch 
die Unterschrift Ihres Fraktionskollegen Höcherl. 

Da es so ist und da diese Auffassung durch alle 
Parteien hindurchgeht, sollten wir das Thema nicht 
zum Anlaß nehmen, bei einer Debatte über den Bun-
deskanzleretat auf diese Art und Weise Reste von 
Gemeinsamkeit, die wir noch haben und die wir aus-
bauen sollten, wieder zu gefährden. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Müller (Berlin)? 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Flach, 
ist Ihnen nicht bekannt, daß der 17. Juni auf Antrag 
der SPD gesetzlicher Feiertag geworden und daß das 
seinerzeit von den Kollegen Wehner und Brandt be-
gründet worden ist? 

Flach (FDP) : Das ist mir bekannt. Herr Kollege 
Wehner hat sich hier auch ganz klar dazu und zu 
seiner Begründung bekannt. Aber was damals aus 
einer bestimmten Situation heraus geschehen ist, 
muß doch nicht auf die Dauer richtig bleiben. Wir 
wollen uns doch darüber im klaren sein, daß dies 
kein Tag zum Feiern ist. Wir Deutschen insgesamt 
sind noch nicht in einer Situation, in der wir mit Fug 
und Recht sagen könnten: Hier haben wir einen na-
tionalen Feiertag, der auch wirklich populär sein und 
den man feiern kann. Das könnte nur der Tag sein, 
an dem wir unsere nationale Identität insgesamt 
wiedergefunden haben werden. 

Mü ller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr  Kollege Flach, 
könnte nicht in einigen Jahren, wenn wir das Gesetz 
jetzt ändern, auch diese Änderung wieder nicht für 
alle Zeiten gültig sein? 

Flach (FDP): Das habe ich jetzt nicht verstanden. 
(Zuruf von der SPD: Das kann man auch 

nicht verstehen!) 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Sie haben gesagt, 
dies sei aus der seinerzeitigen Situation entstanden 
und heute nicht mehr gültig. Kann nicht auch eine 
Änderung, wie sie heute verlangt wird, in einigen 
Jahren für eine Partei wieder nicht mehr gültig sein? 

Flach (FDP) : Alle unsere Entscheidungen, Herr 
Kollege, sind den Änderungen der Zeit unterworfen. 
Aber ich glaubte — und nur das wollte ich damit 
sagen —, daß man eine solche Frage, die quer durch 
alle Parteien eine Rolle spielt, über die es verschie-
dene Meinungen in allen Parteien gibt — auch bei 
Ihnen gibt es Kollegen, die der Auffassung sind, daß 
die Art, in der der Feiertag in den letzten Jahren 
begangen worden ist, nicht ganz dem Gedenken die-
ses Tages entspricht —, 

(Abg. Dr. Marx: Das gilt für Ostern und 
Pfingsten auch!) 

nicht zum Gegenstand eines fraktions- und partei-
politischen Streits in einer solchen Haushaltsdebatte 
machen sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

da diese Stoffe hier in dieser Weise immer wieder 
hochgebracht werden, muß ich davon ausgehen, daß 
Ihnen der Stoff für eine umfassende Haushaltskritik 
und Kritik der Politik des Bundeskanzlers leider 
ausgegangen ist, meine Damen und Herren. 

(Abg. Baier: Haben Sie eine Ahnung! — 
Zuruf des Abg. Dr. Marx.) 

Ich habe dafür Verständnis, da Sie Ihre eigene Ord-
nung erst kürzlich wiedergefunden haben und erst 
die notwendige Koordinierung zwischen dem neuen 
Parteivorsitzenden, dem neuen Fraktionsvorsitzen-
den, dem wichtigen Politiker Franz Josef Strauß 
und demjenigen, der einmal Ihr Kanzlerkandidat 
sein wird, vornehmen müssen. 

(Abg. Nordlohne: Darüber brauchen Sie 
sich keine Sorgen zu machen!) 

Das heißt, Sie bieten im Augenblick weder sachlich 
noch personell eine klare Alternative zu der Politik 
der sozialliberalen Koalition. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Da es so ist, haben wir — von allen anderen 
Fragen wie auch von manchen Einzelfragen, die 
auch bei uns in der Diskussion sind, abgesehen — 
geradezu die Pflicht, diese Koalition im Interesse 
einer stabilen, modernen und an der Zukunft aus-
gerichteten Regierungsführung in diesem Lande er-
folgreich fortzusetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx:  Was hat denn der Flach zum 
Haushalt gesagt? — Zuruf von der CDU/ 

CSU: War das alles?!) 



2504 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 44. Sitzung. Bonn, Montag, den 18. Juni 1973 

Vizepräsident von Hassel: In der Beratung 
des Einzelplanes 04 fahren wir zunächst mit der 
Begründung der Anträge auf den Drucksachen 
7/804, 7/805, 7/806 und 7/807 fort. 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Baier. 

Baier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich nach diesem flachen 
Nachhutgefecht, das nichts Neues brachte, zum 
Einzelplan zurückkehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch im Einzelplan 04 — Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes — 
können wir an den Detailmängeln feststellen, in-
wieweit Anspruch und Wirklichkeit übereinstim-
men. Lassen Sie mich eingangs einige Feststellun-
gen treffen. 

Seit Bestehen der Regierung Brandt ist das Bun-
deskanzleramt nicht zur Ruhe gekommen. Es be-
gann mit der Planungseuphorie des damaligen 
Bundesministers Ehmke und seiner großzügigen 
Personalpolitik. Ein Gutachten des Bundesrech-
nungshofes hatte bereits damals ein negatives Lei-
stungsurteil über den damaligen Chef Ehmke er-
bracht. Denn weitab von allen Grundsätzen der 
Sparsamkeit bestand seine Reformtätigkeit im we-
sentlichen darin, daß er das Volumen des Etats 
des Bundeskanzleramts in drei Jahren um 100 % 
erhöhte und gleichzeitig den Personalbestand um 
61 % vermehrte. 

Diese teuren Blütenträume des großen Reforma-
tors Ehmke haben bekanntlich keine Früchte ge-
tragen. Nach seinem ruhmlosen Abgang kam Herr 
Staatssekretär Grabert. 

(Abg. Haehser: Ist das eine Antragsbegrün

-

dung, Herr Baier?!) 

— Lieber Herr Haehser, Sie werden es mir über-
lassen, in welcher Weise ich zu meinen Anträgen 
spreche. Auch wenn es Ihnen nicht lieb ist, werde 
ich Ihre Taktik, die schon öfter gerügt wurde, nicht 
zur Kenntnis nehmen. Wir wird hier das sagen, 
was richtig ist, und nicht danach fragen, ob es 
Ihnen paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer da meinte, daß es nun unter dem neuen 
Kanzleramts-Chef besser würde, wurde leider ent-
täuscht. Dies muß zweifellos am neuen, nicht son-
derlich harmonischen Führungsstil des gegenwürti-
gen Chefs im Bundeskanzleramt liegen. Selbst die 
„Süddeutsche Zeitung" hat in diesen Tagen — sie 
ist bekanntlich nicht der CDU nahestehend — dar-
auf hingewiesen, daß ein lässiger Führungsstil Pan-
nen und Improvisationen begünstigt. Von mangel-
hafter Koordination und Kooperation und von Un-
terlassungssünden und Nachlässigkeiten im Bundes-
kanzleramt ist die Rede. 

Lassen Sie mich zum Kap. 04 01 einiges sagen. 
Ich räume gerne ein, daß es bei den Haushalts-
beratungen 1973 möglich war, eine bessere Kon-
trolle des Einzelplans 04 im Haushaltsausschuß 

durchzuführen. Dies drückt sich auch in verschiede-
nen Kürzungsvorschlägen aus, die wir gemeinsam 
beschlossen haben. Aber, lieber Kollege Esters, Ihr 
Mannesmut vor Königsthronen hat sich offensicht-
lich für Sie schlecht gelohnt. Wir wissen, daß Sie 
dafür ganz gehörig in die Zange genommen wor-
den sind, daß Sie so tapfer diese Kontrolle mit uns 
vornehmen wollten. 

Einige heiße Probleme im Haushalt des Bundes-
kanzlers wurden von den Koalitionsparteien nicht 
angefaßt. Die entsprechenden Anträge wiederholen 
wir heute hier im Plenum, und wir hoffen auf Ihr 
Verständnis, meine verehrten Kollegen, daß Sie 
dem zustimmen. Wenn der Bundeskanzler heute 
fragte, wo gestrichen werden solle: Herr Bundes-
kanzler, fangen wir einmal bei Ihrem Haushalt an. 
Da gibt es einige Möglichkeiten. 

Ich denke an die Verfügungsmittel, die Ihnen zur 
Verfügung stehen, und wir haben einen Antrag 
gestellt, daß die Verfügungsmittel für Ihren außer-
gewöhnlichen Aufwand von 310 000 DM um 60 000 
DM wieder auf 250 000 DM herabgesetzt werden sol-
len. Ich darf daran erinnern, meine Damen und Her-
ren, daß dieser Verfügungstitel im Jahre 1969 
170 000 DM enthielt. Er wurde erst auf 290 000 DM 
und jetzt auf 310 000 DM erhöht und hat damit fast 
eine Verdoppelung erreicht. Dies scheint uns mit 
den gebotenen Grundsätzen der Sparsamkeit nicht zu 
vereinbaren. Wir meinen, eine Viertelmillion für den 
außergewöhnlichen Aufwand des Bundeskanzlers 
müßte ausreichen. 

Ebenso ist es mit dem Geheimtitel des Bundes-
kanzlers zur Verfügung für allgemeine Zwecke. 
Auch hier hat es eine Erhöhung um 100 000 DM ge-
geben. Wir beantragen, daß dieser Titel, für den 
Sie sich 350 000 DM bewilligt haben, um 100 000 DM 
gekürzt und damit wieder auf eine Viertelmillion 
zurückgeführt wird. 

Ein drittes. Mit unserem Antrag auf Drucksache 
7/804 betreffend Honorare, Gutachten und For-
schungsaufträge bezwecken wir die Kürzung des 
Ansatzes von 600 000 DM für wissenschaftliche Sach-
verständige und Honorarkräfte um 300 000 DM und 
die Herabsetzung des Ansatzes „Kosten für Gut-
achten und Forschungsaufträge" von 800 000 DM 
auf 500 000 DM. Damit stünden dem Bundeskanzler-
amt, das neben einem großen fachkundigen Be-
amtenapparat noch über viele Institutionen wie 
die Stiftung Wissenschaft und Politik mit mehr als 
100 Bediensteten verfügt, noch 800 000 DM für Be-
ratungszwecke zur Verfügung. 

Man hat es in der Vergangenheit im Bundes-
kanzleramt unter dem findigen Herrn Ehmke ver-
standen, mit erheblichen finanziellen Mitteln für 
Honorare und Gutachten einen Teil der Mitarbeiter 
zu finanzieren, und hat mit der Einstellung von 
Honorarvertragskräften im Grunde weitere zusätz-
liche Planstellen geschaffen. Wir begrüßen, daß 
diese Beanstandung auch des Bundesrechnungshofes 
offensichtlich einen gewissen Erfolg zeigte, denn es 
gab nach dem letzten Stand nur noch sechs Honorar-
verträge mit einer Laufzeit für das Jahr 1973. Wenn 
diese mit je 50 000 DM honoriert werden, reicht der 
von uns vorgesehene Ansatz von 300 000 DM aus. 
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Das gleiche gilt für die Gutachten und für die 

Forschungsaufträge, wofür wir eine halbe Million 
Mark zubilligen würden. Aber nach den Vorstellun-
gen des Bundeskanzleramtes sollen allein für seine 
Analysen der technologischen, gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und sozialpsychologischen Entwick-
lungen 275 000 DM, für Gutachten zur Europa- und 
Reformpolitik im Kanzleramt 250 000 DM und vieles 
mehr ausgegeben werden. 

Meine Damen und Herren, bei aller Notwendig-
keit derartiger Analysen, wobei sich die Frage er-
hebt, wer sie nachher liest und wer sie verarbeitet, 
muß noch einmal mit allem Ernst gefragt werden, ob 
nicht die zur Verfügung stehenden Mittel und die 
Institutionen dafür ausreichen und welche Begrün-
dung es gibt, um diese noch einmal zu vermehren. 

Nun lassen Sie mich zu einem dritten Antrag, 
der heute früh vom Kollegen Esters bereits an-
gesprochen wurde, Stellung nehmen: Neubau Bun-
deskanzleramt. Seit Jahren ist dieses Projekt in der 
Planung und des öfteren hin- und hergeplant wor-
den. Wir erinnern uns an verschiedene Pläne, wo 
es um Ruheräume, um Massageräume und um vieles 
andere ging, das dort eingerichtet werden sollte. 

Die Notwendigkeit des Neubaus wird nun im we-
sentlichen mit der Unterbringung des großen Per-
sonalapparates des Bundeskanzleramtes begründet. 
Wir und auch andere fachkundige Stellen haben 
immer darauf hingewiesen, daß dieser Personal-
apparat in dieser Größe nicht erforderlich sei. 

Wir sprechen uns nun, nachdem dies gegen un-
seren Willen geschehen ist, nicht grundsätzlich ge-
gen den Neubau des Bundeskanzleramtes aus. Es 
erhebt sich jedoch die Frage, ob dieser Neubau des 
Bundeskanzleramtes mit einem Kostenaufwand von 
über 100 Millionen DM erstellt werden soll und in-
wieweit dieses Bauvorhaben mit diesem Volumen 
stabilitätspolitisch in die gegenwärtige Landschaft 
hineinpaßt. 

Die Bundesregierung verlangte gerade in den letz-
ten Wochen von den Bürgern unseres Staates ein 
spürbares Opfer zur Wiederherbeiführung von Sta-
bilität und zur Einschränkung der Inflation. Wir 
haben gemeinsam den § 7 b ausgesetzt, um den 
Wohnungsbau einzuschränken. Meine Damen und 
Herren, mit der Bewilligung des Baues dieses Kanz-
leramtes werden Baumittel in einem Volumen frei, 
mit denen wir gleichzeitig tausend Wohnungen hät-
ten erstellen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir meinen, wer von den anderen etwas fordert, 
sollte selbst mit gutem Beispiel vorangehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sollte sich im öffentlichen Haushalt bei den an-
geschnittenen Verfügungsmitteln des Bundeskanz-
lers als auch beim Neubau des Bundeskanzleramtes 
niederschlagen. 

Deshalb bitten wir, diesen Anträgen stattzugeben, 
und aus diesem Grunde beantragen wir beim Neu-
bau Kanzleramt die Streichung des Ansatzes für 
1973 sowie der Verpflichtungsermächtigung und die 

Ausbringung eines Leertitels. Wir bitten um Ihre 
Zustimmung, um damit zu dokumentieren, daß die 
Stabilitätsopfer auf dem Baumarkt nicht den Privat-
bauherren allein abverlangt werden sollen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß zu einem anderen Kapitel des Einzelplans 04 
eine Anmerkung machen. Es handelt sich um das 
Kapitel 04 04, Bundesnachrichtendienst. Ich darf 
namens der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in der 
gebotenen Weise einiges feststellen. 

Seit Herbst 1969, dem Amtsantritt der Regierung 
Brandt, macht der Bundesnachrichtendienst häufig, 
ja, allzu häufig Schlagzeilen. Dies ist bedauerlich; 
denn das geräuschlose Arbeiten eines Nachrichten-
dienstes ist stets ein Zeichen der guten Qualität. 
Die Diskussion und die Veröffentlichungen haben 
jedoch ihre Ursache weniger im Nachrichtendienst 
selbst als in seiner Dienstaufsicht. Wir stellen dazu 
folgendes fest. 

Erstens. Die Fraktion der CDU/CSU ist von der 
staatspolitischen Bedeutung der Arbeit des Bundes-
nachrichtendienstes überzeugt. Dafür gibt es viele 
Gründe, z. B. auch der Beitrag des BND zur Klärung 
der Absichten der Sowjetunion und ihrer Bundes-
genossen. Die Gefahr der Überlagerung der Wirk-
lichkeit durch den Wunsch in solchen Fragen zeigt 
die Heftigkeit der öffentlichen Diskussion etwa über 
die jüngste Studie des Pentagon zum Stärkever-
hältnis zwischen Ost und West. Diese Gefahr zu 
mindern, indem das Gewicht der Tatsachen gemehrt 
wird, ist Aufgabe des Nachrichtendienstes. 

Zweitens. Diese Aufgabe ist nur in dem Maße 
befriedigend zu lösen, in dem der Auslandsnach-
richtendienst frei von parteipolitischen Einflüssen 
bleibt. Niemals wurden unter den von der CDU/CSU 
geführten Regierungen leitende Stellen im BND mit 
Herren besetzt, deren parteipolitische Verdienste 
ihre Erfahrungen im Auslandsnachrichtendienst 
übertrafen. Aber leider unterliegen Personalent-
scheidungen der gegenwärtigen Bundesregierung 
gerade beim BND parteipolitischen Gesichtspunkten 
in offensichtlich starkem Maße. Die Folgen wiegen 
schwer, weil im Nachrichtendienst das Personal noch 
wichtiger ist als die Organisation, deren Verbesse-
rung während der letzten Jahre auch meine Fraktion 
anerkennt. 

Drittens. Im Rahmen der ihr gegebenen Möglich-
keiten ist die Opposition weiterhin bereit, die Re-
gierung in der Förderung des BND zu unterstützen. 
Voraussetzung ist jedoch die wirksame politische 
Kontrolle durch das Parlament. Auch darin hat die 
Amtsführung dieser Regierung ein Weniger ge-
braucht. Als Beispiele nenne ich die bisher erst 
einmal erfolgte Einberufung des Vertrauensmänner-
gremiums, die Einstellung der Führungsorientierung 
sowie die Verweigerung eines Lageberichts vor dem 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses. Die Re-
gierungskoalition sollte auf das Argument notwen-
diger Geheimhaltung zur Begründung der Einschrän-
kung parlamentarischer Kontrolle besser verzichten; 
denn von allen westlichen Auslandsnachrichten-
diensten ist bekannt, daß nur noch ein kleiner 
Bereich nachrichtendienstlicher Tätigkeit der not-
wendigen strengen Geheimhaltung bedarf. 
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Baier 
Viertens. Aber nicht nur zur Milderung partei

-

politischer Einflüsse bestehen wir auf wirksamerer 
politischer Kontrolle des BND, sondern auch zur 
Kontrolle seiner Effizienz. Beim politischen und 
militärischen Nachrichtendienst müssen die Grund-
lagen zur Beurteilung des Verhältnisses zwischen 
Aufwand und Ertrag mindestens ebenso im Bereich 
der Politik gefunden werden wie im Bereich der 
Rechnungslegung. 

Ich stelle zum Schluß fest: Die Opposition ist be-
reit, diese staatspolitische Beurteilung der Effizienz 
des BND einzusetzen — auch zum Nutzen des BND. 
Deshalb fordern wir die Regierung auf, die dafür 
notwendigen Grundlagen zugänglich zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Zur Begründung 
des Änderungsantrages auf Drucksache 7/807 hat 
der Abgeordnete Haase (Kassel) das Wort. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen eini-
ge Bemerkungen zu unserem Änderungsantrag auf 
Drucksache 7/807, der sich mit dem Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung beschäftigt, 
vortragen. In der letzten Zeit mehren sich Nachrich-
ten über die Absicht, personalpolitisch im Bundes-
presseamt schärfere parteipolitische Akzente zu 
setzen. Ich hoffe, daß sich diese Informationen letzt-
lich als unzutreffend erweisen. Das Amt wäre gut 
beraten, an einer an sachlichen Gegebenheiten 
orientierten Personalpolitik festzuhalten. Aus mei-
ner Sicht unterschied sich dieses Amt von ande-
ren Ressorts bisher dieserhalb sehr wohltuend, und 
ich hoffe, daß auch unter der Verantwortung des 
Herrn von Wechmar dieser sachgerechte Kurs wei-
ter gesteuert wird und es der Opposition erspart 
bleibt, auch diesen Sektor in ihre Kritik einbeziehen 
zu müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das läßt die 
„Baracke" nicht zu!) 

Was die Informationspolitik des Presseamtes an-
betrifft, möchte ich darauf verzichten, eine Debatte 
über die aktuelle Situation zu entfachen. Über das 
Verhältnis Regierung—Presse hat mein Kollege 
Schröder dankenswerterweise das Nötige vorge-
tragen. Es seien mir nur einige Bemerkungen zu 
einer Angelegenheit erlaubt, die bereits einmal Ge-
genstand der Erörterungen im Haus war, und zwar 
anläßlich der vorletzten Haushaltsdebatte. Ich hatte 
in den letzen Jahren mehrfach den Umstand be-
klagt, daß das Amt immer wieder den Versuch 
unternahm, statt Informationen zu verbreiten ge-
zielte Werbung — gelegentlich bis zur Grenze par-
teipolitischer Propaganda — zu betreiben. 

(Na, na! bei der SPD.) 

— Wie zutreffend diese Kritik war, hat sich ge-
rade in diesen Tagen durch Prüfungsbemerkungen 
des Bundesrechnungshofes herausgestellt, die ich 
Ihnen nicht vorenthalten möchte. Sicher werden 
sich einige Damen und Herren hier im Hause jener 
Illustrierten erinnern, die das Presseamt in Zusam-
menarbeit mit dem Verteidigungsministerium An

-

fang 1971 mit dem Titel „Der Bundesminister der 
Verteidigung" in einer Auflage von 50 000 Stück 
herausbrachte. 

(Abg. Wohlrabe: Über Helmut!) 

Ich sehe, die Herren erinnern sich. Der Steuerzahler 
hatte für dieses Werk 100 000 DM aufzubringen. 
Diese Illustrierte stellte, wie bereits dargetan, den 
Bundesverteidigungsminister im politischen und pri-
vaten Bereich heraus. Demgegenüber traten leider 
Beiträge zur Information der Öffentlichkeit über 
Bedeutung, Aufgaben und Zielsetzung der Bundes-
wehr weit in den Hintergrund. Die Schrift wurde 
auch, wie uns bekanntgeworden ist, im wesent-
lichen bei wehrpolitischen Tagungen der Koalitions-
parteien verteilt. Da aber nach den Erläuterungen 
im Haushaltsplan die betreffenden Etatansätze nur 
bestimmt sind, zur Vertiefung und ständigen Auf-
rechterhaltung einer inneren Verteidigungsbereit-
schaft der deutschen Öffentlichkeit und zur Förde-
rung des Verständnisses für den deutschen Ver-
teidigungsbeitrag beizutragen, kam der Rechnungs-
hof — wie zuvor die Opposition — zur Ansicht, 
daß die Finanzierung der Informationsschrift mit 
den Zweckbestimmungen des Haushaltsansatzes 
nicht vereinbar gewesen sei. 

Zur Stellungnahme des Ministeriums, es sei eine 
unmögliche Sache, wenn jährlich über 200 000 
Wehrpflichtige durch Eidesleistung einem Dienst-
herren unterstellt würden, ohne denjenigen zu 
kennen, der letztlich als oberster Dienstherr Befehle 
erteile, und das Vertrauen der Bundeswehr in ihre 
Führung setze Kenntnisse über die politische Ein-
stellung und den privaten Bereich des Ministers 
voraus, wenn der Gehorsam in einem demokrati-
schen Staat nicht entstellt werden sollte, erklärte 
der Rechnungshof — und ich möchte es Ihnen mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten wörtlich zur 
Kenntnis bringen, da diese Prüfungsbemerkungen 
für viele ähnlich gelagerte Fälle des parteipoliti-
schen Personenkults, und zwar des vom Steuer-
zahler finanzierten, Bedeutung haben — 

Die Wehrpflichtigen werden wie alle Angehö-
rigen der Bundeswehr nicht auf die Person des 
Bundesministers der Verteidigung vereidigt, 
der zudem im Verteidigungsfall nicht Inhaber 
der Befehls- und Kommandogewalt ist, sie wer-
den vielmehr verpflichtet, der Bundesrepublik 
zu dienen und das Recht und die Freiheit des 
deutschen Volkes zu verteidigen. Daher müßte 
in einer Publikation zur Unterrichtung der Wehr-
pflichtigen über Fragen der Verteidigung das 
Schwergewicht auf die Sachinformation gelegt 
werden. Die Person des Bundesministers hätte 
demgegenüber in den Hintergrund zu treten. 
Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß 
die Wehrpflichtigen Vertrauen in die Führungs-
spitze der Bundeswehr nur haben können, 
wenn sie auch eine Vorstellung von der Person 
ihres obersten Dienstvorgesetzten haben. Da in 
einer parlamentarischen Demokratie dieser Vor-
gesetzte als Minister jederzeit in seinem Amt 
abgelöst werden kann, kommt ihm jedoch bei 
Würdigung der Bundeswehr insgesamt nicht die 
Bedeutung zu, die ihm in der Informationsvor- 
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Haase (Kassel) 
schrift beigemessen wird. Schon deren Titel läßt 
erkennen, daß nicht so sehr die Bundeswehr 
als vielmehr die Person des Ministers darge-
stellt werden sollte. 

Meine Damen und Herren, dieser Feststellung 
des Bundesrechnungshofes ist wohl kaum etwas 
hinzuzufügen, und ich würde es sehr begrüßen, 
wenn sowohl das Presseamt als auch die anderen 
Ressort, die in eigener Zuständigkeit Werbung 
betreiben, diese Bemerkungen des Rechnungshofes 
beherzigen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Abgeordne-
ter, würden Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Kulawig zulassen? 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Herr Kollege Kula-
wig, bitte sehr! 

Kulawig (SPD) : Herr Kollege Haase, würden Sie 
dem Hause mitteilen, daß in den gleichen Bemerkun-
gen des Bundesrechnungshofes ein Film bemängelt 
wurde, der über die Person des früheren Bundes-
finanzministers Dr. Franz Josef Strauß gedreht wur-
de und in dem darauf hingewiesen wurde, daß der 
Wert der Einsatzfähigkeit dieses Filmes ganz ent-
scheidend darunter gelitten hat, daß er sich zu sehr 
auf die Person von Herrn Dr. Strauß bezog? 

(Heiterkeit.) 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Herr Kulawig, wir 
sind ja allzumal Sünder. Nur müssen Sie berücksich-
tigen, daß es gegenwärtig bei dieser Bemerkung um 
den Haushalt 1971, also um Ihr Brot geht. 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — Bei

-

fall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole noch 
einmal: Die Mittel, die hier ausgewiesen sind, stehen 
zur Sachinformation zur Verfügung, nicht aber zur 
parteipolitischen Werbung oder zur Verherrlichung 
eines Spitzenpolitikers der gegenwärtig in der Re-
gierungsverantwortung befindlichen Koalitionspar-
teien. 

Darf ich nun noch kurz zur Begründung unseres 
Änderungsantrags Drucksache 7/807 kommen. Meine 
Damen und Herren, die Bundesregierung hat dan-
kenswerterweise in ihrem Entwurf zum Bundeshaus-
halt die Mittelansätze, um die es hier geht, bereits 
etwas herabgesetzt. Trotzdem sind wir der Ansicht, 
daß weitere Abstriche notwendig und gerechtfertigt 
sind, und zwar aus mehreren Gründen. 

Der Bundeskanzler hatte die Freundlichkeit, vor-
hin wieder einmal zu fragen, wo denn gestrichen 
werden sollte. Bitte, Herr Bundeskanzler, hier ist 
eine weitere Möglichkeit, daß Sie in Ihrem Hause 
ein brillantes Stabilitätsopfer in der Größenordnung 
von einigen Millionen DM erbringen können! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Jahr sind doch keine Wahlen, meine Da

-

men und Herren, so daß auch von Ihrer Seite der 

Bedarf an zusätzlichen Informationsinitiativen gar 
nicht gegeben ist. Zum anderen würde es dem 
Presseamt wohl anstehen, von sich aus noch einen 
besonderen Stabilisierungsbeitrag zum Bundesetat 
zu leisten. 

Wir bitten, unsere Kürzungsanträge, bei Tit. 531 01 
den Ansatz um 1 Million DM zu reduzieren und bei 
Tit. 531 03 um 3 Millionen DM zu reduzieren, an-
nehmen zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, bevor ich weiter das Wort erteile, zur Ge-
schäftslage folgendes: Ich habe zu diesem Einzel-
plan noch zwei Wortmeldungen. Diese wer-
den uns vielleicht zehn oder fünfzehn Minuten be-
schäftigen. Es ist inzwischen zu diesem Einzelplan 04 
namentliche Abstimmung beantragt worden. Ich darf 
darauf aufmerksam machen, daß man sich rechtzei-
tig darauf einstellt. Wir werden frühzeitig klingeln 
lassen. 

Das Wort hat nunmehr der Abgeordnete Esters. 

Esters (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Haase, Sie haben wohl ver-
gessen, daß die Prüfungsbemerkungen, die Sie zi-
tierten, in dem Prüfungsbericht für das Jahr 1970 
enthalten sind. Sie müssen doch dabei sehen, daß 
Sie hier die Maßstäbe gesetzt haben, die wir noch 
nicht ganz abgebaut haben. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

In seiner Zwischenfrage hat Herr Kollege Kulawig 
schon darauf hingewiesen, daß diese einzelne Maß-
nahme, bei der es um den Bundesminister der Ver-
teidigung ging, einen Betrag von 90 000 DM aus-
machte. Bei der anderen Maßnahme, die in den An-
schlußbemerkungen des Bundesrechnungshofes auf-
geführt ist, wo es um den damaligen Bundesminister 
der Finanzen ging, was noch schlimmer zu bewerten 
wäre, Herr Kollege Haase, ging es um die Gesamt-
summe von 130 000 DM. 

Nun möchte ich zu den einzelnen Anträgen kurze 
Bemerkungen machen. Im wesentlichen kann ich 
mich auf das beziehen, was ich heute morgen als 
Berichterstatter bereits ausgeführt habe. Herr Kol-
lege Baier, wir haben sicherlich in diesem Jahr eine 
intensive Beratung des Einzelplans 04 vorgenom-
men, auch wenn wir unter dem entsprechenden zeit-
lichen Druck standen. Sie sprachen davon, daß ich 
hier von irgend jemandem arg in die Zange genom-
men worden sei. Sie sehen: Aus der ganzen Zangen-
bewegung bin ich ziemlich gut wieder herausgekom-
men. 

Wir haben die Anträge, die hier vorgelegt worden 
sind, bereits alle im Haushaltsausschuß gehabt. Ich 
habe darüber auch schon heute morgen einiges be-
richtet. Wir gehen davon aus, daß die Kürzungsvor-
schläge in Drucksache 7/804 vom Parlament abge-
lehnt werden sollten, weil wir das Bundeskanzler-
amt in den Stand setzen wollen, die erforderlichen 
Koordinierungsaufgaben im Planungsbereich durch-
führen zu können. 
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Esters  
Ich bin allerdings der Meinung, Herr Kollege  

Baier, daß wir bezüglich der Ansätze bei beiden  
Titeln nunmehr eine Größenordnung erreicht haben, 
bei der es Steigerungsraten in Zukunft nicht mehr 
geben sollte. 

(Abg. Baier: Ich darf Sie nächstes Jahr 
daran erinnern!) 

— Sie dürfen mich daran erinnern. Sie werden dann 
feststellen, daß ich zu dem stehe, was ich hier gesagt 
habe. 

Zu den Anträgen auf Drucksache 7/806: Hier geht 
es darum, die Verfügungsmittel des Bundeskanzlers  
— das ist eine ganz legitime Angelegenheit — auf 
eine bestimmte Höhe herabführen zu wollen. Sie 
werden Verständnis dafür haben, daß sich die Koali-
tionsfraktionen diesem Antrag ebenfalls nicht an-
schließen können. 

(Abg. Baier: Ein Stabilitätsopfer, Herr Esters!) 

Zu den Anträgen auf Drucksache 7/807 möchte ich 
sagen, daß die Opposition hier im Plenum offensicht-
lich doch eingesehen hat, daß dem Bundeskanzler zur 
Förderung des Informationswesens 1 Million DM 
mehr bereitgestellt werden sollten, als es der An-
trag im Haushaltsausschuß vorsah. Herr Kollege Dr. 
Althammer, wir gehen davon aus, daß beide Anträge 
abgelehnt werden. Ich habe schon heute morgen 
darauf hingewiesen, daß es für uns verständlich ist, 
daß die Opposition den Titel „Öffentlichkeitsarbeit  
Inland", der jetzt ein Volumen von 11,65 Millionen 
DM hat, was wir als bescheiden ansehen, ablehnen 
möchte. 

Ich habe heute morgen darauf hingewiesen, daß 
wir nach Verabschiedung des Grundlagenvertrags 
mit der DDR im Einzelplan 04 die entsprechenden 
Stellen für die Vertretung der Bundesrepublik  
Deutschland in Ost-Berlin ausgebracht und qualifi-
ziert gesperrt haben. Nach Auffassung der Koali-
tionsfraktionen ist jedoch nunmehr, erst recht nach 
der soeben mitgeteilten Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, der Zeitpunkt gekommen, da 
diese qualifizierte Sperre in eine einfache Sperre um-
gewandelt werden sollte, damit die Bundesregierung 
unverzüglich in die Lage versetzt wird, die Vorbe-
reitungen für die Errichtung der ständigen Vertre-
tung in der DDR zu treffen und mit dem Aufbau 
noch in der Sommerpause des Deutschen Bundes-
tages zu beginnen. 

An der baldigen Einrichtung der ständigen Ver-
tretung nach Inkrafttreten des Grundvertrags be-
steht für die Bundesrepublik Deutschland ein drin-
gendes Interesse. Die Beibehaltung der qualifizier-
ten Sperre machte die Bundesregierung insoweit 
funktionsunfähig, als sie daran gebunden wäre, mit 
der Stellenetatisierung bis zum Wiederzusammen-
tritt des Deutschen Bundestages zu warten. 

Wir haben diese Stellen seinerzeit qualifiziert 
gesperrt und gehen jetzt bei dem Antrag auf Um-
wandlung, dem ich zuzustimmen bitte, davon aus, 
daß das für den Bundeskanzler und den Bundes-
finanzminister keine Aufforderung zum Tanz ist, 

wonach in den nächsten Wochen unbedingt bereits 
alle verfügbaren  Stellen besetzt werden müßten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der  
Abgeordnete Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte nur unsere Stellungnahme zu dem Antrag 
der SPD und FDP kurz darlegen. Im Haushalts-
ausschuß haben wir davon abgesehen, die Stellen, 

 die die Regierung für unsere Vertretung in der DDR 
 verlangt hat, im einzelnen zu beraten. Wir haben 

deshalb davon abgesehen, weil die Koaltionspar-
teien erklärt haben, durch die qualifizierte Sperre 
habe der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-
tages noch die Möglichkeit, über die Notwendigkeit 
der einzelnen Stellen zu befinden. Das war das Er-
gebnis der Beratungen. 

Jetzt kommt der Antrag, das Plenum möge die 
Sperre aufheben. Das hat zur Konsequenz, daß das 
Parlament über die Notwendigkeit der Einzelheiten 
überhaupt nicht mehr befinden kann, sondern die 
Regierung einen Freibrief erhält, so-und-so viele 
Stellen zu bewilligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein solches Verfahren halten wir nicht für richtig. 
Wir sind der Auffassung, daß es angesichts der 

Problematik, die in der Bewilligung dieser Stellen 
steckt, vertretbar gewesen wäre, daß der Haus-
haltsausschuß zu diesem Punkt zu einer Sitzung 
zusammengekommen wäre und wir nicht gezwun-
gen wären, hier ohne Einzelberatung eine solche 
Bewilligung einfach pauschal vorzunehmen. Deshalb 
lehnen wir den Antrag ab. Im übrigen lehnen wie 
nach den Begründungen, die gegeben worden sind, 
den Einzelplan des Bundeskanzlers ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Hermsdorf. 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Auslassungen des Kollegen 
Althammer veranlassen mich, eine Erklärung für 
die Regierung hinsichtlich der Aufhebung der quali-
fizierten Sperre im Haushalt abzugeben. Herr Alt-
hammer, Sie wissen genausogut wie ich, unter 
welchem Zeitdruck wir gestanden haben, 

(Abg. Dr. Marx: Zeitdruck?!) 

und weshalb wir daß nicht noch einmal in den Haus-
haltsausschuß bringen konnten. 

Ich erkläre für die Bundesregierung verbindlich, 
daß sie bei Wegfall der qualifizierten Sperre dem 
Haushaltsausschuß bezüglich jeder einzelnen Stelle 
zur Verfügung stehen wird. 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 
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Vizepräsident von Hassel 
Wir kommen zunächst zur Abstimmung über die 

einzelnen Änderungsanträge. Ich darf Sie bitten, die 
Anträge zur Hand zu nehmen. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/804 ab. 
Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist mit den Stimmen 
der SPD und FDP abgelehnt worden. 

Wir stimmen nunmehr über den Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/805 ab. 
Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit gleichem Stimmenverhältnis 
abgelehnt. 

Dann stimmen wir über den Änderungsantrag der 
CDU/CSU auf Drucksache 7/806 ab. Wer dem Antrag 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit 
dem gleichen Stimmenverhältnis abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 7/807. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Mit dem gleichen Stimmenverhältnis abge-
lehnt. — 

Nun  stimmen wir über den Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD und FDP auf Drucksache 7/813 
ab. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der Antrag ist mit dem gleichen Stimmenverhältnis 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Einzelplan des Bundeskanzlers — Einzelplan 04. Die 
Fraktion der SPD hat namentliche Abstimmung be-
antragt. 

ich mache auf folgendes aufmerksam: Wir haben 
drei verschiedene Tische, für die Ja-Karten auf der 
Linken des Hauses, für die Nein-Karten auf der Rech-
ten des Hauses und für die Enthaltungen in der 
Mitte. Ich darf die Schriftführer bitten, die Arbeit 
zu übernehmen. Wir treten in die Abstimmung 
ein. — 

Ich schließe die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich mache Ihnen fol-
genden Vorschlag: Wir lassen die Auszählung drau-
ßen separat vornehmen und fahren in der Tagesord-
nung fort. Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, 
daß wir heute noch etwa 20 Einzelpläne zu behan-
deln gedachten. Ganz werden wir das sicher nicht 
schaffen. 

Ich rufe nunmehr auf: 

Einzelplan 02 
Deutscher Bundestag 
— Drucksache 7/772 —
Berichterstatter: Abgeordneter Wohlrabe 

Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das Wort. 

Wohlrabe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte als 

Berichterstatter für den Einzelplan 02 folgendes vor-
tragen. In diesen Tagen über den Etat des Deut-
schen Bundestages, also über unser Haus selbst, 
einen Bericht zu geben, gewinnt an Bedeutung, da 
über das deutsche Parlament und seine Arbeit ge-
rade jetzt viel gesprochen wird. Ich möchte deshalb 
als Berichterstatter für den Etat des Deutschen Bun-
destages auf einige Probleme unserer Arbeit hin-
weisen, die nicht nur uns selbst bewegen, sondern 
vor allem das Interesse einer breiten Öffentlichkeit 
finden. 

Der Einzelplan 02 ist aufgerufen, also jener Einzel-
plan mit den Ausgaben, die der deutsche Steuerzah-
ler für dieses Parlament, für seine Abgeordneten — 
also  uns selbst --, für die Verwaltung und für die 
vielfachen Funktionen dieses Hauses zu finanzieren 
hat. 

Meine Damen und Herren, zunächst eine Berner-
kung zum Etatumfang. Die Frage lautet: Was kostet 
den Steuerzahler der Deutsche Bundestag? Unser 
Haushalt überschreitet in diesem Jahr knapp die 
200-Millionen-DM-Grenze. Diese Zahl ist, wenn man 
sie isoliert betrachtet, eindrucksvoll. Aber wer denkt 
schon daran, daß der Deutsche Bundestag 518 Abge-
ordnete hat, die die politische Arbeit für mehr als 
60 Millionen Bürger unseres Landes leisten? Wer 
denkt schon daran, daß diese parlamentarische Ar-
beit den einzelnen Bürger pro Jahr nicht einmal 
3,35 DM kostet? Meine Damen und Herren, dies ist 
eine Größenordnung — ich lege deshalb so beson-
deren Wert auf diese Feststellung, weil draußen oft 
ganz andere Vorstellungen existieren —, die ver-
tretbar ist. Von spektakulärem Aufwand, wie er uns 
oft vorgeworfen wird, kann hier guten Gewissens 
nicht gesprochen werden. Im übrigen meine ich, daß 
allen Bürgern in der Bundesrepublik Deutschland 
unser politisches System, die parlamentarische 
Demokratie, und die parlamentarische Arbeit diesen 
Einsatz wert sein sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Frage ist: wie setzt sich dieser Betrag nun 
zusammen? Wo liegen die Schwerpunkte des Haus-
halts  des Deutschen Bundestages? Zunächst darf ich 
feststellen, daß auch der Etat des Deutschen Bundes-
tages dem hier kürzlich beschlossenen Stabilitäts-
programm unterworfen wird. Der Deutsche Bundes-
tag wird — wie auch die Ressorts der Bundesregie-
rung — anteilmäßig Personal einsparen. Im Rahmen 
des 2. Stabilitätsprogramms der Bundesregierung 
wird der Deutsche Bundestag darüber hinaus Ein-
sparungen um 5 v. H. vornehmen, soweit dem nicht 
rechtliche und internationale Verpflichtungen ent-
gegenstehen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen.) 

Der Haushaltsausschuß hat einvernehmlich den 
beantragten Zuschuß für die Fraktionen des Deut-
schen Bundestages um 1,5 Millionen DM gesenkt, 
um auch hier im Rahmen unserer gemeinsamen 
Anstrengung einen weiteren Beitrag zur Wieder-
erlangung der Stabilität zu leisten. Die Zuweisun-
gen an die Fraktionen betragen somit insgesamt 



2510 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 44. Sitzung. Bonn, Montag, den 18. Juni 1973 

Wohlrabe 

22,2 Millionen DM. Das Parlament kann nur dann 
seine Kontrollfunktion ausüben, wenn den Frak-
tionen die dafür notwendigen Mittel zur Verfügung 
gestellt werden. Ich meine, wenn man einmal die 
Mittel der Bundesregierung, also unseres Gegen-
übers, und unsere eigenen Mittel betrachtet, dann 
erkennt man noch eine große Diskrepanz zwischen 
Legislative und Exekutive, die es für alle Frak-
tionen erschwert, die Kontrollfunktion wahrzu-
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Natürlich ließen sich in einigen Teilbereichen Aus-
gabenerhöhungen nicht vermeiden. Diese Mehr-
kosten fallen überwiegend in den Personalbereich, 
zu dem ich einige nähere Erläuterungen vortragen 
möchte. 

Der Personalhaushalt des Deutschen Bundestages 
zeichnet sich dadurch aus, daß trotz zusätzlicher 
Aufgaben und trotz einer Intensivierung der Arbeit 
keine neuen Stellen gefordert wurden. Lediglich 
für den Aufstieg in den gehobenen und in den 
mittleren Dienst sind insgesamt fünf Aufstiegs-
stellen neu eingesetzt worden, damit qualifizierten 
und bewährten Mitarbeitern der Verwaltung der 
Aufstieg durch die Laufbahnausbildung außerhalb 
des Hauses ermöglicht werden kann. Das ist ins-
besondere deshalb erforderlich, weil von den ins-
gesamt 1 600 Beschäftigten allein 1 100 — ich bitte, 
nur einmal die Zahlen zu sehen —, das sind rund 
68 %, auf den mittleren und einfachen Dienst ent-
fallen. Nicht unerwähnt darf hier bleiben, daß von 
den genannten 1 100 Bediensteten allein 560, also 
mehr als die Hälfte, zum einfachen Dienst gehören,. 
Dieser starke Anteil des Personals im einfachen 
Dienst verdient unsere besondere Förderung. 

Die vorgeschlagenen Hebungen einiger Planstel-
len und Stellen sind durch die veränderten Auf-
gabenstrukturen dieser Dienstposten notwendig ge-
worden; Sie sind aus zwingenden beamten- und 
tarifrechtlichen Gründen unumgänglich. Der Stellen-
schlüssel, der hier in diesem Hause auch immer 
wieder eine besondere Beachtung erfährt, wurde 
nicht ausgeschöpft. Er liegt sogar weit unter dem 
vieler Ressorts der Bundesregierung. 

Wenn die Arbeit im Bundestag besprochen wird, 
muß auch das Thema unserer eigenen Mitarbeiter, 
das sicher alle hier in diesem Hause sehr stark in-
teressiert, angesprochen werden. Bekanntlich wur-
den 1969 erstmals Mitarbeiter für die Arbeit der 
Abgeordneten, für unsere Unterstützung, für unsere 
parlamentarische Arbeit zur Verfügung gestellt. Un-
sere Mitarbeiter haben uns — wir sollten diesen 
Dank an diesem Tage einmal besonders ausspre-
chen — sicher sehr stark bei unserer Arbeit ent-
lasten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der erstattungsfähige Betrag für die Beschäftigung 
von Mitarbeitern wird in diesem Jahr auf Veranlas-
sung von Ältestenrat und Haushaltsausschuß pro 
Monat und Abgeordneten um 270 DM erhöht. 
Außerdem wird erstmals die Möglichkeit geschaf-
fen, den Assistenten in besonderen Härtefällen Un-
terstützung zu gewähren. Die Erhöhung des  Höchst

-betrages und die Unterstützung sollen weitgehend 
ein Ausgleich dafür  sein, daß unsere Mitarbeiter dafür 
nicht dem öffentlichen Dienst angehören und nicht 
die Vergünstigungen erhalten, die dort üblich sind. 
Ich denke z. B. nur an Beihilfen während der Krank-
heit, bei Geburts- oder Todesfällen. 

Ein besonders schwieriger Punkt, der uns alle be-
trifft, ist die Frage der Diäten. Die Öffentlichkeit 
widmet diesem Punkt immer wieder ihre besondere 
Beachtung. Aber auch die Bezahlung der Pauschalen 
für die Abgeordneten im Deutschen Bundestag ist 
hier zu nennen. In letzter Zeit ist gerade auch die 
Frage der Besteuerung der Diäten immer wieder an-
gesprochen worden. Es ist bei diesen Positionen, 
die uns unmittelbar berühren, auch die Frage auf-
geworfen worden, ob wir hier in irgendeiner Weise 
etwas zu verschweigen hätten. Ich erkläre hier heute 
mit aller Deutlichkeit: Wir haben nicht die Absicht, 
irgend etwas zu verschweigen, weil wir glauben, 
daß zur Parlamentsarbeit auch die Kosten der Ab-
geordneten gehören, die im übrigen das Licht der 
Öffentlichkeit nicht zu scheuen brauchen und die 
auch in diesem Etat für jedermann, der sich dafür 
interessiert, nachlesbar und erkennbar sind. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

Neben der üblichen Aufwandsentschädigung, die 
33 1 /3 % des Amtsgehalts eines Bundesministers aus-
macht, stehen den Mitgliedern unseres Hauses Pau-
schalvergütungen zur Verfügung. Hierzu möchte ich 
eine kurze Bemerkung machen, auch weil uns viele 
Kollegen immer wieder darauf angesprochen haben. 

Zunächst einmal die Unkostenpauschale oder Un-
kostenerstattung. Der deutschen Offentlichkeit, 
meine Damen und Herren, ist oft nicht bekannt, daß 
der einzelne Abgeordnete die Kosten für sein Büro 
hier in Bonn und für sein Büro im Wahlkreis mit 
allem, was dazugehört, selber zu tragen hat. Hier 
haben sich ganz erhebliche Kostensteigerungen er-
geben. Ich denke nur an die Postgebühren, insbeson-
dere an das Porto, das heute ein Vielfaches von dem 
des Jahres 1970 ausmacht, und die Portopreise sol-
len ja alsbald noch steigen. Trotzdem, meine Damen 
und Herren, ist der Betrag der Kostenerstattung 
von 1 200 DM monatlich, der 1970 festgesetzt wurde, 
nicht erhöht worden. 

Das Zweite ist die Reisekostenpauschale. Sie soll 
insbesondere die entstehenden Fahrkosten im Wahl-
kreis und bei den vielfältigen Veranstaltungen, die 
die Mitglieder des Deutschen Bundestages wahrzu-
nehmen haben, decken. Trotz u. a. erheblicher Erhö-
hung der Benzinpreise ist auch hier der Ansatz von 
monatlich 900 DM seit dem 1. Januar 1970 in Kraft. 
Er ist konstant geblieben und wird auch dieses Mal 
nicht erhöht. 

Die Tagegeldpauschale ist der dritte Punkt. Sie 
dient als Tage- und Übernachtungsgeld, da fast alle 
Mitglieder des Bundestages nicht in Bonn zu Hause 
sind. Die Tagegeldpauschale ist somit auch ein not-
wendiger Ausgleich für die Mehrkosten, die bei 
zwei Wohnsitzen entstehen. Ich möchte daran erin-
nern, daß diese Pauschale letztmalig — man höre 
bitte einmal genau hin — am 1. Januar 1964 festge-
setzt wurde. Sie beträgt seitdem 1 000 DM im Monat 
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und ist seit neun Jahren nicht erhöht worden, auch 
diesmal nicht — trotz erheblicher Preissteigerungen. 
Dies alles sage ich nicht, urn etwa Mitleid für 

die finanzielle Lage des einzelnen Abgeordneten 
erheischen zu wollen. Ich weise als Berichterstatter 
nur darauf hin und teile dies auch der Öffentlichkeit 
mit, weil allzuoft der Eindruck verbreitet wird, wir 
seien nicht bereit, stabilitätsgerechtes Verhalten an 
den Tag zu legen. Man kann sicher ohne Übertrei-
bung sagen, daß nicht nur der Deutsche Bundestag 
insgesamt, sondern insbesondere auch seine Mit-
glieder mit den Finanzbeschlüssen eine zurück-
haltende, sparsame und stabilitätskonforme Hal-
tung einnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In der Öffentlichkeit wird in letzter Zeit die 
Steuerfreiheit unserer Diäten diskutiert und häufig 
kritisiert, zumal das Bundesverfassungsgericht in 
einem Beschluß die Auffassung vertreten hat, daß 
die Aufwandsentschädigung der Abgeordneten in 
Bund und Ländern mehr und mehr den Charakter 
einer Besoldung oder eines Gehalts angenommen 
habe. 

Bereits im Jahre 1968 hat es hier eine sehr inten-
sive, aber auch kontroverse Diskussion darüber 
gegeben. So vertrat z. B. damals der damalige Vize-
präsident des Deutschen Bundestages, unser ehe-
maliger Kollege Erwin Schoettle, die Auffassung, 
die Diäten seien kein Gehalt und kein Lohn, son-
dern echte Aufwandsentschädigungen und deshalb 
kraft Gesetzes steuerfrei. 

Zur gleichen Zeit vertrat das Mitglied des Haus-
haltsausschusses, unser Kollege Windelen, die Mei-
nung, das Steuerprinzip beruhe auf dem Grundsatz 
der Leistungsfähigkeit. Eine Besteuerung der Grund-
diäten brächte den Vorteil, die Leistungen nach so-
zialen Gesichtspunkten zu differenzieren: Abgeord-
nete mit geringem oder keinem sonstigen Einkom-
men würden nur gering, Abgeordnete mit hohem 
sonstigen Einkommen dagegen hoch besteuert. Hin-
zu komme auch die Besteuerung der Diäten im Aus-
land. Entsprechende Anträge sind damals ebenfalls 
gestellt worden. 

Ich nenne diese beiden Meinungsäußerungen nur, 
um aufzuzeigen, wie schwierig dieser Gesamtkom-
plex ist. Trotzdem muß möglichst bald eine befrie-
digende Lösung gefunden werden. Daß in allen 
Fraktionen grundsätzlich Bereitschaft für eine 
Diätenbesteuerung besteht, ist deshalb besonders 
hervorzuheben. 

Die Präsidentin des Deutschen Bundestages und 
die Fraktionsvorsitzenden haben gemeinsam ver-
anlaßt, daß eine Kommission des Ältestenrates Vor-
schläge erarbeitet, die eine Lösung der Versteue-
rung der Abgeordnetendiäten herbeiführen sollen. 

Zu unseren Arbeitsbedingungen im Hause gehört 
natürlich — wie immer auch an diesem Tage ein 
kurzes Wort. 

Die Arbeitsbedingungen der Mitglieder des Deut-
schen Bundestages sind auch heute noch nicht zu-
reichend, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ältestenrat und Haushaltsausschuß haben sich wie-
derholt damit befaßt. Die Unterbringung der Ab-
geordneten, ihrer Mitarbeiter, der Mitarbeiter der 
Fraktionen und schließlich auch der Angehörigen 
der Verwaltung weisen erhebliche Mängel aus. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Sehr richtig!) 

Auch der Bau des Neuen Hochhauses im Jahre 
1969 hat die Raumsorgen nicht voll beheben können. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] : Sehr richtig!) 

Noch heute steht für einen Abgeordneten und seine 
Mitarbeiter gemeinsam nur ein Raum von 18 qm 
Größe zur Verfügung. Die starke Belegung des 
Neuen Hochhauses ist allein aus feuerpolizeilichen 
Gründen nicht zu verantworten. Entsprechende Gut-
achten zeigen, daß es bei einem Brand keine Mög-
lichkeit gibt, die Sicherheit aller Mitarbeiter und 
Abgeordneter im Hause zu garantieren. Deshalb 
wurden aus brandschutztechnischer Sicht Maßnah-
men erforderlich. Diese konnten nur durch die An-
mietung des Hauses im Tulpenfeld bewerkstelligt 
werden, das bisher vom innerdeutschen Ministerium 
und vom Wissenschaftsministerium benutzt wird. 

Wir können hier, meine Damen und Herren — ich 
möchte diese Bitte für Sie alle äußern —, nur die 
Bitte an die Raumkommission weitergeben, daß die 
Mehrzahl der Räume den Abgeordneten und ihren 
Mitarbeitern und nicht der Verwaltung zufließt. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

Zur Erhöhung der Sicherheit werden im Laufe des 
Haushaltsjahres außerdem im Neuen Hochhaus 
einige bauliche Maßnahmen notwendig sein. Die Ko-
sten dafür belaufen sich auf 2,3 Millionen DM; sie 
sind unabwendbar. 

Persönlich möchte ich noch einen Satz anfügen, 
den auch der Kollege Franke, mein Vorgänger, im 
vorigen Jahr benutzt hat und der hier hergehört: 
daß bei vorheriger Planung sicher manches von den 
Mehrkosten, die heute in erheblichem Maße auf-
treten, nicht mehr notwendig wäre, wenn sie damals 
berücksichtigt worden wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle einen Punkt an-
sprechen, der, soweit ich die Protokolle habe zurück

-

lesen können, hier seit langem nicht zur Debatte 
stand: die Küchenverhältnisse. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte die Meinung äußern, daß die Küchenver

-

hältnisse im Deutschen Bundestag sehr mißlich sind. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Ich meine auch, daß wir Abgeordnete, unsere Mit-
arbeiter, die Journalisten und die Besucher ein An-
recht darauf haben, schmackhaftes, preiswertes Es-
sen zu erhalten. Das ist wichtig; wer gut arbeiten 
soll, muß auch einigermaßen essen können. 

(Beifall.) 

Meine Damen und Herren, die vielen Klagen bewei-
sen, daß dies zur Zeit nicht der Fall ist. Die Verwal-
tung wurde deshalb vom Haushaltsausschuß beauf-
tragt, bis zur nächsten Etatberatung gutachtlich 
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Alternativen vorzulegen und auch einen Plan über 
die Einführung eines Regiebetriebes oder die ander-
weitige Verpachtung zu erarbeiten. 

Von besonderer Bedeutung für unsere Arbeit im 
Deutschen Bundestag ist das Presse- und Informa-
tionszentrum, das bekanntlich 1970 mit seiner Arbeit 
begann. Diese Arbeit findet in der breiten Offent-
lichkeit und in Fachkreisen verstärkte Beachtung. 
Die durchgeführten und eingeleiteten Maßnahmen 
gehen von einem erheblichen Nachholbedarf aus, 
denn das Interesse an unserer Arbeit wird zum 
Glück immer größer. Nicht nur die Mitglieder des 
Hauses, vielmehr auch der Journalist, der Wissen-
schaftler, aber auch Schüler und überhaupt der 
interessierte Staatsbürger begrüßen heute das ge-
zielte Informationsangebot über das Parlament und 
unsere Arbeit. Das Presse- und Informationszentrum 
des Deutschen Bundestages steht jedem Bürger 
draußen im Lande zur Verfügung und hält für die 
Information des Bürgers Informationsmaterial, 
Faltblätter, Materndienste, Film- und Tonbild-
schauen sowie viele andere Informationsmöglichkei-
ten zur Verfügung. Noch manche Lücke wird es zu 
schließen gelten. In diesem Jahr werden bereits vor-
bereitende Maßnahmen getroffen, um die Offent-
lichkeit 1974 mit dem Anlaß „25 Jahre Deutscher 
Bundestag" zu konfrontieren als einem Ereignis, das 
die längste freiheitlich-demokratische parlamentari-
sche Zeitspanne in der deutschen Geschichte aus-
macht und vor allen Dingen dokumentiert. 

Auch der Besucherdienst des Deutschen Bundes-
tages ist stark intensiviert worden. Jährlich werden 
mehr als 300 000 Besucher gezählt. Für die gesamte 
Öffentlichkeitsarbeit stehen in diesem Haushalts-
jahr 3,2 Millionen DM zur Verfügung. 

Neue Mittel sieht der Haushalt für die Mikro-
verfilmung des Pressearchivs des Deutschen Bun-
destages vor. Hierfür sind 150 000 DM eingestellt. 

Darüber hinaus sollte überlegt werden — lassen 
Sie mich diesen Vorschlag machen —, ob den im 
Bundestag vertretenen Parteien in kommender Zeit 
Mittel zur Verfügung gestellt werden können, mit 
denen die Archivarbeit der Parteien besonders ge-
fördert werden kann, deren Bedeutung unstreitig 
zunehmend größer wird. Ich denke hierbei z. B. an 
die Aufzeichnung der Erfahrung und des Wissens 
derjenigen Kollegen, die dem Bundestag über eine 
lange Zeit angehört haben und die nunmehr zu-
nehmend nicht mehr in der parlamentarischen Ar-
beit stehen. 

Wenn der Bundestag bei seiner Beratung des 
Haushaltsplans seine eigenen Angelegenheiten und 
Probleme erörtert, bedarf ein Thema einer besonde-
ren Hervorhebung: Der Bundestag in Bonn ist auch 
für den Reichstag in Berlin zuständig, nicht nur 
haushaltstechnisch, weil Mittel für den Reichstag 
im Einzelplan des Bundestages ausgewiesen sind, 
sondern vor allem auch politisch, weil der Bundes-
tag mit seinen Organen Präsidium und Ältestenrat 
darüber zu befinden hat, wie dieses Symbol par-
lamentarischer Geschichte und parlamentarischer 
Arbeit — dieses Haus ist schließlich dem deutschen 

Volk gewidmet — seinem Sinngehalt entsprechend 
genutzt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Eine erste Entscheidung darüber ist bereits gefal-
len. Ich freue mich, daß die Präsidentin mit dein 
Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
zu der Auffassung gelangt ist, daß der Reichstag für 
das Abgeordnetenhaus und den Senat von Berlin 
nicht weiter in Betracht gezogen werden kann. Es 
obliegt jetzt dem Präsidium, entsprechend seinem 
grundsätzlichen Beschluß vom Januar dieses Jahres 
abschließend zu befinden, welche Verwendung der 
Reichstag in Berlin im Rahmen unserer parlamenta-
rischen Arbeit finden soll. Nur so werden wir er-
reichen, meine Damen und Herren, daß dieses be-
deutende Haus deutscher Parlamentsgeschichte an 
der Spree in Berlin mit neuem Leben erfüllt und 
nicht entwertet wird. 

Inzwischen hat die Bundestagsverwaltung in ei

-

nem Überlassungsvertrag mit der Finanzverwaltung 
das Reichstagsgebäude voll in ihre Nutzung über-
nommen. Der Reichstag ist damit nach einer 15jäh-
rigen Bauzeit mit einem Kostenaufwand von 
110 Millionen DM wiederhergestellt und steht für 
die parlamentarische Arbeit zur Verfügung. Ich 
danke dem Präsidium dafür, daß es die Übernahme-
modalitäten so zügig abwickeln ließ und inzwischen 
den Fraktionen für ihre Sitzungen im Reichstagsge-
bäude eine feste Anzahl von Räumen zugewiesen 
hat. 

In diesem Zusammenhang erscheint mir beson-
ders erwähnenswert, daß der Reichstag in den letz-
ten Monaten in ständig steigendem Maße von in-
teressierten Bürgern besucht und besichtigt wird. In 
den ersten fünf Monaten dieses Jahres haben sich 
über 25 000 Besucher im Reichstag im Rahmen der 
dort gezeigten Ausstellung über hundert Jahre par-
lamentarischer Geschichte orientieren können. 

Aus Anlaß des 25. Jahrestages der Verabschiedung 
des Grundgesetzes und zur Feier des 25jährigen Be-
stehens der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 
1974 wird die dort gezeigte Ausstellung „Fragen an 
die Deutsche Geschichte" weiterentwickelt und die 
deutsche Geschichte bis zur Gegenwart dargestellt. 
Dafür haben wir schon jetzt die nötigen Haushalts-
mittel im Einzelplan des Bundestages bereitgestellt. 
Durch die besondere Lage des Reichstages im geteil-
ten Deutschland und die in seinen Räumen gezeigte 
Ausstellung ist der Reichstag ein besonderer Kri-
stallisationspunkt deutscher Vergangenheit und 
deutscher Gegenwart. Unter diesem Gesichtspunkt, 
meine Damen und Herren, sollte auch die weitere 
Nutzung des Reichstages gesehen werden. 

Als Berliner Abgeordneter möchte ich eine Bitte 
vortragen: Berlin wird sich sehr freuen, wenn mög-
lichst viele Gremien des Deutschen Bundestages 
häufig — und mehr als in der Vergangenheit 
im Reichstag tagten, um immer wieder zu bekun-
den, daß die parlamentarische Arbeit nicht nur in 
Bonn, sondern auch in Berlin stattfindet. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Am Ende dieses Berichtes bleibt mir nur noch 
eines, was ich in Ihrer Namen sagen möchte. Ich 
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sage den Mitarbeitern der Verwaltung Dank, ins-
besondere den Mitarbeitern, die bei der Aufstellung 
dieses Einzelplans und bei der Vorbereitung dieses 
Berichtes mitgewirkt haben. Ich bedanke mich bei 
allen, die ihre Arbeit für uns so tüchtig leisten und 
hoffe, daß wir auch in Zukunft diese Unterstützung 
erfahren werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. — Bevor wir 
in die Aussprache eintreten, meine Damen und Her-
ren, gebe ich Ihnen das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über Einzelplan 04 — Drucksache 7/724 
— bekannt. An der Abstimmung haben sich 402 
Damen und Herren des Hauses und 20 Berliner Kol-
leginnen und Kollegen beteiligt. Davon haben 230 
Abgeordnete und 13 Berliner Kollegen mit Ja, und 
mit Nein 172 und 7 Berliner Kollegen gestimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 402 und 20 Berliner Abgeordnete; 

davon 

Ja: 230 und 13 Berliner Abgeordnete 

Nein: 172 und 7 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Ahlers 
Amling 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Augstein 
Baack 
Bäuerle 
Barche 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Dr. Beermann 
Behrendt 
Berkhan 
Biermann 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börner 
Frau von Bothmer 
Bredl 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 

Ewen 
Dr. Farthmann 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Friedrich 
Gansel 
Geiger 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Glombig 
Gnädinger 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Dr. Haenschke 
Halfmeier 
Hansen 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Hermsdorf 
Herold 
Höhmann 
Hofmann 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Konrad 

Kratz 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Lambinus 
Lange 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Löbbert 
Lutz 
Mahne 
Marschall 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinicke (Oberhausen) 
Metzger 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Nagel 
Neumann 
Dr. Nölling 
Dr.-Ing. Oetting 
Offergeld 
Freiherr 
Ostmau von der Leye 

Peiter 
Pensky 
Polkehn 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Reiser 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Frau Dr. Riedel-Martiny 
Rohde 
Rosenthal 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Appenweier) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Frau Schimschok 
Schinzel 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Schonhofen 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schweitzer 
Seibert 
Simon 
Simpfendörfer 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Staak (Hamburg) 
Dr. Stienen 
Suck 
Sund 
Frau Dr. Timm  

Tönjes 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vit 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Dr. Wichert 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolf 
Wolfram 
Wrede 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Arndt (Berlin) 
Bühling 
Dr. Dübber 
Egert 
Heyen 
Löffler 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 
Schwedler 
Sieglerschmidt 
Wurche 

FDP 

Baum 
Dr. Böger 
Engelhard 
Ertl 
Flach 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Genscher 
Graaff 
Groß 
Grüner 
Dr. Hirsch 
Hölscher 
Hoffie 
Juno 
Kirst 
Dr. Graf Lambsdorff 
Logemann 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Mertes (Stuttgart) 
Mischnick 
Möllemann 
Moersch 
Öllesch 
Ronneburger 
Scheel 
Schmidt (Kempten) 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Wendig 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 
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CDU/CSU 

von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Baier 
Dr. Becher (Pullach) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
Blumenfeld 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 
Braun 
Breidbach 
Bremer 
Bremm 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Dr. Carstens (Fehmarn) 
Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Dr. Dollinger 
Dreyer 
Eigen 
Eilers (Wilhelmshaven) 
Engelsberger 
Entrup 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Ey 
Ferrang 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
Handlos 
von Hassel 
Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Heck 
Höcherl 
Hösl 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hupka 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Katzer 
Kiep 
Dr. h. c. Kiesinger 
Dr. Klein (Stolberg) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Krampe 
Dr. Kraske 
Dr. Kreile 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kunz (Weiden) 

Lampersbach 
Lenzer 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Maucher 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Mick 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Möller (Lübeck) 
Müller (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Mursch (Soltau-Harburg) 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Röhner 
Rommerskirchen 
Roser 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein

-

Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schedl 
Frau Schleicher 
Schmitt (Lockweiler) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Dr. Schulze-Vorberg 
Seiters 
Sick 
Solke 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stavenhagen 
Frau Stommel 
Stücklen 
Susset 
de Terra 
Thürk 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vehar 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt 
Volmer 
Dr. Waffenschmidt 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 
Dr. Warnke 

Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Windelen 
Wissebach 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Zeyer 
Ziegler 

Dr. Zimmermann 
Zi nk 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Kunz (Berlin) 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Damit, meine Damen und Herren, ist der Einzel-
plan 04 angenommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir treten jetzt in die Einzelaussprache zu Ein-
zelplan 02 ein. Das Wort hat Frau Abgeordnete 
Renger. 

Frau Renger (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Wohl-
rabe hat soeben umfassend den Einzelplan 02 er-
läutert und die Diskussionen wiedergegeben, die im 
Ausschuß über diesen Haushalt stattgefunden ha-
ben. Ich gestehe, daß ich mich wegen der Eigen-
schaft, in der ich sonst dort oben sitze, ein wenig 
zwiespältig fühle, wenn ich jetzt hier unten stehe. 
Manchmal mag es so klingen, als ob der Präsident 
hier spräche; aber ich meine, daß es auch einmal 
erlaubt ist, als Abgeordnete aus dieser Sicht zu 
sprechen, und hoffe, daß es im Einverständnis mit 
dem Hause geschieht. 

Wir sind uns alle bewußt, daß gerade dieser 
Haushaltssplan in besonderem Maße das Interesse 
der Öffentlichkeit findet und daß dieser Haushalts-
plan im besonderen auch der Kritik der Offentlich-
keit ausgesetzt ist. Das ist um so verständlicher, 
meine Damen und Herren, als natürlich wir — der 
Bürger verlangt das von uns — mit den Steuer-
geldern ganz besonders pfleglich umgehen sollten. 
Aber ich meine aus den Ausführungen des Bericht-
erstatters entnehmen zu dürfen, daß wir das in der 
Tat auch getan haben. Manchmal scheint es mir so-
gar so, als ob wir im Interesse der Sache etwas zu 
sparsam sind. 

(Beifall.) 

Ich kann mich aber auch bei der öffentlichen Dis-
kussion des Eindrucks nicht ganz erwehren, daß das 
Verhältnis des Bürgers zu seinem Parlament noch 
kein ganz selbstverständliches ist. Auf der anderen 
Seite habe ich wiederum den Eindruck, daß uns Ab-
geordneten manchmal das notwendige Selbstbe-
wußtsein fehlt, das die Voraussetzung für die Er-
füllung unserer Aufgabe ist. So habe ich in meiner 
langjährigen Abgeordnetentätigkeit feststellen kön-
nen, daß manche Bemühungen, manche Notwendig-
keiten deshalb nicht zum Tragen gekommen sind, 
weil wir vermeintliche Kritik schon vorweggenom-
men und notwendige Dinge, die sich natürlich auch 
finanziell auswirken, nicht durchgesetzt haben. 

Auch dieser Haushaltsplan verbessert die Arbeits-
möglichkeiten der Abgeordneten, sei es in per-
soneller oder in räumlicher Hinsicht, nicht in wün-
schenswerter Weise. Dazu hat der Berichterstatter 
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ausführlich Stellung genommen. Ich muß Ihnen 
sagen, daß es noch längere Zeit dauern wird, bis 
wir in die wünschenswerte Lage versetzt sein wer-
den, unsere Arbeit wirklich so durchführen zu kön-
nen, daß wir unserer Kontrollfunktion voll gerecht 
werden und unseren Aufgabenbereich, den sich 
jeder selbst gesetzt hat, voll bewältigen können. 

(Abg. Josten: Sehr wahr!) 

Ein Parlament, meine Damen und Herren, kostet 
nun einmal Geld, und ich frage mich manchmal, ob 
wir nicht vielleicht doch ein bißchen mehr Öffent-
lichkeitsarbeit leisten könnten. Ich frage mich, 
warum in der Bevölkerung — ich muß hier sehr 
vorsichtig sein, damit ich nicht gleich wieder Briefe 
bekomme; aber vielleicht bekomme ich sie trotz-
dem — zwar selten darüber gesprochen wird, daß 
große Versicherungsbauten, Verwaltungsbauten, 
Verbandshäuser usw. errichtet werden, daß aber 
alles, was das Parlament betrifft, unter eine starke 
Kritik gerät und man manchmal zu wenig Ver-
ständnis für seine großen Aufgaben hat. 

(Beifall.) 

Ich behaupte, daß eine falsch verstandene Zurück-
haltung des Bundestages bei der Erledigung seiner 
Aufgaben sogar einer Art von Pflichtverletzung 
gleichkommen kann. Ein Parlament muß seine ver-
fassungsrechtlichen Kompetenzen wahrnehmen, und 
dazu braucht es eben eine materielle und auch eine 
institutionelle Basis, die wir uns jeweils zu schaffen 
haben. 

Allerdings ist es offensichtlich unser eigenes Ver-
säumnis, wenn es uns immer noch nicht ganz ge-
lungen ist, unseren eigenen Status als Abgeordnete 
zu verdeutlichen. Das ist mir besonders im Zusam-
menhang mit der Diskussion in der Öffentlichkeit 
über die Besteuerung der Abgeordnetendiäten deut-
lich geworden. Hierzu hat auch Herr Kollege Wohl-
rabe ausführlich Stellung genommen. Aber lassen 
Sie mich noch folgendes hinzufügen: 

Abgesehen davon, daß wir dieses Problem bis zur 
Beratung des nächsten Bundeshaushalts lösen wol-
len und so schnell wie irgend möglich gewisse 
Grundsatzentscheidungen treffen müssen, erlaube ich 
mir, darauf hinzuweisen, daß gerade diese Frage 
eine klare Definition der Stellung des Abgeordne-
ten voraussetzt. Es ist üblich geworden, den Abge-
ordneten als Berufspolitiker zu sehen. Für viele Ab-
geordnete trifft das auch für die Zeit einer Legisla-
turperiode voll zu, aber eben nur für diese Zeit, 
meine Damen und Herren. Der Abgeordnete selbst 
trägt das volle politische und materielle Risiko für 
sein Verhalten. Das Mandat ist unabhängig von 
Laufbahn- und Beförderungsrichtlinien. Es muß prin-
zipiell jedem offenstehen, und zwar ungeachtet 
seiner Ausbildung und seiner bisherigen Tätigkeit. 
Es muß durch die Art und die Höhe der Entschädi-
gung Unabhängigkeit und Freiheit im Sinne von 
Art. 38 des Grundgesetzes ermöglichen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Der Abgeordnete ist eben kein Staats- oder Partei

-

funktionär, und wir sollten ihn nicht dazu machen. 
(Beifall. — Abg. Wohlrabe: Kein imperati

-

ves Mandat!) 

Diese Gesichtspunkte, der Anspruch des Abgeord-
neten auf angemessene Gegenleistung und auf Er-
stattung seiner recht erheblichen Unkosten, sind zu 
berücksichtigen und mit der steuerrechtlichen Syste-
matik in Einklang zu bringen. Dies bedarf noch einer 
eingehenden Diskussion, und wir sollten nicht 
Schnelligkeit höher werten als ein sorgfältiges 
Durchdenken des Themas. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Hirsch? 

Frau Renger (SPD) : Aber gerne. 

Dr. Hirsch (FDP) : Frau Präsidentin, sind Sie nicht 
der Auffassung, daß die Höhe der Diäten unabhän-
gig von der Frage ihrer Besteuerung zu beurteilen 
ist? 

Frau Renger (SPD) : Verehrter Herr Kollege, 
Sie haben ja freundlicherweise dem Ausschuß, der 
sich bald damit beschäftigen wird — morgen wer-
den wir zusammenkommen —, einen Entwurf der 
Diätenbesteuerung vorgelegt. Ich glaube, daß hier 
ein Zusammenhang besteht. Wenn wir das Abge-
ordnetenmandat als Beruf ansehen, dann sind daraus 
ganz bestimmte Konsequenzen steuerrechtlicher Art 
abzuleiten. Deswegen meine Ausführungen zu die-
sem Thema. Ich meine, wir sollten ganz sorgfältig 
die eventuellen Konsequenzen erörtern; ich spreche 
hier von der Leibholzschen Auffassung. Wenn wir 
diese Dinge diskutieren, müssen wir wissen, welche 
steuerrechtlichen Konsequenzen möglich sind und 
welche nicht. Nur aus diesem Grunde meine Be-
merkungen zu diesem Thema. Es wäre deshalb be-
grüßenswert, wenn wir uns sehr sorgfältig über 
den Status des Abgeordneten unterhielten. 

Erlauben Sie mir nur eine Bemerkung zu der An-
merkung des Herrn Berichterstatters über den 
Reichstag. Ich bin der Meinung, daß wir in den Frak-
tionen dieses Hauses uns demnächst einmal zu-
sammensetzen sollten, um über die Möglichkeit 
der Verwendung zu sprechen. Ich darf meine Auf-
fassung noch einmal sagen. Dieses Reichstagsge-
bäude muß in der Tat für sinnvolle Aufgaben ge-
nutzt werden. Wie diese ausssehen, sollten wir ge-
meinsam hier erörtern. 

Erlauben Sie mir noch einige wenige Sätze zur 
Parlamentsreform, die ja mit Recht in unseren Über-
legungen einen großen Raum einnimmt. Uns wird 
immer wieder empfohlen, erst einmal ein geschlos-
senes Parlamentsmodell zu erarbeiten, das dann 
durch entsprechende Einzelreformen gleichsam in 
einem Anlauf zu verwirklichen ist. Meine Damen 
und Herren, so kann man es sicherlich nicht sehen. 
Ich glaube, das geht so nicht. Die Festlegung auf 
ein solches, zwangsweise statisches Modell müßte 
sich bald als eine Fessel erweisen, die notwendige 
Entwicklungen verhindert oder sogar das Parlament 
arbeitsunfähig macht. Wir müssen uns politischen 
und gesellschaftlichen Veränderungen jederzeit an-
passen können, und aus diesem Grunde bleibt diese 
Aufgabe eine ständige Aufgabe des Parlaments, und 
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ich bitte noch einmal sehr herzlich, daß wir uns 
alle sehr  nachdrücklich an der Losung dieser Fragen 
beteiligen. Einige unserer Kollegen sind in dieser 
Hinsicht sehr fleißig, und ich glaube, daß uns der 
Kollege Collet wiederum eine gute Anregung gege-
ben hat, deren Realisierung Sie bald zu spüren be-
kommen werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich noch einige kurze Bemerkungen machen, 
die vielleicht im Zusammenhang mit dem ganzen 
großen Haushalt nicht so bedeutsam erscheinen. 
Aber ich möchte mir die Gelegenheit nicht ent-
gehen lassen, hier einmal über das zu sprechen, was 
ich so gern sagen möchte und was ich dort oben 
nicht sagen darf. Wir haben uns in unserer Ge-
schäftsordnung selbst Regeln gegeben, die wir auch 
einhalten sollten. Bei vielen Reden liegt die Würze 
in der Kürze — ich werde mich beeilen. Wenn wir 
unser großes Arbeitspensum bewältigen und auch 
möglichst vielen Kollegen in Rede und Gegenrede 
Gelegenheit geben wollen, ihren Standpunkt im Ple-
num zu vertreten, sollten wir die 15-Minuten-Rede 
wirklich zur Regel werden lassen 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

und gemäß § 39 der Geschäftsordnung die dort vor-
gesehene Ausnahme auch wirklich eine Ausnahme 
sein lassen. 

Die Bereitschaft zur Einhaltung solcher Regeln ist 
doch immer auch ein Ausdruck der Achtung vor 
dem Recht des anderen oder der anderen Fraktion, 
so unwesentlich dies vielleicht im einzelnen erschei-
nen mag. Das trifft auch solche Dinge wie die Tat-
sache, daß der Berichterstatter eben der Bericht-
erstatter ist — wie wir es eben gehört haben — und 
daß Erklärungen Erklärungen bleiben und nicht zu 
Diskussionsreden ausgeweitet werden. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir alle 
sollten uns bemühen, im Interesse des Bürgers, dem 
wir ein Mittler sein sollen, ein Mittler zwischen der 
Politik in diesem Haus und den Interessen des Bür-
gers, hier auch einen Stil zu verwirklichen, der uns 
allen draußen die nötige Achtung verschafft. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Collet. 

Collet (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich darf vielleicht zu-
nächst bemerken, daß ich nicht im Auftrag meiner 
Fraktion spreche, daß ich aber doch davon aus-
gehe, daß das, was ich zu sagen beabsichtige, nicht 
im Widerspruch zu den Vorstellungen der Mehrheit 
der Kollegen meiner Fraktion, aber auch nicht im 
Widerspruch zu den Vorstellungen der Kollegen 
anderer Fraktionen steht. 

Ich habe bei der Lesung des Einzelplans 02 im 
Jahre 1971 erwähnt, daß wir das Jahr 1969 sehr 
gut abgeschlossen haben und daß wir uns dort 
endlich durchgerungen hatten, eine Anzahl von 
Reformen für den Deutschen Bundestag durchzu-
führen. Das war im Sande steckengeblieben, viel

-

leicht auch bedingt durch die besonderen Verhält-
nisse des 6. Deutschen Bundestages und seiner da-
maligen Mehrheiten. Aber ich meine, daß wir jetzt 
die Möglichkeit haben, das wieder aufzugreifen was 
wir 1969 zwar unfertig, aber doch mit gewissen Teil-
erfolgen hinterlassen haben. 

Ich darf zunächst die Frage der Rechte des Pe-
titionsausschusses ansprechen. Auch das gehört ja 
zum Einzelplan 02. Zum drittenmal haben wir nun 
eine diesbezügliche Vorlage in erster Lesung be-
handelt. Ich darf doch hoffen, daß wir jetzt und 
nicht erst zum Ende der Legislaturperiode dazu 
kommen werden, endlich die Rechte des Petitions-
ausschusses durch Gesetz in dritter Lesung zu er-
weitern. 

Ich sage das mit besonderem Blick auf Rheinland-
Pfalz und möchte bei dieser Gelegenheit hier meiner 
Kritik Ausdruck geben. Dort ist man im Augenblick 
dabei, in der Gesetzgebung einen Ombudsmann zu 
schaffen, und man ist sehr stolz darauf. Das ist keine 
einseitige Kritik; auch meine Parteifreunde dort 
haben in dieser Richtung gearbeitet. 

(Abg. Dr. Marx: Und waren jene, die stän

-

dig das Erstgeburtsrecht auf den Vorschlag 
in Mainz beanspruchen!) 

Ich darf Ihnen sagen, daß ich das für falsch halte, 
und darf das begründen. 

Man hat sich hierbei immer auf schwedische Bei-
spiele bezogen. Es gibt dort keinen Stadtrechts-
ausschuß, keinen Kreisrechtsausschuß, kein Ver-
waltungsgericht in der Form, wie wir es hier haben. 
Dort haben wir einfach eine andere Situation. Ich 
meine, wir sollten uns als Abgeordnete nicht vor 
unseren Pflichten drücken wollen. Was will ich da-
mit sagen? Neben den Fragen der Gesetzgebung, der 
Regierungsbildung und der Kontrolle der Regierung 
müssen wir die Anlaufstelle der Bürger im Lande 
sein. Gerade dann und solange es noch viele gibt, 
'die  lieber zum sogenannten Neutralen gehen, ist es 
falsch, wenn wir eine weitere Behörde schaffen wol-
len. Hier ist es meiner Meinung nach richtig, wenn 
gesagt wird — das kann ich aus eigenen leidvollen 
Erfahrungen bestätigen —, daß wir das nicht schaf-
fen können. Dann müssen wir die Arbeitsbedingun-
gen so gestalten, daß wir diese Aufgabe, Petitions-
behörde, also Anlaufstelle der Bürger zu sein, selber 
voll wahrnehmen können. 

(Beifall.) 

Ich wäre froh, wenn sich in allen Parteien noch 
welche fänden, die in Gesprächen mit ihren jeweili-
gen Parteifreunden in Rheinland-Pfalz dieses Pro-
blem noch einmal zur Diskussion stellen wollten. 

Nun darf ich die Gelegenheit nutzen und mich 
zunächst bei der verehrten Frau Präsidentin bedan-
ken, daß das, was ich 1971 von dieser Stelle aus 
angeregt habe, in den nächsten Tagen Wirklichkeit 
wird. Um was handelt es sich? Ich hatte damals an-
geregt, daß wir dieses neue Hilfsmittel erarbeiten, 
an dem ich mitbeteiligt war. Ich darf mich bedanken 
bei den Herren der Wissenschaftlichen Dienste, ins-
besondere auch des Archivs und der Arbeitsgruppe 
EDV. Meine Damen und Herren, Sie werden eine 
Loseblattsammlung bekommen — der Brief ist un- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 44. Sitzung. Bonn, Montag, den 18. Juni 1973 	2517 

Collet 

terwegs; die letzten Besprechungen haben statt-
gefunden —, mit Kurzangaben für jedes Gesetz: 
seinen Titel, die Kurzbezeichnung; wer es ein-
gebracht hat; ob es zustimmungsbedürftig ist; einige 
Schlagwörter; vier bis fünf Zeilen Inhalt; den Gang 
der Gesetzgebung, Angaben darüber, wo es jetzt 
liegt, ob im Bundesrat oder im Ausschuß. Sie kön-
nen auf Grund einer einfachen Suchmethode sofort 
jedes Gesetz finden, die Drucksachennummer und 
den jetzigen Stand, wo es sich befindet. Es wird 
Ihnen also nicht mehr passieren, daß Sie vor der 
Frage stehen: Haben wir das schon verabschiedet, 
war das erst im Ausschuß, wie sieht das aus? Das 
wird Ihnen also zugehen. Ich darf mich dafür be-
danken, daß das nun verwirklicht wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gestat-
ten Sie mir noch eine Bemerkung zur Frage des 
Vorblatts. Ich hatte dieses Problem in wenigen Wor-
ten schon einmal angesprochen, nachdem ich 1967/68 
dieses Vorblatt angeregt hatte. Herr Präsident von 
Hassel, bei dem ich mich 1971 dafür bedankt hatte, 
hat es dann eingeführt. Ich habe trotzdem eine Kri-
tik anzubringen. Es wäre notwendig, daß der Text 
nicht nur von dem zuständigen Fachmann im Aus-
schuß verfaßt wird, sondern ein weiterer Beamter 
des Hauses, der nicht betriebsblind ist, sollte den 
Text des Vorblattes noch einmal daraufhin über-
prüfen, ob ihn derjenige versteht, der nicht in die-
sem Ausschuß mitarbeitet. Es ist nicht jedes Vor-
blatt immer verständlich. 

Beides führt, wie ich meine, dazu, daß wir uns 
manchen Arbeitsgang sparen können und Zeit ge-
winnen, die wir dringend für andere Arbeit brau-
chen. 

Ich darf mich dafür bedanken, daß die Frau Präsi-
dentin angeregt hat, die Redezeit in Zukunft etwas 
besser zu handhaben. Ich glaube, dafür haben wir 
alle miteinander quer durch die Fraktionen 1969 ge-
kämpft. Wir alle sind diejenigen, die ihre eigenen 
Beschlüsse nicht einhalten und meinen, daß man un-
bedingt diese Zeit überschreiten muß. 

In diesen Zusammenhang gehört auch ein wei-
terer Beschluß, der immer wieder übersehen wird, 
nämlich der Beschluß des Ableseverbots. Wenn wir 
das Interesse des Bürgers am Parlament fördern 
wollen, dürfen wir nicht mit vorgefertigten Reden, 
die wir schon der Verbandspresse gegeben haben, 
damit die sie abdrucken kann, hierherkommen, son-
dern wir müssen einander zuhören und dann ant-
worten. 

(Beifall.) 

Ich darf Sie, meine sehr verehrten Kolleginnen 
und  Kollegen, abschließend bitten, daß wir mitein-
ander dazu beitragen   ich möchte es wiederholen 
, unsere guten Ansätze von 1969 fortzusetzen, da-

mit wir am Ende dieser Legislaturperiode sagen 
können: Wir haben einiges für uns und damit auch 
für das Verhältnis Bürger und Parlament geleistet. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe ,die allgemeine Aussprache. 

Änderungsanträge sind nicht gestellt. 

Wer dem Einzelplan 02 in der vorgelegten Fas-
sung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr auf: 

Einzelplan 05 
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 
— Drucksache 7/725 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bußmann 

Ich frage zunächst den Herrn Berichterstatter, 
Herrn Dr. Bußmann, ob er das Wort wünscht. — Der 
Herr Berichterstatter will den schriftlichen Bericht 
nicht ergänzen. 

Ich danke ihm und eröffne die allgemeine Aus-
sprache. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn ich das, was der Herr 
Kollege Hermsdorf ausgeführt hat, mit dem ver-
binde, was der amtierende Präsident vor einer hal-
ben Stunde gesagt hat, so scheint es mir, daß unsere 
Beratungszeit sehr knapp bemessen ist. Ich will 
diese Mahnung wirklich beherzigen und nur wenige 
Bemerkungen zum Einzelplan 05 machen. 

Ich möchte vorausschicken, daß es im Grunde be-
dauerlich ist, daß wir auch nicht einmal innerhalb 
eines Jahres, nämlich bei der Beratung des Haus-
haltsplanes, in die Situation kommen, weniger über 
Außenpolitik zu debattieren — das kann man bei 
diesem Plan sowieso nur teilweise, da erhebliche 
Teile der Außenpolitik im Bundeskanzleramt ge-
macht werden — als vielmehr über die Organisation 
und die Struktur des Auswärtigen Dienstes. Ich 
meine, es ist wirklich Zeit, daß die Bundesregierung 
diesem Hause einen Bericht darüber vorlegt, wie 
weit sie inzwischen bezüglich der Ausführung der im 
Bericht der Kommission für die Reform des Auswär-
tigen Dienstes gemachten Vorschläge gekommen ist. 
Diese Reformkommission hat in ihrem Bericht ge-
sagt, sie erwarte, daß die Bundesregierung einen 
Bericht darüber vorlege, welche Konsequenzen sie 
aus diesem Reformbericht zu ziehen gedenke. Da der 
Reformbericht im März 1971 vorgelegt worden ist, 
hatten wir inzwischen mehr als zwei Jahre Zeit, dar-
über nachzudenken. Ich befinde mich in meiner Auf-
fassung gar nicht allein, sondern, ich glaube, über-
all im Hause wird der Bericht von einem erheblichen 
Teil derjenigen, die ihn gelesen haben, für gut und 
der Beachtung wert gefunden. Ich möchte also an-
regen, daß uns die Bundesregierung in nächster Zeit, 
nicht erst am Sankt-Nimmerleins-Tag, einmal dar-
über berichtet, welche Konsequenzen sie aus dem 
Reformbericht gezogen hat oder noch zu ziehen ge-
denkt. Ich sage das auch deshalb, weil man in der 
Gestaltung des Haushaltsplans 05 davon bisher 
kaum Ansätze zu verspüren vermag. 

Lassen Sie mich dazu aber wenigstens drei Berner-
kungen machen. 
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Erstens werden in diesem Reformbericht sehr nach-

drücklich eine Auflösung kleiner oder Kleinstvertre-
tungen und eine Zusammenfassung zu größeren Ver-
tretungen, unter Umständen für mehrere Staaten 
oder Regionen, angeregt. Das wird mit einer not-
wendigen Konzentrierung und der besseren Qualität 
des Personals in einer größeren Vertretung begrün-
det. Wir halten sehr viel davon, mußten jedoch bei 
den Haushaltsberatungen eigentlich mit einigem Er-
staunen feststellen Kollege Bußmann hat darauf 
dankenswerterweise aufmerksam gemacht —, daß 
trotz dieser Empfehlung noch der Versuch gemacht 
worden ist, Kleinstvertretungen neu zu bauen. 

Eine zweite Empfehlung des Reformberichts scheint 
mir sehr wichtig und der Verfolgung wert zu sein, 
nämlich eine Verstärkung des mittleren und des ge-
hobenen Dienstes. In diesem Zusammenhang er-
wähne ich das Konsulargesetz, das nach jahrelangen 
Beratungen inzwischen als Entwurf vorliegt. Es wäre 
zu wünschen, daß dieser Entwurf rasch beraten und 
verabschiedet wird und wir schon beim Haushalt 
1974 weitere Konsequenzen für den Einzelplan 05 
absehen können. 

Eine dritte Bemerkung zu den Baumaßnahmen im 
Ausland, soweit sie Vertretungen betreffen. Mir 
scheint es besser zu sein, eigene Dienstgebäude für 
die Vertretungen zu errichten, als Gebäude anzu-
mieten. In einigen Fällen mußten wir feststellen, daß 
die Miete weniger Jahre zur Erstellung eines eige-
nen Dienstgebäudes ausgereicht hätte. Ich glaube, 
dies wäre aus rein praktischen Erwägungen besser, 
als die Methode des Anmietens in extenso weiter zu 
praktizieren. 

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zur aus-
wärtigen Kulturpolitik machen. Mir scheint auch bei 
Durchsicht des diesjährigen Haushaltsplans die aus-
wärtige Kulturpolitik in ihrer Bedeutung von der Re-
gierung wiederum unterschätzt worden zu sein. Das 
kann man nicht nur aus der Steigerungsrate ersehen, 
die kaum ausreicht, die Kostensteigerungen aufzu-
fangen, und nichts für die Entfaltung weiterer Tätig-
keit hergibt, die wir, wie mir scheint, bitter nötig 
hätten. 

Auch hierzu gibt es inzwischen wenigstens einen 
Zwischenbericht der Enquetekommission. Von Jahr 
zu Jahr haben wir eigentlich den Eindruck, als ob 
wir von den ersten Gedanken des Herrn Dahren-
dorf, als er noch Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des Auswärtigen war und sich 
insbesondere der auswärtigen Kulturpolitik widmen 
wollte, über das Peisert-Gutachten wie über Über-
legungen im eigenen Hause bis zu dem jetzigen 
Bericht der Enquetekommission immer wieder ver-
tröstet werden. Man sagt, man müsse abwarten, bis 
ein endgültiges Ergebnis vorliege. 

Mir scheint in dem Zwischenbericht der Enquete-
kommission eine Fülle bemerkenswerter und der 
Beachtung würdiger Anregungen enthalten zu sein. 

Eine davon möchte ich herausgreifen und an den 
Anfang stellen. Es ist die Feststellung, daß der Lei-
ter der Abteilung für auswärtige Kulturpolitik im 
Auswärtigen Amt tunlichst ein Staatssekretär sein 
sollte. Das wird damit begründet, daß ein Staats-

sekretär als Leiter dieser außerordentlich wichtigen 
Abteilung als Gesprächspartner mit anderen Res-
sorts vielleicht doch ein größeres Durchsetzungs-
vermögen hätte. Wenn man nämlich bedenkt, daß 
sich im Bundeshaushalt bei etwa zehn verschiede-
nen Ressorts Ansätze finden, die mit Aktivitäten in 
der auswärtigen Kulturpolitik zu tun haben, und 
dazu die Fülle verschiedener Mittlerorganisationen 
hinzurechnet, dann wird offensichtlich, daß eine 
wesentliche Aufgabe der auswärtigen Kulturpolitik 
im eigenen Hause die Koordination und die Kon-
zentration sein muß. 

Niemand in diesem Hause hat je Außenpolitik 
anders verstanden als Politik zur Sicherung des 
Friedens. Gerade weil das so ist, kommt der aus-
wärtigen Kulturpolitik eine ganz besonders hohe 
Bedeutung zu, die ihr aber im Rahmen der Außen-
politik dieser Regierung — man muß sich daran 
erinnern, daß der Außenminister seit sechs Jahren 
von der SPD oder der FDP gestellt wird — offenbar 
nicht beigemessen wird. Wie, meine Damen und 
Herren, sollten wir denn im Ausland besser deut-
lich machen können, daß für uns Außenpolitik Frie-
denspolitik ist, als gerade in dem, was wir in der 
auswärtigen Kulturpolitik tun? 

Daraus müßte eine verstärkte, gezielte Tätigkeit 
resultieren, insbesondere weil man in vielen Län-
dern einen besonderen Bedarf, ein steigendes Inter-
esse, eine steigende Nachfrage feststellen kann, ins-
besondere nach mehr Austausch von jungen Men-
schen, von Studenten, von Wissenschaftlern, von 
Künstlern. 

Wir möchten deshalb die Regierung ermutigen, 
im Haushalt des Jahres 1974 die Aktivitäten der 
auswärtigen Kulturpolitik insbesondere in zwei Re-
gionen zu verstärken: 

Einmal in den Vereinigten Staaten. Hier könnte 
man überlegen — ich meine, das sollte man ernst-
haft tun —, wie man einen Teil der Mittel, die wir 
an dort heimische Institutionen geben, reduziert und 
auf eigene Institutionen verlagert. Es wäre sicher 
für uns von großem Vorteil und käme dem Inter-
esse in den amerikanischen Staaten entgegen, wenn 
wir an mehreren Plätzen, an denen sie noch nicht 
vorhanden sind, funktionierende Büros des Goethe

-

Instituts einrichteten. Ein besonderes Augenmerk 
könnte durch diese Büros dem notwendigen Teacher-
Training gewidmet werden. 

Ein zweiter Schwerpunkt — so scheint mir — ist 
notwendigerweise das Gebiet der Ostblockländer. 
Hier möchten wir anregen, daß schon vorhandene 
oder überlegte und auf uns zukommende Interessen 
dortiger und hiesiger Universitäten und Universi-
tätsinstitute dadurch befriedigt werden, daß wir in 
den Haushalt 1974 einen Betrag für Universitäts-
partnerschaften einsetzen. Nach meinen Überlegun-
gen würde ein Betrag bis etwa an eine Million DM 
den Bedarf für mehrere Jahre decken. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Sehr gut!) 
In diesem Zusammenhang, meine Damen und Her-

ren, erlauben Sie mir eine weitere Anregung. Mir 
scheint es notwendig, nicht zu warten, bis wir ir-
gendwelche abschließenden Bemerkungen oder Fest- 
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stellungen der Enquete-Kommission vor uns haben, 
sondern jetzt schon zu beginnen, soweit auswärtige 
Kulturpolitik nicht kontrovers ist — und sie ist es 
im Grunde ja nicht —, eine mehrjährige, gezieltere 
Planung vorzunehmen, damit wir Aktivitäten auf 
längere Zeit entwickeln können. Man kann in der 
auswärtigen Kulturpolitik nicht von Jahr zu Jahr 
planen und durchführen, sondern man muß eine 
längerfristige Planung haben. Hier möchten wir die 
Kulturabteilung sehr nachdrücklich in ihrem Be-
mühen unterstützen, die dort schon vorliegenden 
Planungen zu verstärken. 

Lassen Sie mich noch eine weitere Verstärkung 
der Aktivität im Rahmen der auswärtigen Kultur-
politik ansprechen. So notwendig, meine Damen und 
Herren, repräsentative Gastspiele in großen Städten 
des Auslandes durch die Berliner Philharmoniker 
oder das Stuttgarter Balett oder herausragende 
Orchester oder Bühnen in der Bundesrepublik sind  
— das allein reicht nicht, sondern wir müssen hier 
die Breite der Menschen in fremden Ländern errei-
chen, und dazu sollten wir kleinere Ensembles quali-
fizierter Orchester und Chöre sowie Dichterlesungen 
in vermehrter Zahl anbieten. Wir sollten auch nicht 
vergessen, daß die Darstellung des täglichen Lebens 
in der Bundesrepublik eine außerordentlich inter-
essante und wichtige Aufgabe ist. 

Meine Damen und Herren, Außenpolitik mag 
kontrovers geführt werden müssen. Auswärtige 
Kulturpolitik sollten wir tunlichst gemeinsam ma-
chen. Ich bin dankbar, daß das bisher gelungen ist, 
und ich möchte hoffen, daß das auch für die Zukunft 
so bleiben wird. Unsere Mitarbeit — das wissen 
Sie — ist eine Gewähr dafür, daß das so bleiben 
kann. 

Lassen Sie mich zum Schluß zum Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
7/808 Stellung nehmen. Mir scheint es ein Kuriosum 
zu sein, daß wir in der Bundesregierung ein Ministe-
rium vorfinden, daß dem Außenminister, aber in 
seiner Eigenschaft als Stellvertreter des Bundes-
kanzlers, ein Sonderminister zugeordnet worden ist. 
Trotz allem meinem Bemühen konnte ich keinen 
Aufgabenkatalog für das Ministerium finden. Mir 
scheint, daß das eine Folge der Koalitionsarithmetik 
ist und nichts anderes, der Koalitionsarithmetik 
einer Regierung, die mit dem Versprechen der Ein-
sparung, der Konzentration, der Reduzierung von 
Ministerien Wahlkampf gemacht hat. So wie wir 
heute mehrmals beklagen mußten, daß der schim-
mernde Mantel der moralischen Integrität sehr bald 
fadenscheinig geworden ist, 

(Abg. Haase [Kassel] : Durchlöchert!) 

so ist auch dieses Versprechen eigentlich schon mit 
der Regierungsbildung als ein frommes, aber nicht 
wahrhaftig erzähltes Märchen deutlich geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Beschauer der Bonner Szene, der sich daran 
erinnert, was vor der Wahl so lauthals als Besse-
rung gelobt wurde, und die Realität heute sieht, 
ist doch enttäuscht und wendet sich ab. 

(Abg Haehser: Das hätten Sie gern!) 

— Nein, das ist so, Herr Kollege Haehser. Sie wären 
viel weniger bedrückt und traurig über Ihre eigene 
Präsentation in diesem Parlament, wenn Sie nicht so 
genau wüßten, daß ich in dem Punkt recht habe. 
Darunter leiden Sie doch, wir ja nicht. Aber wir 
wollen Ihnen, Herr Kollege Haehser, und der Koali-
tion Gelegenheit geben, dieses ramponierte Ansehen 
so ein kleines bißchen wiederherzustellen. Wir 
geben Ihnen die Chance, die Streichung dieses Mini-
steriums mit uns zu vollziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, damit ist zugleich der 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 7/808 begründet. 

Das Wort hat jetzt der Herr Abgeordnete Dr. 
Bußmann. 

Dr. Bußmann (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Picard 
hat zu Anfang seiner Ausführungen Anregungen 
gegeben und Fragestellungen aufgeworfen, die wohl 
vom ganzen Haus getragen werden, weil sie in 
sich schlüssig und sinnvoll waren. Natürlich müssen 
wir uns alle darum bemühen, den Bericht zur Reform 
des auswärtigen Dienstes dadurch mit Leben zu er-
füllen, daß er bei uns ständig mitbehandelt und in-
dem die Regierung ständig darauf hingewiesen wird, 
daß es gilt, hier zügig voranzugehen. Wir haben als 
Parlament hier allerdings auch unsere eigene Ver-
pflichtung. 

Zum guten Teil hängt die Erfüllung des Reform-
berichtes davon ab, daß unsere Gesetzgebung damit 
Zug um Zug einhergeht. Ich meine insbesondere das 
Konsulargesetz. Solange das Konsulargesetz nicht 
verabschiedet ist, können viele Aufgaben, die heute 
in unseren auswärtigen Vertretungen von den Be-
amten des höheren Dienstes wahrgenommen werden, 
nicht von denen des mittleren und gehobenen Dien-
stes wahrgenommen werden, weil ihnen einfach die 
dazugehörigen Rechte fehlen. Wir müssen ihnen 
diese Rechte übertragen. 

Dann sollte auch die Reorganisation der Botschaf-
ten beginnen, von der Herr Picard ebenfalls gespro-
chen hat. Ich glaube, die Reorganisation hätte dem 
auswärtigen Dienst — auch im Hinblick auf eine 
größere Spezialisierung etwa im Regional- und 
Gruppenbotschaften — außerordentlich gut hinsicht-
lich seiner Qualifikation, aber auch hinsichtlich sei-
ner Erhaltung als eigenständige und wichtige In-
stitution der Regierungspolitik. Sonst nämlich, Herr 
Minister, läuft der auswärtige Dienst wahrschein-
lich Gefahr, daß immer mehr Spezialbeamte, Spe-
zialinstitutionen neben dem Auswärtigen Dienst 
und innerhalb seines Aufgabenbereiches tätig wer-
den als Entwicklungsattachés, als Wissenschafts-
attachés, als Landwirtschaftsattachés, von allen 
möglichen Häusern abgeordnet und zum Teil mit 
Aufgabenstellungen betraut, die eigentlich in den 
großen Bereich der auswärtigen Vertretungen fie-
len. Ich fände diese Aufsplitterung nicht mehr gut. 
Deshalb sollten wir gemeinsam versuchen, eine 
Richtung einzuschlagen- die einen qualifizierten aus- 
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wärtigen Dienst sichert und gleichzeitig dafür sorgt, 
daß der auswärtige Dienst uns in jeder Hinsicht im 
Ausland sinnvoll vertritt. 

Mir mag noch die Bemerkung gestattet sein, daß 
für den auswärtigen Dienst natürlich auch die 
Maxime der Bescheidenheit zu gelten hat. Es ist 
durchaus nicht angebracht, daß viele Leiter von 
Auslandsvertretungen auf dem Standpunkt stehen: 
Wenn die Bundesrepublik im Ausland repräsentiert 
werde, dann müsse die Residenz den drei- oder vier-
fachen Umfang haben wie das Haus des Bundes-
kanzlers oder zumindest wie das Haus des Bundes-
außenministers, möglichst aber wie das Palais 
Schaumburg. Stilvolle Bescheidenheit täte hier 
manchmal gut. Vielleicht ist auch hier das Plenum 
der richtige Ort, um daran zu erinnern. Aber in die-
sen Fragen sind wir nicht strittig. 

Strittig sind wir in diesem Hause in jenem letz-
ten Teil der Ausführungen des Kollegen Picard, in 
dem er den Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf 
Änderung des Einzelplans 05, soweit hier Kap. 05 05 
betroffen ist, begründet hat. Ich darf daran erinnern, 
daß der Herr Bundeskanzler bei der Regierungs-
bildung zur Intensivierung der Zusammenarbeit bei 
ressortübergreifenden Aufgaben Bundesminister für 
besondere Aufgaben in sein Kabinett berufen hat. 
Im Anschluß daran hat er Professor Maihofer im 
Laufe dieses Frühjahrs damit beauftragt, sich mit 
der Koordinierung der ressortübergreifenden Fra-
gen der Vermögensbildung zu beschäftigen und ihn 
in diesem Zusammenhang in einem am 25. Mai 1973 
neugebildeten Kabinettsausschuß als beauftragten 
Vorsitzenden ernannt. Hier ist die Aufgabe des Mi-
nisteriums Maihofer und dieses Ministers umrissen. 
Man kann ruhig nachdenklich fragen: ist das alles 
sinnvoll? Die Frage ist selbstverständlich erlaubt. 
Wenn man diese Frage stellt, sollte man sich aller-
dings auch zurückerinnern. Dann soll man sich ruhig 
zurückerinnern und Namen aufwerfen wie Schäfer, 
Waldemar Kraft und in anderem Zusammenhang 
Namen wie der ehemaligen Kollegen Tillmanns und 
Krone. Auch hier haben bestimmte Erwägungen 
eine Rolle gespielt. Insbesondere wenn wir den 
Namen ,des ehemaligen Ministers Krone hier in die 
Debatte werfen, wissen wir, daß auch der Minister 
Krone eine ressortübergreifende Aufgabe zugeteilt 
bekam, nämlich Vorsitzender des Bundesverteidi-
gungsrates zu sein. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Aber sie 
war inhaltlich genau beschrieben!) 

Er hat diese Aufgabe wahrgenommen. Ich glaube, 
im Grunde genommen hat sich das damals gar nicht 
schlecht bewährt. Noch viel besser hätte sich das 
damals bewährt, wenn sich Altbundeskanzler Kon-
rad Adenauer immer an die Ratschläge dieses er-
fahrenen Mannes gehalten hätte. Dann wären wir 
wahrscheinlich nicht in jenes Dilemma gekommen, 
das von 1965 bis 1967 die deutsche Politik bestimmt 
hat. Hier hat man sich nicht in ausreichendem Maße 
an den fachlichen Rat und an die Gedankenarbeit 
eines nicht ressortgebundenen Ministers gehalten. 
Wir möchten das tun, und gerade die Kompliziert-
heit der Aufgabe der Vermögensbildung macht es 
nach unserer Meinung durchaus sinnvoll, hier einen 

Minister einzusetzen, der diese besondere Aufgabe 
wahrnimmt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Kollegen Mertes. 

Dr. Bußmann (SPD): Ja, bitte. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege, wollen Sie damit sagen, daß der Bundes-
minister für besondere Aufgaben auf den Rat und 
die Weisungen des Bundesministers des Auswär-
tigen hören soll? 

Dr. Bußmann (SPD) : Der Rat, der in dem Ge-
biet, wo dieser Minister mit seinem Sachverstand 
zuständig sein wird, von diesem Minister erteilt 
wird, wird sicherlich von großem Wert für die ganze 
Regierung sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP.) 

Wir wissen selbst — das ist heute morgen hier auch 
angesprochen worden —, daß es eine ganze Menge 
Probleme gerade auf diesem Gebiet innerhalb der 
Koalition gibt, wo die Meinungen nicht voll über-
einstimmen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Ich würde 
das begrüßen!) 

In dem Sinne begrüße ich das im Grunde genom-
men ebenso, wie Sie das hier getan haben. 

Deshalb möchte ich darum bitten, dem Antrag 
der CDU/CSU auf Streichung des Kap. 05 05 nicht 
zu folgen, sondern es bei dem vom Haushalts-
ausschuß vorgelegten Antrag zu belassen und den 
Einzelplan 05 in unveränderter Form zu verab-
schieden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Bangemann. 

Dr. Bangemann (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wie gut muß eigentlich die 
auswärtige Politik sein, die dieser Minister betreibt, 
wenn die einzige Kritik, die die Opposition daran 
übt, sich auf die Reform des Auswärtigen Dienstes 
und die auswärtige Kulturpolitik bezieht?! Das ist 
eine Frage, die Sie sich ja wohl gefallen lassen müs-
sen. Denn im Prinzip ist natürlich die Aussage 

(Abg. Dr. Althammer meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— gestatten Sie, Herr Kollege, daß ich vielleicht die 
ersten zehn Sätze zu Ende bringe, bevor Sie eine 
Zwischenfrage stellen —, die auswärtige Politik 
sei von dem Einverständnis des ganzen Hauses ge-
tragen, sie sei Politik zur Sicherung des Friedens, 
genau das, was eben nicht ausreicht für eine Oppo-
sitionshaltung. Sie müssen dann eben entweder 
sagen, Sie folgen unter diesem Grundsatz auch dem, 
was die Regierungsparteien an einzelnen konkreten 
Maßnahmen vorschlagen — dann ist das gehaltvoll 
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und kann akzeptiert werden —, oder, wenn Sie das 
nicht tun — und Sie tun es ja offenbar nicht, denn 
Sie benutzen ja alles Denkbare und Mögliche, um 
diese Politik zu diskutieren —, dann müssen Sie 
eben konkrete Alternativen vorlegen und dürfen 
sich nicht damit begnügen, einfach zu sagen: wir 
sind mit euch gemeinsam für den Frieden. Das ist 
keine Opposition und dient nicht dem, was wir hier 
diskutieren müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Bangemann, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Picard? 

Dr. Bangemann (FDP) : Obwohl ich erst beim 
fünften Satz bin, bitte sehr. 

Picard (CDU/CSU) : Ich weiß nicht, Sie zählen 
besser, Herr Kollege. Lassen wir es beim fünften 
Satz! Ich bin dankbar für die Möglichkeit einer Zwi-
schenfrage. Sollte Ihnen entgangen sein, Herr Kol-
lege Bangemann, daß ich unterschieden habe zwi-
schen der Außenpolitik und der auswärtigen Kultur-
politik? Sollte Ihnen zweitens entgangen sein, daß 
ich gesagt habe, — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Picard, ich muß ihnen zu meinem Be-
dauern sagen: Sie haben nur eine Zwischenfrage. 
Sie haben die Möglichkeit, dann wieder an das 
Mikrophon zu gehen. 

Dr. Bangemann (FDP) : Herr Kollege, ich habe 
mit großer Aufmerksamkeit das verfolgt, was Sie 
gesagt haben. Ich bin allerdings nicht ganz sicher, 
ob Sie mit der gleichen Aufmerksamkeit auch die 
Politik verfolgt haben, die im Auswärtigen Amt 
betrieben worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn sonst hätte Ihnen nicht entgehen können, daß 
dieses Ministerium nicht seit sechs Jahren von einem 
FDP-Mann geleitet wird. Das hätte Ihnen auffallen 
müssen. Das ist offenbar ein Zeichen dafür, daß 
Sie Ihre ganze Aufmerksamkeit auf die Kultur kon-
zentriert haben, was ich Ihnen überhaupt nicht übel-
nehme. Ich finde es immer sehr gut, wenn man sich 
auf Kultur konzentriert. Aber das ist eben nicht der 
ganze Bereich der Außenpolitik. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Haben Sie 
Herrn Carstens nicht gehört? Er hat doch 

allgemein etwas gesagt!) 

Wir müssen davon ausgehen, meine Damen und 
Herren, daß die Politik, die die Bundesregierung 
im Bereich des Auswärtigen Amtes durch den Mini-
ster des Auswärtigen betrieben hat, im Grunde ge-
nommen eine Politik gewesen ist, die die Bundes-
republik zu einem Ansehen gebracht hat, das sie 
nie zuvor besessen hat, 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das geht 
zu weit!) 

und zwar nicht auf Grund einer Pression, nicht auf 
Grund des Aufrechterhaltens irgendwelcher Positio

-

nen, die Befreundeten und Nachbarn immer im Sinne 
einer Pression entgegengehalten werden, sondern 
im Sinne einer ruhigen, beispielhaften Politik der 
Vernunft, die dadurch nun tatsächlich Politik zur 
Sicherung des Friedens geworden ist. 

Wir haben es nicht nötig, uns zum Lehrmeister 
irgendwelcher Leute zu machen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Aber Sie tun so!) 

— Nein, ich habe ja gerade gesagt, daß wir das 
nicht nötig haben und daß wir das auch nicht machen 
wollen. Nehmen Sie mir das bitte einstweilen ein-
mal ab! Was Sie aber, wenn Sie die Presse verfol-
gen, und zwar gerade die Presse des Auslandes 
vielleicht sehen können, ist, daß zunehmend das 
Gewicht der Bundesrepublik durch diese Politik stär-
ker geworden ist, ohne daß wir darum noch große 
Worte machen müssen. Das ist ein politisches Fak-
tum geworden. Das zeigt sich auch ganz klar an der 
Rede des Kollegen Picard. Ich will noch einmal wie-
derholen: Ich habe sehr viel übrig für die Reform 
des Auswärtigen Dienstes und auch für die Kultur, 
insbesondere für Dichterlesungen. Aber wenn man 
das als Inhalt der oppositionellen Kritik an dieser 
Politik formuliert, scheint mir das natürlich etwas 
wenig zu sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Dr. Bangemann, Herr Kollege Alt-
hammer erinnert sich, daß Sie ihm zugesagt hatten, 
er könne nach zehn Sätzen eine Frage stellen. — 
Bitte sehr! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Ban-
gemann, ist Ihnen nicht bekannt, daß im Ältestenrat 
eine gewisse Abstimmung über die Behandlung der 
Etats stattgefunden hat und daß wir beim Etat des 
Auswärtigen Amtes von einer Grundsatzdebatte 
der Außenpolitik absehen wollten, so daß Sie diese 
Dinge jedenfalls nicht der Opposition anlasten 
können! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Bangemann (FDP) : Das ist ihre Sache, — — 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das ist 
unfair!) 

— Das ist nicht unfair. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: Doch, 
es ist unfair! — Abg. Prinz zu Sayn-Witt

-

genstein-Hohenstein: Eine Unverschämt

-

heit! — Abg. Dr. Jenninger: Ein unver

-

schämter Kerl ist das, Herr Präsident! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Bangemann, gestatten Sie 
zunächst eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Sperling? 

Dr. Sperling (SPD): Herr Kollege Bangemann, 
könnten Sie Herrn Kollegen Althammer darauf 
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hinweisen, daß der Ältestenrat der Opposition nie 
etwas aufdrückt? 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Jen

-

ninger: Anständige Leute halten sich an 
solche Dinge!) 

Dr. Bangemann (FDP) : Herr Kollege, ich hatte 
den Satz angefangen, daß es selbstverständlich 
Sache der Opposition  ist,  sich das auszusuchen, wo 
sie glaubt, daß die Regierung Schwächen hat. Ich 
stelle fest, daß Sie in der Art und Weise, wie Sie 
den Einzelplan hier behandeln, dokumentieren, daß 
die Politik des Auswärtigen, die dieser Minister 
betrieben hat, keine Schwächen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Jenninger: Sie können gern eine außen

-

politische Debatte haben!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Bangemann, gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Mertes? — Bitte! 

Mertes (Stuttgart) (FDP) : Herr Kollege Dr. Ban-
gemann,. wären Sie bereit, dem Kollegen Althammer 
mitzuteilen, daß eine solche Vereinbarung, wie er 
sie darstellt, im Ältestenrat nicht getroffen worden 
ist? 

(Abg. Gerster (Mainz) : Das weiß er doch gar 
nicht!) 

Dr. Bangemann (FDP) : Herr Mertes, Sie haben 
ihm das selbst mitgeteilt. Ich möchte Sie bitten, Herr 
Althammer, jetzt nicht in eine Kontroverse darüber 
einzutreten, 

(Abg. Dr. Jenninger: Doch, wenn Sie nicht 
anständig reden!) 

was im Ältestenrat vereinbart worden ist. — Ich 
rede hier so, wie Sie mir hier gerade vorgetragen 
haben, was Inhalt Ihrer Kritik ist. 

(Abg. Dr. .Jenninger: Das ist eine unfaire 
Art, Herr Kollege.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Bangemann, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Althammer? 

Dr. Bangemann (FDP) : Nein, Herr Althammer, 
ich darf jetzt wirklich weitergehen. 

Lassen Sie mich noch etwas zu der Frage sagen, die 
in Ihrem Änderungsantrag auf Drucksache 7/808 an-
gesprochen worden ist und die hier auch — das ist 
ja nun wohl keine Verabredung im Ältestenrat — 
in  einer ungeheuer eindrucksvollen Weise begrün-
det worden ist. Ich habe noch nie mit einer derarti-
gen Spannung auf die Begründung eines Antrags ge-
wartet wie diesmal. Denn die Streichung eines 
ganzen Haushalts, von dem ein Minister betroffen 
wird, ist ja nun wohl offenbar keine kleine Sache. 
Ich habe das nicht so aufgefaßt, daß Sie mit diesem 

Antrag den Ernst aufgeben wollen, den man jedem 
Oppositionsantrag zumessen sollte. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Der Antrag ist in 
sich schlüssig!) 

Als Begründung hat der Herr Kollege Picard aus-
geführt, daß er erstens keinen Aufgabenkatalog für 
dieses Ministerium habe feststellen können und daß 
zweitens die Einrichtung dieses Ministeriums den 
Stabilitätsgrundsätzen, die sich die Regierung selber 
gegeben habe, eklatant widerspreche. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das waren die beiden einzigen Begründungen, die 
dazu abgegeben worden sind. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Der Antrag ist in sich 
schlüssig, Herr Kollege! — Abg. Dr. Jennin

-

ger: Tut doch nichts! — Abg. Dr. Mertes 
[Gerolstein] : Macht doch nichts!) 

Diese Begründungen, meine Damen und Herren, 
sprechen für sich. Im Lichte dieser Begründungen er-
scheint dieser Antrag im Grunde genommen als nicht 
ernsthaft. Man sollte über ihn hinweggehen und 
sagen, daß die Art und Weise, wie die Opposition 
hier mit einem Minister verfährt, seiner Würde und 
seinen Aufgaben gar nicht gerecht wird. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein: Wir bitten um Entschuldigung!) 

Ich will es aber nicht so machen, sondern ich will 
mich einmal mit dem auseinandersetzen, was Sie 
hier vorgetragen haben. 

Erstens. Sie haben keinen Aufgabenkatalog fest-
stellen können. Der Kollege Bußmann hat schon 
darauf hingewiesen, daß Herr Maihofer Vorsitzen-
der des Kabinettsausschusses für Vermögensbil-
dung ist. Nun mögen Sie sagen: Diese Aufgabe 
reicht uns nicht aus. Aber das ist jedenfalls unter 
der Begründung, Sie hätten überhaupt keinen Auf-
gabenkatalog feststellen können, nicht haltbar. 

Zweitens. Wenn Sie nicht erkennen können oder 
offenbar nicht erkennen wollen — das scheint mir 
das Bedenkliche an der  Sache  zu sein —, welche 
Aufgaben an innergesellschaftlicher Reformpolitik 
vor uns liegen und wie diese Aufgaben gerade auf 
dem Gebiet der Vermögensbildung in diesen vier 
Jahren auf eine Lösung drängen, dann bleibt alles 
das, was Sie jetzt als neuerdings sich gebende Re-
formpartei gesagt haben, für mich eine leere Ver-
sprechung. Wenn Sie nicht sehen können, daß in 
der Vermögensbildung ein Problem vorliegt, das 
erstens von der Sache her über Ministerien hinaus-
reicht, weil es eben  den  Bereich verschiedener Mini-
sterien berührt, und das zweitens von einer gesell-
schaftspolitisch derart eminenten Bedeutung ist, daß 
man dafür sehr wohl einen politisch Verantwort-
lichen benennen und einsetzen muß, der diese Dinge 
vorantreibt, dann, meine Damen und Herren von 
der Opposition — es tut mir leid —, haben Sie die 
Bedeutung dieses Punktes für die gesellschaftlichen 
Reformen nicht erkannt. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Jennin

-

ger: Das kann doch auch der Arbeitsmini

-

ster machen!) 
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— Nein, das kann der Arbeitsminister eben nicht 
machen. Sehen Sie, es ist erschütternd, was Sie da 
im Grunde genommen an gesellschaftspolitischer 
Blindheit jetzt auch durch ihre nachträglichen Be-
gründungen dokumentieren. 

(Abg. Dr. Jenninger: Ist der gesellschafts

-

politisch auch blind?!) 

Wenn Sie nicht sehen, daß das Problem der Ver-
mögensbildung über den Bereich des Arbeits-
ministers hinausreicht, 

(Abg. Dr. Jenninger: Natürlich!) 

dann tut es mir nun wirklich leid. Sehen Sie denn 
nicht, daß in der Konzentration des Eigentums an 
Produktionsmitteln nicht nur ein sozialpolitisches 
oder ein arbeitspolitisches Problem vorliegt, son-
dern daß das ein Problem der gesellschaftspolitischen 
Grundordnung unserer Gesellschaft ist?! 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein: Wer hat denn bisher überhaupt Ent

-

würfe vorgelegt?! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Wenn es das ist, dann ist das ein Gebiet, für das 
man einen politisch Verantwortlichen braucht. Ich 
will Ihnen sogar noch mehr sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Bangemann, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Gerster? 

Dr. Bangemann (FDP) : Einen Augenblick bitte, 
Herr Präsident. — Mir persönlich wäre die Einrich-
tung eines gesellschaftspolitischen Ministeriums der 
Bedeutungsschwere dieses Problems noch angemes-
sener. Wenn Sie einen solchen Antrag mit Ihrem 
Streichungsantrag verbinden, werden Sie der Be-
deutung und der Weite der Aufgaben gerecht, die 
Herr Maihofer jetzt erfüllen muß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege! 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Kollege, darf 
ich Ihre Ausführungen so verstehen, daß diese 
Regierung für jedes Reformvorhaben, das über ein 
Kabinett hinausgeht, einen Sonderminister schaffen 
will? 

Dr. Bangemann (FDP) : Meine Ausführungen 
dürfen Sie so nicht verstehen. Ich weiß auch gar 
nicht, warum Sie das so verstehen wollen. Ich 
spreche hier von einer Aufgabe, die in einer beson-
deren Weise über mehrere Kabinettsbereiche hin-
ausreicht. Nehmen wir z. B. die Frage der Mit-
bestimmung. 

(Abg. Dr. Jenninger: Umweltschutz! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Frage der Mitbestimmung ist sicherlich eine 
Frage, die viel zentraler im Arbeitsbereich des 
Ministers für Arbeit und Sozialordnung liegt als 

beispielsweise die Frage der Vermögensbildung. 
Deswegen erscheint es mir nicht sinnvoll, für diese 
Aufgabe nun eine neue Konzeption zu erarbeiten, 
die die Ministerien übersteigt. Das braucht nicht zu 
sein. Aber das ist doch kein Argument. Sie wollen 
streichen, und dann müssen Sie begründen, warum 
Sie streichen wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Begründung, Sie könnten keine Aufgaben sehen, 
spricht für sich selbst, sie spricht gegen Sie. Die 
zweite Begründung mit der Stabilität ist im Grunde 
genommen so witzlos, daß man darauf nicht ein-
gehen sollte. 

Ich meine also, daß dieser Änderungsantrag abzu-
lehnen ist. Es tut mir fast leid, daß man darauf über-
haupt eingehen muß; denn — ich will es noch ein-
mal wiederholen — mit diesem Änderungsantrag 
haben Sie im Grunde genommen nur eines getan: 
Sie haben deutlich gezeigt, wie wenig Verständnis 
Sie für diese gesellschaftspolitische Aufgabe haben 
und wie wenig Sie im Grunde genommen bereit sind, 
hier in konkrete Maßnahmen einzutreten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Das ist wieder die Argumentation, die Sie immer 
vorbringen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jenninger.) 

— Sehen Sie, Sie sagen allgemein: Wir sind für den 
Fortschritt. Ich kann mich noch daran erinnern, daß 
ich den Kollegen Mikat hier in der Debatte, die wir 
vor drei Monaten geführt haben, gefragt habe, ob er 
denn der Meinung sei, daß das von Ihnen vorge-
schlagene Mitbestimmungsmodell fortschrittlich ist, 
worauf er im Brustton der Überzeugung mit Ja ge-
antwortet hat. Ich werde ihn natürlich auch einmal 
fragen, wenn Sie in Hamburg möglicherweise, was 
ich nicht weiß, ein anderes Modell beschlossen ha-
ben, ob Sie dann sagen werden: Wir befinden uns 
nunmehr an der Spitze des Fortschritts. Das will ich 
dann einmal sehen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Althammer.) 

Wo sind denn Ihre konkreten Vorschläge zum ge-
sellschaftspolitischen Fortschritt? Was wollen Sie 
denn dem Herrn Maihofer vorwerfen? Ich habe mit 
Herrn Maihofer in der FDP zusammen mit einigen 
anderen ein konkretes Programm zum gesellschafts-
politischen Fortschritt erarbeitet. 

(Abg. Dr. Jenninger: Wo? — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Deswegen wissen wir alle ganz genau, daß die 
Schwierigkeiten erst dort anfangen, wo Sie Zahlen 
nennen müssen, wo Sie sagen müssen, was Sie z. B. 
machen wollen, um Mitbestimmung einzuführen, wo 
Sie sagen müssen, wie ein konkretes Vermögens-
bildungsprogramm aussehen soll, das nicht darauf 
hinausläuft, daß über den Lohnanteil einfach umge-
schichtet wird, 

(Abg. Dr. Jenninger: Wo ist Ihr Programm? 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
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sondern das eine Konzentration des Eigentums an 
Produktionsmitteln aufhebt. Das haben Sie alles 
nicht gesagt. Sie sagen überhaupt keine Einzelhei-
ten. Sie leben überall von den hehren Grundsätzen. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein: Wir haben Grundsätze! Sie haben 
Maihofer!) 

In der Deutschlandpolitik beschwören Sie die Ein-
heit der Nation und wollen die Einheit der Nation 
nicht verlassen; was Sie aber konkret machen wol-
len, um diese Einheit durchzuhalten angesichts der 
Dinge, die wir vor uns haben, sagen Sie natürlich 
nicht. Sie sagen in der Gesellschaftspolitik nichts 
über das Problem der Vermögensumverteilung. Da 
haben Sie nichts Konkretes vorgelegt! 

(Abg. Haase [Kassel] : Sie hören nicht zu! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, verehrter Kollege, wenn Ihre Fraktionskasse 
das nicht hergeben sollte, bin ich bereit, Ihnen die 
Freiburger Thesen zu schenken, dann können Sie 
das nachlesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die sind lange 
überholt! — Die sind uralt! — Abg. Rawe: 
Machen Sie ruhig weiter, damit jeder 

merkt, wie dumm Sie reden!) 

Meine Damen und Herren, der Burgbacher-Plan 
ist ein hervorragendes Beispiel dafür, wie Sie — — 	

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie ihn 
dem gelesen? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Ja, selbstverständlich. Sehen Sie, das unterschei-
det mich von Ihnen, ich lese sogar das, was Sie aus-
arbeiten. 

(Abg. Rawe: Das heißt aber nicht, daß Sie 
es begreifen!) 

Meine Damen und Herren, auf welchem Prinzip be-
ruht der Burgbacher Plan? 

(Abg. Dr. Jenninger: Maihofer-Plan!) 

Das ist ganz einfach: Sie machen produktives Ver-
mögen, indem Sie einen Lohnanteil zur Bildung von 
Vermögen im Bereich des Produktivvermögens fest-
legen. Das ist der Kern des Burgbacher-Plans. Sehe 
ich das richtig? Wenn das so ist, meine Damen und 
Herren, dann machen Sie etwas, was im Grunde ge-
nommen Augenwischerei ist; ich will noch etwas 
Schlimmeres sagen: was im Grunde genommen eine 
Täuschung, ein Etikettenschwindel ist. Sie lassen 
nämlich die Leute ihre Vermögensbildung selbst be-
zahlen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Haase [Kassel] : Für Schwindel gibt es 
hier andere Experten! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Sie machen überhaupt nichts! 

(Abg. Dr. Jenninger: Sind Sie jetzt schon 
beim Sozialetat?) 

Ich rede hier die ganze Zeit von Herrn Maihofer. 
Wenn Sie das noch nicht gemerkt haben, tut es mir 
wirklich leid. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein: Sie spre

-

chen über die Vermögensbildung bei Herrn 
Minister Maihofer! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich bitte freundlichst, 
dem Redner zuzuhören.   Der Herr Kollege hat 
eine Zwischenfrage an Herrn Kollegen Bange-
mann. — Bitte! 

Möller (Lübeck) (CDU/CSU) : Könnten Sie viel-
leicht dem Plenum erklären, was der weite Horizont 
der gesellschaftspolitischen Aufgaben, die Sie dem 
werten Kollegen Maihofer andichten wollten, mit 
dem Auswärtigen Amt zu tun hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Bangemann (FDP) : Wenn wir diese Auf-
gaben nicht nur theoretisch bewältigen wollen, was 
zunächst einmal die Vorstufe für ein politisches' 
Handeln ist 	 und diese Aufgabe haben wir ge

- löst —, dann müssen wir diese Aufgaben in poli-
tische Wirklichkeit umsetzen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Diese politische Wirklichkeit werden Sie dann 
erreichen können, wenn Sie jemanden haben, der 
sich als verantwortlicher Politiker dafür einsetzt, 
und das tut Herr Maihofer. 

(Abg. Dr. Jenninger: Wo denn? — Abg. 
Haase [Kassel] : Die Vermögensbildung für 

die Botschafter!) 

Ich werde mit Ihrer Genehmigung, meine Damen 
und Herren, noch einiges sagen, das über das hin-
ausreicht, was Sie zur auswärtigen Kulturpolitik, 
zur Reform des Auswärtigen Dienstes und zur Be-
gründung Ihres Änderungsantrages vorgebracht ha-
ben ,und zwar betrifft das die europäische Politik. 

Wir haben in der Europapolitik im Augenblick 
eine Situation vor uns, die von einer doppelten Auf-
gabe geprägt ist. 

(Abg. Dr. Marx: Alles Maihofer!) 

Einmal müssen wir versuchen, das, was sich an 
europäischer Politik bis jetzt allein unter dem Ge-
sichtspunkt der Integration vollzogen hat, gesell-
schaftspolitisch anzureichern. Wir müssen also euro-
päische Politik zur Gesellschaftspolitik machen. 

Gesellschaftspolitik vollzieht sich im europäischen 
Rahmen bis jetzt nur in Randbereichen. Einer dieser 
Randbereiche ist beispielsweise das Statut der Euro-
päischen Aktiengesellschaft. Es ist ganz erstaunlich, 
in welcher Abwesenheit der öffentlichen politischen 
Diskussion bei uns sich dort ein Meinungsbildungs-
prozeß vollzieht, der mit unserem eigenen Mei-
nungsbildungsprozeß über die Frage der Mitbestim-
mung einen unmittelbaren Zusammenhang hat, und 
dennoch kommt diese Frage nicht in unsere politi-
sche Diskussion. 
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Ich möchte dazu ganz klar sagen: Wir müssen 

sehen, daß ein Fortschritt in der europäischen Inte-
gration heute noch bei der Verschiedenheit der ge-
sellschaftlichen Systeme und des gesellschaftlichen 
Fortschritts innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten 
bedeuten muß, daß unter dem Gesichtspunkt der 
europäischen Solidarität unsere eigenen Vorstellun-
gen nicht in jedem Fall Maßstab dieser europäischen 
Lösungen sein können. 

Ich will das ganz konkret sagen. Wenn wir z. B. in 
der Mitbestimmung eine Paritätenlösung gesetzlich 
verankern, dann wird das bedeuten, daß wir in 
diesem Punkt dem denkbaren Modell der Europä-
ischen Aktiengesellschaft in dieser Frage voraus 
sind; denn eine Paritätenlösung in der Europäischen 
Aktiengesellschaft wird unter den vorwaltenden po-
litischen Umständen nicht erreichbar sein. Das heißt, 
daß wir hier eine klare Entscheidung zwischen Prio-
ritäten fällen müssen. Wir dürfen im Interesse einer 
europäischen Solidarität das Maß an gesellschafts-
politischem Fortschritt, das wir erreicht haben, nicht 
zum Maßstab der europäischen Politik machen. 
Wenn wir das tun, werden wir sehr wahrscheinlich 
weder diese Solidarität noch den gemeinsamen Fort-
schritt erreichen, noch tun wir uns selbst damit etwas 
zugute, wenn wir diese gesellschaftspolitischen Fort-
schritte bei uns in dieser Weise behindern. Das ist 
der eine Gesichtspunkt. 

Der andere Gesichtspunkt ist der, daß die institu-
tionelle Frage der Europapolitik ernsthaft aufgerollt 
werden muß. Hier darf ich als Angehöriger einer 
der Regierungsparteien eine kritische Anmerkung 
machen, die ich bereits im Auswärtigen Ausschuß 
als Anregung gegeben habe und die dort aufgenom-
men worden ist. Ich meine die Institution des Mini-
sterrates der Europäischen Gemeinschaft. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß der 
Ministerrat das entscheidende Gremium dieser Euro-
päischen Gemeinschaft ist, daß das Parlament trotz 
aller Beteuerungen, die wir bisher gehört haben, 
nicht den Rahmen an Kompetenz, an Verantwortung 
bekommen hat, der ihm eigentlich gebührt und der 
auch im Interesse einer europäischen Einigung not-
wendig wäre. 

Die Kommission ist eine sehr effektiv arbeitende, 
aber eben doch auch eine nicht oder nur unzurei-
chend parlamentarisch kontrollierte Behörde. Die 
eigentlichen Entscheidungen werden im Ministerrat 
gefällt, einem Gremium, das weder vom Europä-
ischen Parlament noch von den nationalen Parla-
menten zureichend kontrolliert wird. 

Ich bin der Meinung, daß es diesem Parlament gut 
anstehen würde, das, was unsere Minister in diesem 
Ministerrat an politischen Lösungen vorschlagen, 
hier unter diese parlamentarische Mitverantwortung 
zu bringen. Ich glaube, das wäre ein wesentlicher 
Schritt zu einem demokratischen Europa. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der FDP 
beantragt, den Antrag des Haushaltsausschusses 
zum Einzelplan 05 anzunehmen und den Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
7/808 abzulehnen, wobei ich hinzufügen möchte, daß 
mich nicht die Ehrfurcht und der Ernst, womit ich die 

Opposition zu behandeln pflege, veranlaßt haben, 
hierzu überhaupt etwas zu sagen. Denn diesen An-
trag ernst zu nehmen, fällt nach ihrer eigenen Be-
gründung außerordentlich schwer. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Haben Sie 
„Ehrfurcht" gesagt? — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Das war ein schlechter Ab

-

gang!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesaußenminister. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wiewohl ich gern wollte, teile ich nicht den 
Optimismus meines Freundes Bangemann, der 
meinte, aus der Tatsache, daß die Opposition heute 
keine Generaldebatte über die Außenpolitik eröffnet 
hat, sei zu schließen, daß sie sich nunmehr der 
Außenpolitik der Bundesregierung angeschlossen 
habe, obwohl ihr das jetzt möglicherweise als Partei 
und in der Öffentlichkeit gut täte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber das ist offenbar noch nicht so weit. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Ein wohl-
gemeinter Rat! — Abg. Dr. Jenninger: Da

-

für wird Herr Winzer noch sorgen!) 

— Ich will das nur zur Klarstellung sagen; soweit 
ist es noch nicht. 

Ich möchte eine solche Debatte auch jetzt nicht 
eröffnen. Nur will ich nicht den Eindruck erwecken, 
als ob ich mich der Hoffnung hingäbe, wir wären 
uns in allen außenpolitischen Fragen einig, obwohl 
man sagen kann, daß wir uns jetzt in mehr und 
mehr Fragen einigen könnten. Ich glaube, das kön-
nen wir gemeinsam feststellen, nachdem einiges 
hinter uns liegt. 

Ich will jetzt nur einige wenige Bemerkungen zu 
zwei Punkten machen. Punkt eins ist die auswärtige 
Kulturpolitik. Ich bin mit Herrn Picard darüber einig, 
daß es hierüber keine divergierenden Auffassungen 
gibt, und wenn, dann nur in Nuancen. Ich danke ihm 
dafür, daß er der Regierung empfohlen hat, der aus-
wärtigen Kulturpolitik nicht nur besondere Auf-
merksamkeit zu schenken, sondern auch für ein 
Budgetvolumen zu sorgen, das ihrer Bedeutung ent-
spricht. 

Lassen Sie mich einmal ganz nüchtern sagen, unter 
welchen Schwierigkeiten wir hier leiden. Wir befin-
den uns in einer Periode der Haushaltspolitik, in der 
nach dem Willen aller Parlamentarier an die Spitze 
der Überlegungen Sparsamkeit auf allen Gebieten 
gesetzt worden ist. Es ist selbstverständlich, daß sich 
alle Ressorts diesem übergeordneten Gedanken in 
irgendeiner Form anpassen müssen. Das heißt: jeder 
verantwortliche Minister wird sich selbst die Frage 
stellen, was er dazu beitragen kann. Wenn er sich 
diese Frage nicht stellt, wird er zumindest von sei-
nen Kollegen und ganz bestimmt von dem Finanz-
minister nachdrücklich darauf hingewiesen, daß er 
einen Beitrag zu leisten hat. 
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Bundesminister Scheel 
Hier gerät der Außenminister jetzt in eine furcht-

bar schwierige Lage. Was soll er denn für einen Bei-
trag leisten, wo er einen Haushalt hat, der nahezu 
ausschließlich aus Ausgaben besteht, die man über-
haupt nicht ändern kann, nämlich aus Personalaus-
gaben und damit eng verbundenen Sachausgaben? 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein: Für Herrn Maihofer schon eine halbe 
Million!) 

— Darauf komme ich nachher. 

Dies ist, so meine ich, die Schwierigkeit, das 
Dilemma, in dem wir stehen. Der einzige große 
Posten im Haushalt des Auswärtigen Amts ist eben 
die auswärtige Kulturpolitik; und deswegen nimmt 
sie in Perioden der sparsamen Haushaltsführung, ja, 
der restriktiven Haushaltsführung nicht im gleichen 
Umfang am Zuwachs teil, wie wir es ihr, und zwar 
alle, wünschen möchten. Ich werde auch in Zukunft 
darauf achten, daß dem Wunsch der Enquete-Kom-
mission in diesem Bereich allgemein und auch im 
einzelnen entsprochen wird. 

Der nächste Punkt betrifft das, was uns die Re-
formkommission an Strukturänderungen im Aus-
wärtigen Dienst und im Auswärtigen Amt empfoh-
len hat. Ich muß sagen, Herr Picard, Sie haben den 
Eindruck erweckt, als ob wir dem Bericht bisher zu 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt hätten. Dies ist 
nicht richtig. Wir haben zwar nicht dem Plenum 
einen Bericht vorgelegt über das, was wir von den 
Vorschlägen der Reformkommission, der ich ja frü-
her einmal über mehrere Jahre angehört habe, 
schon verwirklicht haben; aber Sie wissen ganz 
genau, daß der Prozentsatz der verwirklichten Vor-
schläge außerordentlich hoch ist. Ich bin aber gern 
bereit, Ihrem Vorschlag folgend, in Kürze einen Be-
richt vorzulegen, in dem das auch dokumentiert 
wird. 

Meine letzte Bemerkung bezieht sich auf den 
Minister für besondere Aufgaben beim Stellvertre-
ter des Bundeskanzlers. Mit der Bezeichnung „beim 
Stellvertreter des Bundeskanzlers" ist natürlich 
schon etwas gesagt, nämlich daß es nicht ein Mini-
ster ist, der in irgendeiner Beziehung zum Auswär-
tigen Amt stünde. Das war Bemerkung Nr. 1. — 

Bemerkung Nr. 2: Herr Picard, als diese Bundes-
regierung gebildet wurde, hat sie sehr wohl organi-
satorisch Sparsamkeit walten lassen; denn sie hat 
erheblich weniger Bundesminister, als die Regie-
rungen vor 1969 hatten. Wir wollen das, was wir 
damals in der Regierungserklärung 1969 schon ge-
sagt haben, auch halten, und wir werden es halten. 

Aber, meine Damen und Herren, nicht nur in der 
Bundesrepublik, sondern in allen Ländern vergleich-
barer demokratischer Ordnung gibt es — und ich 
glaube, aus gutem Grund politisch verantwort-
liche Mitglieder einer Regierung, die besondere Auf-
gaben haben, entweder für die Dauer einer Legis-
laturperiode oder während einer Legislaturperiode 
wechselnd, Minister also, die eine sogenannte Quer-
schnittsaufgabe wahrnehmen. Gerade am Beispiel 
der Vermögensbildung kann man besonders gut 
exemplifizieren, wie notwendig ein solcher Minister 
ist. Wir kommen am Ende nicht aus ohne die sach

-

verständige Mitwirkung der Beamten mehrerer 
Ministerien. Hier ist eben der Arbeits- und Sozial-
minister genannt worden; ohne dessen sachverstän-
dige Mitwirkung werden wir nicht auskommen. 
Aber mit seiner sachverständigen Mitwirkung allein 
kommen wir nicht zum Ziel. Das weiß jeder, der 
diese Materie übersehen kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das glaube ich! 
Das kann man unterschreiben!) 

Aus diesem Grunde ist es notwendig, eine politisch 
verantwortliche Persönlichkeit für diese oder auch 
für andere wichtige Aufgaben zu benennen, die die 
notwendige sachliche Mitarbeit verschiedener Res-
sorts zunächst einmal in Gang bringt, sie dann auch 
koordiniert, reif macht, möchte ich sagen, für eine 
Kabinettsvorlage. Das ist eine Aufgabe, die dem in 
Rede stehenden Minister Prof. Maihofer übertragen 
ist. Wir wissen nicht, ob im Laufe der Legislatur-
periode andere wichtige Aufgaben von ihm gelöst 
werden können. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Daß er nun Minister für besondere Aufgaben beim 
Stellvertreter des Bundeskanzlers ist, hat sehr prak-
tische Bedeutung. Das ist nämlich auch wieder ein 
Ausdruck unseres Willens zur Sparsamkeit. Ich bin 
noch in Regierungen gewesen, in denen andere 
Strukturen üblich waren. Da war es so, daß Minister 
für besondere Aufgaben ein ganzes eigenes Mini-
sterium mit allen allgemeinen Diensten hatten, die 
dann einfach entstehen müssen. Wir haben aus einer 
schlichten Überlegung in beiden Fällen es so ge-
halten. Dadurch konnten wir vermeiden, daß diese 
Bundesminister alle die allgemeinen Dienste brau-
chen, die normalerweise ein Minister nötig hat, 
wenn er ganz selbständig auch in der Administra-
tion arbeiten muß. Das ist also ein praktischer Ge-
sichtspunkt, für den jeder von Ihnen Verständnis 
haben sollte und auch Verständnis aufbringen wird. 
Daß ich dafür plädiere, diesen meinen Parteifreund 
Prof. Maihofer in dem Haushaltsplan mit seinen 
vollen Bezügen bestehen zu lassen, versteht sich 
von selbst. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. —Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Letzteres ist ver

-

ständlich!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lediglich der sehr 
verehrte Herr Kollege Bangemann hat mich veran-
laßt, hier noch eine Bemerkung zu machen. Ich 
möchte — was sicher selten vorkommt — das unter-
streichen, was der Herr Bundesaußenminister gesagt 
hat: Aus dem Verzicht der Opposition, bei Einzel-
plan 05 eine grundsätzliche außenpolitische Debatte 
zu führen, kann nicht geschlossen werden, daß wir 
nun plötzlich von heute auf morgen mit der Außen-
politik, die hier geführt wird, zumal sie nur zur 
Hälfte in diesem Ministerium stattfindet, einver-
standen wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
der Drucksache 7/808. — Das Wort wird nicht be-
gehrt. Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Meine Damen und Herren, 
der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 05. Wer dem Einzelplan 05 in der vorgelegten 
Fassung zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — 
Ich danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

Einzelplan 06 

Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern 

— Drucksache 7/726 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Riedl 
(München) 
Abgeordneter Möller 
(Lübeck) 
Abgeordneter Haehser 

Ich erteile zunächst dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Riedl als einem der Herren Berichterstatter das 
Wort. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Als Berichterstat-
ter für den Einzelplan 06 möchte ich hier folgendes 
vortragen. 

Der Einzelplan 06 schließt nach den Beratungen im 
Haushaltsausschuß mit 1,786 Milliarden DM ab. Un-
ter Berücksichtigung der Umsetzungen auf Grund 
der Neuorganisation der Bundesregierung und der 
Aufstockung des Plafonds der zivilen Verteidigung 
ergibt sich nach den Beratungen im Haushaltsaus-
schuß eine Nettoverkürzung von 1,3 Millionen DM 
gegenüber dem ursprünglichen Regierungsansatz. 
Die Steigerungsrate des Einzelplanes gegenüber 
dem Vorjahr beträgt 16,8 % und liegt damit erheb-
lich über der allgemeinen Steigerungsrate des Ge-
samthaushaltes. Diese höhere Steigerungsquote ge-
genüber 1972 ist insbesondere durch das Schwer-
punktpogramm Innere Sicherheit und als Folge der 
Neuorganisation der Bundesregierung verursacht. So 
hat der Haushaltsausschuß den in der Regierungs-
vorlage vorgesehenen 872 neuen Stellen für den Be-
reich Innere Sicherheit zugestimmt, wobei allein 
502 Stellen auf den Bundesgrenzschutz und 186 Stel-
len auf das Bundeskriminalamt entfallen. Des weite-
ren hat der Haushaltsausschuß 155 neue Stellen für 
das Umweltbundesamt bewilligt, von denen 15 Stel-
len gesperrt sind. 

Bevor ich zu einigen wenigen Schwerpunkten die-
ses Einzelplans Anmerkungen mache, gestatten Sie 
mir bitte den Hinweis, daß offensichtlich zum ersten-
mal seit 1949 der Innenausschuß des Deutschen 

Bundestages keine Gelegenheit genommen hat, den 
Ressorthaushalt zu beraten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich stelle dies mit großem Bedauern fest, weil da-
durch ein ganz wesentliches Kontrollrecht dieses 
Hohen Hauses gegenüber der Regierung nicht wahr-
genommen wurde. 

Nun einige Anmerkungen zunächst zum Bereich 
des Sports. Der Haushaltsausschuß unterstreicht mit 
der Zustimmung zu den Sportausgaben im Einzel-
plan 06 in Höhe von 110,4 Millionen DM seine Be-
mühungen um eine Fortsetzung der bisherigen 
Sportförderung des Bundes. Die Aufwendungen für 
zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des Sports bei 
Tit. 684 61, dem eigentlichen Arbeitstitel der Sport-
förderung, belaufen sich auf 23,8 Millionen DM. 
Nominal beträgt die Steigerung gegenüber 1972 
zwar nur 271 0000 DM, tatsächlich jedoch beträgt die 
Steigerung 2,297 Millionen DM, weil die im Vor-
jahr enthaltenen Entsendungkosten für die Olym-
piamannschaften nach Sapporo und München dies-
mal entfallen. Dieser an sich zufriedenstellenden 
Steigerungsrate stehen allerdings im Vergleich der 
Sportförderungsmittel des Bundes aller Ressorts in 
den Haushaltsjahren 1972 und 1973 nur ganz ge-
ringfügige Steigerungen gegenüber, was bei den 
allgemein bekannten Kostensteigerungen zu einer 
tatsächlichen Einschränkung der Leistungen des Bun-
des für den Sport führen muß. Hier wiederum ist 
weitgehend der Breitensport betroffen. 

Schmerzlich für uns alle hier in diesem Hause 
ist die Tatsache, daß die Bundesförderung des Sport-
stättenbaus nach dem Goldenen Plan auf Grund der 
verfassungsrechtlichen Neuordnung der Finanzie-
rungskompetenzen zwischen Bund und Ländern vom 
Jahre 1969 im Auslaufen begriffen ist. Immerhin 
— ich möchte damit einmal die Bedeutung dieses 
Goldenen Plans anskizzieren — konnten bisher mit 
Hilfe des Bundes über diesen Plan rund 6000 Sport-
stätten errichtet und finanziert werden. Der Bund 
wird nach 1973 mit 3,5 Millionen DM die letzte Rate 
aus dem Goldenen Plan nur noch im Jahre 1974 lei-
sten können; vom Jahre 1975 an gibt es keine Fi-
nanzierung aus dem Goldenen Plan mehr. 

Im Ergebnis darf der Sportstättenbau in unserem 
Lande auch in Zukunft keine Not leiden. Die Länder 
sind durch die Finanzierungskompetenz aufgerufen, 
in die sich auftuende Finanzierungslücke voll einzu-
springen. Daß sie dazu aber nur zum Teil in der 
Lage sind, beweisen endlose Wartelisten und An-
tragssperren, die von den zuständigen Ländermini-
sterien aufgestellt bzw. verhängt werden mußten. 
Nicht unsere großen Bundesleistungszentren, auch 
nicht die Landesleistungszentren oder die Großver-
eine sind vom Auslaufen des Goldenen Planes be-
nachteiligt, sondern die unzähligen kleinen Vereine 
und hier wiederum insbesondere die kleineren Ver-
eine in den Großstädten und Ballungsgebieten, die 
heute vielfach noch in miserablen Sportstättenver-
hältnissen leben müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Erfahrungen dürfen wir nicht hinnehmen, son

-

dern wir müssen — dazu ist der Sportausschuß die- 
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Dr. Riedl (München) 

ses Hauses aufgerufen — möglichst bald nach ver-
nünftigen Ersatzlösungen für den Goldenen Plan su-
chen. 

Dazu müssen auch die Überlegungen gehören, die 
Glücksspirale des Fernsehens zu einer Dauereinrich-
lung zur Förderung des Sports zu machen. 

Demgegenüber wird der Bund weiterhin seine 
Verpflichtungen zum Sportstättenbau im Zonenrand-
gebiet nach dem Zonenrandförderungsgesetz erfül-
len. 1973 werden hier 16 Millionen DM zur Verfü-
gung gestellt werden können. 

Unverändert wird sich der Bund weiter um den 
Ausbau der Bundesleistungszentren und der Lan-
desleistungszentren mit Bundesbenutzung bemühen. 
Dennoch ist mit großer Aufmerksamkeit festzustel-
len, daß in manchen Sportarten die Spitzenleistun-
gen nachgelassen haben, obwohl der Bund mit opti-
malen Leistungszentren ideale Trainingsverhält-
nisse geschaffen hat. Der Bau von Leistungszentren 
und der Leistungsgrad unserer Spitzensportler 
stehen offensichtlich nicht immer in gleich aufstei-
gendem Verhältnis, was aber im einzelnen, insbe-
sondere auch durch unseren Sportausschuß und 
durch die zuständigen Verbände, noch gründlich 
untersucht werden muß. 

Für das Bundesinstitut für Sportwissenschaft 
konnten nach längerer Durststrecke 1973 erstmals 
sechs neue Stellen bewilligt werden, die schwer-
punktmäßig im wissenschaftlichen Bereich einge-
setzt werden sollen. Das Bundesinstitut für Sport-
wissenschaft wird damit aus einer schwierigen 
Phase des Aufbaus herauskommen. Mit dieser Hilfe 
des Haushaltsausschusses, aber auch sicher mit der 
Hilfe dieses Parlaments, wird eine Verbesserung 
der wissenschaftlichen Koordinierungsfunktion auf 
dem Gebiet der Sportwissenschaft erfolgen können. 
Wir hoffen nur, daß der Sport davon auch unverzüg-
lich Gebrauch macht und daß nicht — ähnlich wie 
bei der sportmedizinischen Betreuung — von man-
gelndem Interesse an den angebotenen Möglichkei-
ten die Rede sein wird. Trotz dieser gezielten Ver-
besserungen im Personalbereich wird das Bundes-
institut erst bei entsprechender materieller Ausstat-
tung in der Lage sein können, seinem Auftrag voll 
gerecht zu werden. 

Ein Wort zur Abwicklung der Kosten der 
Olympiade 1973 in München. Die Abwicklungsarbei-
ten dazu sind in vollem Gange. Es ist zur Zeit — ich 
betone: zur Zeit — festzustellen, daß die dem Parla-
ment genannte Abschlußzahl von 1,972 Milliarden 
DM nicht überschritten werden wird. Entsprechende 
und wiederholt abgegebene Erklärungen der Ver-
antwortlichen des Organisationskomitees gegenüber 
dem Haushaltsausschuß liegen vor. Wir hören aber, 
daß beispielsweise ein mangelhafter Korrosions-
schutz an den Außenanlagen des Zeltdaches sowie 
Verfärbungen im Zeltdach in der Schwimm- und 
Sporthalle sowie die ungeklärte Architektenver-
tragssituation hier noch Änderungen herbeiführen 
können. Ich bin aber sicher, daß dieses Hohe Haus 
auch heute mit aller Entschiedenheit feststellt, daß 
es kein Verständnis aufbringen wird, wenn die end-

gültig genannte Kostensumme von 1,972 Milliarden 
DM wider Erwarten überschritten werden sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung möge deshalb alles unter-
nehmen, die Abschlußarbeiten in München zügig zu 
Ende zu führen, um dann den angekündigten Ab-
schlußbericht dem Parlament zuleiten zu können. Zu 
einem allerdings scheint berechtigte Hoffnung schon 
heute zu bestehen: daß ein derartig langer Abwick-
lungszeitraum, wie er bei den Olympischen Spielen 
1936 in Berlin gedauert hat — es waren nahezu 
20 Jahre —, diesmal nicht entstehen wird. 

Nun ein kurzes Wort zu einem sehr heiklen Thema, 
nämlich der Bundesfinanzierung anläßlich der Fuß-
ballweltmeisterschaft 1974. Im Bundeshaushalt sind 
zur Finanzierung der Stadionbauten aus Anlaß die-
ser Fußballweltmeisterschaft als Finanzierungshilfe 
50 Millionen DM, verteilt über mehrere Jahre, ein-
gesetzt, die auf die sieben Austragungsstädte Dort-
mund, Düsseldorf, Frankfurt, Gelsenkirchen, Ham-
burg, Hannover und Stuttgart nach Absprache im 
Sportausschuß des Deutschen Bundestages verteilt 
werden. Die beiden weiteren Austragungsstädte 
München und Berlin werden an diesen 50 Millionen 
DM nicht beteiligt. Da offensichtlich bei einigen 
Städten noch erhebliche Fehlbeträge bestehen bzw., 
genauer gesagt, die Endbelastung relativ hoch liegt 
— es sind Gelsenkirchen, Dortmund und Düssel-
dorf —, haben sich die Berichterstatter, mein Kol-
lege Walther und ich, dahin verständigt, daß der 
Gesamtanteil des Bundes an dieser Finanzierung 
vom Haushaltsausschuß erst dann endgültig festge-
legt werden wird, wenn das Einspielergebnis der 
Glücksspirale 1974 vorliegt. 

Angesichts der draußen leider Gottes immer wie-
der vorherrschenden falschen Meinung über die 
Verwendung dieser Gelder möchte ich hier eines 
sagen. Diese 50 Millionen DM, meine Damen und 
Herren, fließen nicht in die Taschen der ohnehin 
hoch bezahlten Fußball-Profis, sondern dienen allein 
der Bezuschussung des Ausbaus bzw. der Erneue-
rung der Fußballstadien. Das muß gerade im Zusam-
menhang mit der an diesem Wochenende geäußerten 
Kritik in der Öffentlichkeit einmal gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn Bundesregierung und Bundestag haben diesen 
Bundeszuschuß stets als eine notwendige Maßnahme 
zur Verbesserung der Struktur der Großstadien in 
unserem Land angesehen, die entweder sehr ver-
altet waren oder sich in einem nicht mehr ausrei-
chenden Sicherheitszustand befanden. Meine Damen 
und Herren, ich möchte die öffentliche Meinung hö-
ren, wenn bei uns einmal ein Unglück passiert, wie 
es vor einigen Jahren in Glasgow auf Grund völlig 
unzureichender Stadionverhältnisse passiert ist. Ich 
möchte hören, was dann für ein Gezeter und Ge-
schrei losgehen würde, insbesondere auch über die 
Verantwortlichen im Bundestag und in der Bundes-
regierung. 

Außerdem muß man wissen, daß es in bestimmten 
Ballungsräumen — hier denke ich insbesondere an 
das Ruhrgebiet — überhaupt kein entsprechendes 
Großstadion gab. 
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Die Fußballweltmeisterschaft bot deshalb zu all 
diesen Maßnahmen den gegebenen Anlaß. Der 
Nutzen aus diesen Investitionen wird über einen 
Zeitraum von mindestens 20 Jahren von Aktiven 
und Zuschauern im breitesten Maße gezogen wer-
den können. Es muß daher — ich komme nochmals 
auf diese Kritiken zurück — sehr verwundern, daß 
ausgerechnet auf dem Deutschen Turnfest in Stutt-
gart Kritik geübt wurde, obwohl dieses Turnfest 
ohne die Renovierung des Neckarstadions in Stutt-
gart eben aus diesen Mitteln überhaupt nicht hätte 
abgehalten werden können. 

Sorgen -- damit komme ich zum Schluß meiner 
kurzen Bemerkungen über den Sport bereiten 
verschiedentliche Beanstandungen des Bundesrech-
nungshofs zur Verwendung der Bundesmittel für den 
Sport. Diese Beanstandungen sind in der Tat sehr 
ernst zu nehmen. Es muß alles versucht werden, An-
lässe hierzu für die Zukunft auszuräumen. Hier er-
geht ein deutlicher Ruf an die Vertreter des Sports, 
sich noch mehr als bisher mit dem Staat um einen 
reibungslosen Ablauf der gemeinsamen Förderungs-
maßnahmen zu bemühen. Das Parlament muß ver-
ständigerweise auf der strikten Handhabung der alle 
bindenden haushaltsrechtlichen Bestimmungen be-
stehen. Der Staat hilft hierbei, indem er bereits jetzt 
den Verbänden zur Verbesserung ihrer Verwal-
tungsstruktur hauptamtliche Verwaltungskräfte 
finanziert. Er wird diese Hilfen im Rahmen des 
Möglichen verstärken. 

Nun, meine Damen und Herren, mache ich vom 
Sport einen kurzen, aber hoffentlich verständ-
lichen Sprung in den Bereich von Kultur und Wissen-
schaft. Dafür betragen im Einzelplan 06 für 1973 
die Gesamtausgaben 100,8 Millionen DM, wovon 
allein auf die Stiftung Preußischer Kulturbesitz 31,1 
Millionen DM entfallen. Die Deutsche Bibliothek 
erhält 11,2 Millionen DM und der Arbeitskreis selb-
ständiger kultureller Einrichtungen 2,154 Millionen 
DM. Diese Zahlen nenne ich nur als Vergleich. 

Ein Bereich davon ist in besonderer Weise proble-
matisch geworden, nämlich die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz. Hierzu gestatten Sie einige Anmer-
kungen. Der Finanzbedarf dieser Stiftung wird nach 
dem Stiftungsgesetz zu 9/19 vom Bund und zu 10/19 
von den beteiligten Ländern aufgebracht. Bisher 
haben sich nur das Land Berlin und das Land Nord-
rhein-Westfalen — und mit geringen Festbeträgen 
Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg -- an 
der Finanzierung dieser Stiftung beteiligt. Der Län-
deranteil wurde bis auf den Festbetrag von 
Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg -- je 
zur Hälfte von Berlin und Nordrhein-Westfalen ge-
tragen. Seit 1972 sieht sich Nordrhein-Westfalen im 
Hinblick auf seine finanziellen Belastungen für lan-
deseigene Kultureinrichtungen außerstande, zu den 
steigenden Personal- und Sachkosten der Stiftung 
mehr als einen Festbetrag in Höhe von 12,5 Millio-
nen DM zu leisten. Allein durch die Minderleistung 
Nordrhein-Westfalens entsteht bei der Stiftung im 
Jahre 1973 eine Finanzierungslücke von 4,4 Millio-
nen DM, die die Stiftung durch entsprechende Ein-
schränkung ihrer Aktivitäten erwirtschaften muß. 

Dieses Finanzierungslücke wird in den Folge-
jahren zwangsläufig weiter wachsen und die Arbeit 
der Stiftung ernsthaft gefährden, wenn es nicht ge-
lingt, die Finanzierung der Stiftung für die Zukunft 
auf eine neue, breite Basis zu stellen. Die Bundes-
regierung ist deshalb bestrebt — so hat sie uns in 
den Haushaltsberatungen versichert —, eine Betei-
ligung aller Länder an der Aufbringung des auf 
die Länder entfallenden Finanzierungsanteils zu er-
reichen. Diese auch den Intentionen des Stiftungs-
gesetzes besser gerecht werdende Lösung würde 
zugleich auch die finanzielle Belastung jedes einzel-
nen Landes in vertretbaren Grenzen halten. 

Der Haushaltsausschuß hat dieser Problematik 
seine Aufmerksamkeit gewidmet und die Bundes-
regierung aufgefordert, ihm bis zum 1. Oktober 
1973 über den Erfolg ihrer Bemühungen zur Lösung 
des Finanzierungsproblems der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz zu berichten. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß dieses 
kurzen, stichwortartigen Berichtes will ich noch 
etwas über eine demnächst auf uns zukommende 
Aufgabe sagen. Kunst- und Kulturpflege haben bis-
her an der Dynamik staatlicher Förderung nicht teil-
genommen. Sie sind vielmehr in ihrer Bedeutung 
für die gesellschaftliche Entwicklung eindeutig un-
terbewertet worden. Es ist deshalb unerläßlich, die 
Wahrnehmung der gesamtstaatlichen Verantwor-
tung zur Wahrung und Förderung deutscher Kultur 
in geeigneter Weise zu verstärken. 

Die Gesamtausgaben des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden für Kunst- und Kulturpflege betru-
gen — leider kann ich Ihnen keine neueren Zahlen 
liefern im Jahre 1970 2,1 Milliarden DM. Dies 
war nicht mehr als 0,3 % des Bruttosozialprodukts. 
Demgegenüber beträgt der Anteil der Ausgaben für 
Bildung und Wissenschaft zur Zeit 4,5 % des Brutto-
sozialprodukts. Nach den Vorstellungen der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung soll er bis 
1985 auf etwa 8 % gesteigert werden. Selbst wenn 
man davon ausgeht, daß die Ausgaben im Bereich 
Bildung und Wissenschaft in besonderem Maße stei-
gen müssen und werden, kann die Kulturpflege 
nicht der Stagnation ausgeliefert werden. Dies ist 
um so weniger denkbar, als hier schon mit verhält-
nismäßig geringeren Aufwendungen sehr viel er-
reicht werden könnte. 

Im Gegensatz zur Bundesrepublik verfügen an-
dere Länder je nach ihrer staatlichen Eigenart über 
Stiftungen oder ähnliche Einrichtungen, die sich der 
Kulturpflege widmen, so z. B. die Schweiz über die 
Stiftung „Pro Helvetia'', die USA über die „National 
Foundation on the Arts and the Hummanities" und 
Großbritannien über die Stiftung „Arts Council of 
Great Britain". 

Stiftungen wie etwa die Volkswagenstiftung oder 
Einrichtungen wie die Deutsche Forschungsgemein-
schaft widmen sich nahezu ausschließlich der För-
derung der Wissenschaft. Auch hier hat die Frage 
eines Beitrages zur Kulturförderung bisher allzu

-

sehr im Hintergrund gestanden. Der Bund, insbe-
sondere das Bundesinnenministerium, finanziert seit 
Jahren wertvolle Einrichtungen, ohne daß bisher 
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eine ihrer Bedeutung angemessene Förderung mög-
lich war. Diese Einzelförderung war trotz der aner-
kennenswerten Aufbauleistung unzulänglich, weil 
ein übergeordneter Zusammenhang und eine ent-
sprechende Zusammenfassung dem Bundesfinanz-
minister und dem Haushaltsausschuß nicht deutlich 
gemacht werden konnten. 

Ein Gegenbeispiel dafür ist lediglich die Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz. Hier ist durch die Zu

-

sammenfassung der noch vorhandenen Einrichtun-
gen eine beachtenswerte Aufbauleistung gelungen. 

Mit der in der Regierungserklärung angekündig-
ten und von allen drei Fraktionen dieses Hauses 
erwünschten Deutschen Nationalstiftung soll in un-
serem Staat dem Bereich der Kultur und Kultur-
pflege endlich der Rang eingeräumt werden, der in 
der bisherigen Entwicklung nicht richtig gesehen 
und akzentuiert war. Der Bund muß das Seine 
im Rahmen seiner Zuständigkeit beitragen, die Län-
der das Ihre im Rahmen der ihnen vom Grund-
gesetz eingeräumten Kompetenzen. Die National-
stiftung darf nun aber keineswegs als Instrument 
zur Finanzierungsverlagerung — etwa auf den 
Bund — gesehen werden. Sie muß vielmehr den 
Impuls geben, daß beide Träger der Staatsaufgaben 
ihre Zuständigkeit weiter aktivieren. Der National-
stiftung muß in diesem gemeinsamen Bemühen 
integrierende Bedeutung zukommen. In überregio-
nalen Bereichen der Kultur und solchen, die das 
Staatsganze repräsentieren, müssen von ihr neue 
Impulse ausgehen, die von allen Trägern des staat-
lichen und nichtstaatlichen Bereiches getragen 
werden, denen Verantwortung im Kulturbereich 
nach unserer gesellschaftlichen Ordnung zukommt. 
Vermehrten Anstrengungen des Staates müssen 
solche des privaten Mäzenatentums folgen. Unser 
Kulturleben setzt große Erwartungen in diese Ein-
richtung. Das Parlament wird gewiß die Bundes-
regierung unterstützen, diese Erwartungen im Rah-
men des Möglichen zu erfüllen. Das Parlament er-
wartet seinerseits von der Bundesregierung aber 
endlich Vorschläge, wenn sie ihre zur Zeit laufen-
den Überlegungen zur Nationalstiftung abgeschlos-
sen hat. Leider hat die Bundesregierung die Chance 
nicht wahrgenommen, durch einen ersten Haus-
haltsansatz — und sei es nur ein Leertitel — sowie 
eine Ergänzung der mittelfristigen Finanzplanung 
die Diskussion darüber im Haushaltsausschuß in 
Gang zu setzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit 
wäre in wenigen Worten zum ersten Teil der Be-
richterstattung über den Einzelplan 06 Auskunft 
gegeben. Über den anderen Teil „Innere Sicher-
heit" wird mein Kollege Möller noch berichten. Ich 
darf mich bei dieser Gelegenheit — das ist mehr 
als eine Routineübung — bei den Spitzen des 
Hauses, vor allen Dingen aber auch bei den Mit-
arbeitern von Herrn Minister Genscher sehr herz-
lich für die gute Zusammenarbeit bedanken. Die 
Bereitschaft, den Haushaltsberichterstattern auch 
etwas delikate Dinge sofort zur Verfügung zu stel-
len, war eine der erfreulichsten Tatsachen dieser 

Zusammenarbeit. Ich hoffe, daß dies in Zukunft 
so bleiben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, ich danke dem Berichterstatter. 

Bevor ich dem zweiten Berichterstatter das Wort 
gebe, muß ich auf einen Zwischenfall von heute 
nachmittag zurückkommen. Während der Rede des 
Bundeskanzlers sind eine Reihe von Zwischen-
rufen gefallen. Dabei hat der Kollege Seiters dem 
Bundeskanzler zugerufen: „Sie sind ein Verleum-
der!" 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Eine ähnliche sinngemäße Äußerung hat er an zwei-
ter Stelle wiederholt. 

Meine Herren und Damen, das Präsidium hat in 
der allgemeinen Unruhe diesen Zwischenruf nicht 
hören können. Aber nachdem das Protokoll diese 
Formulierung eindeutig ausweist, erteile ich dem 
Kollegen Seiters einen Ordnungsruf. 

Nunmehr erteile ich dem Herrn Abgeordneten 
Möller (Lübeck) zur Berichterstattung das Wort. 

Möller (Lübeck) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ge-
statten Sie mir als weiterer Berichterstatter zum 
Einzelplan 06 einige zusätzliche erklärende Bemer-
kungen zu dem allgemeinen Komplex derjenigen 
Kapitel abzugeben, die sich hauptsächlich mit dem 
Bereich der Inneren Sicherheit verbinden lassen. 
Ich glaube, Herr Kollege Haehser, daß die haus-
haltsmäßige Behandlung gerade dieses Themen-
komplexes auch heute zu dieser späten Abend-
stunde das Interesse des Hohen Hauses finden 
sollte, da zumindest das Thema der „Inneren 
Sicherheit" in den letzten Jahren immer im Inter-
esse der breiten Öffentlichkeit gestanden hat. 

Meine Damen und Herren, die Anstrengungen 
aller im Parlament vertretenen Parteien zur Ver-
besserung der „Inneren Sicherheit" in der Bun-
desrepublik für die Bereiche, für die der Bund zu-
ständig ist, fanden ihren vorläufigen Etappen-
schlußpunkt in der Verabschiedung des BGS-Ge-
setzes vom August 1972 und in der Novellierung 
des BKA-Gesetzes vom Mai dieses Jahres. Gleich-
zeitig wurde im Juni 1972 ein Sicherheitsprogramm 
zwischen Bund und Ländern verabschiedet, daß eine 
entsprechende Aufgabenverteilung und damit auch 
haushaltsmäßige Folgen für den Bereich der Bereit-
schaftspolizeien nach sich ziehen mußte. 

Die Folgelasten all dieser Maßnahmen mußten 
in den Haushaltsberatungen zu Recht zu einer Aus-
nahmesituation im Rahmen der allgemeinen stabili-
tätspolitischen Bemühungen führen, da wir im 
Haushaltsausschuß nicht bereit waren, die notwen-
digen Maßnahmen zur Wiederherstellung bzw. zur 
Aufrechterhaltung der „Inneren Sicherheit" an den 
materiellen Voraussetzungen scheitern zu lassen. 
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und deutlich gemacht, daß die Ausgabenentwicklung 
in dem Bereich der „Inneren Sicherheit" nicht anti-
oder prozyklisch verlaufen und betrieben werden 
kann, sondern nur kontinuierlich und dem Anstieg 
der Aufgaben entsprechend. Diese grundsätzliche 
Einstellung spiegelt sich nun in dem Ihnen vorge-
legten Zahlenmaterial wider. Die Kapitel des Haus-
haltes 1973 für den Bereich „Innere Sicherheit" er-
fahren eine Steigerungsrate, die sich nahtlos in die 
bisherige gradlinige Entwicklung einpaßt. 

Die Ausgaben für die Bereiche Bundesamt für 
Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt, Bundes-
grenzschutz sowie Bereitschaftspolizeien der Län-
der und andere kleinere Posten steigern sich von 
1972 mit 645 Millionen DM zu 1973 auf 831 Millio-
nen DM und damit um nominal 186 Millionen DM 
oder um eine Prozentsteigerung von 28,9. 

Ich erwähne bewußt eine nominale Steigerungs-
rate, da wir für ,die echte Beurteilung der Effektivität 
der aufgebrachten zusätzlichen Haushaltsmittel lei-
der auch hier einen Inflationsverlust von durch-
schnittlich 14 % in Rechnung stellen mußten. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn] : Hört! Hört!) 

Fast 30 Millionen DM gehen somit der zusätzlichen 
Steigerung von 1972 auf 1973 im Bereich der inne-
ren Sicherheit verloren. Rechnen wir sogar den Ge-
samteffektivitätsverlust, den die augenblicklichen 
Inflationsraten all unseren Bemühungen zur Ver-
stärkung der inneren Sicherheit beifügen, so kom-
men wir —auf das Gesamtvolumen bezogen — auf 
sage und schreibe 120 Millionen DM Substanzver-
lust; eine Tatsache, die uns allerdings quer durch 
alle Parteien im Haushaltsausschuß natürlich auch 
bewog, die Ausgabenentwicklung dieser Bereiche 
eben unter einem anderen Gesichtspunkt zu be-
trachten als die vieler anderer Einzelpläne. 

Ebenfalls entgegen der allgemeinen Absicht der 
Regierung, die sich in allen übrigen Bereichen größ-
ter Zurückhaltung bei neuen Stellenbewilligungen 
auferlegte, mußten wir — wenn auch natürlich unter 
der notwendigen kritischen Überprüfung — den 
Sicherheitsbereich um 872 neue Stellen für 1973 
verstärken, um damit die erweiterten und neuen 
Aufgaben innerhalb der von mir soeben angeschnit-
tenen Institutionen erfüllen zu können. 

Gestatten Sie mir nun einige detaillierte Bemer-
kungen zu einigen wenigen Einzelbereichen. Viel-
leicht darf ich etwas außerhalb des Sicherheitsbe-
reiches ein Sonderthema noch einmal kurz erwäh-
nen. Im Bereich des Kapitels Bundesarchiv gab es 
innerhalb des Haushaltsausschusses nach den Be-
ratungen um die Errichtung einer Gedenkstätte für 
die Entwicklung der deutschen Freiheitsgeschichte 
seit 1844 ein Mehrheits- und ein Minderheitsvotum, 
das sich an der Frage entzündete, ob im Rahmen 
dieser neu einzurichtenden Gedenkstätte lediglich 
die Entwicklung der Freiheitsgeschichte in Deutsch-
land bis zum 20. Juli 1944 darzustellen sei oder ob 
auch, wie das das Minderheitsvotum der CDU/CSU- 
Mitglieder war, die Freiheitsgeschichte in Deutsch

-

land auf jeden Fall einschließlich des 17. Juni 1953 
in der Gedenkstätte darzustellen sei. 

(V o r s i t z: Präsident Frau Renger.) 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Haehser 
meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Bitte schön, Herr Kollege Haehser. 

Haehser (SPD): Herr Kollege Möller, ist Ihnen 
entgangen, daß es in dieser Frage überhaupt keine 
unterschiedlichen Auffassungen gab, sondern wir 
lediglich zur Kenntnis genommen haben, daß das, 
was jetzt eingerichtet wird, das vorige Jahrhundert 
betrifft, und daß das, was danach kommt, späteren 
Verhandlungen obliegt. 

Möller (Lübeck) (CDU/CSU) : Herr Kollege Haeh-
ser, dann erscheint es mir allerdings etwas verwun-
derlich, warum die Mitglieder Ihrer Fraktion im 
Haushaltsausschuß einen zweiten Antrag gestellt 
haben, eine Sperre, die wir gerade für diesen Punkt 
ausgesprochen hatten, weil wir nämlich nicht bereit 
waren, diesen Plänen unter der ursprünglich vorge-
legten Konzeption zuzustimmen, wieder aufzuheben. 

Präsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Herr 
Kollege, ich höre eben, wir sind noch in der Bericht-
erstattung. Eigentlich sind Zwischenfragen gar nicht 
zugelassen. 

Haehser (SPD) : Gnädige Frau, ich habe eine 
Frage gestellt, weil hier eine Verwischung zwischen 
Berichterstattung und Rede vorgekommen ist. 

Präsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Herr 
Kollege, das müßte ich feststellen. Daß keine Zwi-
schenfragen gestattet sind, ist eben bei dem Wechsel 
übersehen worden. — Ich bitte fortzufahren, Herr 
Kollege. 

Möller (Lübeck) (CDU/CSU) : Herr Kollege Haeh-
ser, ich glaube wirklich nicht, daß hier eine Ver-
wischung vorgekommen ist, sondern ich glaube, daß 
ich meinen Erinnerungen und dem Protokoll gemäß 
die Vorgänge im Haushaltsausschuß in dieser An-
gelegenheit deutlich angeschnitten habe. Aber viel-
leicht haben wir nachher Gelegenheit, noch einmal 
über das Thema zu diskutieren. Ich darf vielleicht 
erst einmal fortfahren. 

Im Bereich des Bundesamtes für Zivilen Bevölke-
rungsschutz möchte ich auf folgendes hinweisen, 
meine Damen und Herren. Unsere besondere Auf-
merksamkeit innerhalb dieses Bereiches haben bei 
der Haushaltsfestsetzung jene Maßnahmen gefun-
den, die ihre Auswirkungen erstens nicht nur im 
Verteidigungsfalle, sondern auch im allgemeinen 
friedlichen Katastrophenschutzdienst erfahren und 
die zweitens dazu geeignet sind, den vielen tausend 
freiwilligen Helfern draußen im Lande ihren Dienst 
an unserer Gesellschaft und für unsere Gesellschaft 
wenigstens etwas leichter zu gestalten. Aus diesem 
Grunde ist der Mittelansatz für den Neu- und Aus-
bau der Unterkunftsräume für die freiwilligen Hel- 
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fer des Technischen Hilfswerks im Haushaltsaus-
schuß entsprechend deutlich um mehr als 33 % er-
höht worden. Zumal wenn man draußen feststellen 
mußte, daß diese freiwilligen Helfer des Technischen 
Hilfswerks zum Teil in Unterkünften hausten, die 
man — mit Ihrer gütigen Erlaubnis, Frau Präsiden-
tin — fast als Hühnerstall bezeichnen mußte, war es 
nur folgerichtig, daß dieser Zustand durch die Be-
willigung der zusätzlichen Mittel im Haushaltsaus-
schuß langsam wird behoben werden können. Mei-
nes Erachtens und dem Erachten des Ausschusses 
nach muß Qualität des Lebens auch ihren Nieder-
schlag in der Qualität der Anerkennung der frei-
willigen Helfer finden, die ihren Dienst an dieser 
Gesellschaft leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gleichzeitig wurde durch die Erweiterung des 
Hubschrauberversuchsmodells durch drei weitere 
Einheiten auf jetzt sechs Hubschraubereinheiten die 
Tätigkeit des Zivilen Bevölkerungsschutzes weiter-
hin eben auch für diesen friedlichen Katastrophen-
schutzdienst verstärkt. 

Meine Damen und Herren, leider war es dem 
Haushaltsausschuß nicht möglich, im Bereich der 
zivilen Verteidigung die angestrebte Relation der 
Mittel für die zivile Verteidigung zu den Mitteln der 
militärischen Verteidigung herzustellen. Ja, wir 
mußten auf Grund der augenblicklichen Haushalts-
lage sogar eine weitere Verschlechterung der Situa-
tion hinnehmen. 

Im Bereich des Bundeskriminalamts stand der 
Haushaltsausschuß vor der Notwendigkeit, dem er-
weiterten Aufgabenbereich auch durch die perso-
nelle Ergänzung dieses Amtes durch insgesamt 186 
Stellen Rechnung zu tragen, gleichzeitig auch durch 
eine entsprechende Verbesserung der technischen 
Ausrüstung. Die Zunahme der Gewaltkriminalität, 
der Rauschgiftverbrechen sowie der Massendelikte 
und Serienstraftaten erforderte innerhalb des BKA, 
daß erstens die Ermittlungstätigkeit intensiviert 
wird, zweitens der Schutz- und Begleitdienst erheb-
lich verstärkt werden, drittens die Leistungsfähig-
keit der Gutachter- und Auskunftsdienste — hier ist 
die Kriminaltechnik und Kriminalwissenschaft ge-
meint — erhöht wird, viertens das Bundeskriminal-
amt auf dem Gebiet der Technik in die Lage versetzt 
wurde, mit der Entwicklung Schritt zu halten, und 
fünftens die erforderlichen Baumaßnahmen für die 
Unterbringung von Personal und Gerät entsprechend 
sichergestellt werden. Insgesamt ergab sich somit ein 
Haushaltsansatz für das BKA für 1973 von 119,4 Mil-
lionen DM gegenüber 75,9 im Jahre 1972, eine pro-
zentuale Steigerung um 57,3 % und eine nominale 
Steigerung um 43,5 Millionen DM. 

Zum Bereich der Bereitschaftspolizeien der Län-
der, meine Damen und Herren, lassen Sie mich daran 
erinnern, daß der Bund für die Länderbereitschafts-
polizeien die notwendigen Ausrüstungen zur Ver-
fügung stellen muß. Gemäß dem im Juni vorgeleg-
ten Bund/Länder-Programm erhöhen sich die Haus-
haltsansätze für die Bereitschaftspolizeien im Bun-
desetat um 17,4 Millionen DM auf 28,1 Millionen 
DM oder prozentual um mehr als 150 %. 

Zum Abschluß meiner Detailausführungen, meine 
Damen und Herren, lassen Sie mich ganz kurz noch 
einmal auf den Bereich des Bundesgrenzschutzes als 
einer der Hauptstützen der „Inneren Sicherheit" ein-
gehen. Bedingt durch das BGS-Gesetz vom August 
1972 und den damit erweiterten Aufgabenbereich des 
Bundesgrenzschutzes auch als Polizeieinheit, wurden 
die Mittel 1973 um 107,7 Millionen DM auf 604,8 Mil-
lionen DM erhöht, was einer prozentualen Steige-
rung von 21,7 % entspricht. Diese Anhebung wurde 
im wesentlichen durch die allgemeinen Besoldungs- 
und Tarifverbesserungen, durch die Erhöhung des 
Grenzschutzsoldes und die Aufstockung der Durch-
schnittsstärke von 19 500 auf 20 000 Mann durch die 
Bewilligung von insgesamt 502 neuen Planstellen 
für den BGS verursacht, die sich schwerpunktmäßig 
auf die Bereiche Luftsicherheit, Grenzschutzabteilung 
Bonn, Grenzschutzfliegergruppe und Grenzschutz-
einzeldienst verteilen. 

Weiterhin sind diese Ausgabensteigerungen natür-
lich durch die Mehrkosten bei der Bewirtschaftung 
der Unterkünfte, des Betriebs des Fahrzeugsparks 
sowie durch die zusätzlichen Ausgaben für Aus-
landsdienstreisen verursacht worden, die auf Grund 
des Einsatzes des BGS im Rahmen der Luftsicher-
heit geleistet werden müssen. 

Und noch eins, meine Damen und Herren. Ich 
glaube, daß die vom Haushaltsausschuß festgesetz-
ten Mittelansätze eindeutig, den vom Gesetzgeber 
gewünschten Umstrukturierungsprozeß in Richtung 
auf Kompetenzerweiterung als zusätzliche Polizeiein-
heit untermauern und damit deutlich jedem untaug-
lichen Versuch widersprechen, den Bundesgrenz-
schutz durch pauschale Angriffe in seiner Existenz 
ins Abseits zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn ich, meine Damen und Herren, anfangs aus-
führte, daß gerade der Bereich „Innere Sicherheit" 
im Rahmen des Einzelplans 06 im Gegensatz zum 
allgemeinen Versuch der stabilitätspolitischen Be-
mühungen behandelt wurde oder wir im Haushalts-
ausschuß diesen Bereich etwas mit Samthandschuhen 
angefaßt haben, so gestatten Sie mir vielleicht den-
noch einige kritische Schlußbemerkungen aus der 
Sicht des Haushaltsausschusses und des Bericht-
erstatters. 

Erstens. Sie wissen, daß im Bereich der elektro-
nischen Datenverarbeitung vom Haushaltsausschuß 
in den letzten Jahren erhebliche Mittel für alle Häu-
ser bewilligt worden sind und daß hieraus im Rah-
men des Datenverbundes das Innenministerium für 
eine entsprechende Koordinierung und die damit 
verbundene optimale Ausnutzung dieser Mittel ver-
antwortlich ist. 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, 
daß dieses Problem schon in etlichen Haushalts-
beratungen eine entscheidende Rolle gespielt hat. 
Diese Erfolgsbilanz steht noch aus, obwohl ihr Er-
gebnis oder Nichtergebnis erhebliche Auswirkungen 
auch auf die zukünftigen Entscheidungen des Haus-
haltsausschusses haben wird. 

Zweitens. Welche exakte Konzeption mit welchen 
finanziellen Auswirkungen und damit auch mit wel- 
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chen zusätzlichen Möglichkeiten der Auslastung be-
reits bewilligter Mittel wird vom Innenministerium 
entwickelt, urn den Bundesgrenzschutz in Kürze als 
bewegliche Eingreifreserve den Ländern bei Spitzen-
belastungen zur Verfügung zu stellen? 

Drittens. Welche kurzfristig zu realisierenden 
Vorstellungen hat das Innenministerium, um den 
Beamten innerhalb des BGS die besoldungsmäßige 
und laufbahnmäßige Gleichstellung mit den Länder

-

Polizeien zu gewährleisten? Ich denke hier unter 
anderem an die Diskussion über den möglichen 
Wegfall der Besoldungsgruppen A 1 bis A 4. Wann 
ist für den Haushaltsausschuß mit einer solchen 
Maßnahme zu rechnen, die zwangsläufig finanzielle 
Auswirkungen für uns mit sich bringen wird? 

Viertens. Welche exakt kurzfristig zu realisieren-
den Vorstellungen wird es geben, um den Bereich 
der Abwehr äußerer Gefahren im Luftverkehr sicher-
zustellen? Auch hier taucht zwangsläufig die Frage 
nach dem Ausmaß der finanziellen Auswirkungen 
auf. 

Fünftens. Wann und wie — lassen Sie mich damit 
dann zum Schluß kommen — wird eine Fortschrei-
bung der Gesamtkonzeption zum Bereich der „Inne-
ren Sicherheit" vorgelegt? 

Nach Ansicht des Haushaltsausschusses, wie auch 
nach meiner Ansicht ist es absolut nicht damit ge-
tan, für das Bundeskriminalamt, das Bundesamt für 
Verfassungsschutz, den Bundesgrenzschutz, die Be-
reitschaftspolizeien, das Bundesamt für den zivilen 
Bevölkerungsschutz eine nicht integrierte, jeweils 
einzeln dastehende Rohkonzeption zu entwickeln 
und vom Haushaltsausschuß zu verlangen, die ent-
sprechenden Mittel bereitzustellen, ohne hier die 
Fortschreibung der Gesamtkonzeption zu beachten. 

Diese fünf Bereiche, meine Damen und Herren, 
werden einige der Probleme sein, mit denen sich 
der Haushaltsausschuß in der nächsten Etatberatung 
für das Jahr 1974 befassen muß. 

Wir haben versucht, meine Damen und Herren, in 
dem Ansatz der einzelnen Kapitel und Titel des 
Haushaltes 1973 zum Bereich der „Inneren Sicher-
heit" der Notwendigkeit Rechnung zu tragen und 
gleichzeitig den Gedanken des optimalen Mittelein-
satzes zu folgen. Ich darf wiederholen: Der Bereich 
der „Inneren Sicherheit" wurde in den Beratungen 
des Haushaltsausschusses glücklicherweise nicht 
zum Experimentierfeld verzweifelter Stabilitätsbe-
mühungen gemacht, weil ohne die „Innere Sicher-
heit" auch im weitesten Sinne des Wortes eine Poli-
tik der Stabilität in unserem Land unserer Ansicht 
nach nicht betrieben werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen zur Berichterstattung liegen nicht vor. Ich er-
öffne die Aussprache. Wird dazu das Wort ge-
wünscht? — Herr Kollege, ich darf Sie einen Mo-
ment um Geduld bitten. 

Herr Kollege Seiters, Sie wollten noch eine Er-
klärung abgeben. Bitte, Sie haben das Wort zu 

einer persönlichen Erklärung nach § 36 der Ge-
schä ftsordnung. 

Seiters (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bundeskanzler hat in sei-
ner Rede am heutigen Nachmittag unter Hinweis 
auf die Fraktionswechsel in der vergangenen Legis-
laturperiode seinen unbewiesenen schwerwiegen-
den Vorwurf der Korruption wiederholt. Für mei-
nen Zwischenruf: „Sie sind ein Verleumder!" ist 
mir ein Ordnungsruf erteilt worden. 

(Zurufe von der SPD: Mit Recht! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD.) 

Ich möchte folgendes erklären: Wer hier wie der 
Bundeskanzler — ganz offensichtlich, um von der 
Affäre Wienand abzulenken — seine bisherigen 
unbewiesenen schweren Anschuldigungen gegen 
Abgeordnete dieses Hauses wiederholt, muß sich 
gefallen lassen, daß ich ihm auch künftig vorwerfe, 
Kollegen dieses Hauses mit falschen Behauptungen 
zu verdächtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort in der Aus-
sprache, bitte, Herr Kollege. 

Walther (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung hat bei Vorlage 
ihres Haushaltsentwurfs an Hand der darin enthal-
tenen Zahlen deutlich gemacht, wo sie trotz aller 
notwendigen Stabilitätsbemühungen Prioritäten der 
Regierungspolitik in diesem Jahre sieht. Einige die-
ser Prioritäten finden wir in diesem Einzelplan wie-
der. Zwar nicht nach der Höhe des Mittelansatzes, 
aber wegen der Bedeutung der Sache muß an erster 
Stelle der hier anzusprechenden Prioritäten der 
Umweltschutz stehen. 

Umweltschutz, zu Recht als ein wesentlicher Be-
standteil dessen zu nennen, was wir uns in der poli-
tischen Diskussion dieser Tage als Verbesserung 
der Qualität des Lebens zu bezeichnen angewöhnt 
haben, gehört zu jenen Problemen dieser Gesell-
schaft, deren immer stärker werdender Druck Folge 
einer Politik ist, die vorausschauende Planung im-
mer als Teufelswerk sozialistischer Systemverände-
rer angesehen hat. Manche Probleme des Umwelt-
schutzes würde es in diesem Umfang gar nicht ge-
ben, wenn unsere früheren Warnungen und For-
derungen ernst genommen worden wären. 

Folgerichtig hat es deshalb auch in den Jahren, 
in denen andere die Politik zu verantworten hat-
ten, kaum Mittelansätze für den Umweltschutz im 
Bundeshaushalt gegeben. Erst der Druck einer im-
mer inhumaner werdenden Umwelt hat viele zum 
Umdenken veranlaßt. Trotzdem mußte erst diese 
Regierung kommen, um ernsthaftes Handeln zu ini-
tiieren. 

Meine Damen und Herren, noch 1969 waren im 
Haushaltsplan des Bundesinnenministers für diesen 
Zweck nur 6,1 Millionen DM ausgewiesen. Die heu-
tige Regierung hat unverzüglich ein Umweltpro-
gramm entwickelt, das der Bundestag im übrigen 
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zustimmend zur Kenntnis genommen hat. Aus den 
Mittelansätzen dieses Jahres wird deutlich, wie 
ernst die Regierung die Verwirklichung des Um-
weltprogramms nimmt. Allein in diesem Einzelplan 
steigen die Ansätze auf über 106 Millionen DM. 
Das ist gegenüber dem Soll von 1972 eine Steige-
rung von über 30 %, gegenüber den tatsächlichen 
Ist-Ausgaben sogar eine Verdoppelung. Zusammen 
mit den bei anderen Einzelplänen veranschlagten 
Beträgen und den aus dem ERP-Sondervermögen 
zur Verfügung zu stellenden Beträgen stehen des-
halb im Jahre 1973 über 450 Millionen DM bereit. 
Sie wollen dabei bedenken, daß der Bund in Finan-
zierungsfragen im wesentlichen nur die Zuständig-
keit für die Entwicklungsforschung hat und sich im 
übrigen wie z. B. beim Programm zur Sanierung 
von Rhein und Bodensee mit Spitzenfinanzierungen 
beteiligt. Die Ankündigungen des Sofortprogramms 
sind im wesentlichen verwirklicht, die Finanzkom-
petenzen des Bundes weitgehend abgedeckt. 

Aber ich darf mir in diesem Zusammenhang noch 
eine andere Bemerkung erlauben. Herr Professor 
Carstens hat heute morgen mit einem Halbsatz ge-
sagt, die Regierung gebe zuwenig Geld für sauberes 
Wasser aus. Ich darf mir deshalb an dieser Stelle 
den Hinweis erlauben, daß man, ehe man eine solche 
Forderung aufstellt, sich zunächst einmal über Kom-
petenzen klar werden und sich darüber informieren 
sollte. 

Ich gebe den guten Rat: Wenn die Opposition will, 
daß der Bund mehr über sauberes Wasser zu sagen 
hat, dann möge sie dafür sorgen, daß die Mehrheit 
des Bundesrates ihren Widerstand gegen die ent-
sprechende Grundgesetzänderung und gegen die 
Vierte Wasserrechtsnovelle aufgibt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, das Umweltbundesamt, 
welches in diesem Jahr seine Arbeit aufnehmen soll 
— wir hoffen jedenfalls sehr, daß dies geschieht —, 
wird mit dazu beitragen, die wissenschaftlichen 
Grundlagen für die Erarbeitung von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zu schaffen. Ich möchte den 
Minister ausdrücklich ermuntern, dieses Amt zügig 
aufzubauen, damit wir im Parlament ohne vermeid-
bare Verzögerung jene Maßnahme beschließen kön-
nen, die den Schutz der Bürger unseres Landes vor 
den Folgen einer falschen Wachstumsideologie si-
cherstellen helfen. 

Im übrigen, Herr Minister: Der Aufbau des Amtes 
sollte nicht durch die sicherlich begreifliche Konkur-
renz einer Reihe von Städten um den Sitz beein-
trächtigt werden. 

Nicht oft genug, meine Damen und Herren, kann 
bei diesem Thema auf das Verursacherprinzip bei 
der Verteilung der Lasten hingewiesen werden. Nur 
wenn denen, die die Umwelt verseuchen, die Ko-
sten dafür angelastet werden, werden wir erreichen, 
daß auch auf diesem Gebiet die Qualität des Lebens 
etwas mit der Qualität des Wachstums zu tun hat. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Nehmen 
Sie die Gemeinden nicht aus!) 

Meine Damen und Herren, in diesem Einzelplan 
gibt es noch eine andere Priorität, über die Herr 
Kollege Möller hier schon — ich meine, unter freier 
Auslegung des Begriffs Berichterstattung — berich-
tet hat. 

Die Zahlen beweisen, daß es der Regierung auch 
auf diesem Gebiet ernst ist und sie es nicht bei schö-
nen Erklärungen belassen hat. Dieser Bereich — das 
ist hier dargelegt worden — gehört zu den ganz 
wenigen, bei denen es keine Stellenverminderung, 
sondern -vermehrungen gibt und bei denen es auch 
keine Kürzungen nach den 2000er-Beschlüssen geben 
soll. 

Der Gesamtbereich der inneren Sicherheit hat eine 
Zuwachsrate von fast 30 % zu verzeichnen. Die Ge-
samtaufwendungen des Bundes steigen auf über 
830 Millionen DM. 

Nun hat Herr Kollege Möller hier längere Aus-
führungen zum Bundesgrenzschutz gemacht. Die Zeit 
reicht nicht aus, um darauf einzugehen, zumindest 
nicht auf den Teil, von dem ich meine, daß er nicht 
unbedingt Teil der Berichterstattung war. Ich will 
nur soviel sagen: Alle Parteien dieses Hauses haben 
sich zum Bundesgrenzschutz als einer Polizei des 
Bundes bekannt. Ich möchte den Innenminister bit-
ten, darüber zu wachen, daß der Polizeicharakter 
des Bundesgrenzschutzes weder verwischt noch ver-
wässert wird. 

Die innere Sicherheit, meine Damen und Herren, 
hat im letzten Wahlkampf eine besondere Rolle ge-
spielt. Sie war Teil einer Verunsicherungskampagne, 
mit der unseren Bürgern eingeredet werden sollte, 
daß die Koalition die Sicherheit der Menschen in 
unserem Lande nicht gewährleistet. Deshalb wird 
es nicht uninteressant sein, die Zahlen dieses Haus-
haltsplans mit den Zahlen des Jahres 1969 zu ver-
gleichen, in dem bekanntlich ein anderer Minister 
für diese Fragen zuständig war. Damals standen für 
die Bereiche der inneren Sicherheit rund 400 Mil-
lionen DM zu Verfügung. Wir haben nach vier Jah-
ren eine Zahl, die mehr als das Doppelte bedeutet. 

Allein beim Bundeskriminalamt, für das 1969 nur 
rund 22 Millionen DM ausgegeben wurden, steigt 
in diesem Jahr die Ausgabe auf fast 120 Millio-
nen DM. Die Zahl der Mitarbeiter, die früher kaum 
eine Vermehrung erfahren hat, ist von 1969 bis 
heute von 933 auf fast 2100 angestiegen. 

Der Ausbau des Amtes zu einem modernen Amt 
der Verbrechensbekämpfung ist durch gesetzgeberi-
sche Maßnahmen und insbesondere durch Mittel-
bereitstellung weit vorangeschritten. Vor 1969 — 
meine Damen und Herren, dies festzustellen, daran 
liegt mir — war dieses Amt bestenfalls eine krimi-
nalistische Abteilung des Statistischen Bundesamtes; 
und das ist noch eine sehr höfliche Umschreibung. 

Mit diesem Haushalt schaffen wir im übrigen auch 
die finanzielle Voraussetzung dafür, daß sich alle 
Landeskriminalämter an das Datensystem des Bun-
deskriminalamtes anschließen können. Wir würden 
es sher begrüßen, wenn die Kooperationswilligkeit 
der Länder auch auf diesem Gebiet ein Höchstmaß 
erreichen könnte. Hier hat es bisher noch manche 
Mängel gegeben. Je größer die Kooperationswillig- 
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keit der Länderpolizeien, um so besser die Mög-
lichkeiten des Amtes. Das kann um so mehr erwar-
tet werden, als, wie der Kollege Möller schon dar-
gelegt hat, der Bund in diesem Haushalt seine Mit-
tel, mit denen er die Beschaffungen der Bereitschafts-
polizeien der Länder finanziert, ganz enorm auf-
stockt. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Steige-
rungsraten für den Bereich der inneren Sicherheit 
angerissen. Sie liegen weit über dem Haushalts-
durchschnitt. Solche Steigerungsraten, meine ich, 
sind in der Zukunft weder möglich noch nötig. Die 
Versäumnisse der Vergangenheit sind durch diese 
Anstrengungen zu einem großen Teil ausgeglichen, 
und alle Wahlkampfgrusicals werden auch durch 
diesen Haushalt ad absurdum geführt. Regierung 
und Koalition stehen für die innere Sicherheit ihrer 
Bürger ein. 

Einen anderen Problemkreis, zu dem der Kollege 
Riedl längere Ausführungen gemacht hat, will ich 
nur kurz streifen. Das Bundesinnenministerium 
nimmt im Rahmen der Bundesregierung zu einem gro-
ßen Teil die gesamtstaatliche Verantwortung für die 
Förderung von Kunst und Kultur wahr. Dies kann 
aber nach der grundgesetzlichen Ordnung unseres 
Staates nur zu einem geringeren Teil Aufgabe des 
Bundes sein. Gleichwohl steigen auch hier die Aus-
gabenansätze gegenüber dem Vorjahr um rund 10 %. 
Ein wesentlicher Teil der auf über 100 Millionen DM 
angesetzten Beträge entfällt, wie hier dargelegt 
wurde, auf die Stiftung „Preußischer Kulturbesitz" 
mit über 31 Millionen DM. Aus der Weigerung der 
Länder, die Ausgabenzuwächse für die Finanzierung 
dieser Stiftung mitzutragen, resultiert eine akute 
Finanzkrise. Ich unterstütze hier den Appell des 
Haushaltsausschusses zur Zusammenarbeit. Die Län-
der, meine ich, können aus ihrer Verpflichtung nicht 
entlassen werden. Dieses bedeutende Zeichen deut-
scher Kultur darf nach meiner Überzeugung nicht 
durch mangelnde Bereitwilligkeit der Länder Not 
leiden. 

In diesem Zusammenhang, wenn auch nicht als 
Vorgriff auf die zukünftige Konzeption, sollte die 
in der Regierungserklärung angesprochene Deutsche 
Nationalstiftung gesehen werden. Sie kann sicher-
lich den Rahmen für ein umfassendes gesamtstaat-
liches Konzept der Kunst- und Kulturpflege abgeben, 
wobei ich besonderen Wert darauf lege, daß auch 
die Pflege des ostdeutschen kulturellen Erbes den 
ihr gebührenden Rang einnehmen kann. 

(Abg. Dr. Althammer: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, ich unterstütze es, daß 
die Nationalstiftung nicht als Instrument einseitiger 
Finanzierungsverlagerung benutzt werden darf. 
Kunst und Kultur sind ohne das Engagement der 
Bürger zum Scheitern verurteilt. Ich möchte deshalb 
die Regierung ganz herzlich bitten, die Arbeiten zur 
Erstellung eines Konzepts für die Nationalstiftung 
beschleunigt voranzutreiben und die Ergebnisse 
baldmöglichst diesem Hohen Hause vorzulegen. 

Nun noch ein Wort zu dem, was zu einer Kontro-
verse über die Berichterstattung des Kollegen Möl-
ler geführt hat, nämlich zum Rastatter Museum. Ich 

bitte um Nachsicht, daß ich hier den Berichterstatter 
korrigieren muß. Das, was hier dargelegt worden 
ist, war falsch; es hat im Ausschuß kein Mehrheits-  
und kein Minderheitsvotum, sondern in allen Fragen 
eine einstimmige Abstimmung gegeben. Es hat bei 
der ersten Beratung, Herr Kollege Möller, mehrere 
Diskussionsbeiträge sowie mehrere Anfragen ge-
geben, die vom Ministerium nicht eindeutig geklärt 
worden waren. Es sind mehrere Bedenken geäußert 
worden, die ebenfalls nicht eindeutig geklärt wur-
den. Daraufhin waren wir alle der Meinung, daß 
diese Frage noch einmal angesprochen werden 
müßte, und haben zunächst die Ausgabenansätze ge-
sperrt. Als das Ministerium schließlich mit einer be-
schlußreifen Vorlage kam, haben wir nach kurzer 
Diskussion ebenso einstimmig die Sperre dieses 
Ansatzes aufgehoben. Dies muß um der Wahrheit 
willen gesagt werden. Wenn ich mir hier noch eine 
Anmerkung erlauben darf, so möchte ich darauf hin-
weisen, daß eine der Schwierigkeiten war, daß der 
hochverehrte Herr Vorsitzende des Haushaltsaus-
schusses dieses Museum lieber in Hambach als in 
Rastatt gesehen hätte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, über 
die Sportförderung hat der Kollege Dr. Riedl aus-
führlich gesprochen. Ich will es deshalb kurz machen. 
Ich schließe mich manchen seiner Schlußfolgerungen 
an. Dennoch eine kurze Bemerkung: Allen falschen 
Gerüchten auch in diesem Hause zum Trotz wendet 
der Bund für den Sport auch in diesem Jahr erheb-
lich mehr auf, wenn man die einmalig bedingten 
Ausgaben des Vorjahres für die Olympischen Spiele 
unberücksichtigt läßt. Persönlich will ich gerne an-
merken, daß ich glücklich darüber wäre, wenn der 
Bund nicht nur wie bisher den Spitzensport, sondern 
zumindest teilweise auch den Breitensport zu fördern 
in der Lage wäre. 

(Beifall bei der SPD. — Zustimmung bei der 
CDU/CSU und bei der FDP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser 
Einzelplan setzt Schwerpunkte, wie wir meinen, an 
den richtigen Stellen und auch in der richtigen Ab-
gewogenheit. Deshalb stimmt meine Fraktion ihm 
vorbehaltlos zu. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Wird weiter das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe die 
Aussprache. Änderungsanträge liegen nicht vor. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 
06 in der Fassung des Ausschusses. Wer dem zu-
stimmen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit großer 
Mehrheit angenommen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir kommen zum Einzelplan 07: 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Justiz 

— Drucksache 7/727 —

Berichterstatter: Abgeordneter Simon 
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Herr Berichterstatter, wünschen Sie das Wort? — 
Das ist nicht Her Fall. Ich eröffne die Aussp rache. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die Aus-
sprache. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Einzelplan 07 in der Fassung des Ausschusses. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit 
großer Mehrheit angenommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist denn 
die große Mehrheit?) 

Wir kommen nunmehr zum Einzelplan 11: 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 
— Drucksache 7/731 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. 
Wird das Wort gewünscht? — Bitte, Herr Abgeord-
neter Krampe, Sie haben das Wort. 

Krampe (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der zur Diskus-
sion stehende Einzelplan 11 zeichnet sich im Jahre 
1973 — ähnlich wie im Jahre 1972 — dadurch aus, 
daß er nach dem Wollen der Bundesregierung maß-
geblich dazu beiträgt, den Haushalt in 1973, d. h. den 
Gesamthaushalt, mit zu finanzieren. Beträgt die 
Zuwachsrate des Gesamthaushalts 1973 schätzungs-
weise 9,6 % — diese Zahl ist eher zu niedrig als zu 
hoch —, so wird der Zuwachs des Haushalts des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
mit 4,6 % veranschlagt und könnte — ich sage: 
könnte — für den unbefangenen Leser dieses Einzel-
plans sogar ein positives Bild bringen. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Das schafft 
der ja gar nicht, der Minister!) 

Positiv könnte zum Beispiel gewertet werden der 
Zuschuß, erstmalig in den Etat eingesetzt, an die 
„Verwertungsgesellschaft Bild-Kunst", um die Situa-
tion der notleidenden Künstler — in etwa jedenfalls 
— zu mildern, damit sie eigenständige Versorgungs-
einrichtungen ins Leben rufen können. Positiv 
könnte gewertet werden im Bereich der Rehabili-
tation der geplante Bau des „Hauses für Behinderte" 
hier in Bonn. Positiv konnte gewertet werden der 
jetzt mögliche Neubau des Dienstgebäudes für die in 
Dortmund beheimatete „Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Unfallforschung" und damit eine Kon-
zentration der Arbeiten auf diesem Gebiet. 

Positiv gewertet werden könnte auch die Erhö-
hung der Zuschüsse für die „Betreuungsmaßnahmen 
zugunsten ausländischer Arbeitnehmer". An dieser 
Stelle ist ein Wort an die freien Wohlfahrtsorgani-
sationen angebracht, die sich dankenswerterweise 
wie in der Vergangenheit, augenblicklich und in der 
Zukunft gerade dieser schwierigen Aufgabe für den 
ausländischen Arbeitnehmer und seine Familienan-
gehörigen annehmen. 

Aber hier ist auch der Hinweis erlaubt und an-
gebracht, daß entweder die Berichterstatter in diesen 
von mir eben als positiv zu bezeichnenden Dingen  

initiativ wurden oder das fortgeführt wurde, was 
seit Jahren  geplant war und von dem damaligen 
Bundesarbeitsminister Hans Katzer eingeleitet 
wurde, oder was die Berichterstatter als Anregung 
der Regierung, z. B. im Hinblick auf den Bau des 
Hauses für Behinderte, in die Beratung und Verab-
schiedung des Einzelplans 11 in den Haushaltsaus-
schuß mit einbrachten. Das alles soll gewürdigt wer-
den, auch die weitere, unter Katzer eingeleitete För-
derung des Baues von Rehabilitationseinrichtungen 
— in den vergangenen Jahren von seiten der Be-
richterstatter immer entsprechend höher ange-
setzt —, der weitere Ausbau des zivilen Ersatzdien-
stes, der zunächst mehr Gerechtigkeit verspricht — 
wir haben davon heute morgen gehört — und von 
dem wir hoffen, daß die Bundesregierung baldmög-
lichst das Instrumentarium dieses zivilen Ersatzdien-
stes nutzt. 

Aber es sind nicht nur leuchtende Zeichen und 
Zahlen im Einzelplan 11 zu sehen. Überschattet wird 
das alles durch zwei schwerwiegende Tatsachen, die 
in gebotener Kürze hier angesprochen werden müs-
sen. 

Der Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung ist, wenn auch in bescheidener 
Form, eine Aussage über die politische Zielsetzung, 
über politische Ziele im gesellschafts- und sozial-
politischen Bereich dieser Bundesregierung. So wird 
dann im Verfolg dieser Zielsetzung frisch, fromm, 
fröhlich, frei geschrieben, daß die Arbeiter-Renten-
versicherung 1973 auf den Bundeszuschuß von 1,05 
Milliarden DM, die Angestelltenversicherung gar auf 
1,450 Milliarden DM verzichten muß, die Rentenver-
sicherung insgesamt im Jahre 1973 also 2,5 Milliar-
den DM auf dem Altar des Vaterlandes zur Siche-
rung des Defizits des Haushalts opfern muß. Zur 
Abrundung sei in Erinnerung gerufen, daß bereits 
1972 die Rentenversicherungsträger dem Bund mit 
1 Milliarde DM — den Rentenversicherungsträgern 
damals in Bundesschatzverschreibung gegeben — 
unter die Arme gegriffen haben. 

Nun wird sicherlich als Antwort auf diese Kritik 
gesagt werden, ein solches Verfahren sei nicht neu. 
Das sei zugegeben. Dazu aber zwei Bemerkungen: 

Die Rückzahlung der zu stundenden Rentenver-
sicherungszuschüsse soll 1981 erfolgen. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wenn sich die Geld-
entwertungsrate bis 1981 weiter so entwickelt, wie 
sie sich im Jahre 1973 entwickelt hat, dann wird 
diese Bundesregierung den Betrag mit der linken 
Hand zahlen können. Wir wollen hoffen und wün-
schen, daß sie dann nicht mehr im Amt ist. 

Eine zweite Bemerkung. Erstmalig werden für 
gestundete Bundeszuschüsse, die den Rentenver-
sicherungsträgern zustehen, keine Zinsen bezahlt. 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund nennt in der Aus-
gabe der „Welt der Arbeit" vom 16. März dieses 
Jahres dafür die stolze Zahl von zwei bis drei Mil-
liarden DM an Zinsverlusten, das heißt Vermögens-
verlusten der Versicherungsträger, bei einer damals 
noch angenommenen 8 %igen Verzinsung. Die For-
derung des DGB-Organs, der Bund dürfe sich nicht 
drücken, wird gestützt durch die Erklärungen der 
übrigen Gewerkschaften, aber auch durch den Ver- 
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band deutscher Versicherungsträger, der noch unter 
dem 4. Mai 1973 in einer Eingabe an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung und an den Haushalts-
ausschuß darauf hinwies, daß die Begründung für die 
Aufschiebung der Leistungen des Bundes nicht stich-
haltig sei. Demnach — um das Wort aus der „Welt 
der Arbeit" noch einmal aufzugreifen — gilt: Die 
Regierung und die Koalitionsfraktionen drücken sich 
in dieser Frage. Das muß hier deutlich und klar fest-
gestellt und festgehalten werden. 

(Unruhe.) 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie einen Moment! Darf ich das Haus bitten, 
etwas ruhiger zu sein. Der Redner hat es sehr 
schwer, gegen Ihre Gespräche anzukommen. 

(Beifall.) 

Krampe (CDU/CSU) : Schönen Dank, Frau Prä-
sidentin! 

Aus der Haltung der Mehrheit dieses Hauses aber 
lassen sich viele Fragen zu den eben erwähnten 
Sachbereichen ablesen und ableiten. Da ist die Frage 
nach der Sicherheit der Rentenfinanzierung. Diese 
Frage ist zu stellen und in diesem Zusammenhang 
auch die Frage nach den sonstigen Leistungen der 
Rentenversicherung, die Frage nach den Leistungen 
im Bereich der vorbeugenden Gesundheitsmaßnah-
men wie auch der bislang an die Versicherten ge-
währten Beträge und Mittel für den Eigenheim- und 
Eigentumswohnungsbau, der irgendwie dann zu kurz 
kommen wird. 

Wir haben alle in diesem Hohen Hause anläß-
lich der Rentendebatte im September des vergan-
genen Jahres die finanzielle Solidität der Renten-
versicherung herausgestellt. Inzwischen fanden 
Bundestagswahlen statt, und es wurden zum Teil 
die in der damaligen September-Sitzung in dritter 
Lesung gemeinsam beschlossenen Gesetze geändert. 
Gleichzeitig wurde aber — ungefähr in diesem Zeit-
raum — bekannt, daß die Bundeszuschüsse in Höhe 
von 2,5 Milliarden DM in Richtung Rentenversiche-
rungsträger seitens des Bundes gestundet würden 
und nicht verzinst werden sollen. Die Frage an den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung lautet: 
Ist zwischen den Gesetzesänderungen und der 
Stundung der Bundeszuschüsse ein innerer Zusam-
menhang zu sehen, oder dient die Stundung und 
Nichtverzinsung der Bundeszuschüsse an die Ren-
tenversicherungsträger allein der Deckung von 
Haushaltslücken im Jahre 1973 und in den folgen-
den Jahren? 

Unsere Meinung dazu: Das Kernstück des Sy-
stems unserer sozialen Sicherheit ist die Renten-
versicherung. Die Rentenversicherung und ihre 
Vermögenswerte, angelegt auf kommende Belastun-
gen, dürfen nicht zum Finanzierungsreservoir des 
Bundeshaushalts werden und der Bundesregierung 
jederzeit zur Deckung von Haushaltslücken dienen 
und von ihr in Anspruch genommen werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Andernfalls ist nämlich die Frage nach der Solidität 
des Wollens im Bereich der Alterssicherung nicht 

nur von Millionen Rentnern, sondern auch von den 
Abgeordneten dieses Hohen Hauses heute und im-
mer wieder in den kommenden Wochen und Mona-
ten zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese und ähnliche Fragen bewegen nicht nur 
uns, sondern die Millionen Versicherten und Bei-
tragszahler, die dann, wenn ihr Versicherungsfall 
eintritt, analog gleiche Leistungen aus der Sozial-
versicherung erwarten wie diejenigen, die sie heute 
erhalten und für die sie Beiträge leisten. Das sagt 
einfach das Solidaritätsprinzip der Generationen 
aus. 

Es ist auch noch ein Wort zu einem zweiten sehr 
langen Schatten, der über dem Einzelplan 11 liegt, 
zu sagen. Ich spreche hiermit das Kapitel ,,Kriegs-
opferversorgung und gleichartige Leistungen" an. 
Der innere Zusammenhang der Leistungsverbesse-
rung bzw. der Leistungsanpassung zwischen der 
Rentenversicherung und der Kriegsopferversorgung 
liegt auf der Hand, ist von diesem Hohen Hause 
gewollt und immer wieder auch von den Koalitions-
fraktionen mit getragen worden. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
alle schönen Reden in dieser Sache haben keinen 
Sinn, wenn nicht die praktische Hilfe folgt. Wie 
viele in diesem Volk leiden besonders die Kriegs-
opfer unter den vom Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Fraktion angesprochenen vierfachen Belastungen, 
die von der Bundesregierung allein zu verantworten 
sind. Politiker und Kriegsopfer sowie die Organi-
sationen der Kriegsopfer fordern immer wieder 
„gleiches Recht auch für die Kriegsopfer". Wegen 
der Nichterfüllung dieser Forderungen bereits im 
Jahre 1972 haben Kriegsopfer in diesem Jahr 1972 
einen Stabilitätsbeitrag in Höhe von insgesamt 
270 Millionen DM geleistet. Das wurde sehr deut-
lich auf den Kriegsopfertagungen hier in Bonn. 

Es ist unzumutbar, den Kriegsopfern seitens der 
Bundesregierung mehr als anderen weitere Stabili-
tätsmaßnahmen aufzubürden. Wir appellieren des-
halb an die Bundesregierung, unter Abänderung der 
von ihr gesetzten Prioritäten ähnlich, wie es 1966 
unter der Regierung Kiesinger/Katzer geschah, 
praktische Hilfe zu verwirklichen. Mein Kollege 
Geisenhofer ist gern bereit, weitere Ausführungen 
zu diesem Fragenkomplex zu machen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wo 
Licht ist, ist auch Schatten. Im Einzelplan 11 über-
wiegt der Schatten. Es ist unredlich, Mehreinnah-
men der Rentenversicherung, durch erhöhte Bei-
träge hervorgerufen, indirekt zur Deckung von 
Haushaltslücken zu nutzen. Es ist auch kein Zeichen 
von sozialem Fortschritt, wenn Kriegsopfern soziale 
Gerechtigkeit vorenthalten wird. 

Der Schatten überwiegt also. Wir lehnen deshalb 
den Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Grobecker. 
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Grobecker (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Der Haushalt des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung ist Ausdruck des Be-
mühens, unsere Gesellschaft sozialer und gerechter 
zu gestalten. Dafür gibt es auch im Haushaltsjahr 
1973 eine Reihe Beispiele. 

Mit besonderem Nachdruck nimmt sich diese Koa-
lition der Eingliederung der Behinderten in Beruf 
und Gesellschaft an. In der Verfolgung dieses Ziels 
sind die Haushaltsmittel für die Förderung von Ein-
richtungen der beruflichen Rehabilitation in den 
vergangenen Jahren ständig erhöht worden. Auch 
für das Jahr 1973 ist wiederum eine Erhöhung vor-
gesehen, nämlich um 6 auf 45 Millionen DM. Seit 
1970 sind für diesen Zweck fast 100 Millionen DM 
aufgewendet worden. Der Schwerpunkt des Pro-
gramms liegt zur Zeit bei den Berufsförderungswer-
ken für behinderte Erwachsene. In Zukunft müssen 
in verstärktem Maße aber auch Berufsbildungs-
werke für behinderte Jugendliche gebaut werden. 
Diese Förderungsmaßnahmen sind jedoch nur ein 
Teil eines umfassenden Aktionsprogramms der 
Bundesregierung für diejenigen unserer Mitbürger, 
die trotz Hochkonjunktur und Vollbeschäftigung im 
Schatten stehen. Das hat uns in den letzten Mona-
ten hier ja wiederholt beschäftigt. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Humanisie-
rung des Arbeitslebens. Wir müssen die Arbeit 
sicherer machen und verhüten, daß der Mensch von 
der technischen Entwicklung überrollt wird. Ein 
Schritt auf diesem Wege sind die Arbeiten, die mit 
der Einrichtung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung in Dortmund eingeleitet wor-
den sind. Wir müssen uns aber auch verstärkt den 
Arbeitswissenschaften zuwenden, um die Arbeits-
plätze menschengerechter zu gestalten. 

Auf Grund des neuen Betriebsverfassungsgesetzes 
haben die Betriebsräte und der einzelne Arbeitneh-
mer Einfluß auf die Gestaltung der Arbeitsplätze 
und der Arbeitsmethoden gewonnen. Wir betreten 
hier ein Gebiet, das in der Vergangenheit stark 
vernachlässigt worden ist. Wir begrüßen deshalb 
sehr, daß erstmals im Haushalt 1973 besondere For-
schungsmittel für diesen Bereich vorgesehen sind. 

Auch das verstärkte Bemühen um die Eingliede-
rung der ausländischen Arbeitnehmer — der Bun-
desminister hat erst vor einigen Tagen ein Pro-
gramm vorgelegt — findet im Haushalt durch die 
Erhöhung der hierfür vorgesehenen Mittel um 30 % 
seinen Ausdruck. Die Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer ist bei einem befriedigenden Wirt-
schaftswachstum in der Bundesrepublik unerläßlich. 
Sie wirft aber zahlreiche gesellschaftliche Probleme 
auf. Mit Bundesmitteln werden in erster Linie die 
Betreuung durch die vorhandenen Organisationen, 
die Vermittlung deutscher Sprachkenntnisse, Maß-
nahmen der beruflichen Bildung und die Bereitstel-
lung angemessenen Wohnraums gefördert. 

Vom Bund alleine, meine Damen und Herren, 
sind diese Probleme der Eingliederung jedoch nicht 
zu lösen. Hier wird es insbesondere auch verstärk-
ter Bemühungen der Länder, der Gemeinden und — 
das soll nicht unerwähnt bleiben — der Arbeitge

-

ber bedürfen. Dabei sollte sich die Ausländerbe-
schäftigung nicht nur nach der Arbeitsmarktsitua-
tion, sondern auch nach den Möglichkeiten der so-
zialen Infrastruktur ausrichten. 

Meine Damen und Herren, die größten Ausgabe

-

posten dieses Haushalts, des Einzelplans 11, sind je-
doch die Zuschüsse zu der Sozialversicherung mit 
über 13 Milliarden DM und die Ausgaben für die 
Kriegsopfer mit 9 Milliarden DM. 

Nun hat es Herr Kollege Krampe vorhin für rich-
tig gehalten, obschon es bereits in der ersten Le-
sung deutlich angesprochen worden ist, noch einmal 
auf das Problem der Verschiebung von 2,5 Milliar-
den DM zurückzukommen. Meine Damen und Her-
ren, worum geht es dabei denn tatsächlich? Nach 
der Reichsversicherungsordnung leistet der Bund 
Zuschüsse zur gesetzlichen Rentenversicherung. Das 
bleibt auch so. Diese Zuschüsse steigen mit den 
dynamisierten Renten entsprechend der Lohn- und 
Gehaltsentwicklung. Seit 1957 haben sich die Zu-
schüsse bis heute von 3,5 auf 10,8 Milliarden DM 
im Jahr erhöht. Hinzu kommen 4,6 Milliarden DM 
als Defizitausgleich für die Knappschaftsrente. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie waren nie so 
niedrig!) 

— Es gibt keinen Zweifel, verehrter Herr Kollege, 
daß über die Bundeszuschüsse eine enge Verflech-
tung zum Bundeshaushalt und zu den Haushalten 
der Träger der gesetzlichen Rentenversicherung be-
steht. Das hat bereits in  der  Vergangenheit zu einer 
— da drücke ich mich ganz zurückhaltend aus — 
Modifizierung der Zahlung eines Teiles der Bundes-
zuschüsse in Form von Schuldbuchforderungen ge-
führt. Es kam sogar zu einer echten Kürzung der 
Bundeszuschüsse zu einem Zeitpunkt, meine Damen 
und Herren, zu dem Herr Katzer Sozialminister war 
und Herr Strauß Finanzminister. Die Bundeszu-
schüsse wurden in den folgenden Jahren um insge-
samt 4 Milliarden DM gekürzt. Außerdem hat man 
zu dieser Zeit gerade die Schwächsten, nämlich die 
Rentner, zusätzlich mit einem Krankenversiche-
rungsbeitrag belastet. Wir haben diese Ungerechtig-
keit beseitigt und das Geld zurückgezahlt. 

Meine Damen und Herren! Auch unter Berück-
sichtigung der Einführung der flexiblen Altersgrenze 
und der anderen durch die zweite Rentenreform 
beschlossenen Maßnahmen ist die Finanzsituation 
die Rentenversicherung zur Zeit außerordentlich 
günstig. So liegen für das Jahr 1973 die Einnahmen 
um 6 Milliarden DM über den Ausgaben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine 
Sache der Inflation!) 

Die Überschüsse, die praktisch durch die Bundeszu-
schüsse finanziert werden, werden von den Renten-
versicherungsträgern für die Rentenzahlung nicht 
benötigt, sondern lediglich in Vermögenswerten an-
gelegt. Bei dieser günstigen Finanzsituation der Trä-
ger der Rentenversicherung — das ist alles schon 
in der ersten Lesung vom Herrn Finanzminister ge-
sagt worden — ist es sicherlich gerechtfertigt, die 
Zahlung eines Teilbetrages der Bundeszuschüsse in 
Höhe von 2,5 Milliarden DM bis zum Jahre 1981 
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aufzuschieben. Da die Finanzsituation der Renten-
versicherung der Angestellten wesentlich besser als 
die der Rentenversicherung der Arbeiter ist, soll die 
Rentenversicherung der Angestellten in erster Linie 
von dem Zahlungsaufschub mit rund 1,4 Milliar-
den DM betroffen werden. Durch den durch das 
Dritte Rentenversicherungsgesetz vorgesehenen Fi-
nanzausgleich sind die Finanzen der beiden Zweige 
der Rentenversicherung ohnehin als Einheit anzu-
sehen. Die Sicherheit der Rentenfinanzierung wird 
hierdurch auch längerfristig nicht gefährdet. 1981 
stehen die gestundeten Beträge wieder voll zur 
Verfügung. 

(Abg. Härzschel: Und die Zinsverluste?) 

Die Versicherungsträger werden lediglich — Herr 
Kollege — durch einen Zinsverlust von etwa 1,3 
Milliarden bis 1,5 Milliarden DM betroffen, der 
nach meiner Auffassung im Hinblick auf die Höhe 
ihrer Gesamtausgaben vertretbar ist. 

Nun will ich, verehrter Herr Kollege Krampe, 
nicht verhehlen — ich habe das auch im Haushalts-
ausschuß gesagt —, daß, obwohl dies die Situation 
ist und wir dies durchaus tragen können — ich wie-
derhole, was ich im Ausschuß gesagt habe, auch an 
die Adresse des Herrn Finanzministers, der leider 
jetzt nicht da ist, was ich bedaure —, daß wir, die 
Koalitionsfraktionen, allerdings nicht der Auffas-
sung sind, daß damit ein Präjudiz für die folgenden 
Jahre geschaffen werden kann und daß es im näch-
sten Jahre wieder so gemacht werden könnte, son-
dern daß wir das nicht hinnehmen werden. 

Meine Damen und Herren! In den Ansätzen für 
die Kriegsopferversorgung ist mit einem Gesamt-
betrag von 550 Millionen DM die Erhöhung der 
Kriegsopferrenten um 9,5 % vorgesehen. Außerdem 
sind die Mittel für die Kriegsopferfürsorge um etwa 
200 Millionen DM erhöht worden. Herr Krampe, 
natürlich besteht in diesem Bereich dadurch ein Pro-
blem, daß die Anpassung der Kriegsopferrenten 
nicht auf den 1. Juli vorgezogen wird. Es muß aber 
deutlich gesagt werden, daß ein Zusammenhang mit 
dem Vorziehen der Sozialversicherungsrenten nicht 
gegeben ist. Die Vorziehung der Sozialversiche-
rungsrenten, meine Damen und Herren, steht mit 
der 1958 von Ihnen unterlassenen Anpassung in 
Verbindung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zum anderen weisen die Kriegsopferrenten in dem 
Zeitraum seit 1970 — schließlich waren wir da schon 
an der Regierung, Herr Kollege Krampe — mit 42 % 
für die Beschädigten und sogar 53 % für die Wit-
wen die größten Steigerungsraten seit dem Kriege 
auf. 

(Abg. Maucher: Das ist eine Milchmädchen

-

rechnung!) 

So verständlich der Wunsch der Kriegsopfer nach 
einer eben solchen Vorziehung der Anpassung ist, 
so fehlt doch auf der anderen Seite hierfür eine 
Deckungsmöglichkeit im Haushalt. Herr Krampe, Sie 
sind im Gegensatz zu vielen Sozialpolitikern beider 
Fraktionen Haushaltsmann. Auch die Opposition 
hat bei ihrem entsprechenden Antrag kein Konzept 
zur Deckung eingebracht. 

Meine Damen und  Herren! Die  Maßnahmen, für 
die  wir in diesem Haushalt die finanzielle Grund-
lage schaffen, sind Teil eines Gesamtkonzepts der 
sozialliberalen Koalition, des Konzepts, unsere Ge-
sellschaft sozialer und gerechter zu gestalten. Mit 
diesem ersten Haushalt der 7. Legislaturperiode 
wird deutlich fortgesetzt, was der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, Walter Arendt, in 
der letzten Legislaturperiode begonnen hat. Es hat 
mit diesem Minister in der letzten Legislaturperiode 
also außerordentlich gut geklappt. 

Ich möchte einige Maßnahmen noch einmal in Er-
innerung rufen, damit wir den Anschluß an die 
neue Legislaturperiode bekommen. Ich erinnere an 
die Neuordnung der Betriebsverfassung, an die Dy-
namisierung der Kriegsopferrenten, an die Renten-
reform mit der Einführung der flexiblen Alters-
grenze, die Rente nach Mindesteinkommen und die 
Öffnung der Rentenversicherung für alle Bürger, den 
Zuschuß für Arbeitnehmer zum Krankenversiche-
rungsbeitrag, die eigenständige Krankenversiche-
rung und Verbesserung der Altershilfe für Land-
wirte, die gesetzliche Unfallversicherung für Kinder 
in Kindergärten und Schulen sowie für Studenten, 
die sozialgerechte Ausstattung der Vermögensbil-
dung und die Erhöhung des Begünstigungsrahmens 
auf 624 DM und letztlich die gesetzliche Regelung 
für Leiharbeiter. Das ist nur ein Ausschnitt. Wir wol-
len aber bei diesen Erfolgen nicht stehenbleiben. 
Die bereits in den ersten vier Monaten der neuen 
Legislaturperiode aus dem Arbeitsministerium vor-
gelegten Entwürfe zeigen dies ganz deutlich. 

(Abg. Härzschel: Sie sind doch aus der 
letzten Legislaturperiode!) 

Sie sind hier im Einzelplan 11 verankert. Auch hier 
nur eine kleine Auswahl der Gesetzesinitiativen, 
die wir schon in diesem Frühjahr auf den Tisch des 
Hauses bekommen haben oder die wir noch bekom-
men werden: das Gesetz über die Betriebsärzte und 
die Fachkräfte für Arbeitssicherheit, das Gesetz 
über die Mindestanforderungen an Unterkünfte für 
Arbeitnehmer, das Gesetz zur Weiterentwicklung 
des Schwerbeschädigtenrechts, das Vierte Renten-
versicherungs-Änderungsgesetz, das Gesetz über die 
sechzehnte Rentenanpassung, die sozialversiche-
rungsrechtliche Regelung im Eherechtsreformgesetz, 
das Gesetz zur Änderung des Selbstverwaltungsge-
setzes und das Gesetz zur Neugestaltung des zivilen 
Ersatzdienstes. Das sind alles Maßnahmen und Ini-
tiativen, die hier im Einzelplan 11 für 1973 ihren 
Niederschlag finden. Ich finde, daß dies ein ein-
drucksvoller Katalog ist. Wir hoffen sehr, daß der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung auf 
diese Weise die Legislaturperiode fortsetzt. Das ist 
der Grund, weshalb wir dem Einzelplan 11 unsere 
Zustimmung geben werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Geisenhofer. 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Rah- 
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men der zweiten Lesung des Einzelplans 11 nehme 
ich namens der CDU/CSU-Fraktion zum Bereich der 
Kriegsopferversorgung Stellung. Obwohl die Dyna-
misierung des § 56 des Bundesversorgungsgesetzes 
1970 von allen Parteien beschlossen wurde, enthält 
der Einzelplan 11 für das Haushaltsjahr 1973 keine 
finanziellen Mittel, um die Renten der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer zum 1. Juli dieses Jahres um 
11,35 % anzuheben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das ist um so bedauerlicher, als die Anhebung der 
Renten der Kriegs- und Wehrdienstopfer schon zum 
1. Juli 1972 bei den Beratungen des Fünfzehnten 
Rentenanpassungsgesetzes zur Diskussion gestan-
den hat. Diese Renten können aber wegen der unge-
klärten Haushaltslage im vergangenen Jahr nicht 
angehoben werden. Der sozialpolitische Sprecher der 
SPD, Herr Professor Schellenberg, und der stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU, Hans 
Katzer, erklärten damals übereinstimmend, daß man 
die 1972 unterlassene Anpassung nachholen werde, 
sobald dies die Haushaltslage zulasse. Niemand aber 
hat unter der Dynamisierung etwas anderes ver-
standen als die Anpassung der Kriegsopferrenten 
zum gleichen Zeitpunkt und in gleicher Höhe wie 
die Anpassung der Sozialrenten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alle Par-
teien stehen den Kriegsopfern gegenüber im Wort. 
Das muß ganz klar gesagt werden. Die CDU/CSU 
hat nun die notwendigen Konsequenzen gezogen 
und bereits am 14. März dieses Jahres den Entwurf 
eines Fünften Anpassungsgesetzes im Bundestag 
eingebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Gesetzentwurf sieht vor, die Renten der 
Kriegs- und Wehrdienstopfer zum 1. Juli dieses 
Jahres um 11,35 % zu erhöhen, analog den Sozial-
versicherungsrenten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf 
wurde dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
bereits vor zehn Wochen überwiesen. Wir müssen 
aber mit Bedauern feststellen, daß eine Beratung des 
CDU/CSU-Gesetzentwurfes noch vor der Sommer-
pause von der Ausschußmehrheit nicht gewollt 
wurde. Jetzt wird auch verständlich, warum der Herr 
Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung im 
vergangenen Jahr kein Wort zur Verbesserung der 
Kriegsopferrenten gesagt hat. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Nölling? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Nölling (SPD) : Herr Kollege Geisenhofer, 
wollen Sie dem Hohen Haus erklären, warum Ihre 
Fraktion im zuständigen Ausschuß bisher keinen 
Antrag auf Behandlung dieses Gesetzentwurfes ge-
stellt hat? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Geisenhofer (CDU/CSU): Ich darf Ihnen sagen, 
daß es eine selbstverständliche Pflicht des Ausschuß

-

vorsitzenden gewesen wäre, diesen Antrag auf die 
Tagesordnung zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe von der SPD.) 

Außerdem haben unsere Kollegen im Ausschuß im-
mer wieder kritisiert, daß das nicht geschehen sei. 
Ich sagte, es wird jetzt auch verständlich, warum 
auch der Herr Bundeskanzler in der Regierungs-
erklärung keine Ausführungen zur Anhebung der 
Kriegsopferrenten gemacht hat. Dies hat bei den 
Kriegsopfern bittere Enttäuschung herbeigeführt, 
und diese Enttäuschung ist auch bei der Protestkund-
gebung des VdK Deutschland am 8. Mai in Bad 
Godesberg und bei der Tagung des Reichsbundes in 
Berlin sowie beim Schwerbeschädigtenkongreß in 
Bonn zum Ausdruck gekommen. 

Seit wenigen Tagen liegt nun dem Bundesrat der 
Entwurf eines Fünften Anpassungsgesetzes der Bun-
desregierung vor, wie dies der Herr Bundeskanzler 
heute auch in seinen Ausführungen angedeutet hat. 
Demzufolge sollen die Kriegsopferrenten erst am 
1. Juli 1974 erhöht werden. Das bedeutet die Nicht-
einhaltung eines Versprechens, das bedeutet die 
Nichtanwendung der zeitgerechten Dynamisierung, 
das bedeutet die Abkopplung der Kriegsopferrenten 
von der Erhöhung der Sozialrenten und somit eine 
erhebliche Benachteiligung der Kriegs- und Wehr-
dienstopfer. 

Nicht weniger als 2,4 Millionen Kriegs- und Wehr-
dienstopfer erwarten vom Deutschen Bundestag end-
lich Gerechtigkeit. Die große Zahl beweist, daß die 
Kriegsopferversorgung kein Problem der Vergan-
genheit, sondern eine große Aufgabe der Gegen-
wart und Zukunft ist; denn von der gerechten Lö-
sung dieser Frage hängt weitestgehend auch die 
Wehrbereitschaft der jungen Soldaten der deutschen 
Bundeswehr mit ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Jawohl; bitte, Herr 
Professor Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Geisen-
hofer, Sie wollten einen Antrag zur Deckung Ihres 
Anliegens stellen. Wo ist Ihr Antrag? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Professor Schel-
lenberg, ich werde Ihnen noch sagen, wo Deckung 
zu finden ist; warten Sie geduldig ab! Herr Profes-
sor Schellenberg und meine sehr verehrten Damen 
und Herren, vor allem von der Regierungskoalition, 
natürlich kann man fragen: Paßt diese Forderung 
der CDU/CSU in die Stabilitätslandschaft unserer 
Tage? Aber wir stellen diesen Gesetzentwurf nicht, 
um die Stabilität zu erschüttern, sondern wir stellen 
diesen Antrag, um den Kriegs- und Wehrdienst-
opfern, die die Leidtragenden der Inflationspolitik 
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geworden sind, endlich entgegenzukommen und 
ihnen zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Bitte, Herr Professor 
Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Kollege Geisen-
hofer, haben Sie heute zur zweiten Lesung einen 
diesbezüglichen Antrag gestellt? Ich vermisse ihn! 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Professor Schel-
lenberg, Sie sind Sozialexperte. Sie müssen wissen, 
daß ein Gesetzentwurf, der 10 Wochen im Ausschuß 
ist, mehr gilt als ein Antrag, der hier zur Diskussion 
gestellt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Geisenhofer (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ja, 
wenn das nicht von meiner Redezeit abgezogen 
wird. 

Präsident Frau Renger: Das wird selbstver-
ständlich nicht geschehen. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Geisen-
hofer, ist es nicht so, daß Sie heute abend zwar so 
reden dürfen, aber Ihre Haushaltsexperten sich auch 
darüber im klaren sind, daß keine Deckung vor-
handen ist? 

(Zuruf von der SPD: Genauso ist es!) 

Geisenhofer (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt 
(Kempten), ich habe schon auf die Frage des Herrn 
Professor Schellenberg gesagt, ich werde auf die 
Deckung noch zu sprechen kommen. 

(Abg. Wehner: Dann haben wir noch etwas 
zu erwarten!) 

Im übrigen — das muß sehr ernst genommen wer-
den — haben die Kriegsopfer im Jahre 1972 bereits 
ein halbes Jahr Nichtanpassung ihrer Rente ver-
loren. Sie sind damit als die einzige Schicht in unse-
rem Volk die Leidtragenden, und sie haben das 
größte Stabilitätsopfer bereits gebracht. Wenn nun 
die Kriegsopferrenten im Jahr 1973 wieder nicht an-
gepaßt werden, verlieren die Kriegsopfer ein zwei-
tes halbes Jahr Nichtanpassung. Ich meine, das ist 
eines Sozialstaates unwürdig. Meine Damen und 
Herren von der Regierungskoalition, so darf man 
mit den Kriegsopfern nicht umgehen, 

(Abg. Geiger: Jahrelang habt ihr das ver

-

säumt, und jetzt wollt ihr alles! Das ist un

-

erträglich! — Abg. Wehner: Nein, aber so 
kann man nicht rumreden!) 

die Freiheit, Gesundheit und Berufschancen für uns 
alle opfern mußten. 

Beim ersten Kriegsopferanpassungsgesetz 1970 ist 
durch die SPD und FDP für die drei Bezugsjahre 
1968 bis 1970 nur eine Anpassung von 16 %  be-
schlossen worden, obgleich sich die Sozialrenten im 
gleichen Zeitraum wesentlich höher entwickelt ha-
ben. Ich darf daran erinnern, daß die CDU/CSU-
Fraktion damals einen Anpassungssatz von 22 % 
vorgeschlagen hat, um die Ausgangsbasis gerechter 
zu gestalten. Dadurch, daß Sie, meine Damen und 
Herren von der SPD und FDP, diesen Antrag auf 
Erhöhung abgelehnt bzw. ihm nicht zugestimmt 
haben, sind die Kriegsopfer gegenüber den Sozial-
versicherungsrentnern weiter ins Hintertreffen ge-
raten. 

Mit Recht haben damals unsere Kollegen Maucher 
und Burger in der Debatte gesagt: Der Rückstand 
wurde dynamisiert. 

(Abg. Wehner: Wer hat denn den Rück

-

stand verursacht?) 

Und da erklärt der Herr Bundeskanzler im Deut-
schen Bundestag am 6. April 1973 bei der Haushalts-
debatte: 

Wir haben durch die Dynamisierung der Kriegs-
opferrenten diesen Kreis von Mitbürgern, die in 
20jähriger CDU-Vorherrschaft immer zu den  Be-
nachteiligten gehörten, in die allgemeine Ein-
kommensentwicklung hineingeführt, sie an sie 
herangeführt. 

Man muß um der Wahrheit willen dem Herrn Bun-
deskanzler auch sagen, daß, seit diese Bundesregie-
rung am Werke ist, die Kriegsopfer leider nicht mehr 
voll an der Einkommensentwicklung teilnehmen. 

(Abg. Geiger: 50 % Erhöhung!) 

Man muß um der Wahrheit willen auch sagen, 

(Abg. Wehner: Welche Kategorie von 
Wahrheit meinen Sie?) 

daß die Dynamisierung des § 56 des Bundesversor-
gungsgesetzes von allen Parteien mitgetragen wor-
den ist und nicht allein von der SPD. Es ist die 
Schuld der SPD, die Dynamisierung nicht zeitgerecht 
vorgenommen zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Unglaublich ist das alles! Verbandsredner!) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Ich darf bitten, wegen 
der Kürze der Zeit jetzt davon Abstand zu neh-
men. Ich habe schon vier Zwischenfragen beantwor-
tet. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Bitte, Herr Geiger! 

Geiger (SPD) : Herr Geisenhofer, wollen Sie dem 
Hause nicht mitteilen, daß die Kriegsopferrenten 
seit der Regierung Brandt/Scheel um über 50 % 
erhöht worden sind, während eine solche Erhöhung 
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in vielen Jahren CDU/CSU-Regierung nicht statt-
fand? 

(Beifall bei der SPD.) 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Geiger, ich darf 
Ihnen sagen, daß 1950, zu Beginn der Kriegsopfer-
versorgung, der Anteil der Kriegsopferversorgung 
am Sozialprodukt 2 % betrug, während dieser An-
teil jetzt unter 1 % gesunken ist. Das spricht für 
sich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Nein, Frau Präsiden-
tin, jetzt bitte nicht mehr. 

Wir alle sind für Stabilitätspolitik, auch wir wol-
len keine Ausweitung des jetzigen Haushaltes von 
120 Milliarden DM; ja wir sind sogar für Einspa-
rungen. 

(Abg. Wehner: So, so! 	Abg. Geiger: 
Jetzt kommt's!) 

Aber wir müssen innerhalb des Haushaltes Prioritä-
ten setzen, 

(Abg. Wehner: Ja, setzen Sie mal! — Abg. 
Urbaniak: Konkretisieren Sie mal!) 

und zwar Prioritäten zugunsten der Kriegsopfer. 
Ich werde konkretisieren. Sie von der SPD haben 
in Ihrer Oppositionszeit eine Anzahl von Anträgen 
gestellt, ohne Deckungsvorschläge aufzuzeigen. Sie 
sollen aber jetzt einen Deckungsvorschlag zur 
Kenntnis nehmen. Die Deckung ist zu finden bei 
Einzelplan 60 Kap. 60 02 Tit. 972 01 betreffend „glo-
bale Minderausgabe bei den Personalausgaben". 
Dort hat die CDU/CSU beantragt, 450 Millionen DM 
zu kürzen. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Sie können lachen. Sie verlangen von mir einen 
Deckungsvorschlag. Ich nenne Ihnen einen; dann 
lachen Sie! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Weh

-

ner: Eine Expertise war das!) 

Ich frage die sozial eingestellten SPD- und FDP- 
Kollegen jetzt einmal ganz ernstlich: Wo sind Sie 
jetzt, wenn es um die Anhebung der Kriegsopfer-
renten geht? Wir von der CDU/CSU haben in der 
Vergangenheit immer mutige Frauen und Männer 
gehabt, die aufgestanden sind und die auch inner-
halb der CDU/CSU Gerechtigkeit für die Kriegs-
opfer gefordert haben. Ich frage Sie: Wo sind sie? 
Ich denke an die Frau Vizepräsidentin des Deut-
schen Bundestages, Frau Dr. Maria Probst, die 
„Maria, Hilf!" der Kriegsopfer. Sie wurde für die 
Interessen der Kriegsopfer zur Rebellin hier im 
Hohen Hause und auch in der Union. 

Unser ehemaliger Arbeitsminister Hans Katzer, 
meine Damen und Herren, hat es am 14. Dezember 
1966 — ich habe die Debatte nachgelesen — fertig-
gebracht, daß aus einem Bundeshaushalt, der da-
mals 80 Milliarden DM betragen hat, ein Betrag — 

obwohl der Haushalt auch um Milliarden-Beträge 
gekürzt werden mußte — von 880 Millionen DM 
zugunsten der Kriegsopfer bereitgestellt werden 
konnte. Dies geschah im Einvernehmen aller Par-
teien, weil überall der gute Wille vorhanden war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jetzt, wo der Haushalt 120 Milliarden DM um-
faßt und wo nicht 880 Millionen DM, sondern 
390 Millionen DM benötigt werden, müßte es bei 
gutem Willen aller Abgeordneten erst recht mög-
lich sein, die Kriegsopferrenten anzuheben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Maria hilf! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

Der gleichzeitigen Anpassung der Kriegsopferren-
ten und Sozialrenten messen wir von der CDU/CSU 
Priorität bei, obwohl wir wissen, daß noch viele 
strukturelle Verbesserungen notwendig sind, z. B. 
die Beseitigung der Kürzung der Witwenrenten 
beim Schadensausgleich, wenn der Ehemann fiktiv 
das 65. Lebensjahr erreicht. Diese Härte und viele 
andere können wir jetzt nicht regeln; wir müssen 
diese Härten in einem späteren Neuordnungsgesetz 
beseitigen. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, herzlich 
und dringend es ist wirklich ein ernstes Anlie-
gen — , dafür zu sorgen, daß die Renten der Kriegs- 
und Wehrdienstopfer endlich zum 1. Juli 1973 um 
11,35 % angepaßt werden können. Herr Professor 
Schellenberg, sehen Sie zu, daß dieser Gesetzent-
wurf nun endlich im Ausschuß zur Behandlung, und 
zwar zu positiver Behandlung kommt 

(Abg. Dr. Schellenberg: Dann müssen Sie 
erst einmal einen Antrag stellen!) 

und dann notfalls auch rückwirkend zum 1. Juli 
1973 als Gesetz in Kraft tritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Franke (Osnabrück). 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
gibt in dem Einzelplan 11 noch einen Punkt auf 
den dankenswerterweise Herr Kollege Krampe so-
eben schon hingewiesen hat —, der unsere Zustim-
mung nicht findet. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Er befindet sich im Tit. 11 13: Kürzung der Zu-
schüsse zu den Rentenversicherungsträgern. 

Wer einmal nachliest, meine Damen und Herren, 
wie in den früheren Jahrern um diese Position ge-
rungen wurde — Sie waren damals noch in der 
Opposition —, muß sich über die Geisteshaltung 
und über die politische Haltung wundern, die Sie 
heute in dieser Frage einnehmen, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

obwohl die Qualität der Entschlüsse und Beschlüsse, 
die Sie heute hier gefaßt haben, mit den damaligen 
gar nicht zu vergleichen ist. 
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Zwar waren die Summen damals niedriger — das 
Volumen war auch geringer —, doch wurden die 
Leistungen, meine Damen und Herren, die den Ren-
tenversicherungen in Form von Schuldverschrei-
bungen an die Hand gegeben worden waren, ver-
zinst. Damit entstand den Rentenversicherungs-
trägern nicht ein einziger Pfennig an Einnahme-
verlusten bzw. an Einnahmeausfall für die kommen-
den Jahre, während hier bei Ihnen, meine Damen 
und Herren, bei den 2,5 Milliarden DM — so ist es 
in § 21 des Haushaltsgesetzes zu lesen — bis zum 
Jahre 1981 ein Zinsverlust von etwa 1,25 Milliarden 
DM entsteht und bei der „Vielleicht-Verlängerung" 
dieser Nichtausgabe bis zum Auslaufen des 15. oder 
16. „Rentenanpassungszeitraumes" laut Sachver-
ständigenbericht ein Verlust rechnerisch — von 
etwa 3,5 Milliarden DM anfällt. 

Das, meine Damen und Herren ist der Grund, 
weshalb wir Ihre Entscheidung so heftig kritisieren. 
Wir befinden uns hier in Gesellschaft mit einer gan-
zen Reihe von Sachverständigen. Es gibt überhaupt 
keinen Sachverständigen, der sich in dieser Frage 
mit uns nicht einig wäre und nicht eindeutig gegen 
diese Ihre Einstellung und gegen diesen Ihren Be-
schluß Stellung genommen hätte. 

Ich darf noch darauf verweisen, daß der Deutsche 
Gewerkschaftsbund oder die Sachverständigen eine 
Liquiditätsenge für das Jahr 1981 prognostiziert 
und gesagt haben, daß die Liquiditätsenge im Jahre 
1981 dazu führen muß, entweder mit Leistungsver-
schlechterungen zu beginnen oder Einnahmeerhö-
hungen vorzunehmen, d. h. über den Beitragssatz 
von 18 °/o hinauszugehen. Darum werden wir von 
der Christlich Demokratischen Union unsere Hand 
zu dieser sozialen Demontage nicht reichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD.) 

Meine Damen und Herren, weil wir dies nicht mit

-

machen wollen, lehnen wir — früher ist das einmal 
anders gehandhabt worden — den Einzelplan 11 ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Sehr gut!) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Arendt. 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Alle sozialpolitischen Debatten 
in der Vergangenheit — und das gilt auch für die 
Aussprachen über den Haushalt — haben ganz ein-
deutig gezeigt, daß diese sozialliberale Koalition und 
die Bundesregierung auf dem Felde der Sozial- und 
Gesellschaftspolitik im Interesse der Menschen in 
unserem Lande sehr viel getan haben, um mehr so-
ziale Gerechtigkeit zu erreichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich brauche die Einzelheiten gar nicht aufzuführen. 
Das haben meine Vorredner getan. Das hat auch der 
Bundeskanzler in seinen Ausführungen heute Nach-
mittag ausführlich dargestellt. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Minister? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Bitte! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Arendt, meinen Sie bei der Herstellung der sozialen 
Gerechtigkeit auch das Vierte Rentenänderungsge-
setz, — 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Genau das meine ich! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : — wo Sie die 
flexible Altersgrenze gekürzt und verschlechtert 
haben, und die Änderung des Rentenniveausiche-
rungsgesetzes, welches künftig zu einer Verschlech-
terung der Rentnereinnahmen führen wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Franke, damit Sie das genau sehen 
und richtig verstehen: Das meine ich auch. Wir 
haben Ihre mit einer Stimme im Grunde genommen 
auf den Kopf gestellte sozialpolitische Absicht wie-
der richtiggestellt. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Das ist die Ausgangssituation. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Schauen Sie sich einmal die Reaktion im Lande an, 
dann werden Sie feststellen, daß die Versicherten 
geradezu heilfroh sind, daß diese Mehrheit im Bun-
destag diese sozialpolitische Maßnahme durchge-
führt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Härz

-

schel: Das reden Sie ihnen nur ein!) 

— Entschuldigen Sie, ich brauche die Einzelheiten 
nicht aufzuführen. Sie wissen das ganz genau. Herr 
Härzschel, es ist doch auch ein bißchen Neid bei 
Ihnen, wenn ich mir vorstelle, wie schwer Sie es in 
Ihrer Fraktion haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage, Herr Bundesminister? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Bitte! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Arendt, sagten Sie eben: ''... mit einer Stimme ver-
abschiedetes Rentengesetz"? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: In der zweiten Lesung. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Darf ich darauf 
aufmerksam machen, daß Sie sich in Millionenauf- 
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lage in einer Druckschrift, ich sage, in einer Wahl-
kampfschrift gebrüstet haben, daß das nur gegen 
eine Stimmenthaltung hier durchgesetzt worden ist. 
Das heißt, Sie haben dem zugestimmt —

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Bitte, Zwischenfragen, 
Herr Kollege! Keine Feststellung, bitte! 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Meine Damen und Herren, ich brauche das 
gar nicht im einzelnen darzulegen. 

(Lachen bei der CDU/CSU. 	 Abg. Dr. 
Wittmann [München] : Das wäre peinlich!) 

— Das wissen Sie doch. Das fängt bei der Kranken-
versicherung an und hört beim Betriebsverfassungs-
gesetz auf. 

Jetzt will ich nur noch eines zu dem Herrn Gei-
senhofer sagen. Der ist so stolz darauf, daß mein 
Amtsvorgänger, wie er gesagt hat, 880 Millionen 
DM für die Kriegsopfer zur Verfügung gestellt hat. 
Wissen Sie, das haben Sie auch auf dem Kriegsopfer-
kongreß gesagt. Die Wahrheit ist aber, daß dieser 
Betrag, der noch nicht einmal eingestellt war -- ich 
könnte Ihnen den Briefwechsel zwischen dem dama-
ligen Arbeitsminister und dem Finanzminister vor-
legen — für drei Jahre galt. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Jetzt will ich Ihnen sagen, was in der Zeit der so-
zialliberalen Koalition von 1969 bis heute für die 
Kriegsopfer geschehen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich habe einmal addiert, und es sind 5,9 Milliarden 
DM Leistungsverbesserungen für die Kriegsopfer 
eingetreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und ich sage Ihnen noch etwas — und das wissen 
Sie ganz genau —: Von den fünf Anpassungsge-
setzen im Kriegsopferbereich könnten wir minde-
stens vier Gesetze als Neuordnungsgesetze bezeich-
nen, weil nicht nur eine Anpassung der Leistungen 
erfolgt ist, sondern weil wir auch grundsätzliche 
strukturelle Verbesserungen durchgeführt haben. 
Die Leistungen dieser sozialliberalen Koalition und 
der Bundesregierung 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind unüber

-

troffen! — Abg. Franke [Osnabrück] : Den 
Namen verdient ihr nicht mehr!) 

auf dem Feld der Sozial- und Gesellschaftspolitik 
können sich sehen lassen. Auch die ersten sechs 
Monate dieser 7. Legislaturperiode zeigen doch ganz 
deutlich, daß wir das, was wir 1969 begonnen haben, 
konsequent und folgerichtig fortführen werden. 

Ich kann Ihnen eines versprechen: Wir werden 
auch in dem Rest dieser Legislaturperiode so weiter-
machen, wie wir begonnen haben. Wir werden 
Schritt für Schritt die berechtigten Vorstellungen 

der Menschen in unserem Lande in die soziale 
Wirklichkeit umsetzen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Maucher. 

Maucher (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn man soeben die Rede 
des Arbeitsministers gehört hat, könnte man mei-
nen, daß vorher nichts und jetzt alles geschehen 
sei. 

Herr Arbeitsminister, Sie wissen ganz genau, daß 
damals im Jahre 1966 dieses Gesetz auch mit den 
Stimmen der Sozialdemokraten durchgesetzt wor-
den ist. Ich muß es hier im Hause feststellen: Die 
Sozialdemokratie hat ihren eigenen Entwurf auf die 
Seite gelegt und einheitlich mit der CDU/CSU ge-
stimmt. Das ist der Tatbestand. Sie können heute 
und hier nicht etwas kritisieren, was Sie selber 
mitgemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zweitens muß ich noch eine Feststellung treffen, 
weil Sie die strukturellen Änderungen so groß her

-ausstellen. Dann will ich die letzten herausstellen, 
als Sie die Beihilfen für die Witwen, deren Männer 
nicht an den Folgen gestorben sind, mit 50 und 60 % 
groß herausgestellt haben. Wir stellen heute fest, 
daß von 100 betroffenen Fällen eventuell zwei bis 
drei in Betracht kommen. Das heißt man optische 
Täuschung, falsche Propaganda. So sieht das Bild 
aus und nicht anders. Und so geht man mit den 
Kriegsopfern um! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das darf ich hier sagen; das kenne ich aus all den 
Jahren. 

Herr Kollege Geiger 	vielleicht ist er noch im 
Saal —, Sie würden besser daran tun, keinen Antrag 
und keine Frage zu stellen. Wenn man eine Frage 
stellt, muß man sich mit der Frage auch befassen. 
Wie können Sie auf 55 % kommen? Das mil den 
42 % ist eine falsche Darstellung; darin sind näm-
lich die drei Jahre — rückwärts gezählt mitent

-

halten. Sie müssen nicht mit vier Jahren, sondern 
mit sieben Jahren rechnen. Sie können gut Prozent-
rechnen, wahrscheinlich, wenn es in Ihre eigene 
Tasche geht, noch besser. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte das ganz 
klar und deutlich sagen: so kann man mit den 
Kriegsopfern nicht umgehen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lesen Sie Ihre Reden seit dem Jahre 1950 nach und 
stellen Sie fest, was Sie gesagt haben. 

Nun lassen Sie mich eine Feststellung treffen. 
Im Jahre 1950 betrug der Anteil der Kriegsopfer-
versorgung am Bundeshaushalt ein Siebtel, heute 
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ein Siebzehntel. Wie können Sie denn sagen, Sie 
würden mehr tun? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man muß doch die Zahlen ins rechte Verhältnis 
bringen. Fragen Sie einmal die Kriegsopfer, was sie 
1966 für ihre Rente kaufen konnten und was sie 
heute dafür kaufen können. Berücksichtigen Sie bei 
Ihrer Rechnung die Teuerung! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage abschließend eines kurz und klar: Was 
jetzt geschieht, ist ein Unrecht gegenüber den 
Kriegsopfern. Man kann sparen, man kann hart 
sein. Aber wenn man sozial ungerecht ist, dann ist 
es gegenüber den Betroffenen nicht vertretbar; und 
das ist hier der Fall. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Glombig. 

Glombig (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich bin lange genug in diesem Hause, 
um feststellen zu können, daß man in der Tat mit 
den Kriegsopfern nicht so umgehen kann, wie Sie 
es hier versuchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Burger: Aber wie denn sonst, Kollege 

Glombig?) 

Was die geschichtliche Entwicklung in der Kriegs-
opferversorgung angeht, so ist sie für die CDU/CSU, 
die heutige Opposition, kein Ruhmesblatt. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Sehr gut!) 

Das muß man bei dieser Gelegenheit einmal in aller 
Deutlichkeit feststellen. Sie versuchen bei diesem 
Manöver, indem Sie einen Antrag zur vorgezogenen 
Rentenanpassung stellen, nur, den Kriegsopfern 
Sand in die Augen zu streuen. Sie haben bis heute 
keinen seriösen Deckungsvorschlag gemacht. 

(Abg. Maucher: Den haben wir gemacht!) 

Oder ist etwa das, was uns der Kollege Geisenhofer 
vorgetragen hat, ein seriöser Deckungsvorschlag? 
Das glauben Sie doch wohl selber nicht. Und wenn 
er seriös wäre und von der Opposition getragen 
würde, müßte er doch eigentlich schwarz auf weiß 
vorliegen. Er ist aber nirgendwo nachzulesen. Inso-
fern kann man also wirklich nicht davon ausgehen, 
daß Sie es mit diesem Antrag ernst meinen. 

Zum anderen steht auch fest, daß ein ernsthafter 
Versuch, Ihren Antrag auf die Tagesordnung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zu set-
zen, überhaupt nicht unternommen worden ist, und 
zwar in Kenntnis der Tatsache, daß die Haushalts-
experten der Opposition genau wußten, daß ein 
solcher Antrag überhaupt nicht realisierbar ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Althammer? 

Glombig (SPD): Bitte schön! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege, darf 
ich Sie, weil Sie soeben bemängelt haben, daß 
schwarz auf weiß nichts vorliege, fragen, ob Sie die 
vorliegende Drucksache 7/831 kennen, in der genau 
der von Ihnen geforderte Deckungsvorschlag ent-
halten ist. 

(Abg. Dr. Marx: Schwarz auf rosa! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Glombig (SPD) : Gut, wenn er vorliegt, nehme 
ich alles zurück. 

(Lachen und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe diesen Antrag in der Tat bis jetzt nicht ge-
sehen, obwohl ich soeben noch einmal in meinen 
Unterlagen nachgesehen habe. 

(Abg. Bremm: Da hat er gefehlt!) 

— Dann habe ich wohl gerade gefehlt. — Bitte 
schön, Herr Kollege! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Würden Sie die Da-
men und Herren von der Opposition vielleicht dar-
auf hinweisen, daß kein Antrag vorliegt, diese Dek-
kungssumme im Einzelplan 11 zu verankern. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Glombig (SPD): Das kann ich jetzt nicht nach-
prüfen. Aber darauf brauche ich sicherlich auch nicht 
im einzelnen einzugehen, weil ich der Meinung bin, 
daß das, was hier beantragt worden ist, nicht ernst 
gemeint war. 

(Lachen und fortgesetzte Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, es geht hier um den 
Gesetzentwurf, den die Opposition eingebracht hat. 
Lassen Sie mich dazu einmal ein paar Worte sagen. 
Wenn man den Entwurf eines Fünften Gesetze über 
die Anpassung der Leistungen des Bundesversor-
gungsgesetzes der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
insbesondere aber die dazu gegebene Begründung, 
liest, muß man sich in der Tat fragen, warum es 
13 Jahre gedauert hat, bis auch die Dynamisierung 
der Leistungen in der Kriegsopferversorgung einge-
führt werden konnte. Sie tun nämlich immer so, als 
wären Sie mit von der Partie gewesen, als wenn 
Sie ebenfalls für die Dynamisierung der Kriegsop-
ferrenten gewesen wären. Sie können sich doch hof-
fentlich noch genau an die Beratungen des Ausschus-
ses für Arbeit und Sozialordnung in Berlin erinnern, 
als wir im Grunde genommen gegen Ihren Wider-
stand die Dynamisierung durchgesetzt haben. 

(Abg. Maucher: Gegen welchen Wider

-

stand?) 

Sie wollten damals noch den Finanzminister nach 
Berlin zitieren, um ihn zu fragen, 

(Abg. Burger: Das stimmt doch gar nicht!) 
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ob das, was wir mit der Dynamisierung erreichen 
Wo llten  überhaupt re a li s ierbar sei. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Maucher: Das stimmt nicht! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Wir haben inzwischen gehandelt, meine Damen 
und Herren, und zwar gegen Ihren Widerstand. Wir 
haben fast 20 Jahre lang für die Dynamisierung die-
ser Renten gekämpft. Das entspricht den Tatsachen. 

(Abg. Härzschel: Sie wollten es besser 
machen! — Fortgesetzte Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

In der Begründung zu diesem Gesetzentwurf heißt 
es, daß es mit den Grundsätzen eines Rechts- und 
Sozialstaates nicht vereinbar wäre, wenn nicht auch 
für die Kriegsopfer Leistungsverbesserungen, die 
denen der Fortentwicklung der gesetzlichen Renten-
versicherung entsprechen, geschaffen würden. Hier 
muß ich immer wieder die Opposition fragen, und 
diese Frage müssen Sie sich auch immer wieder ge-
fallen lassen, meine Damen und Herren, warum Sie 
nicht in der Zeit, als Sie die Regierungsverantwor-
tung trugen und in der Sie vor allem den Bundes-
arbeitsminister stellten, zuletzt in Gestalt des sehr 
verehrten Kollegen Katzer, der heute nicht an-
wesend ist, die einer solchen Auffassung entspre-
chende Konsequenz gezogen haben. Ich bin über-
zeugt, wäre Herr Katzer heute noch Bundesarbeits-
minister, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann würde 
mehr geschehen!) 

hätten die Kriegsopfer auch heute noch nicht die 
Dynamisierung der Kriegsopferleistungen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube, daß diese Behauptung durch die Aus-
führungen des Herrn Bundesarbeitsministers ein-
deutig belegt ist. Oder hat man in den Reihen der 
Opposition schon vergessen — aber vielleicht erin-
nert man sich auch nur ungern daran —, daß gerade 
in dieser Zeit die Kriegsopferversorgung wirklich 
mit den Grundsätzen eines Rechts- oder Sozial-
staates nicht vereinbar war? Wir oft mußten in die-
ser Zeit, an die ich Sie immer wieder erinnern muß, 
die Kriegsopfer auf die Straße gehen, meine Damen 
und Herren von der Opposition, um auch nur ein 
Mindestmaß ihrer Rechte gegen den Widerstand da-
maliger CDU/CSU-Regierungen zu erkämpfen? Sie 
haben gehört, daß wir seit 1969 auf Grund der Dyna-
misierung ein Mehr in der Kriegsopferversorgung 
von über 5 Milliarden DM hier beschlossen haben — 
im Gegensatz zu den sehr bescheidenen materiellen 
Entwicklungen in der Kriegsopferversorgung, die 
vor dieser Zeit liegen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Glombig (SPD) : Bitte schön! 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Kollege Glombig, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß das Anpassungsgesetz zu 

einem großen Teil noch unter der Führung des Ar-
beitsministers Katzer ausgearbeitet wurde 

(Lachen bei der SPD) 

und mit Verbänden Gespräche geführt wurden? 

Glombig (SPD) : Ja, das ist mir bekannt. 

Maucher (CDU/CSU) : Und ist Ihnen nicht be-
kannt, daß die allgemeine Bemessungsgrundlage 
schon 346 DM über der Grund- und Ausgleichsrente 
liegt, während es bei der Anpassung 180 DM waren 
und im Jahre 1960 die Beträge gleich waren? Be-
zeichnen Sie das als Fortschritt? 

Glombig (SPD) : Aber Ihnen sollte auch bekannt 
sein, Herr Kollege Maucher, daß in diesem Gesetz-
entwurf von einer Dynamisierung der Renten nicht 
die Rede war, sondern nur von einer größeren Be-
richtspflicht der Bundesregierung gegenüber dem 
Bundestag. Von einer Dynamisierung war in diesem 
Gesetzentwurf jedenfalls nicht die Rede. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte nur der Ordnung halber fest-
stellen: Ein Antrag zu diesem Einzelplan liegt mir 
nicht vor. Damit hier kein Irrtum entsteht. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wird noch weiter das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 
11 in der Ausschußfassung. Wer dieser Ausschuß-
fassung zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit den Stimmen der Koalitionsparteien angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 13 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 

— Drucksache 7/733 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Jenninger 

Hat der Herr Berichterstatter den Wunsch zu spre-
chen? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort in der 
Aussprache gewünscht? — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Da der Minister 
nicht anwesend ist, können wir darauf ver

-

zichten! — Wo ist denn der zuständige 
Minister?) 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Aussprache. 

(Abg. Dr. Marx: Wo ist denn der zuständige 
Minister?) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 13 in der Ausschußfassung. Wer dieser Aus-
schußfassung zustimmt, den bitte ich um das Hand- 
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zeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Mit den Stimmen der Koalitionsparteien an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

Einzelplan 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung 

— Drucksachen 7/734, 7/792 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Hauser (Bonn-Bad Godesberg) 
Abgeordneter Haase (Kassel) 
Abgeordneter Haehser 

Haben die Herren Berichterstatter die Absicht zu 
sprechen? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Verteidigung. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Verteidigungsausgaben stellen 1973 
neben dem großen Bereich der sozialen Sicherung 
den größten Ausgabenblock des Haushaltes im gan-
zen dar. Für unsere Verteidigung werden im Jahre 
1973 mehr als 26 Milliarden DM aufgewendet. Wir 
alle wüßten sicher auch eine ganze Reihe von Fragen 
und Aufgaben zu nennen, die man mit soviel Geld 
in unserem Lande lösen könnte. Die Aufwendungen 
für unsere Verteidigung legen daher nah, den Bür-
gern im Lande draußen auch offen zu sagen, warum 
es notwendig ist, eine so hohe Summe für unsere 
Verteidigung aufzuwenden. 

Der Verteidigungshaushalt 1973 ist aus minde-
stens fünf Gründen von besonderer Bedeutung. 

Erstens. Derjenige Abschnitt unserer auf Aus-
gleich und Entspannung gezielten Politik, der durch 
den Abschluß bilateraler Gewaltverzichtsverträge 
gekennzeichnet ist, ist so gut wie beendet. Wir 
stehen am Vorabend des Übergangs zur multilate-
ralen Phase der Entspannungspolitik, die durch 
zwölf Buchstaben bezeichnet ist: KSZE, MBFR und 
SALT 2. 

Zweitens. Das Viermächteabkommen über Berlin 
hat nicht nur einen der krisenanfälligsten und für 
den Weltfrieden gefährlichsten Punkte in der Ost-
West-Beziehung sicherer gemacht, sondern bringt 
auch den Menschen unmittelbaren und spürbaren. 
Fortschritt. 

Drittens. Die beiden Weltmächte haben sich ange-
schickt, den Übergang von der quantitativen zur 
qualitativen Begrenzung der nuklearstrategischen 
Rüstung zu versuchen. 

Viertens. Die Partner im Atlantischen Bündnis be-
ginnen, über Funktion und Aufgaben, auch über 
Aussehen und Inhalt des Bündnisses in der vor uns 
liegenden Periode nachzudenken. Dabei wird den 
Vereinigten Staaten besondere Bedeutung zukom-
men, die im Begriff sind, ihre Verantwortung für 
Frieden und Stabilität und für Wohlstand in der 
Welt neu zu definieren. Es geht darum, wie diese 

Verantwortung angemessen und zumutbar anders 
als in den Nachkriegsjahren mehr auch auf die 
Schultern aller Beteiligten gegründet und gestützt 
werden kann. 

Fünftens. Die Bundesrepublik Deutschland hat be-
gonnen, sich von ihrer Wehrstruktur zu lösen, die 
von Beginn an bis jetzt gehalten hat. Sie ist bis jetzt 
mit dieser Wehrstruktur ausgekommen, aber dieser 
Haushalt wird vermutlich der letzte sein, der sich 
auf die bestehende Wehrstruktur gründet. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf etwas 
aufmerksam machen. Wir brauchen eine neue Wehr-
struktur, und wir wollen an der Entspannung in der 
Welt mitarbeiten. Wir wollen und müssen alles 
tun, um den Frieden besserer und sicherer zu ma-
chen. Das bedeutet aber nicht zugleich, daß der 
Friede billiger wird. Ich kann das dem Hohen Hause 
nicht anders sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Marx: Sehr wahr!) 

Zu dieser Wirklichkeit und unserem Sinn dafür 
gehört selbstverständlich auch, daß wir die ständige 
quantitative und qualitative Verbesserung der 
militärischen Kraft des Warschauer Pakts in Ost-
europa nicht übersehen. Der Bundeskanzler hat sei-
ner Sorge in dieser Frage anläßlich seiner Regie-
rungserklärung am 18. Januar hier Ausdruck ge-
geben. Ich kann dem Hohen Hause nicht mitteilen, 
daß die Sorge in der Zwischenzeit geringer gewor-
den ist. 

(Abg. Dr. Marx: Er hat aber gesagt, man 
solle keine voreiligen Schlüsse daraus 

ziehen!) 

Der Warschauer Pakt hält allein in Polen, in der 
DDR und in der Tschechoslowakei mehr als 860 000 
Soldaten und rund 20 000 Kampfpanzer in Bereit-
schaft. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Hinzu kommen 350 000 Mann und 8000 Kampfpan-
zer in den drei westlichen Militärbezirken der So-
wjetunion. Demgegenüber stehen auf der Seite des 
Westens in Europa an einsatzbereiten Streitkräften 
28 Divisionen mit 725 000 Mann und 6600 Kampf-
panzern. Wir haben allein in der DDR 1100 Kampf-
panzer der Sowjetunion mehr, als alle versammel-
ten Streitkräfte der Verbündeten in Westeuropa 
haben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Bei den Luftstreitkräften dominiert der War-
schauer Pakt in Mitteleuropa mit 4400 Kampfflug-
zeugen, wobei die Jagdfliegerverbände in den West-
bezirken der Sowjetunion nicht mit einbezogen sind. 
Die NATO besitzt in Nordwesteuropa alles in allem 
1200 Kampfflugzeuge. Qualitative Verbesserungen 
sind bei der Luftrüstung im Osten mit quanti-
tativen Verstärkungen Hand in Hand gegangen. 
Trotz der Kräftekonzentration an der sowjetisch

-

chinesischen Grenze wurden die taktischen Kampf-
fliegerverbände in Europa um fast 10 % vermehrt. 

Schließlich sind die Seestreitkräfte des War-
schauer Paktes in der Ostsee den NATO-Verbän-
den im Verhältnis 3,5 : 1 überlegen. 
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Während in westlichen Ländern mit dem Ge-
danken gespielt wird — ich weiß, daß das auch 
in unserem Lande so ist —, die Rüstungsanstrengun-
gen zu verringern, ist im Warschauer Pakt die ge-
genläufige Tendenz erkennbar. 

(Abg. Dr. Marx: So ist es!) 

Wir leisten in diesem Jahr etwa ein Drittel dessen, 
was in der Sowjetunion für Rüstungszwecke — be-
zogen auf das Sozialprodukt — dem einzelnen Bür-
ger zugemutet wird. 

(Abg. Dr. Marx: Ein Drittel!) 

Seit 1966 wurde den sowjetischen Verbänden in 
der DDR, in Polen, in der Tschechoslowakei und in 
Ungarn folgendes moderne Großgerät zugeführt. 
Ich muß diese Zahlen einmal nennen, weil sonst 
gesagt wird: das stimmt nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es sind zugeführt worden — die Erkenntnisse dar-
über sind authentisch —: 3500 Kampfpanzer, fast 
1000 Schützenpanzer, weit über 1000 Haubitzen, 
rund 500 Mehrfachraketenwerfer. Das ältere Ma-
terial dient dazu, in Arsenalen gehortet und be-
reitgehalten zu werden, und das Personal für die 
Auffüllung dieser Verbände, für die das Material da 
ist, kann auf kürzestem Wege durch die Luft heran-
gebracht werden. Es sind darin also präsente Ein-
heiten zu sehen. 

Dies alles gehört zur Wirklichkeit, die man zwar 
nicht dramatisieren soll und darf, die man aber 
auch nicht durch Studien einfach ändern kann, auch 
nicht durch eine soeben in den Vereinigten Staaten 
von Amerika angestellte Studie, die an den Börsen 
der Verteidigungspolitik in der Welt gegenwärtig 
zu Schleichhandelspreisen gehandelt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sollten politisch nicht auf etwas setzen, für 
das es keine politische Deckung gibt. Auch dies 
führt zur Verwirrung. 

(Abg. Dr. Marx: Sehr gut!) 

Ich möchte an dieser Stellle aber auch ein be-
sonderes Wort zu einer anderen Variante dessel-
ben Themas sagen. Wir sind uns gewiß einig — 
zumindest in diesem Hause —, daß die Spannung 
in Europa nicht nur durch den Abbau von Rüstun-
gen und Truppen vermindert werden kann. Ich 
frage mich deshalb, warum die Regierung der DDR 
es unternimmt, in einer Zeit, in der wir uns in 
Europa aufmachen, den Abbau von Spannungen zu 
versuchen, das psychologische und geistige Klima 
weiter schwer zu belasten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich nenne als Beispiel dafür die Tatsache, daß in 
der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres die 
Nationale Volksarmee Pflichtlektüren verordnet be-
kommen hat, in denen in unwürdigster Form die 
Erziehung zum Haß auf den Feind gepredigt wird. 

(Abg. Dr. Jaeger: Hört! Hört!) 

Der junge Soldat aus Magdeburg wird in dieser 
Lektüre angehalten und dazu erzogen, seinen Vetter 
in Hannover als seinen Feind zu hassen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich weise auf diese Tatsache hin, weil auch solche 
Vorgänge zum Thema  Spannung oder Entspannung 
gehören 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und weil wir es unseren Gesprächspartnern im 
Osten nicht schenken dürfen, über etwas hinweg-
zusehen, was die Kluft zwischen Friedensreden und 
dem Unfrieden, der in die Herzen junger Men-
schen gesät wird, ausmacht. Das wollte ich hier 
deutlich sagen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Natür-
lich. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Ich habe heute 
morgen in der Fragestunde nach dem Feindbild ge-
fragt, nach dem die ostzonalen Wehrmachtsangehö-
rigen erzogen werden. Ich bin mir sehr sicher, daß 
Ihr Staatssekretär in etwa geantwortet hat — — 

Präsident Frau Renger: Ich bitte, eine Frage 
zu stellen. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Ich bin gerade 
dabei, Frau Präsidentin. Ihr Staatssekretär — — 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, ich habe 
Ihnen schon einmal gesagt: So geht es nicht; Sie 
müssen eine Frage stellen. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Ist Ihnen bekannt, 
daß Ihr Staatssekretär 'darauf geantwortet hat, er 
erkenne hier eine Besserung in bezug auf die 
Äußerungen von SED-Funktionären und auch in 
bezug auf das Militärwesen? Er bezog sich dabei 
auch auf verschiedene Zeitschriften. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Was 
haben Sie denn gefragt? 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Ob sich das Feind-
bild gebessert habe. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Natür-
lich ist einiges anders geworden; das geben wir zu. 
Wir nehmen uns aber auch das Recht, zu sagen, 
was schlechter geworden ist. Das, was ich eben ge-
sagt habe, ist schlechter geworden. 

Unsere Streitkräfte dienen nach der Weisung 
unserer Verfassung ausschließlich unserer Verteidi-
gung. Hier in unserem Lande wird niemand ausge-
bildet oder ausgerüstet, andere Länder zu erobern 
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oder zu bedrohen. Hier wird kein Soldat dazu er-
zogen, in irgend jemand auf der Welt einen Feind 
zu sehen, den er hassen soll. 

(Abg. Dr. Jaeger: Sehr richtig!) 

Die Landstreitkräfte des Warschauer Pakts, die 
gleichermaßen für konventionelle und atomare Ge-
fechtsführung gegliedert, ausgerüstet und ausgebil-
det sind, sind der ,sowjetischen Militärdoktrin ent-
sprechend nach strategischen, operativen und poli-
tischen Gesichtspunkten disloziert. Vor allem bei 
den Landstreitkräften weisen Modernisierung, per-
soneller und materieller Zuwachs und die Änderung 
in der Gliederung auf das Bestreben hin, die kon-
ventionelle Komponente ihrer Kampfkraft in Europa 
zu verstärken. Unsere Schlußfolgerung aus dieser 
Lage kann nur lauten: Diesem in Ost- und Mittel-
europa stationierten Militärpotential der Welt-
macht Sowjetunion gegenüber können wir nur 
durch die vereinten Bemühungen aller Partner des 
atlantischen Bündnisses ein ausreichendes, zumin-
dest ein noch hinreichendes militärisches Gegenge-
wicht entgegenstellen und unseren Frieden auf 
diese Weise sichern. Kein Land im Westen kann 
das heute mehr für sich allein. Die Mitwirkung der 
Vereinigten Staaten von Amerika an dieser ge-
meinsamen Sicherung unserer freiheitlichen Lebens-
art bleibt also auch in der Zukunft das Rückgrat der 
Sicherheit und der Freiheit für uns in Westeuropa. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Wir wollen MBFR und KSZE, wir wollen Ent-
spannung. Es wird aber auch darauf ankommen, daß 
wir trotz der Ungeduld, die bei uns aufkommen und 
dazu führen kann, daß wir auf halbem Weg knie-
weich werden, weil es Prozesse sind, die über viele 
Jahre dauern werden, uns nicht selber die Chance 
aus der Hand nehmen, diese international betriebe-
nen Versuche und Bemühungen zu einem tatsäch-
lichen Erfolg zu führen. Ich bin sicher, daß wir alle 
viel Stehvermögen nötig haben werden, diesen 
Grundsatz durchzuhalten; denn es wird viele Jahre 
dauern, bis es zu Erfolgen kommt, die sich in Mit-
teleuropa in Truppenstärken abzeichnen. 

Meine Damen und Herren, es gäbe zu diesen The-
men noch viel zu sagen, und es gäbe noch vieles, 
was der Verteidigungsminister bei dieser Gelegen-
heit zu berichten hätte. Aber ich weiß, daß die 
Stunde fortgeschritten ist. 

Ich möchte, bevor ich schließe, allen Damen und 
Herren, die mitgeholfen haben, diesen Haushalt zu 
erarbeiten und auf den Stand zu bringen, der heute 
beschlossen werden kann, sehr herzlich danken. Ich 
möchte um Ihre Zustimmung bitten. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion stimmt 
dem Verteidigungshaushalt zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube, daß diese Feststellung nach dieser Rede 
des Bundesverteidigungsministers niemand mehr 
überraschen wird. Ich möchte nicht versäumen, 
Ihnen, Herr Minister, für dieses klare und, ich 
möchte auch sagen: mutige Wort hier auch namens 
meiner Fraktion ausdrücklich Dank zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das einzige, was uns nach dieser Rede im Grunde 
genommen bleibt, ist der Wunsch, daß Sie diese 
Rede draußen als Pflichtlektüre verteilen mögen, 
vor allen Dingen an die Mitglieder Ihrer Partei und 
auch an einige der Kollegen, die sich in diesem Saal 
befinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn keiner von uns — ich habe Anlaß dazu, das 
festzustellen — konnte übersehen, Herr Matthöfer, 
daß bei einigen. Feststellungen des Bundesverteidi-
gungsministers auf der Seite der SPD dieses Hauses 
nur Betroffenheit herrschte, sich aber keine einzige 
Hand rührte. Ich glaube, das ist charakteristisch für 
den Zustand dieser Partei in Fragen der Verteidi-
gung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die Sicherheitspolitik 
durchläuft national wie international eine kritische 
Phase. Die NATO zeigt unübersehbar Risse, und das 
angesichts wachsender militärischer Macht des War-
schauer Pakts, die uns soeben eindrucksvoll darge-
stellt wurde. Zur gleichen Zeit — auch das muß 
ausgesprochen werden — läßt die Verteidigungs-
bereitschaft bei uns wie bei anderen Staaten der 
Allianz nach. Hoffnungen auf Entspannung laufen 
der Wirklichkeit weit voraus, und es wird immer 
schwieriger, der Bevölkerung die erforderlichen La-
sten abzuverlangen. Verteidigung ist nicht mehr 
populär, und gerade darum haben wir von der CDU/ 
CSU uns entschlossen, diesen Haushalt demonstra-
tiv mitzuverantworten. Wir halten angesichts dieser 
internationalen und nationalen Lage die Grundüber-
einstimmung in sicherheitspolitischen Fragen für 
eine so wichtige staatspolitische Aufgabe, daß wir 
sie nicht ohne Not preisgeben werden. Das sollen 
Sie wissen, Herr Minister. 

Nie — ich sage das ausdrücklich — waren die Ver

-

teidigung und auch die Bundeswehr wichtiger als 
gerade in diesem welthistorischen Moment des Um-
bruchs und des Wandels, in dem die echten Chan-
cen zu einer besseren Zusammenarbeit zwischen 
Ost und West davon abhängen, daß die Sowjetunion 
unsere Bereitschaft zur Entspannung nicht mit 
Schwäche und nicht mit Unentschlossenheit verwech-
selt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will auch nicht verschweigen, Herr Minister 
— darf ich es noch einmal sagen —, daß unsere Zu-
stimmung durch klare Aussagen und ein mannhaf-
tes Auftreten des Verteidigungsministers in Fragen 
der Sicherheitspolitik erleichtert wurde. 

Freilich — darauf möchte ich mich jetzt angesichts 
der Zeit beschränken — kann und soll unsere Zu-
stimmung eine Sorge nicht wegwischen, und es ist 
mehr als eine Pflichtübung der Opposition, wenn 
ich das anfüge. Mit diesem Haushalt setzt sich — und 
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len der Regierung eine gefährliche Tendenz fort, 
die auf die Dauer, wenn sie sich in derselben Weise 
fortsetzt, zur finanziellen Auszehrung der Bundes-
wehr führen muß. Sie selbst haben im Verteidi-
gungsausschuß festgestellt, daß der Haushalt 1973 
der relativ niedrigste seit Jahren ist, und das Ent-
scheidende ist, daß die Aufwendungen für Beschaf-
fung und für Forschung und Entwicklung real 

nimmt man die Preissteigerungsraten hinzu — 
zurückgehen, und das bei steigenden Kosten der je-
weiligen Waffensysteme. In diesen Bereichen der 
Ausrüstung, Ausstattung und im Bereich der For-
schung und Entwicklung fallen die Entscheidungen 
über die künftige Ausrüstung und damit über die 
künftige Modernität der Bundeswehr. 

Ich darf Sie selbst noch einmal zitieren, weil das 
auch die Offentlichkeit wissen soll. Sie sagten, die-
ser Haushalt reiche nicht aus, um wesentliche neue 
Schritte zu tun, auch nicht im Bereich der Infrastruk-
tur, auch nicht im Bereich der sozialen Fürsorge; was 
geplant, versprochen und zugesagt und vielerorts 
gefordert werde, könne mit diesem Haushalt nicht 
vollends erfüllt werden. Wenn also bei der Beschaf-
fung, wenn bei neuen Vorhaben im Bereich der 
Infrastruktur und wenn bei Entwicklung und For-
schung praktisch nichts Neues in Angriff genommen 
werden kann, dann bedeutet das nichts anderes — 
auch darüber muß, vor allen Dingen im Hinblick 
auf künftige Haushalte, Klarheit zwischen uns be-
stehen —, als das die Bundeswehr angefangen hat, 
von der Substanz zu leben, und das bedeutet, daß 
zur Gefahr des schwindenden Verteidigungswillens 
in unserer Gesellschaft auch eine abnehmende finan-
zielle und materielle Basis der Verteidigung tritt. 
Darin sehen wir die eigentliche Gefahr für die Ver-
teidigung des Bündnisses allgemein, aber auch der 
Bundesrepublik Deutschland in den kommenden 
Jahren. 

Lassen Sie mich eines zum Vergleich sagen: Die 
Sowjetunion hat nirgendwo in ihrem Verteidigungs-
bereich die Ausgaben stärker gesteigert als im Sek-
tor der Forschung und Entwicklung. Ein Drittel des 
sowjetischen Verteidigungsetats wird von diesem 
Etatposten in Anspruch genommen. Jeder mag sich 
ausrechnen, wohin der faktische Rückgang dieser 
Ausgaben nicht nur bei uns, sondern fast allgemein 
im Westen und die Steigerung dieses Postens in der 
Sowjetunion führen müssen, was das Kräftegleich-
gewicht in Europa in den kommenden Jahren an-
langt. Jeder mag sich diese Frage selbst beantworten. 
Dieser Haushalt reicht zwar zur Not aus, um die  un-
umgänglichen rechtlichen und sonstigen Verpflich-
tungen abzudecken, aber — lassen Sie mich das 
ganz klar sagen, damit draußen kein Mißverständnis 
entsteht -- er reicht nicht aus, um  die  Bundeswehr 
langfristig modern zu halten. 

Meine Damen und Herren, angesichts dieser Lage 
haben wir wenig Verständnis für Versuche aus den 
Reihen der Koalition, speziell aus den Reihen der 
SPD, den Bundeswehretat noch weiter zu kürzen. 
Es ist schon bezeichnend, wenn das Ministerium im 
Haushaltsausschuß in einer Linie mit der Oppo-
sition gegen Kürzungsvorschläge beispielsweise im 

Bereich der Bundeswehrhochschule oder auch bei 
der Reservistenarbeit steht oder wenn die Oppo-
sition bei der Schlußabstimmung im Verteidigungs-
ausschuß zustimmt, drei SPD-Abgeordnete sich aber 
der Stimme enthalten, ohne uns im Ausschuß eine 
Begründung zu liefern. 

(Abg. Dr. Marx: Was mag das bedeuten?) 

Die Begründung können wir hinterher dann einer 
einschlägigen Tageszeitung entnehmen. Das ist nicht 
die Art, wie wir uns die Auseinandersetzung in die-
sem Bundestag wünschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist auch der Grund dafür, daß wir hier nament-
liche Abstimmung beantragen. Wir wollen einmal 
sehen, ob es so weitergeht, und ob man zu dem 
steht, was man draußen sagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Minister, wenn Sie — nicht heute, aber im 
Verteidigungsausschuß und auch schon in der 
Öffentlichkeit — sagten, dieser Haushalt enthalte 
daß notwendige Minimum zur Erfüllung unserer 
Aufgaben und zur Erfüllung unserer Pflichten dem 
Bündnis gegenüber, so ist das, wie ich meine, nur 
die halbe Wahrheit. Das gilt eben nur, wenn Sie 
die Auswirkungen für dieses Jahr sehen. Es gilt 
nicht, wenn Sie die Auswirkungen langfristig sehen, 
denn die Eingriffe, die Sie vornehmen müssen, die 
Streckungen und die Streichungen, die zweitbesten 
Lösungen werden ihre Folgen erst in einigen Jahren 
zeigen. Es wird dann außergewöhnlich schwierig 
sein, eine solche Entwicklung mit neuen Beschlüssen 
wieder zu korrigieren. 

Ich glaube, es wird nicht mehr lange dauern, bis 
der Punkt gekommen ist, an dem eine weitere 
Streichung und Streckung nur noch um den Preis 
der Kampfkraft der Bundeswehr und damit der 
Glaubwürdigkeit unserer Abschreckung im Bündnis 
zu haben sein wird. Denn, um es mit den Worten 
eines Ihrer Sachverständigen zu sagen, die Folgen 
dieser Restplanung im investiven Bereich sind Über-
alterung von Waffensystemen und Gerät über die 
militärisch vertretbare Grenze hinaus, unwirtschaft-
lich hohe Ausgaben für Materialerhaltung und ku-
mulierender Rüstungsbedarf. 

Ich möchte folgendes Fazit ziehen. Mit dem Haus-
haltsplan 1973 und der mittelfristigen Finanzplanung 
läßt sich der gegenwärtige moderne Ausrüstungs-
stand der Bundeswehr auf die Dauer nicht aufrecht-
erhalten. Wenn wir das feststellen, messen wir die-
sen Etat nicht etwa an den Wünschen der Militärs, 
die gelegentlich das Wünschenswerte über das Not-
wendige stellen. Wir messen diesen Etat an dem, 
was unerläßlich notwendig ist, wenn man die Rü-
stungsanstrengungen des Warschauer Pakts sieht. 

Ich wollte jetzt einiges darüber sagen, was zu 
geschehen habe. Insbesondere wollte ich die Be-
schleunigung der Wehrstrukturreform fordern. Ich 
möchte mir das ersparen. 

Herr Minister, am Schluß möchte ich eines anfü-
gen. Alle Vorschläge zur Rationalisierung, alle Vor-
schläge zur Standardisierung im Bündnis, alle Vor- 
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schläge zur Arbeitsteilung im Bündnis dürfen über 
eines nicht hinwegtäuschen: Ohne eine angemessene 
Erhöhung des Verteidigungsetats in den kommen-
den Jahren ist eine effektive Verteidigung nicht 
aufrechtzuerhalten. Nicht nur der Frieden, sondern 
auch der Schutz unserer freiheitlichen Rechtsordnung 
hat seinen Preis. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die nach unten zeigende Tendenz darf sich nicht 
fortsetzen. Der Verteidigungshaushalt muß am 
Wachstum der öffentlichen Ausgaben teilhaben, wie 
das die Wehrstrukturkommission gefordert hat. 
Wir hoffen, daß es Ihnen gelingt, sich in der Regie-
rung mit diesen Ihren Forderungen gerade ange-
sichts der internationalen Lage durchzusetzen. Wir 
haben aus konjunkturellen Gründen bewußt darauf 
verzichtet, in dieser Lage einen Antrag auf Erhö-
hung zu stellen. Wir waren der Meinung, daß der 
Wehrsold im Rahmen des Etats angehoben werden 
sollte. Das ist abgelehnt worden. 

Aber lassen Sie mich klar sagen: wenn der Bun-
deshaushalt für Verteidigung das nächste Mal nicht 
spürbar angehoben wird, kommt das dem Zwang 
zur einseitigen Abrüstung gleich. Das aber kann 
keiner wollen, der an beidseitiger kontrollierter 
und ausgewogener Abrüstung interessiert ist. Der 
Erfolg der MBFR-Verhandlungen, den wir alle 
wünschen, hängt ganz entscheidend davon ab, daß 
wir an unserer Entschlossenheit im Westen und der 
Bundesrepublik keinen Zweifel aufkommen lassen, 
unseren politischen Handlungsspielraum und unsere 
freie Gesellschaftsordnung auch unter Opfern gegen 
jeden militärischen oder politischen Druck zu schüt-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dafür -- um damit zu schließen — darf ich Ihnen 
schon heute die Unterstützung der CDU/CSU zu-
sagen. Ich glaube, mehr kann man von einer Oppo-
sition nicht erwarten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Bußmann. 

Dr. Bußmann (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mein Herr Vorredner hat es für 
richtig gehalten, sich heute in der späten Debatte 
über die innere Verfassung meiner Partei in Fragen 
der Verteidigungspolitik auszulassen. 

(Abg. Dr. Ritz: Das war zu sichtbar! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Herr Wörner hat immer seine besondere Optik ge-
habt; aber zu der Optik, die in Zahlen und Fakten 
nachweisbar ist, gehört nun einmal folgendes. Diese 
Sozialdemokratische Partei hat, seit sie mit dem 
liberalen Koalitionspartner in der Regierungsver-
antwortung ist, Verteidigungshaushalte um Zu-
wachsraten erhöht, wie sie in der Vergangenheit 
kaum je dagewesen sind. 

(Abg. Dr. Marx: Die sind viel höher ge

-

wesen!) 

Das muß man auch einmal sagen. 

Sie wissen ganz genau, daß es im Jahr 1971 
14,4 % und im nächsten Jahr über 11 % waren. Dem 
steht gegenüber, daß Sie in Ihrer Verantwortung 
und auf Ihre Kasse schauend in den Jahren von 1964 
bis 1969 den Verteidigungshaushalt zwischen 18,8 
und mageren 19,3 Milliarden DM im Jahre 1969 
stagnieren ließen. 

(Abg. Dr. Marx: Darauf haben Sie sich ein

-

gelassen!) 

— Das war Ihre Bilanz, Herr Marx! In jener Zeit 
sind nämlich jene Schwachstellen der Bundeswehr 
aufgetreten, bei deren Reparatur man sich heute 
Mühe gibt. Wir wollen sie so reparieren, daß die 
Voraussetzungen geschaffen werden, von denen der 
Minister gesprochen hat, als er von einer Struktur-
reform dieser Bundeswehr sprach. 

(Abg. Dr. Marx: Welche Erhöhungsanträge 
haben Sie damals gestellt?) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Bußmann (SPD) : Bitte! 

von Bockelberg (CDU/CSU) : Haben Sie gegen 
den Haushalt des Jahres 1969 gestimmt, weil er zu 
niedrig oder weil er zu hoch war? 

(Beifall bei der CDU /CSU.) 

Dr. Bußmann (SPD) : Natürlich haben wir diese 
Verteidigungshaushalte genauso mitgetragen, wie 
Sie heute diesen Verteidigungshaushalt mittragen. 
Aber heute stehen Sie ja hier und klagen an; jeden-
falls reden Sie mit klagendem Unterton darüber, daß 
hier nicht genug getan wird. Immerhin wird — wenn 
Sie rechnen können, lesen Sie es einmal nach! — in 
diesem Jahr dieser Etat wiederum um etwa 8,9 % 
erhöht, wenn Sie die Beträge des Einzelplans 60 
mitnehmen. Wenn Sie richtig rechnen und dazu den 
Einzelplan 60 mit den Personalzurechnungskosten 
nehmen, die fällig werden, wird die Zuwachsrate 
wiederum so um 10,5 % liegen. Ich mache noch ein-
mal darauf aufmerksam, daß demgegenüber die 
Tatsache steht, daß von 1964 bis 1969 praktisch die 
totale Stagnation war. — Bitte sehr! 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Buß-
mann, ist Ihnen bekannt, daß die Erhöhung doch 
kaum mehr ist als die Inflationsrate, die Rate jener 
Inflation, die erst eingetreten ist, seit wir eine Re-
gierung Brandt haben? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Bußmann (SPD) : Lieber Herr Kollege Jae-
ger, ich will Ihnen einmal etwas sagen. Sie sind 
schon lange nicht mehr im Verteidigungsausschuß 
und haben sich mit diesen Fragen offenbar nicht be-
schäftigt. Wenn Sie es getan hätten, wüßten Sie, daß 
die Hauptkostensteigerungen im Verteidigungshaus-
halt nie durch normale Preissteigerungen bedingt 
waren, sondern durch Kostenexplosionen, die sich 
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Dadurch die exorbitanten Steigerungen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Da lachen alles kluge Leute, die sich niemals mit 
den Fakten dort beschäftigt haben. Soll ich Ihnen 
einmal die einzelnen Projekte nennen, die wir in 
den letzten Jahren beschlossen haben und die zur 
Zeit in der Bundeswehr eingeführt werden? Soll ich 
Ihnen nachweisen, welche Kostensteigerungen sich 
im Bereich des technischen Gerätes ergeben? Soll ich 
Ihnen nachweisen, um welche Prozentsätze Jahr für 
Jahr die Unterhaltungskosten zum guten Teil da-
durch steigen, daß komplizierteres Gerät höhere 
fachliche Qualifikation bei denjenigen erfordert, 
die dieses Gerät warten? 

(Abg. van Delden: Einverstanden, aber Sie 
widersprechen sich ja selber!) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
von Bockelberg?   Bitte! 

von Bockelberg (CDU/CSU) : Herr Kollege, habe 
ich soeben richtig verstanden, daß Sie gesagt haben: 
realiter hat sich der Wehrhaushalt nicht erhöht? 

Dr. Bußmann (SPD) : Ich habe hier im einzelnen 
ausgeführt, daß sich der Verteidigungshaushalt in 
den letzten Jahren Jahr für Jahr um mehr als 10 % 
erhöht hat. 

(Abg. von Bockelberg: Realiter!) 

— Natürlich sind in dieser Erhöhung auch Preis-
steigerungsraten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Aber nehmen Sie demgegenüber die negative Ten-
denz der Vorjahre! Dann haben Sie in Ihrer Frak-
tion auf jeden Fall das Recht verloren, sich hier auf 
das hohe Roß zu setzen oder auf das Podium zu 
stellen und daran Kritik zu üben. Das ist eine Tat-
sache. Bei Ihnen war die Steigerungsrate einfach 
null. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.— Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Jetzt will ich Ihnen noch etwas sagen. In jenen Jah-
ren, da keine Steigerung, sondern lediglich Stagna-
tion war, entstanden auch jene Schwachstellen, die 
wir immer als Personalstrukturmängel bezeichnet 
haben. In jenen Jahren war es so, daß das Haupt-
defizit bei den Unteroffizieren, ihrem Nachwuchs 
und beim Offiziersnachwuchs lag. Schauen Sie sich 
einmal die Bilanz von drei Jahren sozialdemokrati-
scher Verteidigungspolitik an! Schauen Sie sich 
einmal an, wie heute die Lage bei den Unteroffizie-
ren und wie die Nachwuchslage bei den Unteroffi-
zieren ist! Schauen Sie sich an, wie die Nachwuchs-
lage bei den Offizieren ist bzw. die tatsächliche Per-
sonallage! Hier haben sich ganz wesentliche Ver-
besserungen ergeben auf Grund von Maßnahmen, 
die in den letzten Jahren durchgeführt wurden und 
zu denen Sie unter Ihren Verteidigungsministern 
vorher leider nicht in der Lage waren. 

Nichtsdestoweniger sehen auch wir die Probleme, 
die dann zum Teil vom Kollegen Wörner angespro-
chen wurden. Wir wissen, daß international die 
Investitionskosten in einem überproportionalen 
Maße zurückbleiben und die Personalkosten in 
allen westlichen Ländern überproportional anstei-
gen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau das nennt 
man Inflation!) 

Dieses Phänomen haben nicht nur wir hinzunehmen. 
Das haben auch nicht nur die Länder mit Inflations-
raten hinzunehmen. Es ist ein allgemeines Phäno-
men, zum guten Teil dadurch begründet, daß Waf-
fensystem für Waffensystem in der Ablösung um 
200 bis 300 % teurer wird, weil es auch um vie-
les leistungsfähiger wird und kompliziertere Tech-
nik erfordert. In dieser Kostenschere befinden sich 
alle Nationen dieser Welt einschließlich derjenigen, 
die im Osten Aufrüstung betreiben. In dieser 
Situation sind auch wir. Deshalb haben wir z. B. im 
Haushaltsausschuß einen Beitrag zu leisten ver-
sucht. Wir haben dort aus den bestehenden Titeln 
immerhin 370 Millionen DM gestrichen und diese 
370 Millionen DM zu insgesamt 255 Millionen DM 
im Investitionstitel des normalen Haushalts umver-
lagert. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Bußmann (SPD) : Augenblick! — Das brachte 
wenigstens eine geringfügige Verbesserung. Ja, 
bitte! 

Präsident Frau Renger: Bitte schön, Sie ha-
ben das Wort zu einer Zwischenfrage. 

von Alten-Nordheim (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Bußmann, meinen Sie nicht, daß Sie dem Haus 
einen großen Gefallen erwiesen, wenn Sie jetzt zum 
Schluß kämen, oder müssen Sie noch weiterreden, 
damit Ihre Jungsozialisten mehr Zeit zur Beratung 
haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, das ist 
keine Zwischenfrage; dazu haben Sie nicht das 
Wort erhalten. 

Dr. Bußmann (SPD) : Ihre Frage ist bestenfalls 
in die Kategorie „Geschmacksfragen" einzuordnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Bußmann (SPD): Bitte schön! 

Biermann (SPD) : Herr Kollege Bußmann, wollte 
die CDU den Haushalt nicht ausführlich diskutieren? 

(Abg. Wehner: Das war ein Antrag!) 
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Dr. Bußmann (SPD) : Ich nehme an, daß es so 
ist. 

(Abg. Dr. Marx: Es ist so!) 

Aber dennoch will ich die Kollegen nicht allzu lange 
aufhalten. Nur: Einige Ausführungen des Kollegen 
Wörner erforderten hier natürlich eine Richtigstel-
lung, jedenfalls in der historischen Perspektive. 
Auch bedarf es einer Richtigstellung dessen, was in 
bezug auf die Verhandlungen im Haushaltsausschuß 
gesagt wurde. 

Wir haben im Haushaltsausschuß umverlagert 
und sind zu einer Nettokürzung von 125 Millio-
nen DM gekommen. Diese 125 Millionen DM werden 
gleichzeitig durch die Währungsgewinne aufgewo-
gen, die durch Wechselkursänderungen entstanden 
sind, so daß im wirklichen Netto-Soll das gleiche 
Ergebnis wie im Haushaltsvoranschlag herausge-
kommen ist. Das war das Ergebnis, allerdings mit 
dem Unterschied: der Haushaltsausschuß hat sich 
wirklich intensiv mit diesen Problemen befaßt. 

Wir haben insgesamt etwa 410 Positionen im ein-
zelnen verändert und uns alle Mühe gegeben: in 
Berichterstatter-Besprechungen, in Gruppensitzun-
gen wie auch in der Haushaltsausschußsitzung. Da-
bei sind wir zu diesem Ergebnis gekommen, das dem 
Verteidigungsminister nützt und das sich vor die-
sem Parlament sehen lassen kann. 

Allerdings vermisse ich hier die Initiative der 
Opposition im Fachausschuß, im Verteidigungsaus-
schuß, in dem solche Debatten sicherlich notwendig 
gewesen wären. Aber da hatte man offenbar anderes 
zu tun, als diese wirklich sack- und fachbezogenen 
Anträge zu stellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun, ich will damit zum Schluß kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

— Es ist immer erfreulich, auch einmal von dieser 
Seite Beifall zu bekommen. 

Auch ohne daß der Antrag bisher begründet wor-
den ist, bitte ich darum — nur um Zeit zu sparen —, 
den Änderungs-Antrag, der von der CDU/CSU-Frak-
tion eingebracht wurde, auf Umschichtung der Mit-
tel, die in Einzelplan 60 eingestellt sind, in den Ein-
zelplan 14 abzulehnen. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein: Warum?!) 

Denn hier geht es darum, daß Vorhalteposten und 
Vorhaltenotierungen im Haushalt sein müssen, weil 
auch in den kommenden Devisenausgleichsverhand-
lungen wahrscheinlich wieder Forderungen und 
möglicherweise einzusetzende Mittel auf uns zu-
kommen, für die wir Buchungsstellen haben müssen. 
Systematisch sinnvoll ist es so, wie es bisher ge-
macht wurde. 

Ich bitte rein aus diesen haushaltssystematischen 
Gründen, es bei der Vorlage des Haushaltsausschus-
ses zu belassen und den Antrag der CDU/CSU-Frak-
tion abzulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Zu diesem Haushalts-
plan liegt auf Drucksache 7/812 ein Änderungsantrag 
vor. Das Wort dazu hat der Herr Abgeordnete Haase 
(Kassel). 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Verehrte Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Die Erregung, 
Herr Kollege Bußmann, die zum Teil aus Ihren For-
mulierungen zu Anfang Ihrer Rede sprach, erscheint 
mir unbegründet. Darf ich Sie noch einmal herzlichst 
bitten, doch die Ausführungen unseres Kollegen 
Wörner zu studieren. Auch ich komme zu dem 
Schluß — sowohl was unsere Beiträge hier im Hause 
als auch in den Ausschüssen betrifft —: mehr kann 
eine Opposition zur Stützung der Regierungspolitik 
überhaupt nicht tun, wie wir es in Fragen der Lan-
desverteidigung hier in diesem Hause bewirken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Dr. Bußmann, Sie werden uns doch 
noch zugestehen, daß wir hier und da partiell einige 
kritische Anmerkungen machen. Denn auch wir ha-
ben in Teilbereichen der Landesverteidigung unsere 
eigenen Vorstellungen. 

Andererseits zielte die Rede des Kollegen Wörner 
im wesentlichen in eine Richtung, um diesem Hause 
noch einmal in aller Eindringlichkeit das Dilemma 
vor Augen zu führen, vor dem finanziell unsere 
Landesverteidigung steht. Wir haben doch mittler-
weile alle in diesem Hause begriffen, daß die Kosten 
für den Unterhalt die Gelder, die wir für die Aus-
rüstung unserer Streitkräfte, für ihre Investitionen 
zur Verfügung stellen müssen, immer stärker beein-
trächtigen. Das ist das große Dilemma, und das wird 
uns in den kommenden Jahren noch in starkem Um-
fange beschäftigen müssen. Wenn wir nicht bereit 
sind, unseren Bürgern mehr für die Landesverteidi-
gung abzuverlangen, werden die Sicherheitsvorkeh-
rungen dieser Republik notleidend werden. Es war 
das Ziel meines Kollegen Wörner heute abend, Ihnen 
das noch einmal deutlich vor Augen zu führen, und 
das ist lediglich im Rahmen unserer Bemühungen zu 
verstehen, die Vorkehrungen für die Landesverteidi-
gung zu unterstützen. 

Gestatten Sie mir jetzt einige Ausführungen im 
Zusammenhang mit unserem Änderungsantrag. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
einen Moment bitte. 

Meine Damen und Herren, ich bitte um etwas 
Ruhe und bitte, Platz zu nehmen und Gespräche 
draußen zu führen. Der Redner kann sich kaum mehr 
durchsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Meine Damen und 
Herren, unser Änderungsantrag zielt darauf ab, Mit-
tel aus dem Einzelplan 60 in den Einzelplan 14 zu 
transferieren. Warum, das will ich Ihnen kurz zu er-
läutern versuchen. Der Haushalt enthält in Einzel-
plan 14, also im Verteidigungsetat, einen Ansatz für 
die Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 
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Haase (Kassel) 

in der Größenordnung von etwa 1 Milliarde DM 
Darüber hinaus wird im Einzelplan 60 Allgemeine 
Finanzverwaltung — ein Ansatz für die Beschaf-
fung des Kampfflugzeuges Phantom II von weiteren 
400 Millionen DM ausgewiesen. Die tatsächlichen 
Ausgaben, die sich aus der Beschaffung der Phan-
tom II ergeben, sollen allerdings nicht im Einzelplan 
60, sondern ausschließlich im Einzelplan 14 beim 
Flugzeugtitel etatisiert werden, dem in der Haus-
haltsführung die Mittel aus dem Einzelplan 60 zuge-
wiesen werden. 

Dasselbe gilt für die Hubschrauberbeschaffung im 
Rahmen der EDIP, wo im Einzelplan 60 150 Millionen 
DM veranschlagt werden, die jedoch im Flugzeug-
titel des Einzelplans 14 ausgegeben werden. 

Ganz paradox aber, meine Damen und Herren, 
wird diese Veranschlagungsart bei den Kosten der 
auf NATO-Ebene gemeinsam durchgeführten Maß-
nahmen zum Schutz der Luftstreitkräfte, einmal in 
der Bundesrepublik und zum anderen in den übrigen 
am Programm beteiligten NATO-Staaten. Die dafür 
erforderlichen Mittel von jeweils 62 Millionen DM 
stehen ausschließlich im Einzelplan 60, sie werden 
aber ausschließlich im Einzelplan 14 ausgegeben und 
verbucht, wo im Haushaltsplan nur ein Strichtitel 
mit einem Jahresansatz von Null ausgewiesen ist. 

All diese Fälle zeigen typische unzulässige Dop-
pelveranschlagungen; sie verstoßen gegen das Ver-
bot des § 17 Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung, wo 
es heißt: für den gleichen Zweck sollen Ausgaben 
nicht bei verschiedenen Titeln veranschlagt werden. 
Es handelt sich dabei sicher lediglich um eine Soll

-

Vorschrift, die bei Vorliegen wichtiger sachlicher 
Gesichtspunkte in Ausnahmefällen durchbrochen 
werden kann. Solche wichtigen sachlichen Gesichts-
punkte sind hier jedoch nicht zu erkennen. Das Ge-
bot der Haushaltsklarheit läßt es unter allen Um-
ständen zweckmäßig erscheinen, daß aus dem Zah-
lenwerk des Einzelplans 14 im einzelnen hervor-
geht, welche Mittel beispielsweise für die Beschaf-
fung neuer Militärflugzeuge, für die gemeinsam 
finanzierte Luftabwehr usw. vorgesehen sind. 

Mit Recht wird in einem Kommentar zur Bundes-
haushaltsordnung bemerkt: 

Ein Haushaltsplan hat politisch soviel Wert, 
wie er noch leserlich und verständlich ist. 

Dieses Verständnis allerdings leidet großen Scha-
den, meine Damen und Herren, wenn man sich 
quer durch mehrere Einzelpläne lesen muß, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

um festzustellen, welche Mittel dem Verteidigungs-
ministerium insgesamt und auch für die genannten 
Zwecke zur Verfügung stehen. Der Einzelplan 60 
ist seiner Natur nach ein Plan, der ausschließlich 
dafür bestimmt ist, die Finanzierungsausgaben auf-
zunehmen, für die in den Plänen der zuständigen 
Ministerien kein Platz ist, aus welchen Gründen 
auch immer. Man sollte dieses ohnehin bestehende 
Sammelsurium nicht noch mit weiteren Ausgaben 
belasten, die eindeutig einer bestimmten Ressort-
zuständigkeit — hier der militärischen Verteidigung 
— zuzuweisen sind. 

Es hat nun noch zwei Argumente gegeben, auf 
die ich kurz eingehen möchte. Das eine Argument 
ist, man sollte bestimmte Leistungen innerhalb der 
NATO oder auch gegenüber den Vereinigten Staa-
ten gesondert ausweisen. Dieses Argument er-
scheint mir nicht stichhaltig. Denn, meine Damen und 
Herren, die an diesen deutschen Leistungen interes-
sierten Kreise lassen sich durch Haushaltstricks 
weder beeindrucken noch hinters Licht führen. 

Ein weiteres Argument ist, man solle aus be-
stimmten innenpolitischen Gründen den Verteidi-
gungshaushalt zumindest optisch nicht besonders 
ausweiten. Auch dies erscheint mir wenig sachge-
recht. Angesichts der anhaltenden Rüstungsanstren-
gungen im Ostblock — die letzten Tage haben ja 
eine Fülle neuer Erkenntnisse geliefert; dankens-
werterweise hat Herr Minister Leber auch dies-
bezüglich heute für neue Aufklärung gesorgt, die 
wir uns alle hinter die Ohren schreiben sollten — 
sollten sich Regierung und Parlament ihrer Aus-
gaben für die deutsche Landesverteidigung nicht 
schämen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn sie dienen der Sicherheit unseres Landes und 
unserer Bürger. Im Gegenteil — ich habe vorhin 
schon darauf hingewiesen —, wir werden unsere 
Bevölkerung noch mit dem Gedanken vertraut ma-
chen müssen, daß, wenn die Abwehrbereitschaft 
unserer Streitkräfte erhalten bleiben soll, künftig 
mehr Mittel, als bisher vorgesehen, für die Land-
verteidigung zur Verfügung gestellt werden müs-
sen. 

Ich bitte, unserem Antrag Drucksache 7/812 zu-
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung 
über den Antrag Drucksache 7/812 der CDU/CSU. 
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Die Gegenprobe. — 

(Unruhe.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte noch einmal 
alle, Platz zu nehmen. Wer dem Antrag Druck-
sache 7/812 zustimmen möchte, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das zweite war eindeutig die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 
Einzelplan 14 in der Ausschußfassung. Es ist na-
mentliche Abstimmung beantragt; der Antrag ist 
ausreichend unterstützt. Wir stimmen über den Ein-
zelplan 14 in der Ausschußfassung in namentlicher 
Abstimmung ab. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Funcke.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, haben alle Abgeordneten ihre Stimm-
karten abgegeben? — Dann schließe ich die Ab-
stimmung und bitte die Schriftführer, mit dem Zäh-
len zu beginnen. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Meine Herren und Damen, ich glaube, wir kön-

nen während des Zählvorgangs noch die Einzel-
pläne aufrufen, die nach den interfraktionellen Fest-
stellungen keine Debatte mehr hervorrufen. Sind Sie 
damit einverstanden? — Dann wäre ich Ihnen dank-
bar, wenn Sie Platz nehmen würden und wir diese 
Haushaltspläne noch zu Ende bringen könnten. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 19 
Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 7/736 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Picard 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Einzelplan 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Gegen einige Stimmen angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 20 
Bundesrechnungshof 

— Drucksache 7/737 —
Berichterstatter: Abgeordneter Blank 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zur Abstimmung. Wer dem Einzelplan 20 
in zweiter Beratung die Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen? — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

(Abg. Schulte [Unna]: Nein, nicht einstim

-

mig, Frau Präsidentin!) 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 27 

Geschäftsbereich des Bundesministers für in-
nerdeutsche Beziehungen 
— Drucksache 7/740 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Dübber 
Abgeordneter Hoppe 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
kommen wir zur Abstimmung über den Einzel-
plan 27. Wer in zweiter Lesung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Das ist nicht ganz klar. Wer dem Ein-
zelplan 27 die Zustimmung geben will, den bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Das 
erstere war die Mehrheit; der Einzelplan ist ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 33 
Versorgung 
— Drucksache 7/744 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Möller (Lübeck) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann  

kommen wir zur Abstimmung über den Einzel-
plan 33. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe ,auf: 

Einzelplan 35 
Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
— Drucksache 7/745 —
Berichterstatter: Abgeordneter Simon 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe noch auf: 

Einzelplan 36 
Zivile Verteidigung 

— Drucksache 7/746 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Möller (Lübeck) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir 
stimmen in zweiter Lesung ab. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen — Einstimmig beschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, es hat nach § 36 der 
Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ravens das 
Wort erbeten. 

Ravens (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Abgeordnete Seiters hat auf den 
ihm erteilten Ordnungsruf der Frau Präsidentin in 
einer persönlich genannten Erklärung seine gerüg-
ten Äußerungen gegen den Bundeskanzler nicht zu-
rückgenommen. 

Ich möchte in Erinnerung rufen, was der Bundes-
kanzler heute nachmittag festgestellt hat. Im un-
korrigierten Protokoll heißt es: 

Fest steht nur, daß sieben der neun Fraktions-
wechsler dadurch ausgezeichnet worden sind, 
daß sie über Landeslisten der CDU/CSU in die-
sem Bundestag sitzen. 

Diese Feststellung des Herrn Bundeskanzlers ent-
spricht den Tatsachen, die niemand leugnen kann. 

(Abg. Dr. Marx: Was war mit der Ab

-

sprache 1969?) 

Daraus folgt, daß für den Abgeordneten Seiters die 
Darstellung eines unbestreitbaren Tatbestandes, die 
Wahrheit also, so unerträglich ist, daß er sich in den 
unhaltbaren Vorwurf der Verleumdung flüchten 
muß. 

Ich weise die Unterstellung des Abgeordneten 
Seiters zurück. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Reddemann: Das Thema muß 
morgen neu behandelt werden! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, wir warten jetzt noch auf das Abstim-
mungsergebnis. Ein weiterer Aufruf von Einzel-
plänen ist für heute abend nicht mehr vorgesehen. 

Meine Damen und Herren, das Ergebnis liegt vor. 
Es haben insgesamt abgestimmt 397 uneingeschränkt 
stimmberechtigte Abgeordnete und 20 Berliner Ab-
geordnete. Mit Ja haben 388 uneingeschränkt stimm-
berechtigte Abgeordnete und 20 Berliner Abgeord-
nete gestimmt, mit Nein niemand. 9 Abgeordnete 
haben sich der Stimme enthalten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 392 und 22 Berliner Abgeordnete; 

davon 

Ja: 	388 und 20 Berliner Abgeordnete 
Nein: 	— 
Enthalten: 9 

Ja 
SPD 
Ahlers 
Amling 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Baack 
Barche 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Dr. Beermann 
Behrendt 
Berkhan 
Biermann 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Bredl 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Frau Däubler-Gmelin 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Ewen 
Dr. Farthmann 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Gansel 
Geiger 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 

Glombig 
Gnädinger 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haase (Fürth) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Dr. Haenschke 
Halfmeier 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Hermsdorf 
Herold 
Höhmann 
Hofmann 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Kaffka 
Kern 
Konrad 
Kratz 
Dr. Kreutzmann 
Kulawig 
Lambinus 
Lange 
Lattmann 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Löbbert 
Lutz 
Mahne 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinicke (Oberhausen) 
Metzger 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Nagel 
Neumann 
Dr. Nölling 

Dr.-Ing. Oetting 
Offergeld 
Freiherr 
Ostmau von der Leye 

Pensky 
Polkehn 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 
Rosenthal 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Frau Schimschok 
Schirmer 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Dr. Schmude 
Schonhofen 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schweitzer 
Seibert 
Simon 
Simpfendörfer 
Dr. Slotta 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Staak (Hamburg) 
Stahl (Kempen) 
Suck 
Sund 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vit 
Vogelsang 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Dr. Wichert 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolf 
Wolfram 
Wrede 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 
Dr. Arndt (Berlin) 
Bühling 
Dr. Dübber 
Egert 
Heyen 
Löffler 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau. Schlei 
Schwedler 
Sieglerschmidt 
Wurche 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
von. Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Baier 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 
Braun 
Breidbach 
Bremer 
Bremm 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Dr. Dollinger 
Dreyer 
Eigen 
Eilers (Wilhelmshaven) 
Engelsberger 
Entrup 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Ferrang 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
Handlos 
von Hassel 
Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Dr. Heck 
Höcherl 
Hösl 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Katzer 
Kiep 
Dr. h. c. Kiesinger 
Dr. Klein (Göttingen) 
Dr. Klein (Stolberg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Krampe 
Dr. Kraske 
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Dr. Kreile 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lampersbach 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Lücker 
Dr. Marx 
Maucher 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Mick 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Möller (Lübeck) 
Müller (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Mursch (Soltau-Harburg) 
Dr. Narjes 
Frau Dr. Neumeister 
Nordlohne 
Orgaß 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Röhner 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Roser 
Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein

-

Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schmidhuber 
Schmitt (Lockweiler) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) 

Seiters 
Sick 
Solke 
Spilker 
Springorum 
Dr. Sprung 
Dr. Stavenhagen 
Stücklen 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vehar 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt 
Volmer 
Dr. Waffenschmidt 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 

Di. Warnke 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Windelen 
Wissebach 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Dr. Zeitel 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 
Amrehn 
Kunz (Berlin) 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Dr. Schulz (Berlin) 
Straßmeir 
Wohlrabe 

FDP 
Dr. Bangemann 
Baum 
Dr. Böger 
Christ 
Engelhard 
Ertl 
Flach 
Frau. Funcke 
Gallus 
Geldner 
Genscher 
Graaff 
Groß 
Grüner 
Dr. Hirsch 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Dr. Graf Lambsdorff 
Logemann 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Mertes (Stuttgart) 
Mischnick 
Möllemann 
Moersch 
Ollesch 
Ronneburger 
Scheel 
Schmidt (Kempten) 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Wendig 
Wurbs 
Zywietz 
Berliner Abgeordneter 
Hoppe 

Enthalten 

SPD 
Conradi 
Coppik 
Hansen 
Krockert 
Reiser 
Schäfer (Appenweier) 
Schinzel 
Schlaga 
Waltemathe 

Damit ist der Einzelplan 14 mit großer Mehrheit 
angenommen. 

Das Wort zu einer Erklärung nach § 36 der Ge-
schäftsordnung hat der Herr Abgeordnete Redde-
mann. 

Reddemann (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen! Meine Herren. Der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt, Ravens, hat 
soeben eine Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
aus dem Zusammenhang gerissen und versucht, da-
mit den Parlamentarischen Geschäftsführer der CDU/ 
CSU-Fraktion, Seiters, in ein schiefes Licht zu brin-
gen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Die Fraktion der CDU/CSU behält sich vor, über 
dieses Thema noch einmal zu sprechen, sobald das 
gedruckte Protokoll vorliegt und deutlich wird, daß 
der Zwischenruf des Herrn Kollegen Seiters an einer 
anderen Stelle und in einem anderen Zusammen-
hang entscheidend war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Es liegt noch eine 
Wortmeldung vor. Bitte schön, Herr Abgeordneter 
Immer. 

Immer (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Da ich zu spät zur namentlichen Ab-
stimmung gekommen bin und meine Stimme nicht 
mehr abgeben konnte, möchte ich erklären, daß ich 
diesem Haushaltsplan zugestimmt hätte. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort zu 
einer Erklärung hat der Abgeordnete Ravens. 

Ravens (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Augeordnete Reddemann hat be-
zweifelt, daß die gerügten Äußerungen des Kollegen 
Seiters an der von mir zitierten Stelle gemacht wor-
den sind. Mir liegt das Protokoll vor. Genau an die-
ser Stelle heißt es: Zwischenruf des Abg. Seiters: 
Sie sind ein Verleumder! Dies steht nach dem von 
mir verlesenen Satz. 

(Abg. Haase [Kassel] : Zusammenhang! — 
Abg. Seiters: Lesen Sie den ganzen Passus 

vor, nicht nur einen Satz!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, es ist angekündigt., daß die Fraktionen 
morgen auf die Angelegenheit zurückkommen. Ich 
glaube, wir sollten es dabei bewenden lassen. Ich 
schließe für heute die Sitzung. 

Ich berufe die nächste Plenarsitzung auf Dienstag, 
den 19. Juni 1973, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.45 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Achenbach *  18. 6. 
Dr. Ahrens *** 23. 6. 
Alber *** 23. 6. 
Dr. Artzinger *  20. 6. 
Amrehn *** 23. 6. 
Dr. Bangemann *  20. 6. 
Dr. Barzel 22. 6. 
Dr. Dr. h. c. Birrenbach 18. 6. 
Frau von Bothmer *** 23. 6. 
Büchner (Speyer) ***  23. 6. 
Dr. Burgbacher 18. 6. 
Coppik 20. 6. 
Dr. Corterier *  20. 6. 
Dr. Dregger *** 23. 6. 
Dr. Enders *** 23. 6. 
Freiwald 18. 6. 
Dr. Gel3ner *** 23. 6. 
Dr. Glotz 18. 6. 
Dr. Gölter *** 23. 6. 
Dr. Holtz *** 23. 6. 
Dr. Jahn (Braunschweig) *  20. 6. 
Kahn-Ackermann *** 23. 6. 
Dr. Kempfler *** 23. 6. 
Kiechle 18. 6. 
Dr. Klepsch ***  23. 6. 
Dr. Kliesing *** 23. 6. 
Koblitz 20. 6. 
Krall *  18. 6. 
Lagershausen **  18. 6. 
Leicht 20. 6. 
Lemmrich ***  23. 6. 
Lenzer *** 23. 6. 
Liedtke 20. 6. 
Dr. Lohmar 18. 6. 
Marquardt *** 23. 6. 
Dr. Martin 20. 6. 
Memmel ' 22. 6. 
Dr. Mende *** 23. 6. 
Dr. Müller (München) ***  23. 6. 
Opitz 20. 6. 
Frau Dr. Orth 20. 6. 
Pawelczyk ***  23. 6. 
Richter *** 23. 6. 
Schmidt (München) *  18. 6. 
Dr. Schöfberger 20. 6. 
Dr. Schwencke *** 23. 6. 
Seefeld *  18. 6. 
Sieglerschmidt *** 23. 6. 
Dr. Frhr. v. Spies 20. 6. 
Springorum *  18. 6. 
Dr. Stark (Nürtingen) 20. 6. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates 
*** Für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) beurlaubt bis einschließlich 

Strauß 20. 6. 
Dr. Vohrer *** 23. 6. 
Walkhoff *  20. 6. 
Frau Dr. Walz *  19. 6. 
Dr. von Weizsäcker 18. 6. 
Wende 20. 6. 
Wiefel 20. 6. 
Frau Dr. Wolf *** 23. 6. 
Würtz 20. 6. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 18. Juni 
1973 auf die Mündliche Frage der Abgeordneten 
Frau Funcke (FDP) (Drucksache 7/769 Frage A 13) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Höchstbetrag gemäß 
Lohnsteuer-Richtlinien Abschnitt Aushilfskräfte anzuheben, um 
die Teilzeitbeschäftigung zu fördern? 

Vorschläge, die auf eine Erhöhung dieser für die 
Lohnsteuer-Pauschalierung maßgebenden Arbeits-
lohngrenzen abzielen, sind wiederholt an das Bun-
desministerium der Finanzen herangetragen und 
auch mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
erörtert worden. Bei diesen Erörterungen bestand 
aber stets Einvernehmen darüber, daß für die Höhe 
der maßgeblichen Arbeitslohngrenzen allgemeine 
wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Über-
legungen nicht ausschlaggebend sein können. Die 
Pauschalierungsregelung ist vom Gesetzgeber näm-
lich nur als Vereinfachungsmaßnahme, keinesfalls 
aber als Steuervergünstigung gedacht. Die Begren-
zung auf einen durchschnittlichen Tagesverdienst 
von 28 DM bzw. auf einen wöchentlichen Arbeits-
verdienst von 80 DM sowie die generelle Begren-
zung auf einen Stundenlohn von 8 DM muß viel-
mehr im Zusammenhang mit dem geltenden Lohn-
steuertarif gesehen werden. Bei Anhebung einer 
oder mehrerer dieser Höchstbeträge würde eine 
Pauschalierung auch in Einkommensgruppen zuläs-
sig sein, in denen der Pauschsatz von 10 vom Hun-
dert zu niedrig ist. In diesen Fällen ergeben sich 
nicht vertretbare Steuervergünstigungen. 

Die Bundesregierung kann daher im Augenblick 
eine Anhebung nicht in Aussicht stellen. Sie ist 
aber bereit, diese Frage im Zuge der nächsten Än-
derung der Lohnsteuer-Richtlinien nochmals zu prü-
fen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hermsdorf vom 18. Juni 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Höcherl (CDU/CSU) (Drucksache 7/769 Frage A 15) : 
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Werden Verpächter landwirtschaftlicher Grundstücke, die einen 
Teil der Früchte als Naturalpacht erhalten und diese Erträge 
veräußern, nach § 2 Abs. 1 UStG oder gemäß § 24 UStG be-
handelt? 

In dem vorgetragenen Fall richtet sich die umsatz-
steuerliche Behandlung des Verpächters danach, wie 
er die Verpachtung der landwirtschaftlichen Grund-
stücke nach einkommensteuerlichen Grundsätzen 
handhabt. 

Verpachtet er die Grundstücke im Rahmen seines 
landwirtschaftlichen Betriebes, so kann er für die 
Veräußerung der als Pachtentgelt vereinnahmten 
Naturalien die Durchschnittsbesteuerung des § 24 
des Umsatzsteuergesetzes anwenden. Das gleiche 
gilt falls es sich um eine Verpachtung des gesamten 
landwirtschaftlichen Betriebes handeln sollte und 
der Verpächter gewillt ist, das Betriebsvermögen 
während der Verpachtung fortzuführen. 

Hat der Verpächter dagegen dem Finanzamt er-
klärt, daß er die Verpachtung als Betriebsaufgabe 
behandeln will, ist die Veräußerung der Naturalien 
nach den allgemeinen Vorschriften des Umsatz-
steuergesetzes zu versteuern. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rohde vorn 18. Juni 1973 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten von 
Schoeler (FDP) (Drucksache 7/769 Fragen A 28 und 
29) : 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß, solange die Ein-
satzmöglichkeiten von Zivildienstleistenden im sozialen Bereich 
nicht voll ausgeschöpft sind, die Erschließung weiterer Tätig-
keitsfelder nicht notwendig ist? 

Wieviel zivildienstplätze im sozialen Bereich werden nach 
Inkrafttreten des Zivildienstgesetzes zur Verfügung gestellt 
werden können? 

Der Deutsche Bundestag hat im Mai 1973 ein-
stimmig eine Entschließung angenommen, über den 
sozialen Bereich hinaus in erforderlichem Umfang 
weitere Tätigkeitsfelder für den Zivildienst mit dem 
Ziel zu erschließen, jeden Wehrdienstverweigerer 

im Interesse der Dienstgerechtigkeit zum Zivildienst 
heranzuziehen. 

Diese Entschließung wird die Bundesregierung 
berücksichtigen. Allerdings will ich an dieser Stelle 
hinzufügen, daß auch weiterhin das Schwergewicht 
unserer Bemühungen darauf gerichtet ist, die 
Arbeitsmöglichkeiten im Sozialbereich voll auszu-
schöpfen. 

Das neue Gesetz über den Zivildienst erleichtert 
die Anerkennung von Einrichtungen im sozialen 
Bereich. So kann unter bestimmten Voraussetzun-
gen in Zukunft auf den Kostenbeitrag verzichtet 
werden, der an sich für die Beschäftigung von 
Dienstleistenden an den Bund zu entrichten ist. Da-
durch wird für wirtschaftlich schwache Beschäfti-
gungsstellen ein Anreiz zur Beschäftigung von Zivil-
dienstleistenden geschaffen. 

Wenn die neuen Vorschriften zur Änderung des 
Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst in Kraft ge-
treten sind, bestehen bessere Voraussetzungen, in 
Zusammenarbeit mit den Spitzenverbänden der 
freien Wohlfahrtspflege die Zahl der Arbeitsplätze 
im Sozialbereich zu erhöhen. Über die voraussicht-
liche Zahl der auf diese Weise entstehenden Plätze 
liegen zur Zeit allerdings nur unverbindliche Schät-
zungen vor. Deshalb bitte ich um Ihr Verständnis, 
daß zunächst Erfahrungen gesammelt werden müs-
sen, bevor genaue Zahlen genannt werden können. 

Eine Ausweitung wird sich u. a. auch dadurch er-
geben, daß in Zusammenarbeit mit dem Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit als ein 
neuer Tätigkeitsbereich die offene Sozialarbeit an 
Alten und Behinderten in Großstädten und Ballungs-
zentren für den Zivildienst erschlossen werden soll. 

Hinzu kommt, daß der Unfallrettungs- und Kran-
kentransportdienst im gesamten Bundesgebiet un-
gefähr 3000 zusätzliche Hilfskräfte benötigt. Auch 
in diesem Bereich können Zivildienstleistende tätig 
werden. In Hessen führt der Landesverband des 
Deutschen Roten Kreuzes in Zusammenarbeit mit 
dem hessischen Sozialminister bereits mit Erfolg 
einen entsprechenden Versuch durch. Die dabei ge-
wonnenen Erfahrungen sollen für alle Bundesländer 
genutzt werden. 
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